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VORWORT. 



In einem hapfigen und näheren Verkehr mit Studirenden 
der Rechts- und Staatswissenschaft» in welchen mich das sca- 

deraische Lehramt seit einer Keihe von Jahren geführt hat, 
habe ich mich im aufrichtigsten Interesse für das Gedeihen des 
academiachen Stadiums und für die Heranbildung tüchtiger 
Staatsbeamten vielfach bemüht, die Bedürfiusse der Studirenden 

kennen zu lernen und mich fortwährend ira Geiste in ihre Laffe 

D 

ZU versetzen. Was ich dereinst in meinen eigenen Studien- 
jahren, WO mich schon die Hoffirang beseelte, selbst einmal als 
academischer Lehrer wirken zu können, und wo deshalb meine 

Aufmerksamkeit bereits auf die academischen Lehr- und Lem- 
methoden, sowie auf das Betreiben des Studiums von Seiten 
der Studirenden gerichtet war, über die Art und Weise des 
Studiums wahrgenommen habe, hat sich auch während der Zeit 
der Ausübung meines Lehramts vielfach wiederholt und zum 
Theil bestätigt. Das Resultat dieser, auch von manchen ande- 
ren academischen Lehrern bestätigten, Wahmehmungen ist, dass 
das Studium der Bechts- und Staatswissenschaft von verhält- 
nissmässig nur Wenigen von Anfang an mit einem freien Ueber- 
blick über das Arbeitsfeld und planmässig, sowie auch mit wis- 
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senschaftlichem Ernst und Eifer, betrieben wird, dass aber bei 
weitem die Meisten der Studirenden, von denjenigen gar mcht 
ZU reden» denen überhaupt das Studium Nebensache oder eine 
Last ist, ihr Studium fast die halbe Studienzeit hindurch und 
oft noch länger nach oberflächlichen Traditionen und im blinden 
Autoritätsglauben einrichten und meist erst zu spät durch 
Selbstdenken dahinter kommen» wie wenig ihr Studium dem 
Gegenstand entsprechend eingerichtet gewesen ist und wie es 
wohl hätte eingerichtet werden können und sollen. Mangel 
an Organisation, ja oft gänzliche Planlosigkeit des Stu- 
diums ist das Grund- und Hauptgebrechen, an dem das Stu- 
dium der Rechts- und Staatswissenschaft leidet. Mancher Stu- 
dirende fühlt von Anfang des Studiums an das dringende Be- 
dürfniss nach Anhaltepunkten und Kegeln für das Angreifen 
und Weiterbetreiben seines Studiums, ohne aber zu wissen, wo- 
durch es ihm befiriedigt werden kann. Dass die Encydopädie 
der Fachwissenschaft und die daran sich schliessende Methodo- 
logie des Studiums derselben gerade diesem Bedürfniss entgegen- 
kommt und jenen freien Ueberblick über das Arbeitsfeld eröff- 
net, der die Methodik des Studiums bedingt, das bleibt Vielen 
verborgen, zumal Denen, welche die Encydopädie und Metho- 
dologie für entbehrlich halten oder als eiue nur untergeordnete 
Disciplin ansehen. Soll also jenem Grund- und Hauptgebrechen 
des Studiums abgeholfen werden, sollen die daraus entstehen- 
' den vielen und grossen nachtheiligen Folgen desselben vermie- 
den werden j so muss das Studium der Encydopädie und Me- 
thodologie mehr zu Ehren kommen, als es bisher der Fall war, 
und dafür mögen zunächst die hohen deutschen Unterrichts- 
ministerien, die Directoren der Gymnasien durch Hinleitung 
der Abiturienten, die academischen Lehrer in ihren Wirkungs- 
krasen und wo mögUch die Studirenden selbst Sorge tragen. 
Die Vorlesungen über Encrjrolopädie der Bechts- und Staats- 
wissenschaft, namentlich über die noch bagatellmässig betriebene 
Methodologie des Studiums jener Wissenschaften mögen selbst 
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VII 



noch Manches m wünschen übrig lassen; dagegen an trefflichen 
Büchern der Encyclopädie derselben fehlt es nicht, besonders 
haben solebe über die üneydopädie der Eeohtswiasensohafb in 
den letzten zwanzig Jahren der encyclopädischen Bamtellung 
eine erneuerte Richtung und höhere Bedeutung verliehen. Da- 
gegen gebricht es ganz an Methodologieen oder Lehrbüchern 
oder Jjeittädesk des Studimns der Beehts- nnd Staatsviflsen- 
Schaft; wahrend früher kurze Anwdsnngen dazu den Enejolo- 
pädieen angehängt zu werden pflegten, haben neuere derartige 
Werke sie entweder ganz weggelassen oder noch mehr verkürzt. 
Dennoch sind gerade die Methodologieen für die Studirenden 
ein wahres Bedürfnisa nnd in der Üeberzeugung davon, so- 
wie in der Hofl&iung, den Studirenden der Rechts- und Staats- 
wissenschaft für ihr Studium dieses Bedürfiiiss zu befriedigen, 
veröffentlicht der Yerfl diese Methodologie. Wenngleich sie der 
Anlage und äusseren Anordnung nach den Lehrbüchern der 
Rechtswissenschaft ähnlich ist, so wagte Verf. es doch nicht, 
theils wegen des geringen Umfanges, theils wegen des mehr 
formalen Inhaltes, sie ein „Lehi*buch des Studiums der Bechts- 
und Staatswissenschaft" zu nennen, und begnügte sich mit der 
auf dem Titelblatt befindlichen Benennung. 

Von der üeberzeugung ausgehend, dass die zeitige Kennt- 
niss der Studirenden von etwa ihr Studium und ihre dereinsti- 
gen £zamenleistungen betreffenden öffentlichen Vorschriften 
theils zur Ordnung und Belebung des Studiums dienen, theils 
ihnen überhaupt zum Nutzen und zur Annehmlichkeit gereichen 
möchte, habe ich, soweit es mir nothwendig schien und mög- 
lich geworden, die einschlagenden Bestimmungen, welche mir 
von den hohen Ministerien auf mein Ansuchen mit dankens- 
werther Bereitwilligkeit mitgetheilt worden sind, den Studiren- 
den in einem Anhange zugänglich zu machen gesucht. Es 
konnte dies ermöglicht werden für die Studirenden Oester- 
reichSj Preussens, Baierns, Hannovers, Sachsens', Würt- 
tembergs, Kurhessens, Badens, Hessen-Darmstadts, 
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Braunsch weigs, Mecklenburg-Schwerins, Oldenburgs, 
Anhalt-Dessaus-, Kothens, Nassaus und der Thüringer 
Staaten. Sollten die übrigen deuteeben Staaten ebenfalls noch 
einaeblagende Bestimmungen haben und die Ministerien der- 
selben sie im Interesse der Sache mir mitzutheilen geneigt 
sein, so wäre ich daiiir sehr dankbar und es könnte davon 
später Qebrauob gemacht werden. 

Jena, am 24 Deoember 1862. 

H. Ortloft 



Digitized by Google 



UfHALTSÜBEßSICHT. 



Einleitung. 



§. 1. Begriff der Methodologie 1 

§. 2. TorauBsetKimg der Mefhodologie . . « 1. 

§. 3. Zweck der Methodologie * 8 

§. 4, Grandzug der Methodologie 5 



§• 5. Allgemeine Yoranssetsungen emoB gedeihlichen Stndioms .... 6 

Allgemeiner TheiL 

Die Seohts- und Staatswisaansolialt und ihr Studium 

im AUgemeineii. 

Titel I. 

EncyclopSdischc Stellung der iiechts- und Staats Wissenschaft, ihr 
System und ihre Hülfswiasenschaften. 

Capitel I. 

Organischer Ztisammenhang' äer Rechts- und Staatswiss en- 



sohaft mit der GesammtwissenBOhaft und mit einander. 

§. 6. Die "^1« Hang der Beehts- und Btaatewisseiiscbaft im System der 

Wissenschaft 8 

§. 7. Organischer Zusammenhang der Bechte« und Staatswiisenschaft . 11 

Capitel n. 

Die Bechtswissensohaft und ihre HAlfswiesenscIiaften. 

§. 8. Haoptfhelle dar Beeihtevittenscliaft 13 

§. 9. Kebenthefle und H^UOraissensohaften der Beohtswiasensol^ift . . is 



Digitized by Google 



X iuiiallsubcrsiclit, 

8«it« 

Capitel m. 

Die StaatewisBenschaft und ihre HülfswiaBeaeehaften. 

§. 10. Hauptthefle der Staatewissenadiaft 21 

§. 11. Nebenthellb und Hfilfswiflsensohaften der StaateviBsenschaft ... 90 

Titel II. 

Die MeÜiodik der wissenschafitlichen Bearbeitung und des Sta- 
diums der Beehts- und StaatswisBeuscliaft 

Capitel I. 

GoBchicbtlicher Ueberblick über die Methodik der Beohts- 



wiseenechaft. 

§. 12. Die exegetisch- commenlir ende Methode 32 , 

§. 13. Die Methode der Scholastik 33 

§. 14. Die Methode des hmnamstbohen 2«eita1terB 34 

§. 15. Die Entstehung der philosophisohen oder rationellen Methode . 86 

§. 16. Die Methode dogmatiech^BystematiBoher DarBtellong 37 

Gapitel II. 

■ 

GeBchiohtlicher Ueberblick über die Methodik der Staats- 

wiSBenachaft. 

§. 17. Die rationelle Behandlung der StaatawiBBonBohaft 40 

§. 18, Die empiiiache und dogmatisch •systematisehe Behandlung der 

StaataviBaensohaft 44 



Capitel m. 

Die gegenwärtige Methodik der Beehts- und Staata- 

wisaenschaft. 

§. 19. Grundeäge der Methode der wissenBchaftlichML Bearbdtang und 

des Studiums s. g. positiver und praotiacher Wiasenschaftcn 47 
§. 20. Im Besonderen von der Methodik der Bechtswissenschaft und 



ihres Studiums 49 

§. 21. Im B< pr)7 Ir r« n v(m der Methodik der Staatswisswschaft und 

ihrus Ötudiumö .62 

Capitt'l IV. 

Allgemeine Voraussetzungen des Studiums der Beehts- und 

Staats Wissenschaft. 

§. 22. Moralische Grimdlagen Ö6 

23. Intellectuelle Grundlaj^rn 57 



§. 24. Wissenschaltlicher Ernst und liegeisterung lür das Studium . . 58 



Digitized by Google 



Inhaltsübersicht 



Seite 

Besondcror 'i'heil. 

Die einzelnen Kegeln des Studiums der Beclits- und 

StaatswissensoliafL 

Titol 1. 

Mittel, Wege und Einrichtungen für das Studium der Rechts - 

und Staatswisscuschaft^ 



Capitel L . 

Vom theoreÜBchen und practischen Unterricht 

§. 25. Yeihiltiiias der theoretischen und praktischen Ausbildimg ... 61 
§. 26. Ton den acädemischen Vortragen über die Theorie der Rechts- 

und Staatswissenschaft • . . ^ 64 

§. 27. Benutzung der academischen Vorträge durch die Stadireuden . 74 
§. 28. Von den s. g. Repetitorien, Ezammatorien , Diqputatorien und 

CoDversatorien • 80 

§. 29. Practisclie Uebungen in der Rechtswissenschait 84 

§. 30. Practische Uebungen in der Staatswissenschaft 90 

Capitel IL 
Das Selbst- und Priratstadiam. 

♦ 

§. 81. Das Studium der Autodidacten dS 

§.32. Das SU dem academischen Unterricht hinzutretende Privafstudium 95 

Capitel III. 

Ordiiun^' des Studiums im Allgemeinen. 

§. 33. Dauer und Xutzung^ der Studienzeit 102 

§. 34. Von der Einhaltung einer Studienorduung 104 

§. 35. Von der Berfictniohtigung der Studien- und Examenrorschrifken .106 



Titel n. 

Anorduuiig und Ueihenfolge des Studiunis der eiiizeliieu 
Disciplinen (Studienpläne). 

Capitel 1. 

Vertheilung der Disciplinen für das Studium der Beehts- 

Wissenschaft 



§. SC). Stadien des ersten Halbjahres lOf^ 

§. 37. Studien des zweiten Halbjahres ,-..111 

§. 38. Studien des dritten Halbjahres 112 

§. 39. Studien des vierton Halbjahres 113 

§. 40. Studien des fünften Halbjahres 114 

§. 41. Studien des sechsten Halbjahres 116 

§. 42. Stadien des siebenten Hall^ahxes . , 116 

§. ,48. Stadien des achten Halbjahres 116 



Digrtized by Google 



XII 



Inhaltsübersicht. 



Seite 

Capitel II. 

Vertlieilung der Disciplinen beim Studium der Staats - 

wiaBPiiHcti;! ff. 

§. 44. Modificationen nach den äusaeren Zwecken des staatswisseu - 

schaftlichen Sttidiumg X 18 

§. 45. Vorbei eitung zum Stiulium der Staatswisseuscbaflt 120 

§. 46. Studien des ersten Halbjahres 121 

§. 47. Studien des zweiten Halbjahres 122 

§. 48. Studien des dritten Hallijahrcs 123 

49. Studien des vierten Ibilbjahics 124 

§. 50. Studien des fünften flalbjalires 124 

§. 51. Studien des sechsten Ilalbjalires 125 

§. 52. Studien des siebenten Halbjahrea 127 

§. 53. Studien des achten Halbjahres 127 

Beilagen. 

I. Beilage. Juristischer Studienplan 130 

II. Beflaoe. Staatswnssenschaftlicher Studienplan 131 

III. Beilage. Statuten des staatswisscnschuftlichen Seminars auf der 

üniversitiit zu Jena 132 

Anhang. 
Deutsche Studien« und Examenordnungen. 

I. Kaiserthuin Oesterreich 185 

II. Königreieh Prcussen * 145 

III. Königreich I^aiern 147 

IV. Königreich Hannover IGO 

V. Königreich Sachsen 168 

VI. Königreich Württemberg 204 

VII. Kurfürstentlium Hessen 205 

VIIT. Grossherzogthum Baden 216 

IX. Grossherzogthum Hessen 222 

X. Grossherzogthum Mecklenburg-Schwerin 241 

XI. Grossherzogthum Oldenburg 248 

XII. Grossherzogthum S. Weimar n. Fürstenthümer Schwarzburg . . 258 

XIIL Ilerzogthum Anhalt-lJessau-Köthcn 262 

XIV. Herzogthum Braunschweig . . ♦ ^ 272 

XV. Herzogthum Nassau 278 

XVI. Herzogthum S. Altenburg 287 

XVII. Herzogthum S. Coburg- Gotha 289 

XVIII. Herzogthum S. Meiningen 298 



)ogle 



Einleitung. 



§• 1- 

Begnil der Methodologie. 

Jede Arbeit, die mit einem im Verhaltniss zum Kialtaulwand 
stehenden Erfolg betm !> n werden soll, bedarf einer planinassigen 
und öconomischen Verwtüidung und Vertheihmg der Arbeitskräfte 
zur Bewältigung des Arbeitsstoffes Uebri sthlagung der Beschaf- 
fcnheif des letzteren ist die Voraussetzung für die Bestimmung 
des Kraft aufwand es Die richtiaje und zweckmässige Organisation 
der Arbeit ist namentlich bei dem Anbau eines Wissenschaftsge- 
bietes die Bedin2:nn2: eines raschen und sicheren Gedeihens der 
Arbeit. Die Organisation des Studiums einer Fachwissenschaft zu 
kehren, ist Aufgabe der Methodologie; sie ist die Lehre 
von dem Gebrauch der richtigsten Methode zur Erlernung einer 
Wissenschaft. Da die Methodologie ihrem äusseren Zweck nach ein 
Wegweiser für Anfänger in dem Betreiben eines Studiums ist, 
wird sie auch Hodegettk genannt i). 

§• 2- 

Voraussetzung der Methodologie. 

Die Methodologie setzt nothwendig eine Üeberschlagung des 
zu bebauenden Wissenschaftsgebietes nach seiner Höhe und Tiefe 



■) E. Q, Scheid 1er, Gnmdlinieii der Hodegetik, 3. Anagr. Jena 1889, 
u. Paränesen für Studirende. Zur Methodik des ecademiediai StudiamB. 
Jens 1840. S. XII.: «Die Hodegetik ertheilt einen wisteaeohaftlichen, eleo 

systematischen, streng zusaramenhaiigendeu Unterricht über die rechte 
Methode des academisohen Studiums und Lebens.« C. Kirchner, Hode- 
getik, oder WegyreiBer zur UniTersität för Studirende, Xjeipsig und Got- 
tingen 18Ö2. 

M. 0 r Uo rr, Iklbodologie d. B«chts- s. Slsils«i«M*Mlwft- t 
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and nach seinem ganzen Umfang voraus. Eine Uebersicht über 
den Zusammenhang einer Fachwissenschaft mit der gesammteu 
Wissenschaft, über die Grundzügo jener und über ihren organischen 
Bau als eine Einheit zu geben, ist Aufgabe der Encyclopädie 

Die Melhode lür die Erlernung einer Fachwissenschart kann 
demnach erst vollstaiidii^ bci^nfTon werden, wenn man deren (ie- 
sammthau und Inhalt zu uberljücken vermag. Daher wird die 
Mctliiulologie des StiHlniins einer Wissenschaft in unmittelbaren 
An>chliiss an dio Encyclopädie derselben gebracht und kann ihr 
als Anhang, sowohl bei acadenii^chen Vorlesungen als auch in 
Lehrbüchern anjjeschlussen werden. 

Der Philosoph Schell ini; sprach in der ersten seiner im 
Jahr 1802 zu Jena über die Methode des acadeniischen Studiums 
gehaltenen Vorlesungen die liir jeden Anfänger im Studium einer 
Wissenschaft denkwürdigen und beherzigungswerthen Worte aus: 
»Der besonderen Bildung zu einem Fach sollte die Erkenntniss 
des organischen Ganzen der Wissenschaften vorangehen. Derje- 
nige , welcher sich einer besonderen ergiebt , muss die Stelle , die 
sie in diesem Ganzen einnimmt, und den besonderen Geist, der 
sie beseelt, sowie die Art der Ausbildung kennen lernen, wodurch 
sie dem harmonischen Bau des Ganzen sich anschliesst, die Alt 
also auch, wie er selbst diese Wissenschaft zu nehmen hat, um 
sie nicht als ein Sciave, sondern als ein Freier und im Geiste des 
Ganzen zu denken«. Es wäre wünschenswerth, dass angehenden 
Studirenden oder schon den Aspiranten des academischen Studiums 
in dem letzten Halbjahr der Gymnasialbildnng Gelegenheit geboten 
würde, durch eine kurze Encyclopädie der Wissenschaften oder 
durch die Skizzirang eines Systems derselben sich einen lieber- 
blick über das Wissensdiaftsganze zu versdiaffen Es würde 
dadurch dem unüberlegten oder aus bloss äusseren Gründen er- 
folgendcii Bestimmen für das Studium der oder jener Fachwissen- 



') S. des Vorf. Schrift: Die ETicyclopiulie der Keclitswissenschaft in 
ihrer gc^'-on wart iircii IJedeutunj?, Jona JHnT, S. 7—10, 88. 80, 103, 111 — 152. 

Kiuc preus-sische Ministerialverorduuug v. 4. Februar 1838 verpflichtet 
nur die Gymnasialdirectoren , den Primauem vor ihrem Abgang- zur üni- 
▼ersitSt eine Anleitung zur richtigen Benntcnng der academischen Laufbahn 
SU ertheilen. Dies versuchte C. Kirchner (Bector an der Landesschule 
Pforta) in der erwähnten Hodeg^tik von 1863 und schcm früher in der 
Mmdemischen Propädeutik » Ldpzig 1843, 1>eB0ndw8 im dritten TheÜ. 
S. 226 — 436, der Ton der Wissenschaftskuiule handelt 
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Schaft und den sich daran oft knüpfenden nachtheiligen Folgen 
eher vorgebeugt werden. Jedenfalls soll aber die gleich beim 
Anfang des acadeniischen Studiums zu betreibende £ncyclopadie 
der Fachwissenschaft Das bieten , was oben Schellings Ausspruch 
fordert. Auf dieser ruht dann erst, wie erwähnt wurde, das volle 
Verständniss der Methodologie des Studiums der Fachwissenschaft. 
So ist denn auch diese Methodologie hauptsächlich für Diejenigen 
berechnet, welche bereits die Encyclopädie der Rechts- und der 
Staatswissenschaft sich zu eigen gemacht haben. Um aber die 
hier gebotenen Regeln doch auch für den ersten Beginn des Stu- 
diums oder auch Denen, die dennoch die Encyclopädie nicht stu- 
diren zu müssen oder entbehren zu können glauben, zugänglich 
zu machen, wird im Allgemeinen Hieilt Tit. 1. Gap. 1. die Skizze 
eines Systems der Wissenschaften und des Organismus der Rechts- 
uod Staatswissenschaft folgen. 

§. 3. 

Zweck der Methodologie. 

Der Zweck der Methodologie, welcher zum grössten Theil auch 
ihren Inhalt dureh(lrinG;t , ist, den Studirenden der Fachwissen- 
schartf n vom Anbeginn ihrer Studion eine Anweisung zu ertheilen, 
in welcher Art und Weise sie von den e;eistigen Hülfsmitteln des 
Studiums für sich den erfahrungsmässig vortheilhaftesten Gebrauch 
machen und das Studium überhaupt einrichten können, nicht nur 
um den Anforderungen der Staatsprüfungen vollkommen zu genügen, 
sondern um für ein ganzes wissenschaftliches Leben einen sicheren 
Grund zu legen. 

Wenngleich Jeder, der sich aucl) oline eine solche Anweisung 
dem Studium einer Wissenschaft hingiebt, etwa nach gebotenen 
äusseren Gelegenheiten oder oberflächlichen Traditionisn der Fach- 
genossen, nach and nadi und oft erst am Ende seiner Studien 
aus seiner eigenen Erfahrung gewisse Regeln für die zwedunässige 
Einrichtung des Studiums erkennen lernt, so erwacht doch diese 
Erkenntniss für den Studirenden meist unvoDkommen und zu spät 
und damit verbindet sich häufig das Bewusstsein, dass die Arbeit 
in der für sie bestimmten Zeit anders hätte organisirt gewesen 
sein sollen. Um die Erfahrungen, die der planlos und ohne Orga- 
nisation Arbeitende theilweis an sich machen würde, und namentlich 
diejenigen, welche von Anderen gemacht worden sind, dem Studi- 
renden von Anbeginn seines Studiums an zugängHch zu raachen und 
ihn davon für sein Studium Nutzen ziehen zu lassen, sind sie in 

l* 
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Regeln zusammengefasst worden, welche den Inhalt der Methodologie 
bilden Vorzugsweise ist die Methodologie auf die Betreibung des 
academischen Studiums berechnet, indessen bietet sie auch die 
erforderlichen Anweisungen für blosse Autodidacten, 

Schölling machte in der erwähnten Vorlesung noch auf 
einen anderen Zweck aufmerksam : »Der Eintritt in das academische 
Leben ist in Ansehung des Studirendeo zugleich die erste Befreiung 
vom blinden Glauben ; er soll hier zuerst lernen und sich üben» 
selbst zu urtheilen. — Aber der Jüngling, wenn er mit dem 
Beginn der academisdien Laufbahn zuerst in die Welt der Wissen- 
schaften eintritt» kann, jemehr er selbst Sinn und Trieb für das 
Ganze hat, desto weniger einen anderen Eindruck davon erhalten 
als den eines Chaos» indem er noch nichts unterscheidet, oder 
eines weiten Oceans» auf dem er sich ohne Compass und Leit* 
Stern versetzt sieht. Die Ausnahmen der Wenigen, welchen früh- 
zeitig ein sicheres Licht den Weg bezeichnet, der sie zu ihrem 
Ziele führet, können hier nicht in Betracht kommen. Die gewöhn- 
liche Folge jenes Zustandes ist: hei besser organisii leü Köpfen, 
dass sie sich regel- und oidnungslos allen möglichen Studii fi 
hiii£?el)en, nach allen Richtungen schweifen, ohne in irgend einer 
bis 711 dem Kern vorzudringen, welcher der Ansatz einer allseitigen 
und unendlichen Bildung ist, oder ihren fruehtiosen Versuclien 
im holen Fall etwas anders als. am Ende der acadennschen 
Lautbaiin , die Einsicht verdanken , wie Vieles sie umsonst gethan 
and wie vieles Wesentliche vernachlässigt; bei Anderen, die von 
minder gutem Stoffe gebildet sind , dass sie gleich Anfangs die 
Resignation üben, alsbald sich der Gemeinheit ergeben und 
höchstens durch mechanischen Fleiss und blosses Auffassen mit 
dem Gedächtnisse so viel von ihrem besonderen Fach sich an- 
zueignen suchen , als sie glauben, dass zu ihrer künftigen äusseren 
£xistenz nothwendig sei. Die Verlegenheit, in der sich der Bessere 
in Ansehung der Wahl sowohl der Gegenstände, als der Art seines 
Stadirens befindet, macht, dass er sein Vertrauen nicht selten 
Unwürdigen zuwendet, die ihn mit der Niedri^eit ihrer eigenen 
Vorstellungen von den Wissenschaften oder ihrem Hass dagegen 
erfüllen. Es ist also nothwendig, dass auf Universitäten öffenüidher 
aUgemeiner Unterricht über den Zweck, die Art, das Ganze und 
die besonderen Gegenstände des academischen Studiums ertheüt 
werde«. Schellin g deutete hier auf eine allgemeine Methodik 
oder Hodegetik des academischen Studiums überhaupt hin und 
in der That muss eine solche dem Anfänger dringend empfohlen 
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werden. Sie giebt überhaupt Regeln über das academische Siiidiuiii, 
welche die Methodologie des Fachstudiums als besondere zur 
Grundlage hat »). 

Grandzug der Methodologie. 

Aus dem Vorgehenden ergiebf sich, (iasfi die Methode des 
Studiums der InbegriÜ der ans der Erfahrnii.^ abstrahirten allge- 
meinen und besonderen Rep;eln der Betreihiinp; desselben ist. Der 
Inhalt und der Zweck dieser Regeln ist ein rein practischer; zur 
Regel selbst werden Sätze erhoben, deren Befolgung am sichersten 
und vollständigsten, aber auch am leichtesten zur Erlangung des 
gewünschten Wissens in dem gewählten Wissensgebiete führt, 
welche zu dem Zwecke des Studirens am besten hinleiten, welche 
am zweckmässigsten sind. Die Zweckmässigkeit und Nütz- 
lichkeit ist demnach der Grundzug der Methode des Studiums; 
sie besteht aber nicht bloss in der Leichtigkeit und Bequemlichkeit 
der Aneignung des Wissens (iir die Studirenden, wonach die 
moderne Jugend, wie im materiellen GeschäfUsleben so auch beim 
Studium der Wissenschaften und Künste, nur zu häufig strebt, son- 
dern sie wird durch die Zweckgemässheit des Studirens» d. h* 
durch dessen Zweck, das gründlichste und vollständigste Wissen 
zu erlangen , principaliter bestimmt. Diejenigen Mittel zur Er- 
reichung dieses Zweckes, welche sich erfahrungsmässig als nützlich 
und gut bewährt haben, sind die zweckmässigsten und diese ihre 
Eigensch.dt ist der Grund, weshalb ihr Gebrauch vorgezogen und 
zur Regel erlioben wird Die Probe, durch welche eine sulrhe 
Regel ihre Lkniassigkeit zu Ix'währen hat, ist die Erfahiung; 
wo aber Sell)sterrahnu<g fehlt , inuss die Krfahriinij; Antl(»rer aus- 
helfen. Daher sollen dem Aulanger in der Be(ff'il>!!n!:j; eines 
Studiums die über dessen richtiirste und ho^N> Mdliode von 
Anderen gemachten l^rfahi-uni];(Mi zui^anglich gemacht werden. Un~ 
znreicbeiul und leicht unrichtig, mindestens einseitig sind jedoch 
die lilrlälirungen , di(» von älteren Studirenden selbst nur noch 
mangelhaft gemacht sein können , weshalb ernstlich vor den noch 
so vielfach in blindem Autoritätsglauben befolgten Traditionen der 
CommUitonen gewarnt werden muss und der Anfänger ihnen 



•) Die in $§. 1 a. 8 erwähnten Schriften euthalten ailgemeine Einfüh- 
rongen in das academuche Stadinm ftberhaopt. 
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gegenüber nicht genug zur Prüfung des Grundes derselben er- 
mahnt werden kann. Die zuverlässigsten Erfahrungsregeln sind die 
von den academischen Lehrern, bcsoiuli is von denjenigen auf- 
gestellten, vvolche sich mit steter Beobachtung des academischen 
Studiums und der liediirfnisse der Studirenden, im lebiiaitcn 
Vorkehr mit ilinen bewegen und deshalb sich in ihre Lage versetzen 
kunnen, also eine gewisse Stndionpsvchofogie zu treiben (jeicgen- 
heit haben, mehr noch von dc»i)ci)i<j;cii Lehrern, welche dur-ch die 
Lehre der Encyclopädie und Methodologie selbst die grimdlichsten 
Studien über Methoden gemacht haben müssen und dadurch ein 
tieferes Sachverständniss ia diesem Bereich vor Anderen voraus 
haben. 

§. 5. 

Allgemeine Voraussetzungen eines gedeihlichen 

Studinms. 

Die Kenntniss der zweckmässigsten Methode für Erlernung 
einer Wissenschaft bleibt ohne Erfolg, wenn nicht ein moralischer' 
Grund und ein ernstes wissensehaftlich(»s Streben vorhanden ist ~ 
die erste Voraussetzung eines iicdeililirtif n Studiums Das Be- 
wusstsein von der Erhabenheit der Wissenscliart und die Ahnung 
von der Bedeutung ihrer künftigen Anwendnr)!! muss dieLiebe zum 
Studium und Ehrfurcht vor den zu enthüllenden Mysterien und 
Orakeln der Wissenschaft, sowie Achtung vor ihren Vertretern 
erwecken und fortwährend das Slr(^ben ernidiren, mit Ueberwin- 
dung der Schwierigkeiten mehr und mehr in die Tiefen der Wis- 
senschaft einzudringen, die verborgenen Schätze zu heben und 
nach und nach Herr über ihr Gebiet zu werden. Wer von diesen 
Ideen eines sittlichen Strebens belebt und erfüllt das Studium 
seiner Wissenschaft betreibt, wird es unter Anleitung der Metho- 
denlehre zum frischen Gedeihen führen und bald bessere Früchte 
ernten a]s £iner, der von dem heutigen Tages immer noch hen*- 
scheudep materialistischen Zug ergriffen ist, sein Studium als 
blosses Fach- und Brodstudium betrachtet und in dessen Betrei- 



') Die Arbeitsscheu der höheren Stände und der durch Wohlhaben- 
heit bevorzugten Volksklassen zeigt sich auch sehr hauhg auf den Univer- 
sitäten — rühmliche Ausnahmen natürlich auch hier. Aber die Erfahrung 
ytied jeder Beobachter des ümreirntätslebens gemacht haben, dass die 
Strebsamsten m grosser Mehrsalil eben nicht in glänzenden Lebeiuyerhalt- 
nissen aufgewachsen sind. 
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bung nur eine zwingende Nothwendigkeil, um den Erfordernissen 
der Examina zu genügen, und eine Brücke zur baldigen, wenn 
auch dürftigen Versorgung, erkennt. Wer keinen höheren Zweck 
und Sinn mit zur Universität bringen kann und will, thäte besser 
davon zu bleiben, nmsomehr als die Zeit vorbei ist, wo noch das 
Stadium einer Wissenschaft zu einer baldigen Versorgung im 
Staatsdienst fährte und nur mittelmässig oder nothdürftig wissen^ 
schaftlich Gebildete nach blosser Pfuscherei in der »Kunst des 
Studirens« im Staatsdienst noch weiter vorschreiten konnten. 
Gewedct und belebt wird jenes höhere Streben, die Liebe zur 
Wissenschaft, durch Ansprachen an das Gemüth oder Herz der 
studirenden Jugend, um sie mit einer nachhaltigen Begeisterung 
für das Sudium zu erfüllen. Diese Ansprachen sind die Paränesen 
oder aufrichtenden Erbauungen im wissenschaftlichen Streben, ge- 
gen welche der Studirende sein Ohr uiui Aui^e nicht verst hliessen 
sollte, sowenig als er es ge2;en die Stimmt» der Religion verschliessen 
darf; auch ohne deui Studium der Theoloi^io sich zu widmen 

Eine zweite Voraiissetzimii dos (iedeiliens academisoher Stu- 
dien i&t bei unzweifelhafter iiiMstiirer Hefahigimg die gehurii{e Aus- 
rüstung mi( denjofiiijtMi Vorkcruitnissen in Sprachen, Mathematik, 
Naturlehrc r,«M)i4riiphie , Geschichte u. s. w. wolche den Begriff 
einer allgemeinen oder humanistischen Vorbildung, wie sie auf 
den besseren deutschen Gymnasien zur Ahiturientenprüfung erfor- 
dert wird, erfüllen Was während der Gymnasialbildung versäumt 
wird, kann selten nachgeholt werden, weil es später dazu an Zeit 
und Lust fehlt. Wenn es aber an den Elementen mangelt, so wird 
der wissenschaftliche Bau auch nur mangel- und lückenhaft werden 
können und das Studium der Fachwissenschaft muss dann ein 
mühseliges, unerquickliches und zerrissenes Erfassen von todten 
Formeln und ein mechanisches Peinigen des Gedächtnisses werden. 
Der Grund, warum auf ausserdeutsdien Universitäten die Studien 
der einzelnen Wissenschaften, selbst trotz ausgezeichneter Lehrer 
und Hülfsmittel, nicht recht gedeihen wollen, ist hauptsächlich in 
der mangelhaften Vor- oder Gymnasialbildung zu suchen. 



') Scheidler, Hodegetik S. 2B. 

Scheidler, Paränesen für Studirende, Jena 1840. 
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Allgemeiner TheiL 

Die Rechts- und Staatswissenschatt und ihr Studium 

im Allgemeinen. 



Erster Titel. 

Encyelopädische Stellung der Rechts- und Stjiatswissenscbail, 
ihr System uod ihre Hülfswissenschaften* 



ErBteB CapiteL 

Organischer Zusammenhang der Rechts- und Staats Wissen- 
schaft mit der Gesammtwissenscbaft und mit einander. 

§. 6. 

Die Stellung der Rechts- und Staatswissenschaft 
im System der Wissenschaft. 

Die althergebrachte Gliederung der Wissenschaft nach dem 
ZweclL, in theoretische und practische, und danach in Philosophie« 
Theologie, Medicin und Jurisprudenz, sowie andere Eintheilungen 
nach den Quellen des Wisseiis oder auch nach den Geisteskräften 
sind ungenügend . weil sie willkiihrliche sind »). 

Die Wissenschaft ist durch Sprache und Schrift fixirtos und 
organisch gegliedertes Wissen. Von der Natur, dem Zweck und 
Object desselben muss die Eintheüung der Wissenschaft oder des 
Vereins der Wissenschaften hergeleitet werden. Wissen ist dau- 
ernde Erkenntniss des Seienden und sein Zweck die Erreichung 
der Harmonie des Menschen in sich und mit dem Sein ausser 
sich. Das Sein ist Object des Wissens und dieses, soweit der 



') 8. auch die Eintheilung Kirch iiern in der academischcTi Propä- 
deutik S. 234 ff. in allgemeine und besondere Wissenschaften, weiche letztere 
wieder in formale, reale und ideelle zerlegt werden. 
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menschliche Geist es zu erfassen vermag, ist ein dreifaches: die 
Natur, die sitthche Weltordnung, und die Menschheit. 

Hiernach zerfällt das Wissen und die Wissenschaft in drei 
grosse Ilaiiptgruppen, welche im engsten organischen Zusam- 
menhang ste hen und in deren Zusammenwirken zu jener Harmonie 
des mi iixiilit hon Daseins, wonach ja auch das Christentlium als 
höchstem Ziele strebt, der Schöpfungsplan sich zu erfüllen scheint >). 

I. Die Wissenschaft der Natur (Kosmologie) oder das bewusst- 
and willenlose Sein ausserhalb des Menschen. 

A. Die Mathematik als InbegriiT der durch Anschauung und 
Analyse erkannten Gesetze des Raums und der Zahl. 

B. Die Naturwissenschaften und Physik als Inbegriff der durch 
Beobachtung erkennbaren Erscheinungen und Gesetze der organi- 
schen und unorganischen Körperwelt. Dahin gehören im Einzelnen 
die Physiologie, Botanik, Chemie, Geologie, Geognosie, Minera- 
logie, Hydrologie u. s. w. 

C. Lehre von dem Schönen im Stoffe, in Form, Farbe, Licht 
und Ton, dessen Gesetze vom Menschen schon vermittelst des 
ihm eigenen Schönheitssinnes von der Natur abgelauscht werden 
und ihm selbst zur Darstellung des Schönen aus dem Stoffe ver- 
helfen. 

II. Dip Wissonsriiaft der sittlichen Weltordnuiig und iliies 
sie (hirclidringendcn Princips, welches in Gott zu suchen ist. Sie 
umfasst : 

A. Die Religionslehre (Dogmatik) als Lehre der durch Offen- 
barung und Tradition dem Glauben dargebotenen Sätze der im 
monschiichen Geist zur Realität gewordenen Ordnung, von der er 
selbst ein Theil ist. 

B. Die speculative Theologie und Metaphysik als Lehre der 
von der rellectirenden Verimnft synthetisch a priori erkennbaren 
Grundsätze über die höchsten Wahrheiten (Religionsphilosophie). 

UL Die Wissenschaft der Menschheit oder des Menschen 
(Anthropologie) als eines zum Theil den beiden vorigen Gebieten 
des Seins angehörigen, aber doch besonderen Seins. Nach dem 
im Menschen herrschenden Dualismus von Körper und Geist zer- 
fällt dieses Wissenschaftsgebiet in zwei grosse Ilaiiptgruppen : 

A. Die phvsische Anthropologie umfasst die Beziehnui^i n des 
Menschen als Koi perwesens zur iNatur in folgenden Abtheilungen : 



■) Walter, juristisch« Encyclopädie §§. 10 — 13. 
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1. Der Mensch als Körper ist Gegonstaiid der Physiologie, 
Pathologie, Therapie und anderer Zweige der s. g. Medicin. 

2. Die Kunst des Ackerbaues , des Bergbaues und die Tech- 
nologie t'iilii t zur BeiVietligung der körperlichen Bedürfnisse durch 
Dienstbarmachnng der iSaturkräfte. 

B. Die psychische Anthropologie i. w. S. hat den meiischUchen 
Geist in einer drcüac iHMi Richtung zum (lcg(Mistuiid : 

1. Die Beobachtung der (leistestliätigkcit und Geislcskiarie 
erlolgl in der Psychologie, die der Denkgesetze in der Logik, 
die der Gesetze des Schönen in der freien Forragebuiii; mit Be- 
TücksichtiguQg der Naturgesetze des Schonen iu der Aesihetik oder 
Kunstlehre. 

2. Durch den Zusammenhang des menschlichen Geistes mit 
der sittlichen Weltordnung, deren Glied er ist, steht derselbe 
unter den Gesetzen der Reiigion und der Ethik, za der die Staats-, 
Rechts- und Tugendlehre gehört, als Lehre von dem Guten oder 
den menschlichen Gütern, soweit sie unter dem Hiniluss des Wil- 
lens stehen , oder als Wissenschaft der Harmonie der menschlichen 
Thätigkeit mit den Gesetzen des Guten. 

3. Die Erscheinungen der Geistesthätigkeit in der Aussen- 
weit durch Handlungen, Sprache und Darstellung, oder die Gei- 
stesschöpfungen, und zwar als die Geschicke der Menschen dauernd 
bestimmende Thaten (Geschichte der Völker und Staaten), ferner 
als Gründung von Rechtsordnungen (Rechtsgeschichte) , ferner als 
Anbau der Wissenschaften (Geschichte der Wissenschaft) und als 
Schaffen von Kunstwerken (Kunstgeschichte), in ihrer Entstehung, 
Fortbildung und Beeinflussung von der Nothwendigkeit, also ihre 
Bewegung, Reihenfolge und thren Zusammefihang darzustellen, 
ibt Aufgabe der Geschichte, welche von den engeren Kreisen bis 
zur Geschichte der xMenschheit lurt^chreitet *). 

Die Verwirklichung des Guten iu weitester Bedeutung oder 
der niensclilichcn Lcbensi2;iitcr, so weit der Wille sie vollführt, ist 
das Ziel der sich crüan/.t Miden menschlichen Vereinigungen, die 
sich über und auf die verschiedenen Gebiete des menschlichen 
Daseins erstrecken, zunächst in der Familie, dann in dfM- f>ü reer- 
lichen GcFneinschaft , im Staate und in der kirchlichen Gf'mein- 
schaft und endlich in dem Völkerverkehr. Die höchsten Gesetze 



Eine altere hier einscMagende Scbrift iet sa erwähnen: X G. Mül- 
ler, Briefe über das Stadium der Wissenschaften, besond^ der Geschichte. 
2. Aufl. Züricb 1817. 
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dieser Verwirklichung bilden (ieri Inhalt der Ethik als der Lehre 
vom menschlichen Willen und dem von iiim zu voliriihrenden 
Guteil und daher begreift diese auch die meisten Eiuzelgebiete 
des menschlichen Seins. 

Soweit jene Gesetze nur die Sta?itsc;enossenschaft nnd die 
Rechtsordnung betreffen und zum Gegenstand eines Wissenscliafts- 
gebietes gemacht werden, lässt sich der Begriff der s. g. Gesell- 
schafts- oder Social Wissenschaft, der erst in diesem Jahrhundert, 
auch in Frankreich als soience sociale, io Gebrauch kam, aufstellen. 
Sie begreift die Rechts- und Staalswissenschaft. 

§• 7- 

Organischer Zusammenhang der Rechts- und der 

Staats Wissenschaft. 

Als höchster Zweck der Mensöhhett wird die möglichste sitt- 
liche and irdische Vervollkommnung, die Erreichung des höchsten 
körperlichen nnd geistigen Wohles» der höchsten Lebensgüter, 
bezeichnet. Blittel zur Erreichung dieses Zieles sind der Staat 
und das Hecht. Der grössere Ilieil des letzteren findet seine 
gdnze nnd wahre Bedeutung nur in dem ersteren, dieser aber 
seine sicherste Stütze in jenem. 

Sofern sich die wissenschaftliche Ergründung uiui Darstellung, 
mit Unterordnung des RechtsbegrilFs, auf das Staatsganze als sich 
selb.st roproducirenden Organismus erstreckt, namentlich den Ur- 
gi'und Mini Zweckj die Aufirahe des Staats, die Giuiidsatze und 
ßediui^juiigen eines vernünftigen Staatslebens festslelli und die Mittel 
und lunrichtungen zur Herbeifiduuni^ . Erhaltung und Sicherung 
desselben nachweist, wird sie zur s g Staatswissenschaft, 
welche die philosophische Staatslehre ^Politik i. w. S.), die prac- 
tische Staatslehre (Politik i e. S.), die Staatsverwaltungs- und Re- 
gierungslehre, nach Ansicht Mancher auch die Volkswirthschartslehre 
oder National oeonomie, begreift und durch die Geschichte und 
Statistik als Hülfswissenschaften gefördert, aber durch das Staats- 
und Völkerrecht als Theileti der Rechtswissenschaft, nach Ansicht 
Mancher gleichzeitig als Theilen der Staatswissenschaft, mit der 
Rechtswissenschaft in enge Verbindung gebracht wird. 

Sofern aber die wissenschaftliche Ergründnng und Darstellung 
sich auf die durch die Coexistenz inner- und ausserhalb des Staa- 
tes hervorgerufenen Lebens- und Verkehrsverhältnisse und deren 
erzwingbare Ordnung und Regelung erstreckt, wird sie zur s. g. 
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Rechtswissenschaft, welche das Privatrecht (Personen- und 
Vermögensrecht), das offciithche Recht Staatsrecht, Verwaltungs- 
recht, Strafreoht. Prozessrecht), (Ins \ (»[kerrecht und das Kircheii- 
recht als Theile des Rechts behantieit. 

Abgesehen von der erwähnten Verbindung der Staats Wissen- 
schaft mit der Heehtswisserischaft durch das Staats und V()lker- 
recht, besteht zwischen beiden die innigste Reziehung. Die prac- 
tischen Ideen des Wohles, welche die Staatswissenschaft organisch 
darzustellen hat, finden immer an den Bestimmungen des Rechts 
als achtbaren Schranken ihr regalirendes Moment; daher ist die 
Kenntniss des Rechts die nothwendige Voraussetzung des Verständ- 
nisses sowie des practischen Gebrauches der Sätze der Staats- 
wissenschaft. Umgekehrt erfordert aber auch das Verständniss 
der Rechtslehre und die practische Anwendung der Rechtssätze 
die Kenntniss der socialen Verhältnisse und des Staatsorganismus, 
des materiellen Gehaltes» weldie das Recht ordnet und schützt j 
dazu verhilft nur das Studium der Staatswissenschaft. 

Daraus geht hervor» dass beide in der s. g» Socialwissenschaft 
begriffenen Wissenschaften gegenseitige Voraussetzungen zum Stu- 
dium der einen oder anderen enthalten, dann aber sich gegen- 
seitig ergänzen und neben einander nach demselben Ziele, nach 
der Erhaltung des Lebensorganismus der Menschen, hinstreben, 
dass sie also wegen ihres natiirlichen und organischen Zusammen- 
hanges neben einander betrieben werden müssen von Demjenigen, 
der einstmals ein Diener der Justiz oder der Verwaltung, der 
Regierung im Staato werdon will 

Darin iiat aucli die an em/.ehien linivorsilaten sich vorfindende 
Verbindung der rechts- und slnatsvvissenscliaCtlichen Facultrit zu 
einer Gesammtfacultät, z.H. in OcsteirrMeh der »Rechts- und Staats- 
wissenschaft und in der Scliweiz der Slaatswissenschaft", ihren 
Grund, vviihrend sonst, ausser an den Universitäten zu Tübingen, 
Miinchen und Würzburg , wo die staatswissenschaftiiche Facultiit 
eine besondere für sich bildet, die gesammte Staatswissenscbaft 



'j Schon zu Anfane: dieses Jahrhunderts war in Opst^rreirli Vie- 
ptiiiimt, welchr Staatswissenschaften die Stndirouden der Ke' hto anl" den 
HochRchulen hören soUlt ii. Im .lalire 1822 wurde für das Koniuncich H an- 
no ver verordnet, dass Alle, welche sich der Beamtenlaulbahn widmen 
wollteu, ausser den juristischen Studien auch die staatswissenschaftlichen 
betreiben müssteu. Aehnhches wurde 1823 für die Universität zu Halle 
angeordnet. 
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anter die zum Bereich der philosophischen Facultät gehörigen 
Disciplinen eingereiht zu werden pflegt. 

Ausser dem für die Verbindung der Studien der beiden ge- 
nannten Wissenschaften angeführten inneren Grund lassen sich 
dafür auch noch äussere Gründe anfuhren. Die Vorbereitung in 
beiden Wissenschaftmi eröffnet dem Staatsdiener eine doppelte 
Laufbahn» die der Justiz und der Verwaltung, welche in den mei- 
sten deutschen Staaten zwei von einander getrennte Bereiche der 
Staatsregierung sind; wenigstens dem Juristen vom Fache, der 
gleichzeitig die erforderlichen staatswissenschafUichen Studien ge- 
macht hat, kann der Uebertritt in die Verwaltung nicht schwer 
fallen. Ferner für den höheren Staatsdienst, besonders bei der 
Administration ganzer Bereiche und für gesetzgeberische Arbeiten 
auf den verschiedensten Gebieten ist eine Vorbereitung in beiden 
Wissenschaften ein nüthwendiges Erforderniss. Fast dasselbe gilt 
bei dem gegenwärtigen conslitiitionellen Staatsleben für einen 
Volksvertreter, wenn er seinen Platz mit wahrem Verständniss der 
Dinge einnehmen will. 



Zweites CapiteL 

Die Rechtswissenschaft und ihre Hülfswissenschaften. 

§• 

Die Haupttheile der Rechtswissenschaft. 

Das ganze Rechtsgebiet wird von verschiedenen Rechtsgelehrten 
je nach dem Eintheilungsgrund verschieden eingetheilt. Unzwei- 
felhaft und allgemein ist die Eintheilung und der Gegensatz von 
gemeinem und particulärem Recht, der durch alle einzelnen 
Theile des Rechtsgebietes durchgreift, aber ein nur formeller, im 
ehemaligen deutsdien Reich widitig gewordener ist, indem das 
gemeine Recht das im ganzen Reich geltende (römisches, canoni- 
sches oder der Kirchengesetzgebung entsprungenes Hecht, deutsche 
Reichsgesetze, allgemeines Gewohnheits- und Juristenrecht;, das 
Particularrecht aber das zuweilen Abweiclujugen enthaltende nur 
in Territorien oder an einzelnen Orten geltende Recht war, also 
jenachdem die Sanction eines Rechtssatzes eine allgemeine oder 
partielle ist. Das particuläre, das Landes -Provinzial- Ortsrecht 
hat häuhg auch eine wissenschaftliche Darstellung erhalten und 
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wird besonderer Gegenstand des Rechtsstudiums erst, nachdem 
die allgemeinen Grund- und Rechtssätze des gemeinen Rechts 
bereits erPasst und verstanden sind. 

Im Betreff der Haupttheüe des gesammten Gebietes der Rechts- 
wissenschaft ist am richtigsten die Bintheilung v. Savigny's, 
des grössten Rechtsgelehrten dieses Jahriiunderts , in vier Hanpt- 
gebiete, um welche sich die Neben- und Hülfsfacher herum grup- 
piren. 

Haupttheile des Rechts und seiner Wissenschaft sind: das 
Privatreclit, das öffentliche Recht im Staate, das Völkerrecht und 
das Kirchonrecht. 

I. Das Privat recht, auch bürgerliches oder Civilrecht — jus 
privatum, civile — im Gegensatz zum |?eistlichen Recht — jus 
carionirum — und d» rn öffentlichen Recht — jus publicum — ist 
das die I^-ivat Verhältnisse Hinzeiner unter einander regelnde Reclit 
und bildet, wenn aucli nicht den gr()s>ti ri, doch den wichtiiisten 
und im practischen Leben am meisten angewendeten Theil des 
Rechts. Die Lehrer desselben werden Civilisten im Gegensatz zu 
den Canonisten und Publieisten genannt. Wegen seiner Bedeu- 
tung hat es auch die Wissenschaft am meisten und eindringlich- 
sten behandelt und das von ihr aufgestellte System bildet den 
wichtigsten Gegenstand des Rechlsstudiunis. Seiner quellenmäs- 
sigen Entstehung und Ausbildung nach theilt man es ein in: 

A. Das römische Privatrecht oder Civilreehl, welches ur- 
sprünglich aus den im corpus juris civilis romani, einer vom Kai- 
ser Justinian herrührenden Rechtssammlung, besonders in deren 
wichtigstem Theil, den s. g. Pandecten, enthaltenen Rechtssätzen 
besteht und unter mannigfachen Modificationen durch cenonisches 
und germanisches, bezüglich deutsches Recht sich in Deutschland 
dnrch seine innere Hacht und Ausbildung Eingang verschafft hat 
und die Grundlage vieler deutschen Reichs- und Landesgesetze 
geworden ist, aber auch noch in den meisten deutschen Ländern 
als heutiges rümisches Privatrecht in der Praxis angewen- 
det wird. Die Disciplin desselben nennt man noch »Pandccten« 
von jenein Thcil des corpus juris civilis, der alles Recht umfas- 
sen sollte? und in der That auch anderes Recht als das Privatrecht 
entiiielt, und nach dessen Ordnung (Legalordnung) noch bis in 
dieses Jahrlmndert das römische Privatrecht behandelt wurde. 
Anssordoni nennt man diese Disciplin auch noch »Theorie des ge- 
memen Civilrechts« , jedoch zu ene:, weil das deutsche Privat- 
redit auch unter diesen Begriit fällt. 
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Von der Pandeclendisciplin, welche aosser deii durchgreifenden 
allgemeinen Lehren des jetzt s. g. allgemeinen Theits des Systems 
des heutigen römischen Privatrechts das Personen- und Vermögens- 
recht (unter Lebenden) enthält, hat man oft das Erbrecht aus- 
geschieden und zum Gegenstand einer besonderen Disciplin 
gemacht, theils wegen des grossen ümfangs desselben, theils 
aucht weil ihr Verständniss erst nach dem des in den Pandecten 
enthaltenen Materials möglich ist. 

B. Das deutsche Privatrecht, welches gleichfalls mit unter 
den Uegiid' des in Deutschland geltenden »gemeinen Privat- oder 
Civilrechts« fällt, beruht vorzugsweise auf altgermanischen und 
neueren deutschen lltchtsquellen und ist daher recht eip^entlich 
ein heimisches Rocht 2:e2:enüber den fremden und in Deutsciiland 
recipirten Rechten, dem ronjischen und canonischen Recht und dem 
longobardischen Lehnrecht Am reinsten spi(»2:elt es sich noch in 
vielen deutschen Particularrechlen ab, weiuigleich diese, wie auch 
das gemein(? deutsche Privatreeht . sidi unter dem Einiluss der 
recipirten Rechte fortgebildet iiaben. 

Während die fremden Rechte schon seit dem 12. Jahrhundert 
eine wissenschaftliche Bearbeitung erhalten hatten , wurden die 
specilisch deutschen ausserhalb des Lehnrechts, die durch jene 
Hechte mehr und mehr zurückgedrängt wurden, seit Anfong des 
vorigen Jahrhunderts doch durch eine auch ihnen zugewendete 
wissenschaftliche Bearbeitung gerettet; so entstand eine besondere 
Disciplin des deutschen Privatrechts, deren Bearbeiter und 
Lehrer, im Gegensatz zu den des römischen Rechts oder den s. g. 
Romanisten, und zu den des canoniscben Rechts oder den s. g. 
Canonisten, Germanisten genannt wurden. Die Vertreter der 
Rechtswissenschaft streben danach, nachdem dieser auch in der 
wissenschalUichen Behandlung anderer Theile des Redits als des 
Pn'vatrechts hervortretende G^nsatz in den letzten Decennien 
dieses Jahrhunderts kein so schroffer mehr als wie früher war, 
ihn völlig aufzuheben und durch intellectuelle Reproduction des 
Rechtsmaterials eine gänzliche Verschmelzung der fremden und 
einheimischen Rechte zu einem lebendigen gesammten deut 
sehen Recht der Gegemvart herbeizuführen Der Anlang 
ist damit auch auf dem Wege der Gesetzgebung in einem wich- 
tigen Iheil des i'rivatrechts, in dem Handelsrecht, gemacht worden. 

w . 

') Bluntschli, die neaeren Rechtsschalen der deutsche Juristen, 
Zänch ld39. 1862. S. 36« 
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Das deutsche Privatreclit ist ähnlich dem römischen von der 
Wissenschaft in ein System gebracht und eingetheilt word(Mi ; ein- 
zelne wichtige Theile, wie das erwähnte Handolsrocht, das Wech- 
selrecht, das Seerecbt, das Üeichrecht und das früher bedeutende, 
jetzt aber mehr oder weniger fast überall der Geschichte anheim- 
gefallene Lehnrecht, werden auch in Schriften und academischen 
Vorlesungen losgetrennt und besonders behandelt. EineAbsonde- 
rui^ des dentschen Erbrechts findet jedoch nicht statt. 

Dem gemeinen deutschen Privatrecht gegenüber werden die 
einzelnen deutschen Landesrechte, wie das österreichische, das 
prenssische Landrecht, das baierische^ hannoversche, sächsische, 
kurhessische, württembergische, badische u. s. w. Landes-Privat^ 
recht abgesondert wissenschaftlich dargestellt und zum Gegenstand 
academischer Vorlesungen gemacht, wobei eine Yergleichung mit 
dem gemeinen Civilrecht sehr förderlich ist. 

IT. Das öffentliche Recht — jus publicum — innerhalb des 
Staates ist das die innere Organisation imd Erhaltung der Oidnung 
des Staates als einer Einheit regelnde Recht. Auch auf seine 
Theile findet det olx n angegebene Unterschied zwischen gemeinem 
und particulärem Reclit Anwendung. Es fehlt jedoch i];anzlich an 
einem gemeinen Polizei , ('aniural- und Finanzrecht, sowie an einem 
gemeinen Militairreciit und daher auch an academischen Vor- 
lesungen darii])pr. Tn einzelnen Ländern haben die daliin gehö- 
rigen Rechtfebestininiungen auch eine wissenschaftliche Darstellung 
erhalten, jedoch nur selten werden academische Vorlesungen 
darüber gehalten, z. B. io Tübingen über württembergisches Finanz- 
recht, in Prag und Innsbruck über österreichische Verwaltungs- 
gesetzkunde, in München über baierisches Verwaltuugsrecht, in 
Leipzig über sächsisches Verwaltungsrecht n, s. w. ; höchstens 
werden einzelne particuIarrechtUche Bestimmungen des Militair- 
recbts gelegentlich anderen Rechtsdisciplinen einverleibt und die 
des Po^ei-, Cameral- und Finanzrechts in die Vorlesungen über 
die betreffenden staatswissenschaftlichen Disciplinen eingeflochten. 
Es bleiben daher nur folgende Theile des öffentlichen Rechts zu 
erwähnen : 

A. Das Staatsrecht enthält die Normen über die rechtliche 
Gestaltung und Ordnung des Staates ; es zerfällt in philosophisches, 
allgemeines oder natürliches, je nachdem jene Normen aus dem 

Staatsbegriff logisch entwickelt werden, und in positives Staats- 
recht, bezüä;lich nach Aufhören des Reichsstaatsrechts in deutsches 
Rundes- und Territorialstaalsrecht , insofern die noch practisch 
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geltenden Normen dargestellt werden. Sonst theilt man das 
Staatsrecht auch noch ein in Verfassungs- und Yerwaltungs- oder 
Regiemng^recht. 

B. Das Straf- oder Critninalrocht enthalt die? rtLlillichen Nor- 
iiioii über die Vorbrechen, als öffentlich strafbare Verletzungen 
der allgemeinen Hechtsordnung, und deren Bestrafung durch die 
öffentliche Gewalt. 

C. 11ns Prozessrecht enthält (he rechtlichen Normen über das 
zur Aufhebunc; und Beseitigung des Unrechts vom Staate gebotene 
gerichtliche Verfahren oder den Prozess. Jenachdem das Unrecht 
ein Civilunrecht ist und dadurch Privatrechte verletzt worden sind, 
oder aber jenachdem es ein Griminalpnrccht oder ein Bruch der 
öffentlichen Rechtsordnung ist, sind die Arten des Verfahrens ver- 
schieden und darauf beruht die Trennung des 

1. Givilprozesses oder börgerlichen Verfahrens von dem 

2. Criroinalprozess oder Strafverfahren. 

III. Das Völkerrecht oder das ollentliche Recht ausserhalb 
des Staates — jus gentium — begreift diejenigen Regeln, durch 
welehe die lieziehnns^en der Staaten und Vblkor zu einander ge- 
onltiet werden; es ist gerade deshalb, weil es über die Gränzen 
eines Staates hinansreieht und ein l'ni versalrecht der cultivirten 
Menschheit ist , als ein besondeiTS Ilauptgebiet d(?s R(>ehts zu be- 
trachten. Mau hat ein philoso|)hi8ches Völkerreeht dem positiven 
entgegengesetzt Sonst theilt man das Völkerrecht in zwei Gruppen, 
in das Friedens- und das Kriegsrecht, welclier £intheilung auch 
die Disciplin des Völkerrechts zu folgen pflegt. 

IV. Das Kirchenrecht -* jus ecclesiasticum enthält die 
rechtlichen Normen « durch welche die Organisation und Ordnung 
einer kirchlichen Gemeinschaft geregelt und erhalten wird. Gegen- 
über dem geistlich-weltlichen Recht der Juden, der Muhamedaner 
und anderer nichtchristlicher Religionsgemeinschaften, deren Recht 
uidit Gegenstand einer auf deutschen Universitäten vorzutragenden 
Disciplin geworden ist, war das canonische Recht als das sich auf 
die christliche Kirchen^enK'inschnft beziehende R(>cht neben 
dem römischen Recht schon in früheren Jahihüiidcrten als die 
zweite Hauptmasse des Rechts wissenschaftlich behandelt und 
nach und nach in ein corpus juris canonici zusammengetragen 
worden. Es enthielt ausser dem rein geistlichen Recht der christ- 
lichen Kin^he auch viel weltliches Recht, besonders Prozessrecht. 
Diese beiden Hauptmassen, das welüiche und geistliche Hecht 

H. Ortloff, McMologl« d. IMhU- a. SlMltwiMmicbafl 3 
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— jus Dtramqiie — bildeten in der frttheren Rechtswissenschaft 
schon seit dem 13. lahrfanndert Gegensätze ond die Bearbeiter 
und Lehrer des geistlichen Rechts hiessen früher Decretisten — so 
benannt von dem decretum oder epistolae decretales der Päbste 
als Haoptqiielle des geistlichen Rechts — oder später Canonisten 

— so benannt von canon oder der geistlichen Rechlsregel — ; 
dagegen die des weltlichen Rechts hiessen Legisten, später Roma- 
nisten oder Civilisten — so benannt von lex als weltlicJiem 
Gesetz — und insbesondere die des Lehnrechts wurden von 
reiKluüi oder Lehn Feudisten iionannl. Das geistliche Recht be- 
griff, ähnlich dem vveltlichon, Pri\atiecht, Kircheustaatsrecht, kirch- 
liches Strafrecht, kirchlichen Prozess. Das in Deutschland gellende 
eannnische Recht zeHiel nach dev Reformation in das Recht der 
katholischen und protestantischen Kirche und wurde in neuerer 
Zeit uriter Bc^ibehaltung dieser Trennuiii^ Ireier und, mit Sehöpiiuig 
des Materials aus mancherlei andeieii Rechtsquellen als dem 
corpus juris canonici, dogmatisch-systematisch bearbeitet als s. g. 
KirchenreclU. Rs enthält jetzt die f.ehre von fler Verfassung und 
Verwaltung der Kirche, vom kirchlichen Leben und den Kirchen- 
gutern. 

Das Kirchenrecht der christlichen Kirche bildet den vierten 
selbstständigen Haupttheil des Rechts, und zwar einen solchen 
deshalb^ weil die christliche Kirche eine über viele Staaten und 
Völker sich erstreckende und selbstständige neben dem Staate 
stehende Gemeinschaft ist, wenn sie auch von diesem ihren ausser- 
liehen Schutz erhält. In den protestantischen Staaten giebt es 
neben dem gemeinen Kirchenrecht jetzt fest durchgängig ein par- 
Uculäres, welches den Vorzug vor jenem geniessL 

§• 9. 

Nebentheilo und Uülfswissenschaften der 
Rechtswissenschaft. 

Die im vorigen ParagT*aphen genannten Ifeupttheile des Rechts 

und deren Disciplinen Mithalten das heutzutage in Deutschland 
geltende Recht, welches von der Rechtswissenschaft in jener Ein- 
theilung entspreclu^nilen Systemen dargestellt wird. Die Wissen- 
schaft des Rechts hat jedoch noch verschiedene Neben- und 
liülisdisciplinen aufzuweisen, durch welche die Erkenntniss jener 
Hauptbestandtheile theils vorbereitet und erleichtert, theils auch 
erläutert und vervoilsiandtgt werden soll. Es lassen sich zwei 
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Hauptgrnppen derselbon aufstelien , jenachdem sie in specieller 
und unmitlelbarei* Verbindung mit jenen Haupttheikn des Rechts 
stehen, oder die einem Juristen za Gebote stehen sollende allge- 
meine oder humanistische Bildung begründen und erweitern. 

I. Specielle and unmittelbare Nebentheile und Htilfsfacher 
der Rechtswissenschaft sind: 

A. Die einleitenden und vorbereitenden Disciplinen, 
von denen folgende zu erwähnen sind: 

1. Die fincyclopädie der Reditswissenschaft und die Metho- 
dologie des Rechtsstndiums oder Hodegetik, woduitsh das ganze 
Rechtsstudium behufs der Organisation und der Entwerfung eines 
Planes desselben eingeleitet wird. 

2. Die InstitutiojK'n des römischen Rechts als Einführungs- 
disciplin nur zu dem Studium dieses uiid zwar vorzugsweise des 
heutigen römischen Privatrechts, als des bedeutendsten Theiles des 
ganzen Rechts. 

3. HermeiuMilik und Exegese oder der InbegrifT der zum 
Studium der Rechtsquellen und zur Erklärung und Auslegung 
derselb(M) orforderlichen Reeein. 

^. Die Rechts*>eschii:hto oder die Darstellwnü des aus der 
Vergangenheil sich nach der Gegenwart bewegenden Rechtsorga- 
nismus , wovon die Rechtsalterthiimer als in der Vergangenheit 
ruhender Stoff auszuscheiden sind, weil sie in keinem unmittel- 
baren Zusammenhang (CorUinuität) mit dem Recht der Gegenwart 
stehen. Die Rechtsgeschichte dient im Betreff aller oben erwähntes 
Rechtstheile zur natürlichen Vorbereitung des Verständnisses des 
heutigen Rechts als des Resultates oder Productes des historischen 
Entwickelungsprozesses. Vorzugsweise und hergebrachtermassen 
werden als Rechtsgeschioiite besonders behandelt und von der 
dogmatisch-systematischen Darstellung des Rechts ausgeschieden: 

a. Die römische Rechtsgeschic£te, welche das Studium des 
gesammten römischen Rechts vorzubereiten bestimmt ist, wovon 
zuweflen die Geschidite einzelner Theile desselben losgetrennt 
wird» z. R. Geschichte des römischen Strafrechts, des römischen 
Civil- und Criminalproaesses, als specielle Vorbereitung zum Ver- 
standniss der Theorie des heutigen Strafrechts, Civil- und Grimi- 
nalprozesses, denen gegenüber die Gesdiichte der römischen 
Staatsverfassung, der Rechtsquellen und besonders des römischen 
Privatrechts immer die bedeutendste bleibt. 

b. Die deutsche Staats- und Rechtsgeschichte als Vorbereitung 
zum Verständuiss , sowohl des deutschen Reichs-, Bundes- und 
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Terrtloria]staatsrechis, als auch und besonders des deutschen Pri- 
vatrechts. 

B. Erläuternde und vervollständigende Disciplinensind: 

1. Bio l{eclitsj)hilo;^(>phie oder das s. t,. Naliirrochl, welche 
die Aufgabe hat. ziii- liix-hsler» Erkennt iiiss des Heclitsor-i^aiiisnuis 
zu führen und (he in den geliehenen hehensverhiihnissen ruhenden 
teleohjgisehen hleon zu ergriinch'n. (h(*se mit dem Prinzip des Ueehis, 
der Gereclitigkeit. in Einklang zu bringen und zu Rechlsideen zu 
forrnuliren und als Massstah (Vornunftforderung) der Kritik bei 
Durchdringung des Geistes des positiven Reclits anzulegen (Philo- 
sophie des positiven Rechts), und für (lie Rechts Verbesserung der 
Rechtspolitik das Matenal zu liefern. Ihr practischer Nutzen be- 
steht in der Erlangung der Fertigkeit, das Besondere auf das 
Allgemeine zurück füliren, Rc^chtssatze erläutern und vervollstän- 
digen und für die Rechtsbildung productiv wirken zu können. 

a. Juristische Literärgeschichte, worin sich die Rntwickelung 
der wissenschaftlichen Behandlung des Rechts durch die Juristen 
abspiegelt und deren Kenntniss wesentlich zum Verständniss der 
wissenschaftlichen Daisielhmgen der Vergangenheit und (iegenwarl 
verhilft. Sie theilt sich in Bücherkunde oder niljliugraphie und 
Gelehrten- oder Schriftstellerkunde oder Biograpiiie. 

3. Die Kirchengcschichte ist ein besonderes Hülfsmittel zum 
Studium und Verständniss des Kirchenrechts. 

4. Die gerichtliche Medicin und gerichtliche Psychologie 
dient im Besondern zur Erläuterung der Disciplin des Strafrechts 
und Strafprozesses und soll hauptsächlich das Verständniss der 
in der Praxis von den medicinischen Sachverständigen vorzuneh- 
menden prozessualischen Handlungen, namentlich zu gebenden 
Gutachten vermitteln. 

5. Das Polizei-, Cameral und Finanzrecht, oder das Ver- 
waltungsrecht, sowie das Militairrechl desjenigen Staates, dessen 
Recht studirt werden soll. 

6. Encyclopädie der Cameralwissenschaften und der Staats- 
wissenschaft, wodurch wenigstens der innere Zusammenhang der 
Rechtswissenschaft mit diesen Wissenschaften überschaut werden 
kann und das Eingehen auf die einzelnen Theile der Staatswissen- 
schaft, besonders die Staatsverwaltungslehi'e, die Polizei- und Fi- 
nanzwissenschaft, auf die Statistik und vorzugsweise auf die 
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Nationalöconomie als ein wesentliches lliilfsfacii für das Studium 

der Rechtswissenschaft vcrniitteh wiid 

II. Von den a I li;e ni ei n en und mittelbaren HuUswibsen- 
schallen smd zu erwiihnen: 

A. Historische; die politische und Cullurgeschichte nament- 
lich des donischen Volkes als Basis für die Rechtsgeschichte; 
fremde Staaleiigcschichle zur Erläuterung des ausländischen Rechts, 
zum Verstantiniss der Rechtsvergleichung und einer üniversal- 
rechtsgeschichte. 

B. Philosophische Hülfsfächer sind: 

1. Logik und Metaphysik (Wissenscbaftslehre); 

2. Psychologie (Anthropologie}; 

3. Moral oder Sittenlehre; 

4« Geschichte der Philosophie; 

5. Allgemeine Hodegetik oder academische Propädeutik. 



Drittes GapiteL 

Die Staats Wissenschaft und iiiie Hülfswissenschaften. 

S 10. 

Haupttheile der Staats Wissenschaft. 

Während man bisher nur von »Staatswissenschaften» zu reden 
pflegte, streben neuerlich die Vertreter derselben nach Abschlies- 
sung eines Systems der »Staatswissenscbaft« und suc&en dieselbe 
neben die Rechtswissenschaft als ein nach höchsten Grundsätzen 
organisirtes Wissenschafisganze hinzustellen und dafür auf den 
Hochschulen eine eigene Facultät zu gründen, mindestens, die 



•) Dankwarrlt, Nationalöconomie nnd Jurisprudonz. i Hefte. Ro- 
stock 1857 — 18ÖÜ. Derselbe, Nationaloconomisch-civiUstische Studien, 
Leipzig 1863. 

*) Chr. Dan. Voss, Handbuch der allgemeinen Staatswissenscliaft, 
Leipzig 1796—1802. F. Seeger, Entwurf der StaatswiBsenachaft» Hei> 
delberg 1810. Ancillon, übear die Staats viseensehafti Berlin 1820. 
J. Schön, die Staatsvissenschafi, Breslau 1840. F. 6. Ungewitter, 
populäre StaatswisBOiscliaft, Halle G. v. Struve, Grundzüge der 

Staatswissen^chaft, Mannheim 1847 — 48. L. Stein, System der Staats- 
-wissenschaft, Stuttgart n. Tubingen 1852— Ö7. 
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Lehrer der SCaatewisseoschaft aus der philosophischen Facultät in 
die juristische zu versetzen und eine Gesammtfacultät der Rechts- 
and Staatswissenschaft zu errichten. Die Staatswissenschaft als 
Giiw noch junijc Wissenschaft sieht von Jalir zu Jahr einer lasche- 
ren Ausbildung uud systematischen Atnunching entgei^eu. Da sie 
erst noch sehr im Wenien begriffen ist, kann es niclit befremden, 
dass noch viele Verschiedenheiten der Ansichten über iliren 
l iufang, id)er die Al)i^riinzung ihrer Theile und in der Anorilnung 
ihres Systems zu finden sind. Desfiall» wnd es nuthw endii; wer- 
def), mehrere Systeme der Ötaatswiiisenschal't nacbloigend hier 
aufzuführen. 

Ehe noch eitr/ehie Staatswissenschafteu an rniversit.iten i*e- 
lehrl ^vurden, kannte man nur s.g. ('ameralwissenschaften »), 
für welche, seit im Jahre 1727 zu Halle eine -Profession der 
Oeconomie, l'oliziM- und Cammersachen" eingerichtet worden war, 
auf th'utsclien l niversiliiten Professuren errichtet wurden. An den 
systematischen Anbau dieser wurden gewissermassen als Anhang 
zunächst die l*oIizei- und Finanzwissonschaft anijesehlossen. Aber 
als auch Nationalökonomie und Politik noch hinzutraten und man 
auch das Staats- und Völkerrecht heranzog, wurde ein besonderer 
Kreis von » S t a a t s w i s s e n s e 1 1 a I ( e n « von den Cameralwissen- 
Schäften ausgeschieden und al)geschlossen , deren Mittclpunct der 
Begriff des Staates bildet und deren Endziel die Erlangung mög- 
lichster Wohlfahrt des Staatsganzen sein soll. Dadurch wurde 
auch der Kreis der Kameralwissenschaften verengert und ihnen 
als Aufgabe «»die wissenschaftliche Darstellung des gesammten Ge- 
bietes der materiellen Thätigkeit der einzelnen Staatsbürger« *) 
gestellt und darunter namentlich die Landwirthschaftslehre, Forst- 
wissenschaft, Bergbaukunde und Technologie, Lehren, die rein 
technischer Natur sind und sich mit bestimmten concreten Gütern 
beschäftig(m, mit denen Private mehr zu thun haben als der Staat, 
begrilfen. Die Cameralwissenschaften in dieser Abgränznng »sind 
blosse Hälfs Wissenschaften zum Stadium der Staatswissen- 
schafl und dienen besonders zur Vorbereitung zu solchen Slaat.s- 
amtern, welche in naher Beziehung zur Laudwirthschaft , zur 



') Camera hiess schon im Mittelaitor das Zimmer, wo der fürstliche 
Schats aufbewahrt wird, wie auch finance die Fürstenkasse bezeichnete. 
Man iPrebrancIite später Cameral- und Finanzwisseuscliaft für denselben 

Begriff. 

^) Pöiitzi Gnmdriss für encydopädisohe Vorträge, Leipzig 1825, S. 8. 
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ForstcoHur, zum Bergbau »nd Gewerbewesen stehen oder etwa 
die Controle darüber zu führen haben; für die Ausbildung der 
eigenUicheu Techniker roiclien sie jedoch bei dem gegenwärtigen 
Stand der einschlagenden Wisseiisgebiele nicht aus 

■ Eine frühere und zum Theil noch jetzt befolgte Eintheilung 
der »Staatswissenschaften« ist folgende <}: 

A. Juristische Staatswissenschaften: 

t. Das öffentliche Recht in allen seinen Verzweigungen — 
natürliches und positives Staats- und Völkerrecht. 

2. Das Privalrecht der cultivirten Völker und vorzüglich des 
besonderen Staats^ auf welchen die Staatswissenschaften ange- 
wendet werden sollen. 

B. Politische Staatswissenschaften ^}: 

1. Innere Politik, oder Politik der Gesetzgebung und Staats- 
verwallung. 

a. Nationalöconoiuie, als Fundamental Wissenschaft der gan- 
zen inneren Politik. 

b. Staatsverfassungslehre. 

c. Politik der positiven Gesetzgebung, 
aa) Der Juslizgesetze. 

bb) Der Polizeigesetze, 
cc) Der Fitianzgesetze. 

d. Politik der Verwaltung, 
aa) Des Justiz-, 

bb) Des Polizei . 

cc) Des Finanzwesens. 

2. Aeusserc Politik. 

a. im Frieden — Diplomatie. 

b. Im Kriege — Kriegskunst. 



') F. Bülau, Encyclopädie der Staatswusenscliaften, 2. Aufl., I^P' 
zig 1^6, S. 7, 8. 

^) Jacob, Einleitung in das Studium der Staatswissenschaften, 
1819, §. 82. 

') Die Eintheilung von innerer und aus serer Politik findet sich auch 
in dem. Werk dea Lord Broughaiu: political pliilosophy. London 1844. 
Die innere Politik umfasst in der ersten Hälfte das philosophische Staats^ 
recht, das positive Staatsrecht und die Verfassnng-spolitik; in der zweiten 
Hälfte die politische Oeconoinie (Verwilf ungslehre , Verwaltuiigspolitik und 
FmanKwiflgenaohaft) und die politisciie Anthnietik bezüglich Statistik. In 
einem Anhange dazu findet sich philosophisches Privatrecht und Justizpolitik. 
Die äussere Folxlik boäteht aus Völkerrecht und iiileruationaler PoUtik. 
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Eine andere und neuei-e Eintheilung ist folgende i); 
I. Wissenschaften des inneren Staatslebens. 

1. Die al^emeine Staatslehre. 

2. Geschichte des europäischeo Staates. 

3. Darstellung der öffentlichen Einrichtungen des europäischen 
Staates. 

4. Statistik (Staatskande). 

5. Politik (Verfassungs- und Verwaltnngspolitik) 
11 Wissenschaften des äusseren Staalslebens. 

1. Das philosophische Staatctirecht. 

2. Geschichte des em upaisdien Staatensystcms. 
3- Das practische europäische Völkerrecht. 

4. Das positive Staatenrcclit. 

5. Die Staatenpolitik. 

Derselbe Lehrer der "Staatswissenschaften«, welcher diese 
Eintheiluni,' aufgestellt hat, iiitnint drei Gruppen der staatswissen- 
schaftlichen Discipiinen an: die staatsrechtlich-politische, die natio- 
nalocononiisch-st^itistische und die völkerrechtlich -diplomatische. 
Er gesteht zu, dass die Nationaiöconoraie »nicht eigentlich in den 
Kreis der Staatswissenschaften« gohorc, sondern ihren eigenen 
selbstständigen Boden habe *), aUein als Lehre von den Gesetzen 
des wirthschaftlichen Lebens, von dem Verhältnisse des Menschen 
zur Giiterwelt, sei sie die Fundamentallchre der Wirthschaftspolitik, 
der Finanzpolitik, der Polizeiwissenschaft, der Justiz- und Cultnr- 
Politik und verdiene einstweilen bis die einzelnen Lehren sich 
weiter ausgebildet hätten, noch »ein Plätzchen unter den Staats- 
wissenschaften«. 

In neuerer Zeit hat L. Stein ») den Versuch gemacht, ein 
'»System der Staatswissenschaft« aufzustellen , indem er von dem 
Oi^^nismus des Lebens ausgeht. Das Gesetz des Lebens ist eine 
Wechselbewegung and Wechselwirkung des natürlichen und per- 
sönlichen Elements im Leben, woraus sich das System des Lebens 
und der Wissenschaft entwickelt, »indem zunächst das Objecl, 



') Bill au a. a. 0. 

^) Unter Bezugnahme auf bedauteude Vertreter dieser Wissenschaft 

wie Lötz, R. v. Mo hl. 

') A. a. 0. I. S. 1 — 26. In der Ausführung noch unvollendet und 
durch Hegel'sche Dialectik schwerfällig oder wie R. v. Mohl sagt, durch 
SchoUkstik unverBtändlich. Immer bleibt aber dieser Versuch bemerkens- 
werth* 
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welches das eine Element des Lebens bildet, oder die Gesammt- 
heit der Natur eine gegebene innere und äussere Ordnung bildet, 
die nothwenilig in der Lebensthäligkeit und ibrer Entwickelung 
steh wiederholt, und indem zweitens das Mass des Natürlichen die 

Einlinit des Persönlichen in ihren verschiedenen Gestaltungen her- 
vornifl und mit den Orclmin£?en des Natürlichen verbindet.« Die 
Voratissetznng alles Lebens ist das Dasein l)oider EIchumiU' für 
sich als wirkliches, noch ohne eine Vormiltehini^ Der Theil des 
wissenschaftlichen Systems, (h'i- es daislellL, i.^t der allgemeine 
für aHc (diedpi- des ganzen Systems als Voraussetzung des Ganzen 
und jedes em/A'lni n TIumIcs. 

Die Erkenntniss des Natürlichen in stuneni ij;ei^eMstandlichen 
Dasein als einer Gesnniindieil von fhalsaclu^n, bildet die Lehre 
von den Thntsachen als ersten Theil der Staatsw^'ssenschaft. 
Sie hat drei Hauptlheile indem sie I. die rein natürlichen, das 
Object betrelFendcn i halsachen, 2. die (iesanuntheit der Thatsachen 
des personlichen Lebens als objectives Dasein begreift (Statistik i.e.S.); 
beide Theile werden Statistik überhaupt oder i. w. S. genannt; der 
dritte Theil zeigt beide in ihrer wirkenden Einheit und führt die 
Statistik in die übrigen Gebiete der Wissenschaft. Die Statistik 
umfasst daher die Wisse nsdiaft des organischen Lebens und ist 
Anfang und Ende der Wissenschaft des wirklichen Lebens. 

Die Erkenntniss der Personen als einer Gesammtheit, als 
einfacheres und natürlicheres Dasein des Persönlichen in Beziehung 
zur persönlidien That, ist die Bevölkerungs lehre oder Popu- 
lationistik als zweite absolut nothwendige Voraussetzung aller 
Wissenschaft des Lebens- Sie enthält 1, die Ordnung der Bevöl- 
kerung, 2. den Wechsel derselben, S. die Bevölkerungsgesetze. 

Statistik und Populationistik bilden den elementai*en Grund 
der Wissenschaft. 

In dem besonderen Theil der Staatswissenschaft ist die 
wwirklkshe Staatswissenschaft« enthalten, welche nach den drei 
Gebieten des wirklichen Lebens in drei Theile zerfallt: 

1. Die Lehre von dem Güterwesen, indem die Persönlich- 
keit sich das Natürliche zu ihrem Zweck unterwirft und es dntch 
seine Thatigkeit bestinnnt und beherrscht. Sie zerfallt: a. in die 
Güterlehre, b in die Wirthschaftslehre (Lehre von der Wirthschaft 
des Individuums), c. in die Volkswirthschaftslehre als Lehre des 
wirthschafMichen und Güterlebens (ünes Volkes. 

2. Die Lolire von der Gesellschaft, welche da be.^innt. wo 
die natürliche iiiatsache des Güterbesitzes als Thatsache des per- 
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sönlichen Lebens die Ordnung und Entwickelung desselben 

beherrschen beginnt. Die Gesetze, welche das Güterwesen in 

seiner l'liitwickelung beherrsclKMi , werden zugleich zu Gesetzen, 
welche d<'ii Kampf des persönlichen und natürlichen Elements 
in der niensclilichen Gemeinschaft entscheiden; denn es giebt kein 
Güterleben ohne Wirthschnft und ohne Finzelwirthschaft keine 
Volkswirthschaft und ehcnsf) kein (lüterwescii ohne Gesellschaft 
und keine Geseilsi liall otino Gutei wi*s(mi. Der erste Theil der 
Geseflschaftslehre hand(^lf von der rcinfMi Natur oder* dem HegrüF 
der (jesellschaft , der zweite von der wirklichen oder- der in und 
durch die nicht£;esellschaftliehen Kriifte und Verhältnisse bestimmten 
Gesellschaft und ihren Gcsflzed , und enthält die statistische und 
historische Kunde der wirklichen Gesellschaft, die Gesellschafts- 
ordnungen. 

3. Die »eigentliche Staatswissenseliaft« oder Lehre vom Staate, 
welche der gesammten Wissenschaft des organischen Lebens den 
Namen giebt, zerfallt in drei Einzeltheiie: a. die Lehre vom B^riff 
des Staates, in welcher derselbe als organische Persönlichkeit in 
der Gesammtheit seiner Organe und ihrer Bestimmung aufgefasst 
wird ; b. die Lehre von der Staatsverfassung, in weldier der wirk- 
liche Staat wiederum dnrdi das Element seiner Gesellschaft und 
damit seines Güterwesens seine bestimmte Gestalt erhält; a die 
Lehre von der Staatsverwaltung, in welcher der Inhalt des staat- 
lichen Lebens, das Gtiterwesen und die Gesellschaft zum Gegenstand 
der That des Staates werden, welche den Gesetzen der That über- 
haupt unterliegt; daher beginnt auf dem Puncte, wo das Leben 
seinen höchsten Punct erreicht hat, dasselb(» wieder bei dem ersten 
Ausgang^ipuncte des Lebens selber, der Thai aud dem Masse, aus 
denen das wirkliche Leben des Kinzelaen hervorging, um seiner- 
seits wiederum ilurch da.ssclbe das Prinzip alles Lebens, die 
V(»llendnng des Begriffs der Persönlichkeit, seiner Verwirklichung 
in den beiden grossen (iehieten des Lebens, in dem GUterwesen 
und der (iesellsehart, entgegen zu führen. 

Es ergiebt sich hiernach folgendes System der Staatswissen- 
schaft L. Steins: 

L Allgemeiner TheiL (Elementare Grundlehren der Staats- 
wissenschaft.) 

A. Statistik oder Lehre von den Thatsachen. 

B. Populationistik oder Bevölkerungslehre. 
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II. Besonderer Thcil (Die »wirkliche Staats wisseiischart") 

A. Lelire vou dem Gülervvoüeu (auch Volkswirlhschaftslehre 
i. w. S.) 

1. Güterlelire. 

2. Wirthschaftslehrc. 

3. Volkswirlhschaftslehre i. e. S. 

B. Die Lehre von der Gesellsdiafl. 

1. Elemente and Begriff der Gesellschaft. 

2. Die Gesellschaftsordnungen. 

C. Die r.f'lire vom Siaiit«; (»eigentliche Staatswissenschaft««). 

1. Lehre vom Hei^rilF des Staates. 

2. Lehre von der Staatsverfassung. 

3. Lehre von der Slaateverwallung. 

Die neueste Systcoiatisirung der »Staatswissenschaften« rührt 
von dem berühmtesten Lehrer derselben, R. v. MohL Während 
nooii heutigen Tages, besonders auch von den Franzosen unter 
der »politischen Oeconomie« die Staatswirthscbaft und die 
Volkswirthsohaft oder Nationaiöconomie zusammengefasst wird, 
scheidet man andererseits die Volkswirthschaftslehre von den 
Staatswissenschaften aus, weil diese selbstredend nur eine Lehre 
seien, die sich mit dem Staate beschäftige, die Nationaiöconomie 
mit ihren allgemeinen Lehren über Gut, Werth. Prtjis, Capital, Ar- 
beitskräfte, Arbeitstheilung, Produclion und Consumlion . Credit 
u. s w. jedoch mit dem Staate gar nichts Besonderes zu tiiim habe 
und nur zu einem geringeren Theil dem Staate, viel meiu* jedem 
menschlichen Lebenskreis angehöre 

Nach dieser Ansicht gehören die Lehren der Wirthschafts Wis- 
senschaft überhaupt nur in soweit in den Kreis der staatlichen 
Disciplinen, als es sich von Forderungen an den St^at zur Unter- 
stützung in wirthschafüiühen Dingen mittelst der Gesammtkraft 
oder vom eigenen Haushalt des Staates handle. 

R. v. Mo hl theilt folgendennassen ein: 
L Dogmatische Staatswissensohaften. 

1. Allgeoieine Staatslehre. 



') J. Fr. E. Lötz, Revision der Grundbegriffe der Nationalwirth» 
Schaftslehre, 1811. Handbuch der Staats wirthschaftslehre, 182L B. 
Mohly Eiu^olopädie der StaatswisBenachalteny Tübingen 1859, S. 53. 
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2. Oeffentliches Recht 

A. Staatsrecht. 

a. philosophisches. 

b. positives (Patriarchie ; Patrimonialstaat ; Theocratie; 
antiker Staat; der Rechtsstaat der Neuern; Despotie). 

B. Völkerrecht. 

a. pliilosophisehes, 

h. posi(iv(;s (europaisches). 

3. Staats sitt en lehre. 

4. Staatsk IUI s t. Siotlliche (Inindlasren ; politische Psycho- 
logie; innere Staatskunst ~ also Ver lassimsis- und Ver- 
waltungspolitik, letztere: Or^anisatioiislchre, Justiz Politik» 
Polizeiwissenschaft, Finanz wissenschafti — auswärtige Politik. 

II. Historische Wissenschaften. 

1. Staatengeschichte. 

2. Statistik. 

Ausserdem theilt man die Staatswissenschaften noch ein m: 
L Rationale Staatswissenschaften, wohin die allgemeine Staats- 
lehre oder Politik i. w. S., auch die Nationalöconomie als Lehre 
von den Bedingungen eines gedeihlichen Volks- und Staatslebens 
gezählt wird. 

II. Positive Staatswissenschaften (Finanz und Polizeiwissen- 
schaft). 

III. Historische Staatswissenschaften ^(ieschichte und Statistik). 
Als Hau |) tili eile der Staatswissonscliart dürften strengge- 
nommen jedoch nur folgende angesehen werden. 

I. Die allgemeine oder philosophische Staatslehre, 
welche im Wesentlichen mit dem s. p: alli^emeinen oder natür- 
lichen Staatsrecht übereinstimmt, auch Politik i- w. S. genannt 
bildet die Basis der gesaromten Staatswissenschaft und hat die 
Gründe, Entstehung und Zwecke des Staats, seinen Organismus 
und sein Wesen zn eiforschen. (Theoretische Staatslehre). 

II. Die practische Staatslehre, Politik i. e. S. hat unter 
Zugrundelegung der Grundsätze der Einrichtung und Leitung des 
Staates die Bedingungen der besten Binrichtung und Leitung 
des Staatslehens nach innen und aussen darzustellen und die 



') Vnr7n^s\veiso in dinser TVfli'utimpf ist z. B. das Werk Waif?;'s, 
»Grundzüge der Politik«, Kiol ln62 , aufzufassen, wenn es auch zugleich 
von der praciischeu Staatslehre Mancherlei in sich birgt. 
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Millel ihrer Verwirkli( luing aufzuweisen zur Erreichung der Staats- 
zwecke. Als Staatsklugheitslehre oder Staatskunst sollte sie die 
Ideen für real-mögliche Verbesserung bestehender Einrich- 
tungen und Zustände construirend darstellen und die Bedingungen 
und Mittel der Reform darlegen. Sie würde demnach in Volks- 
wirthschaftspolitik , Verfassungs- und Verwaltungspolitik (Finanz-, 
Polizei-, Gultur-, Rechtspolitik) und äussere Politik zerfallen. Die 
anderen Zweige der Staatswissenschaft sollen darstellen, was wirk- 
lich ist, die Politik, was werden kann und soll. 

in. Die Staatsverwaltungslehre oder Regiminalwissensdiafl 
enthält die Einrichtungen und Grundsätze für Verwaltung und deren 
Beaufsichtigung oder für die Regierung des Staates und begreift 
die binanzvui walliiiiii; oder Verwaltung des Staatsiiaushaltes und 
die innere Staatsverwaltung zur Sicherung der allgemeinen Wohl 
fahrt (geislhehe, Unterrichts- und Medicinalangelegenheilen, Cultur- 
iind Sieherlieitbanstaiten , Mililair Verwaltung). Sie zerfällt in zwei 
Disciplinen: 

A. Die Staatswirth Schafts lehre oder Finanz Wissen- 
schaft, welclie die Lehre von den Kinrichliiniüen und Grundsätzen 
über Verwaltung, Erhebung und Verwendung des Staatshaiishal- 
tungsfonds enthält , wobei man auch wieder o'mon Unterschied 
macht zwischen Finanzverwaltungslehre, woiin die Organisation 
des Staatseinkommens und das gesammtc Slaatsrechnimgswesen 
gelehrt werden soll, und zwischen Finanzwissenschaft i. e. S., 
welche die Grundsätze über die dem allgemeinen Besten am 
meisten entsprechende» Krhebung und Vermehrung der Staatsein- 
künfte darstellen soll; allein diese letztere würde richtiger Finanz- 
pohtik zu nennen und ein Theü der Politik i. e. S. sein 

B, Die Polizei Wissenschaft, welche die Lehre von den 
Einrichtungen für Wohlfahrt (physische und geistige) und Sidier- 
heit des Staates enthält. 



*) Wsrnkönig, juristisohe Encyclopädie, S. 10. Anoh imtenclieidet 
man, s. B. Pölitz a. a. 0. S. 108 ff. die StaatswirthBcbaftslehre als Inbe- 
griff der Gnmds&tse, naoh wichen der ^nflnss der Regieniiig auf Leitung 
und Oestaltnng des gesanunten Volkslebens und der Volksihatlgkdlt in 

Hinsicht auf Production und Consumtion bestimmt wird, von der Fmana- 
wissensehaft, als Lehre von den Ghnmdsätcen, nach welchen das Staatsver- 
mögen aus dem Yolksvermögen genommen und verwendet werden darf. 

Allein die erstere ^nirde richtipfcr Vollcfl^irthschaftspülitil^ zn nennen sein, 
sofern es sich um Verbesserungen handelt, ausserdem fällt sie in die 
Volks wirihschaftslehre. 
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§ II. 

Nebentheile und Hülfswissonschaften der Staats- 
wissenschaft. 

Die Nebentheile und Hiilfswissenschaften der Staatswissen- 
schaft lassen sich in zwei grosse Gruppen theilen. 
I. Eine vorbereitende Bedeutung haben: 

A. Die s. g. Cameralwissensdiaften , woruntw jetzt die Land- 
wirthschaftslehre, Forstwissensehaft, Bergwissenschailt, Technologie 
und Handetewissenscbaft zu verstehen smd. 

B. Die Volkswirthsdiaflslehre oder Nationaloeonomie oder die 
Theorie von der doonomiscben Thätigkeit der Menschen überhaopt, 
nnangesehen einer territorialen und dynastischen Begründung im 
Staate» behufs der Erlangung des Volkswohlstandes durch Produo- 
tion von Rohstoffen, durch industrielle Verari[)eitung und durch 
den Handel. Die Volkswirthsdiaftslehre ist ein Theil der Gesell- 
schaftswissenschaft, bildet jedoch die Grundlehre für die Staats- 
\vi?lhs(thaftslehre und bietet auch mancherlei materielle Grundlagen 
für iiio anderen Theile der Staatswissenschaft. 

C. Die politische und CuU Urgeschichte, besonders der euro- 
[»ciischea Staaten und des speciellen Landes, in dessen Dienst man 
treten will . welche als Nebentheil der Staatswissenschaft zu be- 
trachten ist, indem der gegenwarti2;e OrG;anismus des Staates 
lediglich das Resultat der iieschichtlicliL'n Entwickeiunii; ist. wes- 
halb die Kenntniss dieser die Voraassetzung des Verständnisses 
jenes ist. 

D. Die Enc\c]o})adie der Stnatswissenschari dient zur Kinlei- 
tung in das ganze Studium dersnibon . naniorulich behufs der Or- 
ganisation dieses, welche die Methodologie noch besonders zu 
lehren hat. 

E. Die Encyclopädie der Rechlswissensdiaft muss einen Ueber- 
blick über das gesammte Rechtsgebiet gewähren, welches bei dem 
Studium der Staatswissenschaft nur in einzelnen Theilen genauer 
kennen gelernt wird. 

F. Spedellere Yorbereitungslehren sind : Naturgeschichte (Zoo- 
logie» Botanik y Mineralogie), angewandte Mathematik, Mechanik, 
Physik» Chemie, poliüsdie Erdkunde, Bonitirungskunst und Taxa- 
tionskunde. 

6. Allgemeine Yorbereitungslehren bietet die Logik und Meta- 
physik (Wissenschaftslehre), die Psychologie (Anthropologie). 
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II, Ergänzende und erläuternde Bedeutung haben: 

A. Bas Staatsrecht, natüHiches oder philosophisches und posi- 
tives, hesondei's das deutsche Bandes und Territorialstaatsrecht 
und unter letzterem das besondere Landesstaatsreoht. Die Lehre 
darüber wird von dea Yertretera der Staatswissenscbaft als Theil 
derselben betrachtet, ist nboi* mehr Iheii der Rechtswissenschaft. 
Dasselbe gilt auch von folgenden Rechtsdiscipiinen. 

B. Das Völkeirecht, pfaUosophisches wie positives, das s. g. 
europäische Völkerrecht. 

C. Das Polizei-, Finanz- und Militairrecht oder der Inbegriff 
des auf die Staatsverwaltung sich beziehenden Landesrechts (Ver- 
waltungsrecht). 

D. Das deutsche, besonders Landes -Privatrecht, besonders 
das Cameralrecht (Landwirthschafts-, Forst-, Berg-, Wasser-, See-, 
Deich-, Gewerbcr und Handelsrecht) und, wo der Lehnsverband 
noch besteht, auch das Lehnrecht. 

E. Die Statistik oder Beschreibung von gesellschaftlichen und 
staatlichen Zustiindcn und Erscheinuns^en , welche als T5elei?(? rind 
Folgen £»ewi.sser practisch durchgeiulii it i Grundsätze zu betiachten 
sind i^allgemeine, besondere und vergleichende;. Sie wird als ein 
Theil der Staats Wissenschaft betrachtet, ist jedoch nur ein Neben- 
theil derselben, wie die Geschichte. 

F. Spociolle Hüllsl ffher sind noch: die Civilbaukuiist, die Chro- 
noloeif^, (fenealoijie. Heraldik, Uiplomatik, Landeskunde und Lehre 
von den Staatsgeschäften oder Staatspraxis. 

G. Hiiirsffirher ans dem Gebiet der Rechtswissenschaft sind 
im Besonderen noch die Discipltn des Strafrechts und des Kir- 
chenre(^hts. 

H. Ein Hülfst'ach aus dem Gebiet der s. g. practischen Philo- 
sophie ist die Sittenlehre, besonders die Staats- und Völkermoral* 
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Zweiter Titel. 

Die Mettiodik der wissenschafiliciieii Becarbeitung und des 
Studiums der Rechts- und Staatswissenschaft« 



Erstes CapiteL 

Gesciiiclillicber üeberblick über die Melbodik der Hccbts- 

wissenschaft. 

^ 12. 

Die exegelisch-toinnionlircnde Melhode des 

Mittelalters. 

Die Rechtswissenschaft hat eine von tiem 12. Jahriiundert an 
fordaiifende gesdiichtliche Bntwickelang durchgemacht, ho dass sich 
gewisse Epochen und Methoden der wissenschaftlichen Bearbeitung 
und des Studiums der Rechte kennzeichnen 

Die von den itahenischen RechUschulen ^) seit dem 12. Jahr- 
hnndert ausgehende Methode, (he Rechtsquelleu und «lic Massen 
der in ihricM enthaltenen Hrchtssiitze zu erklären und dazu Hand- 
oder Zwischenhemcrkungon ''Glossen) zu machen, ebenso auch 
bei dem litsiinlerricht zu verfahren, heisst die exegetisch- 
kritisch -com ine n l ii'on de Methode. Sie wurde auf die drei 
Hauptmassen des Heclits , das römische, das cnnunische fijeistliche) 
Recht und das l()nil)ar(lische Lehnrecl)! von der vSclude der Glos- 
satoren und ihrer dei- Clnssiciliit ei-mani?eliid('n Nnchfolp;er. der 
s. g. Po8ti;lossatoren, bis in das Iti. Jahrhundert und theilweis noch 
später befolgt. Die äussere Ordnung dtT £]:r>nannten Rechte wurde 
in der Lehre streng eingehalten (Legalordnung, Legalmethode). 
Im Rechtsunterriehl gab der Lehrer erst eine üebersicht über den 
zu behandelnden Titel (summa), dann wurden die Quellenstellen 



*) AuBfuhrliches s. bei v. Savigny, Geschichte des römischen Rechts 
im Mittelalter. TVIk i- die Methodik und den Rechtsunterricht zur Zeit des 
römischen und byzantinischen Kaiserthums yergl. A. Danz, römische Reohts- 
Ifeßchichto 76, 9ß, und dio dasplbft an^.'-olnhrte IJteratnr, be*5ondprs 
PL. E. Unschke, Jurisprudentia autejustiniaaea quae supersuut, Lip- 
siae 1861. 

^) Vergl. L. Moiners, Geschichte der hohen Schulen unseres Erd- 
theils. 4 Bde. Gütiiiigeu 1802 — 1805. 
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gelesen und ausgelegt; hierauf wurde das factische Yerhältniss, 
welches der einzelne Rechtssalz regeln sollte , gebildet (casum fin- 
gebant) und daran die Rechtsregel ihrer ganzen Bedeutung nach 
geprüft und gcwissermassen reconstruirt (repetitio), woran sidi 
im Zweifel über den Inhalt oder die Richtigkeit der behandelten 
Quellenstelle ein Meinungsaustausch (disputatio) schloss. Ergab 
sich eine wirkliche Rechtsregel, so wurde sie in eine Formel oder 
ein Rechtsspruchwort gebracht, und entstanden weitere Fragen 
(quaestiones) daraus, so folgte ihre Lösung nach. Man sieht hier- 
aus, dass jener Rechtsunterricht ein conversatorischer gewesen 
ist. In derselben Weise worden auch die juristischen Werke der 
Glossatoren und ihrer Nachfolger in den folgenden zwei Jahrhun- 
derten abgefasst und erhielten daher auch die Benennungen: lectu- 
rae, repetttiones^ disputationes, dissensiones, brocardica und quae- 
stiones. Daneben kamen aber auch dogmatische Bearbeitungen 
der Pandecten und des Codex nach den Titeln (summae) und 
ausführliche Commentare (apparatns) , selbst auch schon ausführ- 
liche Behandlungen einzelnor Lehren (Monographieen) vor 

Neben der Schule der Ausleger und Commentatoren des römi- 
schen Rechts — Legislen — , welche academische (iiade ertheilte, 
bildete sich eine Schule der Auslesj^^M- des canonisehpn liechts — 
Decretisten — . welche ihre eigenen academischen Grade hatte. 
Wer in beiden Rechten graduirt worden war, hiess Doptor juris 
utriusque 

Die Methode des Unterrichts und der wissenschaltlichen Bear 
beitung des canonischen Rechts von Seiten der canonistischen 
Glossatoren und ihrer Nachfolger war von der vorher geschilderten 
nicht unterschieden. 

§ 13 

Die Methode der Scholastik. 

Der exegetisch-commentirenden Methode gebrach es an phi- 
lologischen und historischen Hülfskenntnissen, wenngleich sie sonst 
eine sehr natürliche war. Im 14. und 15. Jahrhundert artete sie 
durch den Missbrauch des dialectischen Formalismus oder 
Schematismus der jene Zeit beherrschenden Scholastik oder 
Sclnilw eisheit aus. Man suchte die Wissenschaftlichkeit in der 
Form, in dem Gebrauch von Divisionen. Dislinctionen , Subdivi- 
sionen und Subdistinctionen» Ampliiicationen und Limitationen u.s w. 

•) Warnkönig a. a. 0. S. 245. 246. 
U. Ortlorr, Methodologie d. Rechls- u. SUaUwissciisctiafi. 3 
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und vernaclila.söigtr» daniber die Entstehung und Vorhindung der 
RechtshoijT'jrtV' mit den Lelx'nsverhaiUnssen , fahiK iite auch will- 
kürlich iit ( l)isr-'n;elri brocarda). Das kritische hlwdtum warf sich, 
statt auf den Quellentext, auf die Glossen und Conimefitare und 
darüber entstanden eine Unzahl von xMeinungsverschiedenlioiten 
oder Controversen. aus welchen man, um der wachsf»nden Ucclits- 
ungewissheit zu entgehen, durch Abzalilung der Autontaten «irip 
communis doctorum opinio zu gewinnen suchte, sowohl in den 
weitschweifigen theoretischen Schriften, den repetitiones und Mo- 
nographieeo, als auch in den nunmehr auch hervortretenden practi- 
sehen consilia und decisiones berühmter Juristen. 

Der exegetische Unterricht bestand in einem Wust von Con- 
troversen, fremden Meinungen und zahllosen Citaten, entbehrte 
aber aller Selbsständigkeit. Nur die noch üblichen Disputationen 
brachten einiges Leben in den Rechtsunterricht, besonders durch 
Auftreten der Coocurrentes auf manchen Rechtsschulen, welche 
sich als föitnliche Gegner einzelner Lehrer aufwarfen, indem sie 
ihre Sätze angriffen und sie zu ihrer Vertheidigung nöthigten 
allein die Sophisterei und Leidenschaftlichkeit der wissenschaft- 
lidien Kämpfe untergrub auch diese Eiurichtung. 

Von den Scribentes und Consiliatores dieser Periode sagte 
Cujacius, ein berühmter französischer Recfatsgelehrter des 16« Jahr^ 
hunderts, sie seien in re facili verbosi, in di£FicUi muti, in aor 
gustis defusi gewesen. 

Diese Epoche des 14. und 15. Jahrhunderts charaeterisirt sich 
als die Zeit eines geistlosen Formalismus der Scholastik und der 
UnSelbstständigkeit der Darstellung. In dieselbe fällt die Gründung 
der ersten deutschen Universitäten: zu Prag 1348, Wien 1365, 
Heidelbercj 1.38«, Cöln 1388, IngolstadL l 'J Kl,' Rostock 1415. Basel 
und Froiburg I4()0 und Tid:iingen 1477, und auf ihnen kam so- 
fort die angeführte, an den italienischen Rechtsschulen, welche 
bis dahin von Tausenden von DeutsehtMi besucht wurden, übliche 
Lehrmethode , bt sonders durch Berulungen itahenischer Rechts- 
lehrer, in Gebrauch. 

Die Methode des humanistischen Zeitalters. 
Ein neues wissenschaftliches und Epoche machendes Leben 



Philipp Deoius, gest. 153&, war ein an alloi Rechtsaohitleii ge- 
fflrchteter Conourreiu und der glänsendste Rechtelehrer seiner Zeit. 
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wurde im 15. und 16. Jahrhundert durch das Studium der alten 
Classiker, welches eine kritische und philologische Behandlung der 
Rechtsquellen veranlasste, angebahnt Es ist im Gegensatz zu 
der vorerwähnten scholastischen Richtnng die humanistische, 

welche tuiiversell, nicht bloss in Schriften, sondern auch in acade- 
mischen Vrirtiai<en, hervortrat. Schon in der Mitte des 16. Jahr- 
hunileils wurde das Recht schon vorzugsweise kritisch, philo- 
logisch, historisch, inti humanistischen Geist, gelehrt und 
bearbeitet; immerhin war aber die Lohrmethodo noch mehr 
exegetisch als dogmatisch und die schriftstellerische Bearbeitung 
wendete sich vorzugsweise der Feststellung der Quellen- 
texte und ihrer richtigen Auslegung zu. Dies führte denn zur 
Herausgabe der RecJUsqueileii und nun ausser den fremden auch 
der älteren germanischen. Jene ganze Richtung gipfelte in der 
phih)logisch-histonsclien Bearbeitung und Lehre in Deutschland in 
Ulrich Zasius (1461 — 1335), Professor zu Freiburg im Breisgau, 
und in der französischen Schule, in A ndreas Alcia ti (1492 — 
1550), besonders an der Universität zu Bourges, deren Haupt der 
berühmte CujasvonToulouse (1522—1590) war 2). Im Geiste 
dieser Schule wirkte nach ihrem Verfall die holländische 
Schule, deren Häupter an den Universitäten zu Utrecht und Leyden 
lehrten. Durch sie wurde das Studium der Jurisprudenz in enge 
Verbindung mit dem der Alterthumswissenschaft gebracht und die 
philologisch-historische Behandlung des Rechts in einem meist 
glänzenden lateinischen Styl fortgesetzt, weshalb auch die hier 
gepflegte Richtung »die elegante Jurisprudenz« genannt wird. Von 
hier ging die höchste Förderung einer ausgezeichneten Textkritik 
und Exegese und das Studium der römischen Rechtsgeschichte 
aus. Die dogmatischen Bearbeitungen übertrafen alle früheren 
Versuche und damit verbanden sidi die Versnobe, kürzere Lehr- 
bücher oder Coropendien des römischen Rechts zu schreiben. 
Von der llitt^ des 17. Jahrhunderts bis in die Mitte des 18. Jahr- 
hunderts herrschte die holländische Civilistenschule , aus deren 
Kreis auch die neuere Rechtsphilosophie mit Hugo Grotius 
entsprang. 



') Ausfuhrlieliere« bei v. Savigny, Gesebiobte de« rdmiscben Beobis 
im Mittelalter, Bd. VI. und conoentrirt bei Warnköniig «. a« 0* 8. 261 

—265. 

^) Cujacins, de rationc docendi juris, 1585, «obiieb eine der entem 
Meihodologieen des Beoht«atadiiimi« 
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Bereits im Anfang des 16. Jahrhunderts war in Deutschland 
trotz vielen Widerstrefoens lediglidi mit Hülfe der Juristen die 
Reception der fremden Rechte eine vollendete Thatsache und das 
Streben der Theorie und Praxis ging dahin, dasselbe mit dem 
zumeist im Yolksbewusstsein ruhenden, aber auch schon mannig- 
fadi aufgezeichneten deutschen Recht zu verschmelzen; allein 
dieser Verschmelzungsprozess artete in ein förmliches Romanisiren 
deutscher Rechtszustände aus und nur durch die Particulargesetz- 
^ebun^en wurden die deutschen Rechtselemente erhalten. Jedoch 
auch ])ei deren Revisionen oder Reformation,« vvelclie bis in das 
18. Jahrhundert besonders zahlreich vorgenommen wurden, w urde 
viel Römisches mit eingeschmuggelt. Für die deutsche Praxis 
bildete sich ein usus modernus Pandectarum oder eine Jurispru- 
denlia romano i;ernianica, worauf sich noch der Begrilf des »heu- 
tigen römischen Rechts« gründet. 

Die Entstehung der philosophischen oder 
rationellen Methode. 

An die.scholasliseiie Methode sehioss sich in Deutsehland am 
Ende des 16 Jahrhundert» die s. g ramistische nmiusj oder 
peripate^ isclie, welche auf den Ursprung der Dinge /ü kummen 
strebte, alsf) ein analytisches Verfahren war (causa efliciens, niate- 
rialis. forni ili^, tinalis). Durch diese Methode, aber mehr noch 
dureh die N(Mgnni< der deutschen (ielehrsamkeit zu »Wissenschaft^ 
liehen Speculationen und zum Aufsuchen abstracter Wahrheiten" 
sowie durch das Auftreten des Rationalismus mit Leibnitz und 
seiner Schule wurde der Grund zur rationellen Behandlung 
des Rechts und zu einer grösseren Wisse nschafllichkeit gelegt, 
die zur Systematik fortschreitende Dogmatik erheblich gefördert 
und zur eigentlichen Ausnutzung der historischen Forschungen 
geführt, und somit die formelle Ausbildung der Jurispru- 
denz zu einer wahren Wissenschaft begonnen. 

Die Fortbildung dieser Richtung erfolgte durch Thomasius 
und die Anhänger der Wölfischen Philosophie. Dem 18. Jahr- 
hundert gehört die Fixirung der Begriffe und Lehrsätze» die Ab- 
gränzung der Lehren, die Verbindung aneinander hängender Reihen 
von Eintheilungen (tabellarisdie Methode, methodus dichotomica) 



') Warnkönig a. a. 0. S. 323. 
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und die Ordimog nach höheren Grandsätzen, die Systematisining 
an. Der Bf^griff des Systems erhielt durch Leibnitz sdbon mehr 
Klarheit» indem er die Rechtswissenschaft als ein Ganzes und eine 
Einheit und damit (ür die Bedentang und richtigere Erfassung 
der Encyclopäciie der Rechtswissenschaft den Standpunct bezeich- 
nete, den erst ein Jahrhundert nach ihm die Rechtsgelehrten und 
Philosophen zu Mrürdigen verstanden. Seine Schrift: Nova metho- 
dus docendae discendaeque jurisprudentiae , 1668, vertrat «ne 
eigene, die didactische Methode und eröffnete in Deutschland 
eine zahlreiche Darslelliinü; juristischer Encyclopädieen und Metho- 
dolügiecn. Seil .1. St. Pü Liers 1757 erschienener »»juristischer 
Encyclopädic und Methodologie« wurde es gebräuchlich, den ency- 
clopädischen Darstellungen als besonderen Anhang oder Theil 
Methodologieen anzuschlicsson. 

Die erwähnte ramisUsc^he Methode wurde in Deutschland 
durch die von den holländischen Rechtsgelehrten aijsijehende 
axionia tische Methode verdrangt, welche aus Delinitioneii und 
Eintheilungen , Hauptgiiindsätze faxiomata) herauszieht und aus 
dies*^!? als Conelusionen die ubrigeji Wahrheiten mittelst )ScMuss- 
folgeruni^, also auf synthetischem Wege, gewinnt. 

Ein Versuch, (he von den Mathematikern entlehnte und von 
Wolf und den seiner Philosophie huldigenden Rechtsgelehrten 
gebrauchte s. g. demonstrative oder mathematische Methode, 
wonach jede Wahrheit in ihre einfachsten Ideen aufgelöst und 
durch eine Reihe von Sätzen ^d Schlüssen bewiesen wird, von 
denen jeder von dem anderen getrennt und besonders benannt 
ist (definitio, axioma, postulatum» theorema, probicma, demon-* 
stra^io, scholion), blieb ohne wetteren Erfolg und Verbreitung. 

Die Methode dogmatisch-systematischer Darstellung. 

Wenn auch schon früher vereinzelte dogmatische, freiere 
Bearbeitungen von Rechtsmaterien vollkommen waren, so fasste 
doch erst mit Leibnitz die Emancipation von der Legalordnung 
der Theile des corpus juris civilis und canonici festen Fuss und 
eine in der Natur der Sadie begründete freiere Systematisirung 
trat in den nunmehr in Deutschland sich häufenden und hier 
eigentlich heimischen Compendien hervor. Die einzelnen Rechls- 
theile wurden nach und nach von einander getreimt und einer 
ausführlicheren und den StolF sichtenden Behandlung unterworfen. 
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Während früher über die vier Theile des corpus juris civilis, die 
Institutionen, Pandecten, den Codex und die Novellen» je einzelne 
Vorlesungen an Universitäten gehalten wurden, lehrte man nun 
nach Vorgang der Holländer ,auch in Deutschland nur noch Insti- 
tutionen und Pandecten. So lange bei letzteren noch die Legal- 
Ordnung befolgt wurde, war auch der Prozess und das Cri- 
minal recht, dieses bei Durchgehung des 47. und 48. Buches der 
Pandecten (libri terribiles), mit in der Vorlesung über römisches 
Recht» freilich mit Herbeiziehung deutschrechtlicher Bestimmungen, 
begriffen. Wenn schon seit dem 14. Jahrhundert hie und da 
Vorlesungen über Staatsrecht ejehalten worden waren, so wurde 
doch zuerst in Heidelberg, dann seit U)92 in Halle, wo Chr. Tho- 
rnasius, der Reformator der Jm-ispriuienz , die Leuchte des 
Geistes der Neuerung mit Einfühi uiii^ der deutschen Sprache als 
Lehrsprache vorantrug, ein besonderer Lehrstuhl des Natur- und 
Vüikerreehts errichtet und damit dem öllbutlichon Recht (Staats- 
und Völkerrecht} eine ebenbürtige Stelle neben di m Privatrecht 
gegründet. Thomasius (gest. 1728) und seine Anhänger schieden 
die einzelnen Kiieher der Rechtswissenschaft schärfer von einnii ier 
und stellten ein iiegliederles S\^tem derselben mit seinen liinzel- 
systemen auf. Zunächst wurde diese Richtung auf der 1734 
gestifteten Universitäl zu (l()ttiniien weiter befolp:!. 

Das Kirehenrecht war seit der Heformatien in katholisches 
und protestantisches getheilt; die Rei^htsgeschichte wm-de 
nunmehr besonders gelehrt und ^bearbeitet . die juristische 
Hermeneutik als besonderes Fach aufgenommen und das Cri- 
minal recht gleichfalls Gegenstand einer besonderen Disciplin. 
Aus den Vorlesungen über Reichskammergerichtsg(^Iahrtheit — juris- 
prudentia cameralis — ging nach und nach die Theorie des 
gemeinen Ci vilprozesses als Vorbereitung auf die Hebungen 
der collegia practica hervor. Das philoso phische Völ kerrecht 
blieb bis Anfang dieses Jahrhunderts mit dem s. g. Naturrecht in 
Verbindung und daneben entstand ein positives (europäisches) 
Völkerrecht, welches gleichfalls Gegenstand eina* besonderen 
reohtswissenschafllichen Disciplin und die Vorschule der Diplomaten 
wurde. Erst gegen Ende des vorigen Jahrhunderts erhielt das 
deutsche Privatrecht eine selbstständige, von der des römischen 
Rechls oder der jurisprudentia romano - germanica forensis al^e- 
sonderte Behandlung durch die s. g. Germanisten. Das Lehn- 
recht blieb immer noch ein besonderer Zweig und auch das 
Wechsel recht wurde eine gründlich bearbeitete Eincdmaterie. 
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Ueberau wurde nur gemeines Recht, das Particularrecht aber fast 
gar nicht gelehrt. Ks gab nun nicht mehr wie im Mittelalter nur 
Legisten, Decretisten und Feudisten, sondern Civilisten (Romanisten, 
Germanisten), Pnblicisten , Criminalisten , Prozessualisten, Natur- 
rechtslehrer u. a. m. Sämmtliche Rechtsrachcr wuitien im vorigen 
.hilii Imndort in theoretische und practische getheilt und die Uechts- 
geschichte als besonderer Zweig hingestellt. Bei der theoretischen 
Reehtswissenschaft unteisehied man |>uMiives und zwar römisches 
und deutsches Recht, und Natm- oder Vernimftrecht i). 

Das Anfldiihen der deutschen Literatur am Ende des 18. Jahr- 
hunderts blieb nicht ohne Wirkung auch auf die Rechtswissenschaft. 
Dh; beiden vorheiTSchenden Richtungen d^^r wissenschaftliehen 
Thätigkeit, die p h i 1 o 1 o g i s c h - g e s c h i c h 1 1 1 c ti e und die philoso- 
phische machten sich auch bei der Behandlung der Rechtswissen- 
schaft geltend und diese führten später zur Ausbildung zweier 
Schulen, der historischen und philosophisch-practischen. 
Seit 1815, als v. Savigny dem 1814 von Xhibaut ausgehenden 
und bald unterstützten lebhaften Ruf nach einer Codification des 
in Deutschland geltenden Rechts, ährd ich der des französischen Rechte, 
durch Bestreitung des Berufs jener Zeit zur Gesetzbücherfertigung 
entgegengetreten war und gezeigt hatte, dass die geschichtliche 
Erkenntniss des Rechts die wichtigere sei, aber die des in Deutsch- 
land geltenden Rechts noch auf einer niederen Stufe stehe, wurde 
die historische Erforsdiung, zunächst des römischen Rechts, 
dann des germanisdien bezü^ich deutschen Redits, des Kirdien- 
rechts, des Straf- und Prozessrechts, endlich auch des Staate- und 
Völkerredite so betrieben , dass die wichtigsten Lehren gründliche 
Revisionen erhielten. Die historische Schule, wie die in dieser 
Richtung arbeitenden Juristen und Philologen genannt wurden, 
stand anfänglich den Anhängern der Rechtephilosophie gegenüber, 
so lieusge diese an einem rein specolativen und subjectiveu Ratio- 
nalismus festhielten ; aUein , als dies nicht mehr der Fall war, 
glichen sich die Gegensätze mehr und mehr aus, indem der 
historischen und philosophischen Methode eine gleidie in- 
nere Berechtigung zugestanden wurde An alle dogmatischen 



*) 8. einen Studicnplan aus dem vorigen Jahrhundert hei J. St. Pätter, 
neuer Yersach einer jurist. £ncyclopädie und Methodologie, Gottingen 1767, 

§. 17J^. 

Eine niu-fiilirlK hn Besprechung liefert Bluntschli, die neueren 
Rechtsscholen der deutschen Juristen. 2. Aufl. Zürich lb62. S. 1 — 70. »Die 
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Bearbeitangen wurde der Anspruch erhoben, dass sie nach beiden 
Richtungen ihren Stoff behandelten und der eiegetisch-kritischen 
Methode ihr gebührendes Recht zu Theil werden Hessen, sofern 
es sich um geschriebenes positives Recht handle. Hassen von 
dogmatischem Rechtsstoff wurden in Monographieen und den sich 
mehrenden Zeitschriften aufgehäuft und daraus die Systeme der 
einzelnen Theile des Rechts in Coropendien, Lehr- und Handbüchern, 
geschaffen, nachdem der Begriff des Systems durch die Philosophie, 
besonders Hegels, und durch neuere Encyclopädisten zum reiferen 
Verständniss gebracht worden war. So ist denn die dogmalisch- 
sys te inatisrhe Behandliiui^ der Rechtswissenschaft gegenwartig 
die herrschencie, ihre Basis bildet aber die historische und philo- 
sophische oder die empirische und rationelle Behandlung 
der Rechtsdogmen in der Doguiatik, welche in abgerundete Systeme 
gebracht und so in S( hrift und Lehre dariicstellt worden. 

Dieser jurisliM iien Methodik , die man in neuerer Zeit neben 
der empirischen und rationellen Behandlung wenigstens für die 
schriftstellerische Bearbeitung der l)oj;i»en, also für den Bereich 
der Dogmatik, noch durch eiin* pi-oductive (rationell-empinseh- 
construirende) und die Uechtsbildnnii; vorbereitende oder rechts- 
politische Richtung zu erweitern str(;bt, ist der gegenwärtige 
Stand der Rechtswissenschaft zu danken, welche die in §§. 8 und 9 
angeführten Haupt- und Nebentheile in systematischer Ordnung 
dargestellt enthält. 



Zweites CapiteL 

Geschichtlicher Ueberblick über die Methodik der Staats- 

wissenschaft. 

§• 17- 

Die rationelle Behandlung der Staatswissenschaft. 

Da die Staatswissenschaft als eine systematisch geordnete 

Wissenschaft noch in ihrer ersten Entwiekelung begriffen ist, kann 
noch kaum von einem geschichtlichen Ueberblick über die Methodik 

der Staatswissenschal't als einer Einheit die Rede sein. Nur bei 
einzelnen Theilen derselben, welche bereits Jahrhunderte hindurch 



Wahrheit, könnt keine Schulen und die Wissenschaft liisst die Sdiulen nnr 
zu als einzelne vorübergehende Momente ihrer Entwiekelung*. 
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eultivirt wardeo sind, wird sich id der wissenschafilicheii Behand- 
lung diese oder jene Richtung nadiweisen lassen. Im Gegensatz 
zu der Rechtswissenschaft, welche durch ihren Gegenstand meist 
an geschidiüic^ entstandene und fortgebildete, positive und unab- 
weichhare Sätze gewiesen ist und dadurch gewisse Richtungen, 
wie die historische, exegetisch -kritische, commentirende vorge- 
zeichnet erhalten hat, bewegt sich die Staatswissenschaft oder ein 
^ einzelnes Fach derselben in weiteren und freieren Kreisen der 
Beul theilung, indem die Fragen um das huchste Wohl, um Zweck- 
mässigkeit und Nützlichkeit unter gegebenen Verhällriissen , nur 
innerhalb der dehnbaren Schranken der Vernunft und selbst sub- 
jectiver Anschauungen zu beantworten sind. Daher findet man 
auch von Alters her bei einzelnen Fächern der Staatswishcn-ehaft 
vorzugsweise die rationelle Behandlung derselben, deren pioduc- 
tive Kraft eigentlich iranze Staatswissenschaft iresthaü'en und 
selbst mittelbar Staatsor^Hii^^men um- und neu gebildet hat. 
Wahrend die Heehtswissenschaft sich Jahrhunderte lani? mit der 
Untersuchung und Frklarnn« dessen, was nach bestimmten Satzun- 
gen wirklich Recht ist und als solches zu gelten hat, beschäftigte, 
hat diese oder jene Staatswissenschaft von realen Grundlagen aus- 
gehend die Fragen zu lösen gesucht, was real- möglich an den 
gegenwärtigen öcono mischen und staatlichen Verhältnissen gebes- 
sert oder geändert werden könne, sollte, müsse — Fragen der 
Politik oder Staatsklugheit. Weisheit und Reformkunst« Daraus 
ergiebt sich, dass die Politik eigentlich die die Staatswissenschaften 
fortbildende und zur Vervollkommnung führende Grund- und 
Haupimethode ist, nadi welcher alle Sätze der Zweckmässigkeit 
und Wohlfahrt, wie sie im wirklichen Leben befolgt oder nach 
gerade herrschenden Anschauungen gebilligt werden, zunächst einer 
strengen Kritik unterworfen und im Fall der Erkenntniss ihrer 
relativen Tauglichkeit unverändert oder verändert fortbestehen 
gelassen, oder im Gegentheil beseitigt und durch andere ersetzt 
werden. Die Kritik und die daran ndi schliessende Probation» 
Modification und Reform, Destruction und Gonstruction , kurz die 
rationell - empirisch fortschreitende Production des real -möglich 
und relativ Besten bilden die beiden Hanptrichtungen der Politik, 
als der theoretisclien und practischen Grnnd- und Universalme- 
thodc der wissensehaftlichen Behandlung it^r eigentlichen Staats- 
wissenschaft. Die rationelle Behandluui^ der Staatsvvissenschaft 
ist daher schon mit deren Gegenstand gegeben und sie ist die 
Hauptmetbode für die Staatswissenschaft, welche sich als praclische 
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Wissensdhaft die verntinft- und sweckgemässe FortbSdung des 
Slaatsorganismus zur Aufgabe gestelll hat. Dazu dient jedoch 
die Erkenntniss des Vergangenen und Bestehenden als noUswen- 
dige Grundlage und Voraussetzung und die rationelle Production 
findet an der Empirie, wohin ausser den vorhandenen Lebens- 
verhältnissen namentlich auch die Rechtsordnung als positive 
Schranke gehört, ihre Gränzen und ihren Massstab »). Das fort- 
bewegende Moment der rationellen Production der Staatsorgani- ^ 
sations- und Verwaltnngsideen ist das eigentliche L e be n 8 o 1 e rn e n t 
der StaatswissenvSchaft, die Hrrücksirhtiijtiiii^ aber der empirischen 
Hrscheimiiiiieii fiihrt das Streben n.ii Ii vorgesteckten Zielen an 
der moderirefiden Kritik der realen Möglichkeit, relativen /.weck- 
mässigkeit und Ausführbarkeit vorüber und auf das rechte» Mass 
zurück. Hieraus ergiebt sich die Nothwendiiikcit aucli einer empi- 
rischen (liistoiisch fH-actischen) T^eliaridluniz der Staats Wissenschaft, 
nie empirische Hehainünnfj; vertritt den (lonscTvatismns. die ratio- 
nelle dcf» F.ilM'ralisnius ; beide zusammen bilden die liberal (kon- 
servative Politik, oder die conservativ- liberale, jenaclidcm das 
bewegende Moment der rationellen Production oder das erhaltende 
der empirischen Darstellung vorwiegt. 

Die philosophische Grundlage der Staatswissenschaft ist 
am längsten bearbeitet. Von Plato an bis auf die neueste Zeit 
hat man unter zahllosen Meinungskämpfen den Ursprung, das 
Wesen und den letzten ZwedL des Staates, die daraus entsprin- 
genden Rechte und Pflichten und die möglichen Formen des 
Staates zu ergründen gesucht, ohne dass nach zweitausendjäh- 
riger Arbeit eine Einigung der Ansichten der philosophischen 
Lehre vom Staate nur in ferne Aussicht gestellt ist. Nach der 
Auffassung des antiken Staates im dassischen AUerthum ist der- 
selbe eine Einheit , in der alles Einzelne und jeder Einzelne auf-^ 
zugehen hat; nach der Staatsphilosophie des Mittelalters ist der 
Staat ein allgemeiner christiiciier Weltstaat und die Wissenschaft 
im Dienste der Kirche begründete deren Lehren darüber. Noch 
jetzt giebt es eine restaurirte christlich -religiöse Staatsphilosophie 
besonders in Frankreich und Oesterreich und mit protestantisdien 
Lehren besonders durch Stahl vereinbart auch zum Theil in 
I>eutsch]and. Am meisten verbreitet ist die im 17. Jahrhundert 



') Die dichterische Aufstellung von Staat sidoalon oder der p. p. Staats- 
roman bietet immer ntich zuweilen practisch ausführbare Ideen. S. H. v. 
Mo hl, Geschichte und Literatur der Staatawissenschaften, I. S. 167 fL 
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in England begründete, auch über Frankreich, Italien und Deutsch- 
land verzweigte, auf blosse Verstandesbegrift'e und auf die Forde- 
rung möglichst grosser Freiheit der Individuen gebaute moderne 
Lehre vom Rechtsstaate. Diese Rechtsstaatspiiilusü|»hie hat auch eine 
practische Bedeutung erhalten, indem sie vielfach neueren Einrich- 
tungen zu Grunde gelegt word(»n ist. Neben diesen «h-fi haupt- 
sächlichsten, dem Entwickclungsproeess des Menseheng<»sclil(Thts 
folgenden Richtungen der Staatsphilosophie oder allgemeinen 
Staatslehre gab es noch eine Menge von Finzel- und Nebenrich- 
tungen. Eine \Yesenthc!ie Umgestahung des Systems der Staats- 
wissenschaft, namentlich der philosophischen Staatslehre, steht 
bevor durch die Absonderung der Gesellschaft als einer vom Staate 
wesentlich verschiedenen Gestaltung menschlicher Lebensverhäit- 
nisse, deren wissenschaftliche Begründung und Durchführung sich 
neuerdings mehr und mehr verbreitet i). 

Man hat aus der Ges(;hiehte und dem Leben heraus auch 
wohl vier Systeme der Politik auffinden wollen das spirituali- 
stische, das materialistische, das idealistische und das realistische, 
und danach besondere politische Schulen, namentlich in Frankreich, 
geschieden, auch damit correspondirend eine vierfache Methode, 
die dogmatische, skeptische, kritische und syncretistisohe, aufge- 
stellt und auch noch eine fünfte Richtung, die constructive, hin- 
zugefügt. 

Wie nur durch die rationeUe oder philosophische Methode 
die allgemeine Staatslehre zu einem System ausgebildet worden 
ist, so verdankt auch ihr die s. g. Politik, deren Gründer schon 
Aristoteles war, und weldier MacMavelli einen ganz neuen Inhalt 
gab, ferner die Staatsverwaltungslehre, insonderheit die Polizei- und 
Pinanzwissenschaft . ja selbst die Volkswirthschaftslehre als Voi^ 
bereitungs- und Hülfswissenschaft ihre eigentliche Erhebung und 
Ahnindung zur Wissenschaft. Freilich ist diuch fehlerhafte Syste- 
riiahk der Ijiglandcr und Franzosen Vieles aus diesen Lehren in- 
und durcheinander geworfen, so dass es kaum wieder lösbar 
erscheint Die Kantische Philosophie iiat auch in der Staalswissen- 
schaftViele.s umgestaltet und das Verdienst derSystemati^n-ung haben 
sich die logischen und gelehrten Bearbeitungen der Deulsehen 
erworben. Dasselbe gilt auch von den Iheilen der Rechlswissen- 



') R. V. Mo hl, Geschichte nnd Literatur der Staats^seiufchafteii, I. 

S- 41—43. 

>) Bus 8, Geschichte der Staatswisaenschaft» 1839, IL S. 1605. 
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schaft, welche als Nc bentheile und lliilfswissenschafteri der Slaals- 
wissenschaft betrachtet werden, von dem positiven Staatsrecht 
lind dem Voikerreeht. Die rationelle Metliod-^ hat in diesem Jahr- 
hüüdert eine bedeutende Sichtnng des slaatswissenschaftHchen 
Materials veranlasst, namentlich zur Ansscheidiing einer besonderen 
Gesellschnftslehre, welche schon im vorigen .hihrhnndert A. L. Sehld- 
zer ni si;nier Mf^tapolitik ahnte, und znr Hei^riimlnng einer Staats- 
sittenlehre geluin t, und ihr bleibt denn lediglich die Auflösung und 
und Abkläruns; des Gähninirsprozesses vorbehalten , in welchem 
sich die Systematisinmg der Staatswissenschaft geijjenwartig noch 
befindet. Heü;el, der den Jiegriff des Systems am vollständi£2;sten 
erfasst hatte, hat, wenn er auch kein vollkommnes System der 
Staatswissenschaft aufgestellt hat, doch den Weg dazu gezeigt 

Möglich ist, dass die organische Behandlung der Staats- 
wissenschaft, welche den Organismus des staatlichen Lebens zu 
zerghedern und zu gruppiren, aber auch den inneren Zusammenhang 
der Organe und ihrer Lebensthatigkeit nachzuweisen sudit, eine 
richtige und volikommne Systemaiisirung anbahnen wird. 

§. IB. 

Die empirische und dogmatisch-systematische 
Behandlung der Staatswissenschaft. 

Die empirische Behandlung der Staatswissenschaft in Deutsch- 
land verdankt ihren Aufschwung zum Theil der historischen Methode, 
besonders in den Schriften des grossen Geschichtsschreibers 
Johannes Müller und des patriotischen Justus Moser, 
welche der seichten Philosophie des 17- und 18. Jahrhunderts 
lebensfrische Anschauungen über das Staatsleben entgegensetzten. 
J. H. Böhmer zeigte ein richtiges publicistisches Gefühl zwischen 
der Tendenz der philosophischen und historischen Schule, und 
aus dem scheinbar unversöhnlichen Gegensatz zwischen Speculation 
und Empirie entsprang eine politische Erfahrungswissenschaft, die 
Statistik, welche Achen wall in die Reihe der Staatswissenschaften 
einfiihi te und welche von den Deutschen zuerst wissensclialilich 
begründet wurde. Der Kampf der historischen Schule gegen den 
RationHÜsnnis äusserte seine Wirkungen auch auf die Staatswissen- 
schaft. Dem glücklichen Mangel an Selbstgenügsamkeit des Deutschen 



') Grundlinien der Philosophie des Rechts, oder Natnrrecbt und Staats- 
wisMUScbaft im Grundrisse, fierlüi 1820. 1840. 
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ist andernUieils das Streben nach der Bekanntschaft mit fremden 
Sprachen und Zuständen zu danken. Versfandige Benutzung und 
Verarbeitung des von anderen Nationen geschaffenen Materials hat 
die deutsche Staatswissenschaft auf eine Stufe grösserer Vielseitig- 
keit und Gelehrsamkeit erhoben und die Neigung zu philosophischer 
Ergrtindung und Systemalbirung lässt die vollständige Abruodung 
eines Systems der Staatswissensdiaft erwarten. Das Ausland bot 
von jeher reichlichen StoiF» dessen systematische yerart>eilung 
den Deutschen zufällt. Von grossem Einfluss war die britische 
Schule der Eudämonisten, welche das Streben nach Glückseligkeit 
als höchstes Ziel der Staats- und Sittenlehre hinstellle. Adam 
Smith aber kennzeichnete als Wurzel des Eudamonismus die 
Sinnlichkeit und trat als Reformator der Volkswirthschaftslehre auf. 
Dem practischen Sinn der Engländer verdankt die Staatswissen- 
Schaft eine Masse von Stoff, welcher aus den zahlreichen Unter- 
suchungen der für das Leben unmittelbar wichtigeFi Fragen hervor- 
gegangen ist. Der nicht durch Theorieen . soiidcm rein aus den 
natürlichen Bedürfnissen entstandene und dii>i^el>ikleLej ü^cschichtlich 
und naturwüchsig gewordene Staatsorganismus Englands ist ein 
durch au8Sfn*f)r(]entliche Bedingungen begünstigtes, durch unzählige 
Vorgängeutui BeschUisso zusammengesetztes (ranze, voll von lebens- 
frischrn Einzelheiten , deren sich nach allen Richtungen hin die 
Wissenschaft bemächtigt hat. Die englische Schule ermangelt 
zwar vielfach philosophischer Begründungen und enibehrt vor 
allen Dingen der svsteniatischen Ordnung, ja man kann sagen, sie 
ermangelt, wie das ganze Volk der Centralisation abg(meigt ist, des 
Begriffs eines centralisirenden Systems, aber sie hat Unübertreff- 
liches geleistet in den dogmatisch practischen Vorarbeiten 
fiir Ausbildung der einzelnen Staatswissenschaften und für Syste- 
matisirung der Staatswissenschaft durch andere Nationen, nament- 
lich die deutsche. Daraas erklart sich, dass die Engländer in der 
allgemeinen Staatslehre, in dem Staats- und Völkerrecht und in 
der Politik verhältnissmässig wenig, dagegen in einzelnen Gebieten 
der Polizeiwissenschaft, der Finanzwissenschaft, Nationalöconomie» 
in der Geschichte und Statistik das Meiste und Erheblichste geleistet 
haben. Alle anderen Nationen treten in dieser Beziehung gegen 
die Engländer zurück. »Der Franzose fühlt wenig Achtung vor 
dem geschichtlich Berechtigten und ändert leicht nadi seiner 
augenblicklichen Ansicht vom Verständigen; anstatt einer organischen 
Entwidkelung begnügt er sich mit einer formellen und logisch 
richtigen Ordnung der Dinge; tiefe philosophische Aufitoung ist 
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weit seltener vorhanden nnd auch von der olFeiitlichen Meinung 
weil weniger geachtet als klare logische Richtigkeit in der Dar- 
stellung des Näherliegenden« Daher zeichnet sich die franzö- 
sische staatswissenschaftliche Literatur weniger in den prac^tischen 
als in den rein theoretischen Theilen der Staatswissenschaft» 
namentlich im philosophischen Staatsrecht und in dem Verwaltungs- 
recht aus. Indessen fehlt es auch in Frankreich nidit an aus- 
gezeidineten politisch-historischen und rochtsgeschichUtcben Werken. 

Noch mehr beschränken sich die Staats wissenschaftlichen 
Leistungen der Italiener und Spanier. Trotz hoher Beübung 
des italienischen Volkes hat die Wissenschaft unter weltlichem und 
gütlichem Druck gelegen und in Selbstüberschätzung und Ab* 
Schliessung gegen andere Nationen und mit Festhaltung an veralteten 
Methoden verhältnissmässig wenig geleistet. Nur auf dem Gebiete 
der Politik haben sich die Italiener durch Scharfsinn ausgezeichnet, 
wie die Namen MachiavelU, Filangjeri» Beccaria, Ried belegen. 
Die Spanier stehen auf der tiefsten Stufe staatswissenschafUiäer 
Leistungen und wenn auch bei ihnen die Volks- und Staatswirth- 
schaftslehre am meisten von allen Disciplinen bearbeitet worden 
ist, so haben sie sich doch vor anderen Nationen damit nicht her- 
vorgothtin. Indessen haben auch die letztgenannten Nationen 
historische und statistische Bearbeitungen aufzuweisen. 

Durch fleissige Benutzung und Verarheitunc; des von den Eng- 
ländern. Franzosen und Italienern c:elieferten Materials, durch 
scharfe Feststellung der Grundsätze imd durch systematische ürd 
nung haben sich die Deutschen ausgezeichnet. Von ihnen rührt 
die Sünderung der »pohlisi hcn Occononiie« in Volksw iri}is( hafts- 
lehre , Volkswirthschalispllege iukI Staatshaushaltungslehre, sowie 
neuerdings auch der Geselivschaitslehie her; nicht minder ist die 
Systematisirung der Polizoiwissenschaft wesentlich von ihnen aus- 
gegangen und eine so gründliche Beari)ei(ujig einzelner Theile 
derselben, wie der Gesundheilspflege, der Theuerungspolizei , der 
Unterrichtspflege u. a. m., ist bei keiner anderen Nation zu finden. 
Desgleichen übertrifft die Literatur der Finanzyrissenschaft , deren 
Coryphäen ein Rau und Nebenius sind, die anderer Nationen. 
Am meisten hat sich die deutsche Wissenschaft jedoch auf dem 
Gebiete des Völker- und Staatsrechts ausgezeichnet. Das philoso* 
phische Völkerrecht ist in Deutschland in wissenschaftlicfae Form 



B. Mo hl, Gescbicbte und Litemtar der Staatrwitaenschalten , I. 
a 27 C 



Digitized by Google 



§.18. Empirisobe u. dognuttiioh-syttemat. Behandlung d. Staaisw. 47 

gebracht worden und so zu anderen Nationen übergegangen; das 
positive Völkerrecht aber, dessen reicher Stoff aus fremder Literatur 
und Geschichte von deutschen Gelehrten gesammelt worden ist, 
wurde in Deutschland zu wissenschaftlichen Systemen verarbeitet, 
welche lange in der cnlttvirten Welt die einzigen waren. Das 
positive Staatsrecht ist bei der eigenthümlichen und verwickelten 
Staatenbildung Deutschlands Gegenstand zahlreicher geschichtlicher 
und rationeller Deductionen, Monographieen und Systeme geworden 
und diese bleiben gleichfalls einzig in ihrer Art. Nicht in gleicher 
Weise haben skh die Deutschen in der Staatsklugheitslehre, poli- 
tischen Geschichte und Statistik hervorgethan , was seinen Gnind 
in den besonderen zerstückelten Verhältnissen Deutschlands haben 
mag; es fehlt nicht an zahlreichen dahin einschlagenden Bearbei- 
tungen, aber sie stehen den der EniilaiicJer, Kranzosen und Italiener 
nach. Erst in neuerer Zeit ist die historische Behandlung der einzelnen 
Staatswissenschafton besonders durch Roscher wieder angeregt 
worden. Werke (Jer Geschichte und Literatur der Staats Wissen- 
schaft sind grossentheils deutschen Ursprungs, aber es fehlt ihnen 
noch an der \ nlikommenheit. 

Die Erhebung der Staatswissenschaft zu einer formellen und 
abgerundeten Wissenschaft in Deutschland giebt sich vorzugsweise 
in zwei Thatsachen kund: erstens in dem Reichthurn an encyclo- 
pädischen , systomatiseh und alphabetisch geordneten Werken, 
weiche das Gesammtgebiet der Staatswissenschaft umfassen und 
worin diese sich abspiegelt; zweitens in einer grossen Zahl von 
staatswissenscfaaftlichen Lehrstühlen, ja sogar in Errichtung einzel- 
ner staatswissenschaftlicher Facultäten, auf deutsche Hochschulen. 



Dritte« CSapiteL 
Die gegenwärtige Methodik der Redits- und Staatsvnssenschaft. 

§. 19. 

Grundzüge der Methode der wissensohaftlichen 
Bearbeitung und des Studiums s. g. positiver 
und practischer Wissenschaften. 

Die Natur des Gegenstandes oder Inhaltes einer Wissenschaft 
muss auch die Grundzüge der Methode wasscnschafdicher Bear- 
beitung und des Studiums dieser Wibaeiibciiait bestimmen. Die 
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Methode ist in Bezug auf die Wissenschaflt ein Mitweg und Nach- 
gang — fmei — oöos — und muss daher auch nach der Verschie- 
denheit des Gegenstandes einer Wissenschaft verschieden sein. 
Wegen der höheren Einheit aller Wissenschaften und der gemein- 
samen Bedingungen aller Forschungen gioht es in alloii Wissen- 
schaften angewendete, allgemeine Melliodeii, wie die s. g. ana- 
lytische und synthetische , die Deduction imd Construction ; aber 
deren Anwendung muss sich immer nach der Eigenthümiichkeit 
des GegiMi>>landps einer Wissenschaft mmliliciren \\ 

Ist die Wissenschaft und ihr Gefirensland etwas geschichtlich 
nach innl nach Entstandenes und Gewordenes, so wird auch die 
wisseiisehaltlieliü Bearbeitung jenes Gei^enstandes wie auch das 
Studium jener Wissenschalt sich der iMTorscIiufig des geschicht- 
lichen Entwickehmgsprocesses nicht entheben können — histo* 
risches Element der Methode. 

Ist der Gegenstand der Wissenschaft etwas in der Gegenwart 
als Resultat der Fortbewegung aus der Vergangenheit nach der 
Zukunft i^orade nneli Bestehendes und Gegebenes und für das 
practisclie Leben Bestimmtes und Verwendbares, so muss die wis- 
senschaftliche Bearbeitung desselben, sowie das Studium seiner 
Wissenschaft sich desselben als einer in sich geordneten und auch 
äusserlich zu ordnenden Einheit bemächtigen, deren organischen 
Zusammenhang in sich und mit anderen Gebieten ergründen und 
darstellen und die practischen Ideen in Form von Heischesätzen 
nach höheren und leitenden Grundsätzen ordnen und ihre Wiric- 
samkeit im Leben der Gegenwart vermitteln ^ systematisch- 
practisches Element. 

Beide Elemente in ihrem Zusaroroenhang unter einander und 
in ihrem Verhältniss von Ursache und Wirkung aufgefasst bilden das 
empirische Element, dessen Erkenntniss eine a posteriori ist. 

Lassen sich auf eine Wissenschaft allgemeine und höchste 
Wahrheiten des Erkennens a priori und unleugbare Vernunftsätze 
und nothwendige Schlussfolgerungen anwenden, an denen die 
Wahrheit und Richtigkeit des Bestehenden geprüft und aus deren 
Erkenntniss das Bestehende erklärt, aber auch gebessert und ver- 
vollkommnet werden kann, so wird auch die Behandlung und das 
Studium dieser Wissenschaft als eines in der Fortbewegung: be- 
griffenen Ideenganzen die höchste Erkenntniss auf sich einwirken 



') Ähren B, juristiBche £iicyclopädie , S. 664 ff. 
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lassen niiissen — rationelles oder philosophisches £leiiieDt 

der Metiiodo. 

Hiernach cri^iebt sich für die Bcliandlunjj; und das Studium 
s. g. positiver und practischer Wissenschaften die Nothwendigkeit 
einer doppelten Ilauptrichtung des Forschens, Erkennens und Dar- 
stellens oder der Methode ihres Betreibens, nämlich der empi- 
rischen (historischen and systematisch- practischen) und der ra-- 
tion eilen. Der ersteren fällt die Beantwortung der Fragen zu: 
1. Was ist und gilt? 2. Wie ist es geworden und was war? 
Der letzteren aber die Beantwortung der Fragen: 1. Was kann, 
soll, muss sein? 2. Wie verhält sich das was war und 
ist zu dem, was kann, soll und muss sein? 3. Was kann, soll» 
muss werden? 

Es leuchtet ein, dass die Voranstellung der einen oder anderen 
Methode möglich und je nach* dem Gegenstand zu empfehlen 
ist; denn die Beantwortung der Fragen, was ist und gilt, und 
wie ist es geworden und was war? kann auch sehr gnt nach 
der Frage: was kann, soll, muss sein? bei Beantwortung der 
Frage: wie verhält sich das, was war und ist, zu dem, was sein 
kann, soll und muss? eiiiiieschaltet werden, indem hier das, was 
ist und war genatj beschrieben oder untersucht wird. Diese Ein- 
schiebung wird sich für monographische und dogmatische Bear- 
beitungen sogar der Kürze und Zweckmässigkeit wegen empfehlen. 

§ 20. 

Im Besonderen von der Methodik der Rechtswissen- 
schaft und ihres Studiums. 

Wie die Methode der wissenschaftlichen Bearbeitung des 
Rechts, als des Inbegrifls der bei einem Volke geschichtlich ent- 
standenen und noch geltenden erzwingbaren Handlungsnormen, 
durch den Gegenstand und den Charakter der Rechtswissenschaft 
als einer positiven und practischen Wissenschaft auf die dog- 
matisch-systematische Darstelhing der organisch zu einer Einheit 
verwachsenen Rechtssätze vorzugsweise angewiesen ist, so hat 
auch die Methode des Rechtsstudiums ihren Schwerpunct in der 
Erlernung und £?eistigpn Durchdringung der zu einem Gesammt- 
System vfM-eiru'cjten und aus einer Menge von einzelnen und mit 
einander verbundenen und nach höheren Gesichtspuncten geord- 
neten Rechtssafzen bestehenden Kinzelsystemp zu suchen 

Da jedoch der Rpchtsorganisiniis ein mit dem wirthschaftlichen, 
Cnltur- und Staatsleben eines Volkes historisch entstandenes und 

U. Oriloff, Methodologie d. Hooblt- u. StaaUwimonfcbaft. 4 



Digitized by Google 



dO 



Allgemeiner Theil. Tit. II. €Ap. 



fortgebildotes Ganze ist, so muss zum Verstandniss desselben 
notliwendig die geschichtliche Bearbeitung und Erforschung der 
positiven Grundlagen dieses Ganzen voraus- und mit der Erlernung 
des gegenwärtigen Rechts Hand in Hand gehen Die Methode 
sowohl der wissenschaftlichen Bearbeitung als auch des Studiums 
des Rechts muss demnadi eine historische sein und die dog- 
matisch-systematische begründen. 

Der eigentliche Zielpunct der wissenschaftlichen Bearbeitung 
des Rechts und des Stadiums der Rechtswissenschaft ist jedoch 
die Ergründung und DarsteUung, be^öglich die Erlemang dessen, 
was gegenwärtig und positiv im Leben als Recht gilt, also die 
Brkenntniss der einzelnen pradisch geltenden Rechtsdogmen and 
ihrer Stellung im ganzen Rechtssystem. Die dazu Hihretide Methode 
der wissenschaftlichen Darslelhing und des Sindkmis des Rechts 
heisst die dogmatisch -systematische. 

Im Dienste dieser Methode steht als Htiirsmeihode die 
kritisch-exegetische, welche zur Ergründung und Erklärung 
der positiven (»inzelnen Rechtssätze führen soll. 

Die Wissenschaft dus Rechts bei einem auf einer höheren 
Culturstufe stehenden Volke, wo die Philosophie, als die Wissen- 
schaft nach Wmn- ganzen Höhe und Tiefe oder die Wissenschaft 
vom Geist der Wissenschaft niis allen Wiss<'ns£;el)i('ten, besonders 
aber aus dem Gebiet der menscldielipn Natur und Gesellschaft 
und zwar vorzugsweise nach ihrer inlellcctuellen und moralischen 
Seite , die nilgemeinsten und höchsten Wahrheiten zum Theil 
ergründet und zusammengestellt hat, zum Theil zu eri^riinden 
bemüht ist, muss auch das Y(!rhältniss des Menschen zum Men- 
schen, um das es sich im Recht handelt, ergründen und auch 
erforschen, was nach allgemeinen Grondsäteen und nach der 
Nator eines gegebenen Lebensverhältnisses, objectiv als noth- 
wendig erkannt. Rechtens sein mass, wie die Re(htsforderung 
im Leben durok- und aasgeführt werden kann und zur Rechts- 
norm erhoben werden soll. Die £rkenntniss der Rechtsforderuiig 
a*d Vernunftnothwendigkeit führt zur Schaffang eines Rechtsideals, 
die Vergleichiiog des wirklichen Rechts mit diesem führt zur Kritik 
des letzteren und zum Restreben, die Wirklichkeit mit dem Ideal 
in Einklang zu bringen; das Resultat dieses Restrebens ist die 
Aafstelluog eines realisirbaren Rechtsgebotes. Die philoso- 
phische oder rationelle Rehandlung des Rechts» wenn sie sich 
nicht bloss auf die tiefere Ergründung des bestehenden oder 
geschiditlichen Rechts beschränken soll (Philosophie des positiven 
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Recfats) luid itmfem nur im Dienste der dogmatisch-systematischen 
Methode steht» aber auch wenn sie nicht eiae bloss aof aprio- 
ristische Erkenntniss des Rechts, Abstractionen, Ideale und Speco- 
lationen (Rechtsphilosophie oder s* g. Natarrecht) sich beschran- 
kende and fruchtlose Methode sein soll, inass in der angegebenen 
Weise zur Rechtsklugheit oder Recbtsbildungskunst , zur s. g. 
Rechtspjolitik werden. 

Nach dem Charakter der heutigen Rechtswissenschaft ia 
Deutschland (vergl. §§. 15, 16) wird die juristische Methode sowohl 
eine empirische (historische und doi^iniiisch- systematische), 
als auch eine rationelle ( philosophisch- pi actische und rechts- 
pohtische) sein müssen, Pü[)ular formulirt wird sie sich der 
Beantwortung folgender Fragen zuzuwenden haben: Was ist Rech 
tens? Wie ist es Rechtens geworden und was war Rechtens? 
Warum ist es Rechtens? Ferner: Was muss Rechtens sein? 
Was kann und soll und wie kann und soll es Rechtens wirk- 
lich werden? 

Das acadeinische Studium kann sich füglich auf die drei oder 
vier ersten Fragen beschränken. Die dogmatische, schriftstellerische 
Bearbeitung des Rechts sollte aber auch die letzteren Fragen lösen. 
Die Methodik des Studiums der Rechtswissenschaft wird 
demnach die genannten drei Hanptrichtungen, die historische^ 
die dogmatisch -systematische und die philosophische Methode 
begreifen und wenigstens bei den Haupttheilen des Redits anza- 
wenden sein. 

Bie Methodologie des Studiums der Rechtswissenschaft, 
oder kurz, die juristische Methodologie begreift dagegen eine 
Menge von Regeln über die Benutzung der den Stndirenden der 
Rechtswissenschaft zu Gebote stehenden Hülfsmittel des Studiums, 
namentlich der academischen Vorlesungen, sowie über das Selbst- 
studium und im Besonderen über die zweckmässigste Anordnung 
des ganzen Studiums, über die Reihenfolge der in Angriff zu neh- 
menden Einzeitheile und Hülfsfacher. 

Es lassen sich nicht nur für das Studium der ganzen Rechts- 
wissenschaft im Allgemeinen solche Regeln aufstellen . sondern 
auch besondere für das der einzelnen Disciplinen; indosen w erden 
in detn nachfolgenden besonderen Theil nur die allgemeinen 
Regeln aufgesi« 11t werden. Es muss jedoch wiederholt bemerkt 
werden, dass alle diese Regeln als die nach der Erfahrung am 
zweckmassigsten erscheinenden zu betrachten sind , dass aber die 
Erfahrung je nach der subjectiven Anschauung verschieden sein 
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kann und in der That aach verschieden ist; daher wird man 
anderwärts \ioIlcicht einzelnen Abweichungen der L(»hrer und 
Lehrbücher in Betreif jener Regeln b(*2^egnen. Es kann eben 
keine Methode auch des RechtsstudiuiTis mit dem Aiisprui;h auf 
Ausschliesslichkeit sirh ijf^ltond niaclicn. Die l^'i^oln der Metho- 
dologie bleiben dahei inirner iiui' snhjectiv und relativ zweck- 
mässig und sind unter obw^altenden Modificationen auch biegsam. 
Der Anfänger im Studium darf ( Ii iber dadurch nicht beirren 
lassen und muss sich \('r2;egeinvarligen, dass der Begriff der 
Zweckmässigkeit im Leben ein sehr relativer ist. 

S 21. 

Im Besonderen von der Methodik der Staats wisse a- 

schalt und ihres Studiums. 

Auch die Methodik der Staatswissenschaft wird durch die 
Natur ihres Gegenstandes bestimmt. Der Staatsorganismus und 
das Lehen eines Volkes und Staates ist eine aus der geschieht* 
lidien Entwickelung hervorgegangene, gegebene und in der Fort- 
bildung begriffene Einheit und Gesammtheit von Einzelorganismen 
bis zum Individuum herab, deren Lehensthätigkeit sich nach 
gewissen Gesetzen bewegt. Der Inbegriff dieser auf Erfahrung 
und Abstraclion, sowie auf raliunellen Schlüssen und Speculatiou 
ruhenden (iesetze bildet den eigentlichen Inhalt der Staatswissen- 
schaft. Diese sind aber keine so ah^oliitcn . unbiegsamen und 
positiven, wie die Gcscize des Hechts, sondern sie sind meistens 
Satze der Zweckmässigkeit und Niil/lichkeit unter ^ewbenen Vor- 
aussetzunsjen . sie sind relative, biei^same und abändci-ungslatuge. 
Nichtsdcstoweiuiicr wird die Metliodik d<'r Slaatsw isscnschaft die- 
selben Hauptrichtungen einzuschlagen haben, wie die der Rechts- 
Wissenschaft. 

Um den gegenwartigen Zustand des Slaatsorganismus , des 
Staatslebens und seiner Gesetze begreifen zu können, bedarf es 
DOthwendig der Einsicht in die Entstehung und geschichtliche Ent- 
wickelung des Volkslebens und der Staaten überhaupt und im 
Besonderen des einzelnen Staates, seiner Organisation. Verwaltung 
und Regierung und seiner ganzen früheren Politik, früherer Cultur- 
und Wirthschaftszustände u. s. w. Die historische Behandlung 
muss in allen Zweigen der Staatswissenschaft, selbst in der allge- 
meinen Staatslehre, Platz greifen; auch letztere muss eine auf 
geschichtlicher Grundlage sein, gewissermassen geschichtsphilo- 
sophisch behandelt werden, wenn sie nicht zu fruchtlosen Abstrac- 
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tionen führen soll Die historische Behandlung hat also einen 
wesentlich vorbereitenden Charakter. 

Die Darstellung des gegenwärtigen Staatsorganismus und Staats« 
lebens, namentlich der Gesetze seiner Lebensthätigkeii welche 
practisch befolgt werden, muss eine dogmatisch-systema- 
tische sein. Die hier aufgestellten Sätze bedürfen nicht wie die 
strengen Rechtssatze einer kritisch -exegetischen Darlegung, sondern 
einer tcleolo^isrhon Erklärung, d. h. es muss ihre ITeberein- 
stiminung mit hnlit rrii /wecken, insonderheit mit <l( in Maalszvveck, 
und ihre eigentlich(* Zwccklx'stimmung naclii^ewiescn werden. 

Dirs«' beiden Ji(*lian(lluni<>arten können vereint als empirische 
üehandliing der Sfaafswisscnsi-haft bezeichnet wtirden. Eine Hiilfs- 
* methüde dazu ist die statistische, welche für die Erfahrnngs- 
Sätze und Gesetze Nachweise ans bestehenden Verhältnissen, 
Zuständen und Thatsachen zu liefern liat. t^'btM" den Gehrauch 
dieser Methode existiren allgemeine Lehren und liegein, welche 
die besondere Hiillswissenschaft der Statistik ausmachen. Während 
die historische Methode einen vorbereitenden Charakter hat, cliarak- 
terisirt sich die statistisch-belegende als eine ergänzende Methode. 

Der bloss empirischen Darstellung der Staatswissenscbaft 
gegenüber muss auch die rationelle Behandlung Platz greifen. 
Sie darf sich nicht bloss auf die allgemeine Staatslehre und die 
teleologische Erklärung der practisch befolgten Sätze (Dogmen) 
beschränken, sondern sie muss sich zur Kritik und Production 
erheben, wie bereits im §. 17 erwähnt wurde. Sie kann aus all- 
gemeinen Grundsätzen teleologische Ideen und Folgesätze schaffen, 
allein diese müssen practasdi verwendbare werden durch Anpas- 
sung an gegebene Verhältnisse. Die rationelle Behandlung muss 
zunächst die Biditung der Kritik des Bestehenden einnehmen, 
ob es nämlich im Einklang stehe mit den Rechts-, Sitten-, Zweck- 
gemässheits- und Klugheitsforderungen. Im Fall der Verneinung 
dieser Fraisen nuiss sie zur P.i- o d n et i o n practischer Ideen fort- 
schreiten , d. h. sie muss vorbildliche Ideen von dem unter den 
gegebenen Verhältnissen Besten aufstellen ^) und ihre reale Mög- 



') S. ftbtf die wisimwehafbliche Methode unserer Zeit, besondere über 
die Geschichtsschreibung J. Held, Staat und Gesellschaft, L S. 68 ff. 

*) Dass diese auch von andere Nationen entlehnt werden können, 
▼ersteht sich ron selbst. Ja sogar unentbehrlich dürfte die ümschati unter 
fremden Völkern nnd die Tergleichnngen ihrer Institutionen gerade für die 
Staats wiBsensohaft sein. 
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lidikeit und Ausfiihrbarkeit im Einklang mit den Geboten- des 
Rechts und der Moral, mit den höheren Zwecken, besonders dem 

Staatszweck und den Rücksichten auf die Khigheit (Nützlichkeit, 
Zweckmässigkeit und Wohlfahrt) nacliweisen. Die Wirkung derar- 
tiger PriKliictioruMi ideal ~ real(M' 0(I<t rationell -empirisrljcr Ideen 
kann rim' Krgänzung oder eine Modification oder Heforni des 
Bestehcruh'n sein, oder aber bis zur vollen Destnicfion desselben 
und zur Cotisiruction von etwas Neuem vorgehen. Diese rationell- 
eiiipirisehe Behandlung der Materien der Staatswissenschaft und 
ihrer Hulfswissenschaften . namentlich auch der Volkswirthsehalts- 
lehre, kann die politische genannt wenlen M. l)i(^ Politik als 
die Lehre von dem zu verwirklichenden r lativ Resten, ist daher 
streni^ genommen nur eine die ganze Staatswissenschaft und 
deren Gegenstand fortbildende, der Vervollkommnung entgegen- 
führende Methode, die weit zweckmässiger sich an die dogma- 
tisch-systematische Darstellung der einzelnen Lehren in den ein- 
zelnen Theilen der Staatswissenschaft anschlösse, als zu einer beson- 
deren Universal- oder Theillehre, wie z. B. die Volkswirthschafts- 
politik, genincht wird. Die Bedentung dieser Behau dl ungBweise 
ergiebt sich sofort bei Vergegenwärtigung des Zweckes der Staats- 
wissenschaft » nämlich der möglichsten Yervollkommnung des 
Staatslebens. Die rationell-empirische oder politische Methode ist 
daher die Grund metho de der Staatswissenschaft in der Bedeu- 
tung, dass sie das Wesen und den Zweck derselben am tiefsten 
berührt und ihr eigentliches Lebenselement ist. 

Nach dem Charakter der jetzigen Staatswissenschaü wird 
deren Methodik sowohl die empirische (historbehe und dug- 
mirtisch-systematische)» als auch die rationelle Methode, nament- 
lich in ihrer Anwendung auf die Empirie (Kritik und Production) 
als rationell- empirische oder politische, besireifen müssen. 
Sie wird folgende Fragen zu lösen haben: Was ist? Wie ist es 
geworden und was war? Warum ist es? Ferner: Was muss 
im Allgemeinen sein? F n tspricht das, was ist, demselben? Wie 
kann das, was im Allgemeinen sein muss, unter den vorliegenden 
Verhältnissen werden? Was »oll an die Stelle dessen, was bisher 
war und noch ist, treten und wie kann u/hI soll das geschehen. 

Nicht bloss die wissenschaftliche Behandlung der Staatswissen- 



In dieser Richtung schrieb z. B. K. Murhard aeine »Theorie und 
Politik des Handele«, 1831, »Theorie imd Politik dar Beeteaenmff-, 1834. 



Digitized by Google 



§.31. Methodik der Staatswissenschaft and ihres Stadiums. 55 



Schaft, sondern aodi das Studiiiin derselben moss die genannten 

Richtungen der Methodik einschlagen. 

* Was über die Methodologie des Rechtsstiidiiims im Allge- 
meinen am Schhiss des vorigen Paragraphen bemerkt worden ist, 
gilt ebenso von der Methodologie des staatswissenschaitiichen 
Studiums. 



Viertes CapiteL 

AUgenieine Voraussetzung des Studiums der Rechts- und 

Staaiswissensqhaft« 

§ 22 

Moralische Grundlage. 

Das Recht und die Moral haben eine gemeinschaftKche Basis, 
das Gute, zu dessen möglichster Erreichung die Ethik und das 
Christenthum verhelfen will und «oll. Ein echt christlidier, 
reli^öser und moralischer Sinn ist die erste Grundlage für ein 
Studium, dessen Zweck die Erfassung und dereinstige Verwirk- 
lichung der Ideen der Gerechtigkeit und des höchsten, irdischen 
and geistigen Wohles ist. 

Ein berühmter Rechtslehrer und Pnblicist des vorigen Jahr- 
hunderts, dem man wahrlich Kopfhängerei nicht zum Vorwurf 
machen kann, Joh. Stephan Pütter weist auf dieses Funda- 
ment folgendermassen Inn. 

«Ein Rechtsgelehi;ter sei von Stand, Herul und Alter wer er 
wolle, so ist nicht nur nuliis ihörichter, als zu verfressen, was er 
als Men-^ch und Christ fiir Ptliehten hat, sondern es ist noch d»»sto 
'falii lu luM", je schädlicher es dem gt incinfMi Wesen werden kann, 
wenn linier, dem die Handhahnni^ der t^^oltiiefalligen Gerechtigkeit 
anvertraut ist, kein Bedenken trao;t, das Recht zu beulen, oder 
wenn vollends ein Tugend - und Gewissenloser am Huder der 
Geschäfte sitzt und vermögend ist, die Ruhe ganzer Staaten zu zer- 
rütten. Auch hat mancher sonst gewissenhafte Rechtsgelehrte grosse 
Ursadie, auf smner Hut .zu sein, dass er sich nicht verleiten lasse, 
das , was man von einem Tugendhaften mehr als die Beobachtung 



•) Versuch einer juristischen Encyclopädie und Methodologie, Göt- 
Üagen 1767, g. 101. 
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des strengen Rechts erwartet, durch dessen en^e Gränzen auszii- 
scWiesson l^nd wie nöthip; ist es endlieh iiu hl , unter zerstreu- 
endf'ii ( - '^('hiincii und blendender Tanst luuig immer höherer Khren 
steilen sich nichl selbst um die über Alles erh;d)fMi(» (Tetnuthsruhe 
zu briniren! Zu diesen grossen Zwecken ist nhcr niehts vermögend 
zu führen, als eine (mie Benutzung dr'r Vortheile der 
christlichen Religion, die uns mit dem einzigen Mittel unserer 
Versöhnung mit Gott auch den Weg und die Kräfte zum Guten 
an die Hand giebt«. 

Das, was Pütter dem Juristen hier ans Herz legt, gilt eben 
so auch für andere künftige Staatsbeamte. Mit unerbittlicher Strenge 
muss sich Jeder, der sich dem Stndimn der Rechts- oder Staats- 
wissenschaft hingiebt, beobachten und beherrschen lernen und bei 
Zeiten seine Anschauungen vor unmoralischen und irreligiösen Ein- 
drücken zu wahren streben ; er muss sich vor Allem gegen die Ver- 
suchungen stählen, die seine freiere Stellung auf Universitäten und 
das Leben daselbst bietet, namentlich vor Selbstentschnldigungen 
von Handlungen, welche im offenbaren Widerspruch mit dem 
Rechts- und Sittengesetz stehen, dessen Vertretung dereinst seine 
Lebensaufgabe wird. Nur zu häufig und oft unbeaditet kommen 
thatsMchlich solche Widersprüche vor, die mit einem gewissen 
jugendlichen Leichtsinn und sogar mit Scherzen übergangen werden 
und deren ganze Schwere oft leider erst in reiferen Jahren erkannt 
wird. Frühzeitiges Nachdenken über die Bedeutung des Gegen- 
standes der zum Studitun auserwählten Wissenschaft, angeregt 
durch Unterhaltung mit erfahrenen Lehrern und würdigen Staats- 
beamten oder durch eine passende Loetiire, vermag oft noch 
rechtzeitig die sitlliclie Kraft und den Charakter eines Studirenden 
zu stai'ken und ihn vor etwaigen unlösbaren Widersprüchen 
zwischen den Lehren seines Studiums und seinem Handeln zu 
bewahren. Der streng rechtliche und moralische Sinn, der 
jedem Staatsbeamten eigen sein sollte, der aber leider in der 
Wirklichkeit nicht selten vermisst wird, kann durch strenge Selbst- 
beobachtung und Sf'lbsterziehung, durch frühzeitig consequentes 
ürtheilen und Handeln nach Grundsätzen, durch Verbannung blosser 
Nützlichkeits- und Bequemlichkeitsrücksichten und leichtfertiger 
Anscha u ringen , durch Unterordnung des egoistischen Begehrens, 
durch freie Selbstunterwerfüng unter die Rechts- und Sittengebote 
bloss um Erhaltung ihrer inneren Bedeutung und Geltung willen, 
gewonnen und anerzogen werden und wird von dem vagen und 
Allen von Natur inwohnenden Rechts- und Sittlichkeitsgeftlhl zum 
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selbstbewussten Vernunflregulator des Denkens und Handelns, 
zum klarsten Bewusstsein und zum absoluten Soll oder Selbst 

gebol erhoben. Den Weg dazu weisst aber schon die christliche^ 
Lehre und sie bietet die sicherste Vorbildung des Geistes und der 
Seele zum Studium der j^enannten Wissenschaften und zur derein- 
stigen Führung der wichtigbtcii Staatsämter, welche segensreich 
sein wird, wenn ein echt christlicher Sinn sie stützt. 

§- 23. 

Intellectuelle Grundlage. 

Behufs des erfolgreichen Betriebs der Rechts- und Staats- 
wissenschaft muss unter der Voraussetzung entschiedener geistiger 
Befähigung eine gehörige intellectuelle Vorbildung, wie sie die bes- 
seren deutschen Gymnasien bieten, gewonnen worden sein. 

Dahin gehört zunächst Kenntniss der niederen Philologie, 
Beherrschung der griechischen und lateinischen Spradie. 
Besonders die lateinische Sprache ist für den Juristen zum 
Yerständnissder wichtigsten und meisten Recbtsquellen nothwendig; 
auch die Fertigkeit, dieselbe zu sprechen und zu schreiben, muss 
erlangt und erhalten werden, da in manchen Ländern lateinisch 
zu beantwortende mündliche und schriftliche Examenfragen gestellt 
werden und Disputationen auch noch in lateinischer Sprache ge- 
halten, sowie Dissertationen und andere academische Schriften in 
derselben geschrieben zu werden pllegen. Mit der Beherrschung der 
genannten todten Spradien muss sic h auch die Bekanntschaft mit der 
All ertli II mswissenscha ft und mit der classischen nnd nachclas- 
sischen Literatur verbinden, da häutig aus ihr die Staats- und 
Rechtsgeschichle schöpfen muss und selbst Manches daraus, z. B. 
aus Piatos, Ciceros, Quinctihaus u. A, Schriften, noch heute als 
Muster zu brauchen ist. 

Natürlich wird eine volle Gewandtheit im miindhclien und 
schriftlichen Gebrauch der Muttersprache vor Allem vorausge- 
setzt. 

Sehr zu empfehlen ist auch Kenntniss der französischen 
und englischen Sprache, umsomehr als bei der jetzt häufigen 
Rechtsvergleichung das Studium der Rechtswissenschaft an Aus- 
dehnung gewonnen und bei der Auszeichnung der Franzo.sen und 
Engländer im öfTentlichen Recht und in einzelnen Gebieten der 
Staatswissenschaft eine Kenntniss der bedeutendsten Schriften 
dieser Nationen gar nicht zu entbehren ist. Ausserdem hat fort- 
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dauerndo und erhöhte Fertigkeit im SprechtMi uurl Schreiben dieser 
SpracluMi schon mniicliem jüngeren Staatsbeamten eine aui.seror- 
dentliehr L;mn);ilin {TölVnet und l)oi der Zunahme der fast kos- 
mr)|)olitisc}i(M) N'ereinigungen (Iim- Vertreter der Rechts- und Staats- 
vvisseiischaft in Reformversammhiuiren und anderen Conijressen, 
z. B. für (ieranixniss- und Wohlthah'i^kt^itsanstalten , für Volkswirth- 
sch.^ff Slafistilv, inlernationales Ki^dit u. s. w. befähigt die Beherr- 
schiniii; dei' fran/jisischon und engliseh(Mi Spi'arho zur Theilnahme 
daran. Würde» doch zur rechüni Zeit die frühere Jugend, die sich 
noch am meisten zur Erlernung der Sprachen eignet, in den 
Schulen hieran f aufmerksam gemacht und mehr, als es geschieht, 
dazu an|:;ehalten! 

In Verbindung mit der Kenntniss der fremden Sprachen muss 
die Kenntniss der Ge schichte treten, zunächst der griechischen 
und römischen , nicht bloss zur Förderung einer allgemein huma- 
nistischen Vorbildung, sondern namentlich auch als Einleitung 
zum Studium der Staats- und Rechtsgeschichte. Daran muss sich 
die neuere, vorzugsweise die europäische Staatengeschichte, im 
Besonderen die deutsche und einzelne Landesgeschichte anschUessen. 
Hand in Hand damit hat die allgemeine Geographie und die 
besondere Landeskunde zu gehen. Unter der Voraussetzung der 
dainn erlangten Vorkenntnisse kann dann auf der Universität nach 
Gewöhnung des Geistes an historische Betrachtungen zur Univer- 
salgeschichte, aus deren Vergleichung man zur Philosophie der 
Geschichte fortschreitet, und dann zur Kirchen-, Cultur-, Literatur- 
und Rechtsgeschichte übergegangen werden. 

Von entfernterer, wenn auch nicht gerade geringer, Bedfuiimg 
sind Kenntnisse in der Nat u r i^e schieb te , Mathematik und 
Physik, deren Gehrauch bei dem Studium der Staatswissenschaft 
unmittelbarer als bei dem der Reehiswissenschaft herstM tritt. Die 
Mathematik im Hesonderen hat jedenfalls den grossen Werth, 
dass sie den Schat fsinn weckt imd die Beurtheilungskraft, die von 
einem künftigen Staatsbeamten sehr in Anspruch genommen wird, 
heranbildet und das Gleichgewicht der Geisteskräfte, von denen 
das Gedächtniss am meisten geübt wird, herstellt. 

Wissenschaftlicher Krnst und Begeisterung 

für das Studium. 

Wenn die vorerwähnten Vorkenntnisse wegen ihrer UmfKng- 
lichkeit im Durchsdinitt nicht wohl vor Vollendung des achtzehnten 
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Lebensjahres erlangt werden können , so ist dieses auch als das 
früheste Alter anzusehen, vor welcliom das Studium der Rechts- 
und Staatswissfiiscliart nicht bes:onii(ni werden soHte, weil auch 
dann erst die erforderliehe Reife des Veistandes und der Hinsicht, 
sowie einige Festii^keit des Charakters einzutreten pflcLM Erst 
dann ist die Zeit gekommen, wo auch die Eiri*>iclit in die Bedeutims: 
jener Wissenschaften und mit ihr ein walirei- wissenschaftliclier 
Ernst und eine nachhaitcMide Begeisterung für das Studium er- 
wachen kann. Lassen wir hier einen erfahrenen und bekannten 
Rechtslehrer der ersten Hälfte dieses Jahrhunderts, J. N. Wening 
reden: »Jedes Unternehmen gelingt leichter, gelingt vollkommner, 
wenn man, von dessen Werth, von der Bedeutung seines Erfolges 
lebendig überzeugt, Hand an dasselbe legt. Nicht bloss die Kunst, 
auch die Wissenschaft, überhaupt alles Wirken des Menschen 
fordert eine wahre, echte Begeisterung, freudige, rege Theilnahme 
an dem, was man be^nnt« Darum ist es für das Studium der 
Rechtswissenschafit erster Grundsatz, dass man die Würde derselben, 
ihren grossen Einfluss auf das Leben und die Wiritsamkeit der 
Menschheit vollkommen auffasse, und, ergriffen von der Wichtig- 
keit der 'gewählten Aufgiibe, mit feurigem Eifer und unermüdetem 
Bestreben sein Ziel verfolge. Und wahrlich, wer einen Blick auf 
die Jurispradenz in ihrem ganzen Umfange zurückwirft, wer be- 
trachtet, wie die Thätigkeit des Richters, des Rechtsfreundes, des 
Gesetzgebers in alle Richtungen des menschlichen Lebens eingreift. 
Recht, Gerechtigkeit, Rechtszustand die Grundlage für die Entwi- 
ckelung nnserer ganzen Aufgabe werden . und dabei bedenkt, 
dass auch die hesleu Gesetze für sich todtes Wc^k bleiben, wenn 
sie nicht der Geist wissenschaftlicher Anwendunir belebt, und dass 
das (iliick alle!' Gesetzgebungen von den gel)il(h ((»n. aufijeklärlen 
Juristen abhänge: der muss mit hohem Ernste und begeisternder 
Liebe (M'füllt, das Studium unserer Wissenschaft beginnen, und 
mit jedem Fortschritte, den er macht, seiner Wahl sich inniger 
erfreuen. Zurückführend auf die Geschichte , verknüpft mit der 
Anschauung in der Erfahrung, festgehalten durch philosophische 
Erkennt niss, wird überall der Buchstabe lebendig durch den Geist, 
und selbst die trockene juristische Zergliederung eines Gesetzes 
gewährt den Genuas, welchen die Frucht des Scharfsinnes immer 
darbietet. Begleitet solche Vorstellung, solche Ueberzeugung von 



■) Lehrbach der Encyclopädie und Methodologie der Bechfswiuen- 
sohafty Landskat 1821, g. 807. 
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der Würde, Grösse und hohen Bedeutung seines Studiums den 
Juristen , dann entgeht er sicherlich jeder gefährlichen Klippe, er 
bemisst sein Unternehmen nicht nach dem Erwerbe irdischer Güter, 
sondern hat tiberall beim Erkennen und Handeln nur die Wahrheit 

im Aug(», ihn beschleicht nicht der Stumpfsinn entehrender Träjs;- 
heit, sobald er sein Hinkommen gesichert glaubt, es ergreift ihn 
vielmehr immerhin neuer weil er den Mucrnicsslichen Kreis 

seiner Wissenschaft und ihrer Aufgabe überscliritil.« 

Di<!se Paran(\^(» kann mit lJeberti*agung auf (kas Gebiet der 
StflatswisseiKschaft <'l)( ii><) an die Studirenden dieser gerichtet 
w<'!"don. Die Krkcdiiiius.s ihrer NViirde und Bedeutung für die 
Fordrnuig der h()chsten irdischen und ^^(Mstige^ Interessen des 
Staates und der Gesellschaft, für Minderung der Leichen der Mensch- 
heit, für Krlangung und Bereitung des mogliclisten Wohles muss 
dieselbe Achtung, Liebe und Begeisterung erzeugen und ernähren 
und denselben wissenschaftlichen Ernst erwecken und unterhalten» 
wie in den vorstehenden Worten geschildert worden ist. 
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Besonderer Theil. 

Die einzelnen Regeln des Studiums der Rechts- 
und Staatswissenschaft. 



Erster Titel. 

Mittel^ Weißte und Einrichtungen ihr das Studium der 

Ittchts- und Staatswis^euschaft. 



Erstes CSapiteL 

Vom theoretischen und praclischen Unterricht. 

S- 25. 

Verhältoiss der theoretischen und practischen 

Ausbildung. 

Es ist möglich, durch unmittelbaren Eintritt in das Geschäftsleben 
oder die Praxis, nach Erlangung einer allgemeinen humanistischen 
Bildung, sich nach und nach auch zu einem tüchtigen Geschäfts- 
mann heranzubilden» indem aus der Anschaunng des Goncreten im 
Leben eine unbestreitbar frischere und klarere Einsicht in die 
Gegenstände und Verhältnisse des practischen Lehens gewoiiiicn 
wird, als durch theoretische Studien, namenthch aber der Scharf- 
sinn und die BeurtluMlungskraft geweckt und gestärkt und schhess- 
h'ch auch eine, wenn auch nicht immer allseitige, Abstraction 
allgemeinfr (inindsatzc und Regeln ermöglicht wird Dnss dies 
möglich ist auch oline vorgängiges ibcon'fischo Studium, das 
zeigon gar viele tüchtige Rechtsprarlikrr und ausgezeichnete 
Staatsmänner Englaiids. Der Engländer, der Theorie von Natur 
abgeneigt, schult sich durch das Leben für das Leben. Auf den 
Lniversitäten zu Cambridge und Oxford bestanden in neuerer 
Zeit fast nur nominell zwei Rechtslehrstühle und erst seit 1845 
lesen fünf Vorleser noch dürftig: constitutione! law and legal 
history» equity» law of real property etc., jurisprudence and civil 
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law und common law» und erst seit 1851 ist ein aus dem zeitigen 
SolHcitor general und 7 Mitgliedern der Inns zusammengesetztes 
Council of legal edncation eingesetzt. Die eigentliche Rechts- 
ausbildung erfolgte aber von jeher durch die Praxis. Der gelehrte 
Juristenstand des common law zerfällt in Innungen oder Branchen 
in fortschreitenden Stufenverhaltnissen. Die unterste Stufe nehmen 
die passiven Hitglieder der Studirenden während einer drei- bis 
fünfjährigen Studienzeit ein, in welcher sie Vorlesungen besuchen 
und zu ihrer Ausbildung bei Advocaten, meist sich selbst über- 
lassen, Rechtsfalle ansehen und anhören können. Dann hal)en sie 
nach Vorschlagen ein Examen zu bestehen, von dem der Eintritt 
in die zweite Classe oder in die Barre, den Stand der practiciron- 
den Advocatcn — barristcrs — abhäncit. Nach längerer ]'ia\is 
werden sie zur dritlon Stufe der gradairtcii Adsocalen — scrgeauts 
at law — berufen und dann in die engere liuiung — sergeaiits 
inn — j?ewählt. Aus dieser worden dann die höhcjcMj Richter- 
stellen besetzt. ,.l)ie abgeschlusx/fi«' eorpnrative Biliiiinij ^jfbt 
allerdings den i;el<'hrtpri Borufen die unter wechselndf n Parlcn- 
regierungen nothwendige Selbstständigkeit, sie macht aber die 
gesellschafdiche Stellung zur Hau[)tsarhe, dir g(!islige Entwickelung 
zur Nebensache; sie erzeugt tüchtige Individuen, bildet aber 
nicht eine Klasse von wissenschaftlichen Juristen*)*'. Die 
Juristen Englands sind meist nur nach erlangter humanistischer 
Bildung im Advocaten- und Unterbeamtenstand geschulte Practiker, 
Iwchtige Routiniers, aber keine wissenschaftlich gebildeten Juristen. 
Der englische Staats- und' Rechtsorganismus ist lediglich ein natur- 
wüchsiger und den gerade herrschenden Bedürfnissen entsprungen, 
em unermessliches Conglomerat ungeordneter Einzelheiten und 
casuistiscber Begebenheiten, noch fern von irgendeiner systematischen 
Ordnung, welche dem englischen Nationalgeist zuwider zu sein 
scheint. In der practischen Casuistik und Detaillirung sind die 
Engländer aber auch bis jetzt unübertroffen und liefern reichliches 
Material fUr die systematische Verarbeitung und Ordnung, der 
sich die Franzosen und besonders die Deutschen zuneigen. 
Daraus erklärt es sich, dass es an einer formellen imd ab- 
geschlossenen Rechts- und Staatswissenschaft zur Zeit m England 
-noch fehlt und die Praxis die eigentliche Vorschule für Juristen 
und Staatsmänner ist. Umgekehrt erklärt aber auch der Mangel 
an wissenschaftlicher und systematischem Abrundung die zerfahrenen 



^) Gneittf engäaciieB Yei^Binigf und Verwaltungsreokty L S. 60S— 61d. 
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und zerstückelten Rechts- und staatlichen Zustände Englands, den 
Mangel an Centralisation und systematischer Ordnung im Staais- 
und Rechtsleben und die Neigung für practische £iazelideeo. 

Der juristische Unterricht bei den Römern gegen das £nde 
der Republik und zu Anfang der Kaiserzeit war auch noch vorzugs- 
weise ein practi scher, indem die Rechtsaspiranten den Rechts- 
kundigen auf das Forum vor den Prätor oder die Richter folgten 
und da den Processen beiwohnten» oder sie den Rathsuohenden 
die Rechtsbelehning ertheilen hörten. Daran schlössen sich häufig 
belehrende Conversationen und theoretische Vorträge der römischen 
Recbtsgelehrten. Der Rechtsunterridit war demnach zuerst prac- 
tisch und dann, vom Einzelnen zum Ganzen, vom Speciellen zum 
Allgemeinen aufleiiend, theoretisch. 

Eine alleinige practische Ausbildung zum Staatsdienst, 
ohne vorgängige Kenntniss der Theorie, hat jedoch ihre grossen 
Nacht heile. Die Praxis, welche bei den Gerichten und Rechts- 
anwälten oder den verschiedenen Verwaltungsbehörden erlernt 
worden müsste. wurde ein loses Aggrei^al von Einzelheiten, noch 
dazu oft in nur einseitiger Richtung, iLtriiioten. deren innerer 
Znsnmmenhang erst nach längerer Uebung und in spateren iahren 
voll^t^iiidig begriffen werden konnte und der Abslraction des 
Einzelnen überlassen bleiben inüsste, da die angestellten Practiker 
sdion genug mit den ihnen obliegenden Geschäften /n thun und 
mithin keine Zeit noch auch besondere Lust haben dürften, 
AnweisuriEjen und Belehrungen über den Grund und Zusammen- 
hang der Geschäfte und ihrer Regeln oder über die befolgten 
Grundsätze der Rechtspflege und Verwaltung zu ertheilen. Dem 
Zufall würde es also überlasseq bleiben, ob der Einzelne ein 
vollständiges Bild von der Rechts- und Verwaltungspraxis erlangen 
würde; Mancher würde in dem Labyrinth des Geschäftslebens nie 
zu einer Klarheit über den Grund und Zusammenhang der Dinge 
kommen und vielleicht bei dem blossen Geschäftsmechanismus 
stehen bleiben. 

Das bei dem heutigen Stand derWissenschaflt Natürlichere 
und mehr Zweckentsprecheade ist» ans dem Allgemeinen das 
Besondere, ans dem Abs4racten das Conorete verstehen zu lernen, 
und von der theoretischen Kenntniss der Regeln zu ihrer 
Anwendung im Leben überzugehen, zumal da, wo ermnal 
Wissenschaft jene Grundsätze und Regeln in einen organisch 
geordneten Zusammenhang des Systems oder in eine in der Sache 
begründet Uegeiide Ordnung unter und nach höhereu leitenden 
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Ideen gebracht hat, wie das bei der Rechte- und Staatswissen- 
schafi in Deutschland der Fall ist. Hat man den Geist des Rechts- 
und Staatslebens durch die Wissenschaft erkannt, dann kann man 
auch erfolgreicher auf dasselbe einwirken als ohne Einsicht und 
Ueberblick über das Ganze, dessen Einzelheiten doch stets im • 
geistigen Zusammenhang mit jenen gedacht und behandelt sein 
wollen. Dazu soll die Theorie verhelfen und demnach soll die 
theoretische Vorbildung nicht nur einen sachgemässen und 
sicheren, sondern auch den kürzesten Weg zur Uebemahme und 
Erfdllung der Pflichten, die einem Staatsbeamten obliegen, anbahnen. 

§• 26. 

Von den acade.mischen Vorträgen über die Theorie 
der Rechts- und Staatswissenschaft. 

Academische Vorträge oder s. g. Vorlesungen bilden 
den Haupttheil des üniversilätsiinterrichts neben den prac- 
tischen üebungen >). Icnc sind am meisten zur Erlernung 
der Theorie geeignet, weil die an sich ahstraden Lohren durch 
den mündlichen Vortrag und das Anhören, sowie durch den 
geistigen V<'rkehr zwischen Lehrer und Zuhörer, welch(?r durch 
die Wahrnehmung von Angesicht zu Angesicht erhriht wird, mehr 
Leben erhalten und sich der Anschauung, Medilalion und dem 
Gedachtniss frischer, eindringlicher und dauernder einprägen, als 
dies durch blosses Lesen beim Selbststudium geschehen kano. 
Im Gegensatz zu der geringeren Kraft der Belehrung aus dem 
„todten Buchstaben" sagt man: ,,vox viva docetl" 

') »"Wr^JOTi mid Werth rl er deutschen l^tii vnrsi täten« von v. Savigfny, in 
L. Kanke's historiscli-politischcr Zeitchrift; 1832, S.ö6d — ^092. Bluntschli 
a. a. 0. S. 71 fif. TX. »Der acndrmisohe l'nterricht." 

^) TretT' Ti'l ist (1if«5or Gegensatz von v. Savi jrny n. a.O.R.574 geschildert: 
»Der Schriftsit'llcr rcdei zu Allen, die an seiiH T- Wissenschaft Theil nehmen, 
Gecrenwärtisren und Künftigen, ohne Unterschie«! ihrer Bildungsstufe. Die All- 
gemeinheit und Unbestimmtheit, in welcher dieses Pui»licum vor der Seele des 
Schriftstellers iteht, wird onvermeidHch auch seinem Vortrag einen allge- 
meinen Charakter geben. Sein Werk hat in dem Masse Werth , aüs dadurch 
für die Begründung oder Entwicklung der Wissenschaft ein nen^ Gewinn 
entsteht. Es kommt also nur in Betracht als einzelne Thatsache in der 
Geschichte dieser Wissenschaft, und der Schriftsteller selbst ist gleichsam nur 
ein Organ des idealen Geistes, durch welchen diese "Wissenschaft fortgehend 
gebildet wird. So wirkt Alles zusammen, um die Persönlichkeit des Schrift- 
stellers und den besonderen Wog seiner individuellen Entwicklung dem Attjre 
des Lesers zu entrücken. Ganz anders der Universitätslehrer. Dun gogen- 
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FVeilicb bffaigt von der Klariieit, Einfachheit und Fasslichkeit 
des Lebrvorirages die Hauptwirkong auf den Zobdrw ab» welche 
grösser sein wird, wenn der Vortrag frisch und lebendig ist, 
wenn er gehörig markirt, d, h. mit Betonung der wichtigsten und 
entscheidendsten Begriffe, und auf die Grundsätze populärer» öffent* 
lieber Beredtsamkeit gestützt gehalten wird 



über steht eine An^-ahl fiestiinmter , persötilich bekannter Indix-iduen , Alle 
auf ziemlich gleicher Bildungsstufe, dieser Wissensebaff in der Regel noch 
uukuiidig, aber mit frischer, unabgenutzter Jugendkraft. Diesen Schülern 
Holl die Wissenschaft, soweit sie gegenwärtig entwickelt ist, in dem Lehrer 
gleichsam personificirt erscheinen. Er soll das, was in langer Zeit und sehr 
aUinftUgf enfstandfln iat» so lebendig in sich anfgoiommcii baben, das« eüi 
ilmlieher Eutdradc entstebe» als wäre die Wissoiscbaft jetst nnd mit eSnem- 
male in seinem Gdste enengt worden. Indem nun so der Lehrer die Qe- 
nesis des wistensehaftlicben Denkens nnmittelbar mr Ansohannng hriagt 
wird in dem Schüler die ven^^andte geistige Kraft geweckt und zur Repro- 
dttction gereizt; er wird nicht blo^s lernen und aufiiehnien, sondern leben- 
dig nachbilden, was ihm im lebendigen Werden zur AnHchannng gebracht 
ward. Auch srbon im Bücherstudiuin machen wir die Erffibrtmp', dnca ims 
oft Ansichten oder Thatsachen vor Augen treten, wohl auch deutlich und 
überzeugend werden, ohne sich un< Kli ibend einzuprägen, während dieselben 
Gedanken, bei günstiger Stimmung unseres Geistes, von dessen productiver 
Kraft crfasBt, und so uns assimilirt und angeeignet werden. Was nun hierin 
meist die Wirkung ganz sulijeetiver und sufldliger ümstinde, zuweilen 
daa Verdienst geistreicher Darstellung des Schriftstellers ist, das kann und 
soll bei recht angewendetem persönlichen Unterricht die regelmässige IVvdit 
diesor Form derlGttheilung sein. Nun kann sich zwar diese höhere Wirk- 
samkeit persönlicher Mittheilung unter allen Umständen bewähren; aber 
dass sie gleich mit dem ersten Eintritt in die Wissenschaft verbunden wird, 
dass die Frische des Jünglingsalters hinzutritt, und die Wechselwirkung 
Vieler, die gleichzeitig denselben Eindruck an sich erfahren, das ist es, 
was den Universitäten ihren hohen, durch Nichts zu ersetzenden Werth 
verleiht.« 

*) Im Anschluss an jene Bemerkungen über den Werth der Lehrvor- 
träge rügt V. Savigny a. a. 0. S. 573 einige Irrthumer ftber die eigent- 
lichen Bedingungen jenes Werths, welche nicht ohne SÜnfluss auf die Be- 
nrtheflnng und Anerkennung einzelner Lehrw geblieben seiw: *So ist es 
irrig) den ^^erth eines Lehrers abzumessen nach den Entdeckungen, die er 
selbst in der Wissenschaft gemacht hat und die er in seinen Vorlesungen 
mitzutheilen pflegt. Zwar wird durch diese Neuheit des Inhalts das leben- 
dige Interesse an den Vorlesungen in dem Lehrer selbst und in den Schü- 
lern erhöht und so der wahre Zweck gefördert werden können; an sich 
selbst aber ist sie diesem Zv cck fremd, und wie ein trefflicher Lehrer ge- 
dacht werden kann, weicher niemals die Wissenschaft durch neue Ent- 

U. Oriloff» JletlMNlologi« d. Beckt»- n. SlMlswisscMclMn. 6 
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Wie es Lernmethoden giebt, so auch Lehrmethoden, in 
welche der Stndirende gerade Einsicht erhalten muss, um auch von 
den Gründen der Lehrform überzeugt zu werden und sich an die- 
selbe gewähnen zu lernen und nach baldiger Beherrschung 
d^r Form den Inhalt des Vortrages um so mehr im Auge be- 
halten zu können. 



deckungen beieioheit hat, wo kann finem Andern dia WnsenBchaft viel 
Tordaakaiit wetolier ala Iiebrer wenig leiBteL 

Ei iat aneh irrig, ohwohl aehr gewöhnlich, den Werth eonea Lehren 
nach dem gnten Vortrag ahnmeaBen. Zwar wird die Leiehtigkeit, womit 
dar Ldbrer aeine Gedanken richtig und geachmacfcToll in mündlicher Rede 
anadrücht, dem wahren Zweck förderlich srin, und e8 wird von vielen Leh- 
rern allzuwenig Aufmerksamkeit auf diesen Punct gewendet, indem hierin 
mit Absicht und Bewusstsein mehr geschehen kann, als man meist anzu- 
nehmen pflegt. Dennoch nimmt diese Eigenschaft in der Reihe derjenigen, 
welche den vorzüglichen Lehrer bilden, nur eine unterg^eordnete Stelle ein, 
und wird meist überschützt. Zu allen Zeiten hat es Lehrer gegeben, welche 
bei gutem, ja glänzendem Vortrag wenig wirkten: Andere, welche kaum 
einen Sati viehtig md ohne Anitoaa an Stande bringen konnten, and doeh 
den Geist der Wissenschalt in ihren Schülern erweokt«i. Das kommt da* 
her, dass Jene bei aller Leichtigkeit der Rede nicht hatten, was der Mit- 
theilnng werth war, wahrend in diesen das lebendige Scha0ien des Geistes 
auch nnter der stammelnden Rede dem sinnToll^ Schiller nicht verborgen 
bleiben konnte. Es ist aber nicht xu sagen, wie oft mn lieser Seite der 
wahre Werth eines Lehrers verkannt wird, vorzüglich durch die Bequem- 
lichkeit der Schüler, und zu ihrem eigenen grossen Schaden. 

Nahe verwandt mit dem üben gerügten Missverständniss ist das andere, 
nach welchem der Werth eines Jjehrers ausschliosseud nach dem Grad der 
Ameguiig bestimmt wird, die durch ihn dem Zuhörer zu Theil wird, frei- 
lich, wer Kichts in Anderen anregt, der ist zum Lehrgeschäft untauglich j 
umgekehrt darf der Anregung nur insofern Werth augeschrieben werden, 
als es gute Erilte und Richtungen sind, die in dem fremde Geiste hervor- 
gerufen w^^ Wer also den Schfilem die wissenschaftliche Aufgabe 
recht hoch stellt, und ihnen jeden, auch den geringen Fortschritt in ihr^ 
LOaung als ein wtirdiges Ziel ihrer Anstrengung erscheinen lässt, wer sie 
so zu unermüdeter Forschung anregt und zu so strengen Forderungen an 
sich seihst, vor welchen all^^r Dünkel schwinden muss, der ist der wahre 
Lehrer. Wer sie aber dahin lui»rt, sich an oberflächlichem Thun und lee- 
rem Schein zu befriedigen, und in eitlem Hochmuth abzuuriheilen, wo nur 
durch aufrichtige Anstrenguug der ganzen Kraft des Geistes ein wahrer 
Besitz errungen werden kann, der hat seine Schüler auch angeregt, aber 
au ihrem Verderben, soviel sie ihn aueh preisen mögen in ihrw Be* 
thörung.« 
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Im AllgemeiiMn ist die Lehrmelhode die akroanatiftG&e^ 
d. h. der Lehrer trägt ohne UnterbrecbuDg der Zuhörar durah 
Frage Q oder Dispulatiooeii die Theorie vor; die kate ehe lisch 
Lehrform ist mehr Ausiiahme und wird in den Repetitorien «ad 
Examinatorien oder Seminarien g^waudit 

Die Lehrmethode muas dem Gegenstand der Lehre an-» 
gemessen sein, wie überhaupt jeder Inhait die Methode der 
Formgebung bedingt; vergl. §. 19. 

Der erste Grundsug der I^hrmethode ist also dnreh die 
Art und den Gegenstand der Wissenschaft, die gelehrt wird und 
erlernt werden soll, bestimmt. Positive Wissenschaften erfor«lem 
eine andere Methode des Lehrens als specnlalive; concrete Sitae 
eine andere als abstracto. Allgemeine Ideen zom Bewusstsein zu 
bringen und durdi Einzelheiten zu belegen, wie in der Geschiebte, 
einigen Theilen der Philosophie und selbst der Staatswissenschaft, 
erfordert ein delincare und adunibrare . die rasche Zusaramen- 
fassuns; von ( -i iippenbildcni liir die Vorstellung, auf deren Aus- 
stafiirung dem Zuhörer weniger ankommt als wie auf Einpraajeii 
der charakteristischen Grundzüge, der Ideen des Cartons. Die 
Einzelheiten dienen hier theils zur Verständlichmachune der (irund- 
ideen hei der Auffassung derselben, theils zur Ausschmückung und 
Ahnindung des Ganzen. Dairrgcn, w^enn eine Wissenschaft so 
positiv und practisch ist, dass jeder Begriff, ja das einzelne Wort, 
der Buchstabe, die Interpunction in Frage komnu n und von Ent- 
scheidung sein kann, wie in der Kechtswissensrhaft und Rechts- 
anwendung, da wii'd ein langsames. Schritt vor Schritt und 
vorsichtig gehendes, der Meditation Zeit lassendes und an Einzel- 
heiten haftendes demonstrare und interpi-etari erfordert. Während 
dort rasche und zusammenhängende Reden und ein grösserer 
Periodenbau, ohne dass auf die vorsicbtige Wahl einzeln^ Worte 
ein besonderes Gewicht gelegt zu werden fanmcht» auch orato- 
rische. Effecte und Raisonnement& in Anwendung gebracht werden 
können, ist hier der Lehrvortrag gerade an die strengste unJ 
vorsichtigste Wahl der Worte gebunden und muss daher mehr 
aphoristisch , gemessen und bis in die Einzelheiten darlegend , mit 
steter Rücksicht auf das möglicliste Erlassen auch dieser dorch 
die Zuhdrer, gehalten werden. Nur da, wo es gilt, aus dem 
Besonderen das Allgemeine, aus dem Goncreten das Abslraete 
allein zur Anschanung und Klarheit zn bringen, z. B, in der 
Bechtsphüosophie , in geschiefatiicben UdtierUicken, bei Kritike»^ 
bei zu8amnenfiissende&, entweder vorbereitendea oder wieder« 
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holenden Uebersichten , kauii «ich der Rechlelehrer freier und 
achwanghafter im Vortrag bewegen. 

Der academische Lehrer soll überhaupt mehr zu dem Ver- 
jfttandes^ und Yernunftdenken a]s zu dem Gemiilfa und GeAihl 
reden; er soll sich die Ueberzeogung der Zuhörer von dem, was 
er vorträgl, zu gewinnen suchen und mii Gründen belehren. Das 
Ergötzen am Gegenstand und selbst das Erfreuen an glänzender 
Form überlasse er den Künstlern. In die Gefahr, ein Sdiauspieler 
auf dem Katheder zu werden, wird der Rechtslehrer sdion durch 
das Gebundensein an die Natur seines Stoffes nicht so leicht 
kommen, er wird daher auch nie nadi Effecten durch Rhetorik 
und Exstase haschen, nie die Form zur Hauptsache und den 
Inhalt zum blossen Träger des Pathos machen. Freilich erscheinen 
nicht selten den angehenden Studirenden der Rechtswissenschaft, 
zumal wenn sie sich noch wenig gewöhnt haben, sich mit oon- 
creten Dingen zu befassen und überhaupt concret zu denken, die 
dogmatisch --systematbchen Vorträge der Rechtslehrer gegenüber 
der im Einklang mit dem Stoff stet^nden eleganten und fliessenden 
Beredtsamkeit der Lehrer der Philosophie und Geschichte, sowie 
der Staatswissenschaft, trocken, auch schon deshalb, weil das 
jugendhche Gemiith oft mehr Geschmack an schwunghaften For- 
men und adumbrirten Allgemeinheiten findet als an einfachen, 
bloss die Vernunft- und Verstandesreflexion ansprechenden Regeln 
für das Begegnen der iMenschen im Rechtsverkehr, und weil jene 
Fächer sich enger an die allgemeine humanistische Vorbildung der 
Gymnasialzeit anschliessen, als dies bei der .Iijj ispmdenz der Fall 
ist. Schon Mancher hat diesen Geschmack niclif zu reguliren ver- 
mocht und ist von dem Studium d(*r Jeizteren ohne Ahnung von 
ihren wissenschaftlichen Tielcn und Heizen, als einer vermeintlich 
geschmacklosen Wissenschaft, abgegangen. Die individuelle Geistes- 
richtung und Vorbildung, ja das Ueberirfwichl des Gefühls oder 
des Verstandes und das Tcmiperament hat dabei oft einen erheb- 
lichen AntheU, aber eine ruhige Selbstbeobachtung und Selbst- 
erkenntniss wird die Meisten bald zur Einsicht führen, wieviel von 
dem Abgezogenfiihlen von dem Fachstudium auf Rechnung des 
Angezogenwerdens durch die Hülfsstudien der Philosophie und 
Geschichte und dabei wieder durch die Form oder dea Inhalt zu 
setzen sein wird. 

Nicht des rhetorischen Schmuckes und die Phantasie mehr 
als das Denken anregender Mittel darf sich der Rechtslehrer zur 
Fesselung der Zuhörer an den Stoff bedienen, sondern er mnsa 
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(knaoh streben, dnrdi die beiden tro §. 20 erwähnten Methoden 

der juristischen Behandlung, durch die empirische und rationelle, 
zuweilen auch durch die rechtspolitische, z. B. in der Rechts- 
philosophie, den Zuhörer in die merkwürdigen Verkettungen der 
Lebens- und RcchtsverhalLnisse und die nothwendige Entstehung 
und Foribildung der Rechtssätze aus dem Leben und Vernunft- 
denken einzuführen, die Rechtssätze als Schöpfungen der Welt- 
und Lebensordnunci und des menschlichen Geistes erscheinen zu 
lassen, ihre Aiivvciniuiii^ auf das Leben an practischcn Beispie- 
len zu zeigen oder Fraisen der juris lischen Beurtheilung aufzu- 
werfen und sie den ZuhönTU auf hol* tu ende Weise zu lösen und 
so gewissormass( n den Zuhörer in die täglich in der späteren 
Praxis vorkomm* ridcii Heil« \jonsweiscn einzuführen. Blosse Dar- 
stellune; der e:eltenden Rechtssatze in syslcmatischer Ordnung ohne 
die erwähnte Behandlung entbehrt allerdings des wissenschafthchrii 
Reizes, und dadurch mag die Theorie des Rechts zuweilen recht 
»grau«« werden. Hiermit ist zugleich eiftWink für die Studirenden 
gegeben, w^n Lehrvorträge nicht, wie verlangt, gehalten werden, 
von Anfang an beim Selbst- oder Privatstudium etwaige aus der 
Vernachlässigang jener Methoden entstandene Lücken zu ergänzen 
und sich an empirische und rationelle Ergriindung der Rechtssätze 
zu gewöhnen , wozu es jetzt nicht an Hiilfsmitteln gebricht. Im 
Geiste des Rechts, nicht in der blossen Form desselben, liegt der 
wahre wissenschaftliche Reiz des Rechtsstudiums, der erhöht wird 
durch eine wirklich geistvolle Anwendung des Rechts in Praxis 
und durch das Eindringen in die tieferen Hysterien der Recbtsge- 
staltung vermöge nationalöconomischer, cnlturhistorisdier und über- 
haupt ethisdier Kenntnisse, sowie namentlich durch die Yerglei- 
chung fremder Rechte mit dem einheimischen. Ein bloss mecfaa- 
nisehes Einprägen der Rechtssätze ertödtet den Oeist und erzeugt 
eine mechanisdie Handhabung derselben und eine geistlose Nach- 
beterei im Leben. 

Der zweite Grund zu g der Lehrmethode ist die stete Rück- 
^ sieht , dass der Lehrvortrag von den Zuhörern auch wirklich be- 
griffen und vollständig erfasst werden könne, also dem Bedürfniss 
der Lernenden entspreche. Der Vortrag muss daher nicht bloss 
deutlich vernehmbar gehalten, sondern vor allen Dingen ver- 
standlich eingerichtet werden. Wo es überhaupt gilt, Anfaiii^s- 
gründe zu lehren oder populär verständlich vorzutragen, ist ein 
einfacher und aphoristischer Satzbau dem Periodenbau vorzuziehen, 
ebenso wie gerichtliche Reden vor Geschworenen zweckmässiger 
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w «rtterem, dagegen vor rechtsgelehrten Richtern sehr wohl m 
klzierem gehalten werden können. Vor Stndirenden, die doch 
schon an ein gewisses Mass wissensdiaftlicher Form gewöhnt sind, 
können beide Satzbauarten mit einander verbunden werden; bei 
dem Gegenstand nach schwierigeren Beductionen sind Aphorismen 
zn gebrauchen, sonst aber ein einfecher Periodenban. — In Betreff 
der speci6sch wissenschafUichen Form rmiss der Lehrer eine rich- 
tige Mittelstufe finden, um nicht einestheils flach, anderntheüs 
aber unverständlich zu worden. Letzterem ist er leicht ausfi;esetzl, 
wenn er durch viele hciniftstellerische und für gereifte Juristen 
bestimmte Arbeiten sich einen eigonthürnlicheri . etwa hochwissen- 
schaftlichen Styl und gar seine eigenen Terniinologieen und Schreib- 
weisen gebildet hat. Solche Schreibart ist nicht auch eine gute 
Lehrart. wenn jener nicht sogar der Vorwurf der Schwulstigkeit 
und AffectirthtMi gemacht werden nuiss. Während der Leser wohl 
noch danil)er nachdenken kann, was der Schriftsteller unter dem 
oder jenem Ausdruck oder einer Wortverbindung sich gedacht 
und damif prewolit haben mag, bleibt dagegen dem Zuhörer nicht 
die Zeit dazu, wenn schon wieder neue Gedanken die eben aus- 
gesprochenen, ohne dass sie recht erfasst sein können, verdi'ängen. 
Einfachheit, leicht verständlicher und doch die wissenschaftliche 
Form nicht ausser Acht lassender Ausdruck und durchsichtige 
Anordnung des Stoffes ist eine Haupteigenschaft der guten Lehr- 
form. Dies gilt ganz besonders für die vor den angehenden 
Studirenden zu haltenden Vorträge, welche erst nach und nach 
sich an die eigenthiimliche wissenschaftliche Form ihres Faches 
gewöhnen müssen, während Vorträge vor gereifteren Studirenden 
schon von der Voraussetzung der Beherrschung der tennini tech- 
nid und Fachwissenschaftssprache ausgehen können. Den Studi- 
renden ist dabei zu empfehlen, soi^ältig auf die Bedeutung dieser 
Ausdrücke zu achten und von der eines unbekannten Ausdhticks 
sich sofort zu unterrichten und ihn nicht mit einer bloss gefühlten 
oder wahrscheinlichen Bedeutung aufzunehmen, weil steh leicht 
daran folgenreiche Missverständnisse knüpfen können. 

Dem Lehrer liegt die gleichzeitige Beobachtung seiner Zuhörer 
ob, indem sich dem aufmerksamen Beobachter bald Wahrneh- 
mungen und fühlbare Vermuthungen über das Begreifen oder 
P^cfatbegreifen einzelner Stellen des Vortrags aus den Mienen der 
Zuhörer ergeben und den Lehrer veranlassen, wiederholt das 
Gesagte durch Erklärungen oder mit anderen Worten deutlicher 
zu machen. 
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fir muss seinen Vortrag diirdischnittlich auf mittlere Capaohälin 
berechnee ^) und darf nie von zu grossen Yorausselzungen au^> 
gaheo, weshalb bei dem Vortrag öfter ein kurzes, erklämldei 
Zariickgreifen nach Elementar- uad früheren Facfabegriffen, WVK 
dnroh diese g^chzeüig befestigt werden, iweckmüssig ist nod 
Versäumtes wenigstens nothdörftig beibringt und das Verständniss 
des darauf Beruhenden ermöglioht Ein Ldirer, der sidi nichi 
vornehm darüber hinwegsetzt^ ob er verständhch vortrtigt oder 
nidit und wirkfidi begrifl^n wird, sondern dem es Ernst ist, dass 
die Studirenden durch ihn Etwas lernen, wird sich in wahrer 
Würdigung seines Berufe darüber sorgfältig zu untmichteo sncheo, 
ob er den Bedürfnissen seiner Zuhörer entspricht. Da herkömmlicdl 
die theoretischen Lehrvorträge meistens nicht mehr durdi Fragen 
und Antworten unterbrochen, sondmi zusammenhängende sind, fehH 
dem Lehrer das nädistiiegende Mittel, sich davon überzeugen zu 
können. Er niuss dahor und auch aus anderen Gründen, z. B. um 
sittlich luid i]iteilccLiR'll anzui t :j;eji und aul Chat aklerbildung zu 
wirken, sich in ausseramtlichen Verkehr mit seinen Zuhörern 
setzen, auch wohl s, g. Privatissinja oder Kränzchen halten, worin 
er sich fort imd fort von dem geistigen Stand und Bedürfnissen 
der Studirenden unterrichten kann. Auf diesem Wege allein er- 
hält er sich als Lehrer, während er als Schriftsteller sicli zu leicht 
in zu hohe Regionen verlieren kann, in gleicher Höhe mit der 
Receptionsfahigkeit der Zuhörer. D(t ausseramtüche Verkehr 
zwischen Lehrern und /uhörern, der indi ssen wohl an kleineren 
Universitäten ein hanliiz( rer und umfäiiglit herer als an grosseren 
sein kann, wonii gerade ein Vorzug jener vor den grösseren 
Universitäten liegt, ist aber auch noch deshalb für die Zuhörer 
und Lehrer wichtig, weil dadurch'.ein persönliches Interesse für 



') Den Massstab nftch einor vorzagHchen und seltenen BeHhignng ra 
nehmen und die weniger Bei&faigrten eicli selbst su überlassen, ist vnbilS; 

und verwerflich. Jene wenigen Ausgezeichneten Wörden sich auoh ohne 
Universität forthelfen, für sie hat die Vorsehung schon reichlich genug ge- 
scnügti Ebenso unrichtig ist aber auch das Gegentheil, einen Massstab nach 

dem niederen Bedürfniss wenig" Befähigter und bloss nach dürftipfer Kost 
Strebender zu nehiucTi, denn für sie ist der wissensehaftlicho Lebensberuf 
und die UniverHität zu gut uad es wäre besser, sie wählten sich einen an- 
deren Beruf. Beide Extreme sind von der Bestimmung der Universität aus- 
geschlossen. Das Bedürfniss des zahlreichen und ehrenwerthen Mittelstan- 
des Desjenigen, die emer höheren Anregung bedürftig und dafür empfang- 
lieh sind, ist allein massgebend. 8. Sayigny a. a. 0. S» 681. 
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einander gewecki wird und dieses ein Mittel ist, die Wirksamkeii 
der Vorträge zu erhöhen. Dadurch wird die Kälte, welche soosi 
häufig zwischen Lehrern und Zuhörern herrscht, die jedoch zu- 
weilen nach Steifheit und Autoritätsnimbus haschenden Lehrern 
ilicilt unerwünscht ist, verscheucht und folgeweise wird der Vortrag 
eines sich nur als lehrenden Freund der academischen Jugend 
gebahrenden Lehrers wärmer und fiir die Zuhörer anziehender 
und wirkungsreieher. Auch in dieser Beziehung kann der grosse 
Meister der Jurisprudenz, v. Savigny, als Huster betrachtet 
werden* Der studirenden Jugend hat seine Schwägerin, Bettina, 
Frau V. Arnim, das Andenken eines liebenswürdigen Lehrers hinter* 
lassen, indem sie am 26. Mai 1810 über sein Talent, mit jungen 
Männern umzugehen, schreibt: „Zuvörderst fühlt er eine grosse 
Begeistmmg für ihr Streben, ihren Fleiss; eine Aufgabe, die er 
ihnen stdit, wenn sie gut behandelt wird, macht ihn glücklich; 
er berechnet ihre Zukunft, ihr Geschick, und ein leuchtender Eifer 
der Güte erhellt ihnen den Weg; man kann von ihm wohl in 
dieser Hinsicht sagen, da.ss die Unschuld .seiner Jugend auch der 
Geleifengel seiner jetzigen Zeit ist, und das ist eigentlich sein 
Charakter, die Liebe zu denen, denen er mit den schönsten 
Kräften seines Geistes und seiner Seele dient, ja das ist wahrhaftig 
liebenswürdig und muss Lieben>wurdigkeit, niclit allein (ircisse, 
bestätis:en I Diese reine Güte, mit der er sich allen gleichstellt bei 
seiner ästhetischen Gelehrtheil, macht ihn doppelt gross." Kr war 
es auch, wie die geistreich'» Frau berichtet, durch den dio Stu- 
denten mehr Freiheit und Selbstgefühl erlangten : in diesem Snnie 
sprach er sich auch im Jahre 1632 in jenem ob( ii ( i w iihiiten Auf- 
satz über die deulsclu-n Fniversitäten aus, worin er jedoch auch 
die Studirenden vor unzeitigimi Febernehmen in absprechendem 
ürtheil und leichtfertigem Einmischen in Dinge warnte, für die 
ihnen zwar lebendiges Interesse nicht fremd sein möge, in welche 
einzugreifen sie aber erst durch ernstes Studium sieb geschickt 
machen sollten 

Der dritte Grundzug der Lehrweise ist öoonomische und 
ebenmässige Vertheilung des Lehrstoffes auf die vorgeschriebene 
Lehrzeit. Nicht bloss die Form der Lehrvorträge, sondern audi 
ihr Inhalt, die Auswahl des Materials der einzelnen Disdplinen soll 



') S. Professor Arndt' s zur Todtenfeier für v. Savigny in der k. k. 
Acadome der WitaenMhsfleii s« Wien gehaltene Rede. Abgedruckt in 
der ktitisehen Yierteyalmohzift, 186SL Heft 9. 
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dem BedtürfnifiS der Lerneiideii entspredien. HeutEUtage, wo 
durch masBenhalke BearbeitimgeD aller Fächer der Reehts- and 
Staatswissenschaft das Material so umfänglich geworden ist» dass 
schon ein ganzes Menschenleben an die volle Beherrschung nur 
eines einzigen Gebietes jener Wissenschaften gesetzt werden kann, 
muss natürlich die Idee fern liegen, in der kurzen Zeit der aca- 
demischen Vorträge auch nur den grösseren Theil des Materials 
einer Disciplin vorlegen zu können. Der academische Vortrag 
kann daher jetzt nur eine encyclopiidische Rinfiihrnng in das 
Studium der einzelnen Fächer gewähren und der weitere Ausbau 
niuss dem Privatstudium überlassen bleiben. Selbst wenn dem 
Vortrag Lehrbücher oder Compendien zu Grunde gelegt werden, 
muss des Zusammenhanges we^^en das darin enthaltene Material 
mit vorgetragen werden und es Ideibt inuner nur verh^Itnissmässig 
wenig Zeit zur VervollständigunL^ des darin enthaltenen Stoffes 
übrig. Die gleichmässige Behandhing des Materials ist oft eine 
nicht für jeden Lehrer leichte Aufgabe, da es in jedem Fache 
immer gewisse Lieblingspartieen der Lehrer giebt, bei denen sie 
gern ausfuhrlicher sein wollen oder von selbst länger verweflen. 
£s darf jedoch kein einzelner Theil zu Gunsten des anderen ver- 
nachlässigt oder oberflächlicher behandelt werden und man be- 
g^net nur zu oft einer nur skizzenhaften Darstellung der End* 
partieen in den einzelnen Disciplinen, wenn der Lehrer mit dem 
vorgehenden Material sich verhältnissmässig zu lange beschäftigt 
hat Einzelheiten müssen stets den Grundzügen und Hauptsätzen 
weichen und dürfen höchstens nur angedeutet werden, wenn 
letztere vollständig in ihrem Zusammenhang und mit den noth- 
wendigen Consequenzen vorgetragen werden. Darin das rechte 
Mass zu finden und zu halten, ist eine Sadie der Selbstbe- 
herrschung und practischer Beurtheilung and diese eine nicht all- 
zuhäufige Tugend der Lehrer. Eile und Ueberstürzungen gegen 
Ende der Lehrzeit kann man an jeder Universität wahrnehmen 
und der Grund davon li^ meist in dem Mangel an gehöriger 
Haushaltung in dem Vortragsmaterial. Dann wird zn dem s. g. 
Dupliren , Tripliren , Quadrupliren oder gar zum Ueberschleppen 
des Restes in das kommende Semester gegriffen. Die gewöhnliche 
Lehrzeit sollte nie erweitert und überschritten werden, da, wenn 
mehrere Lehrer am Schluss des Halbjahres die Lehrstunden ver- 
mehren, die Zuhörer zu sehr angestrengt und sogar Collisionen 
der Vortragszeiten hervorgerufen werden würden. Nur in den 
äussersten Nothfällen, z. B. wegen stattgefundener Unterbrechung 
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a. dgl., kaou eine derartige YenBehning der Lehrstanden am 
Schluss der Lehrzeil entschaldigt werdeu. 

Benutzung der academischen Vorträge durch 

die Studirenden. 

Wenn überhaupt ein Nutzen von den academischen Vorträgen 
gezogen werden soll, so müssen sie von Anfang bis zu Ende 
möglichst vollständig angehört werden, denn das System 
der einzelnen Fächer besteht aus allgemetoen Grundsätzen, Con- 
Sequenzen, Ausnahmen u. s. w. und das Nachfolgende knüpft sich 
meist eng an Voraussetzungen, die sich als unentbehrlicfae Glieder 
aneinander reihen. Eine einzige längere oder kürzere aber 
wiederholte Unterbrechung kann das Verstand niss des Nachfol- 
genden gänzlich unmöglich machen oder sehr erschweren oder 
aber Missverständnisse erzeugen. Wenn dennoch eine Unter- 
brechung eiütrclen sollte, so ist zu empfehlen, dass die entstandene 
Lücke ans etwaigen Notizen eines als zuverlässig bekannten 
Commilitonen oder im Nothfall durch Nachlesen über dcji beiref- 
fenden Theil in einem Compeiuiiuui sofort ausgefüllt werde. Wie 
ein so ciigei- Zusammenhang der einzelnen Theile eines juristischen 
Faches vorhanden ist, so auch unter den einzelnen liieilen der 
Rechtswissenschaft ; nicht in dcmi»elbea Masse verhält es sich mit 
der Staatswissenschaft. 

Das Studium dieser Wissenschafton muss systematisch 
geordnet iind in dem Verhiiltniss von Voraussetzung 
und Folge orijanisirt werden. Den Weg dazu vermag nur 
ein gründliches Studium der Encyclopädie und Methodologie zu 
zeigen, und durch ein fleissiges Studium dieser wird den noch so 
häuGgen Unordnungen im Studium und den nicht selten lächer- 
lichen Verwechselungen der Fächer, z. B. des Strafrechts und 
Strafprozesses, und den Irrthümern in ihrer Reihenfolge vorgebeugt. 
Die Encyclopädie in ihrer lieutigen Gestalt und Bedeutung nebst 
der Methodologie ist eine für das ganze Studium sehr folgenreiche 
Disciplin und in der That viel wichtiger als die Institutionen des 
römischen Rechts; dennoch ist es unbegreiflich, dass sie noch 
sehr häufig als eine entbehrliche IHsdplin betrachtet und von 
Studirenden nicht gehört wird Sie ist aber unentbehrlich für 

') Die Encyclopädie der TiHclitswissenschaft in ilirer gegenwärtig^en 
Bedeutuno-, Jena 1857. Diese Schrift des Verf. sucht zu zeigen, was die 
Encyclopädie sonst war, aber was sie jetst ist und sein soll. 
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die Org^isatioii des Stadiums, wenn es nicht sdavisdi, sondern 
frei, d. h. mit Ordnungsbewnsstsein betrieben werden soll. 

Um das Studium überhaupt gehörig zu begründen, muss 
gerade auf die Elemente, welche Gegenstand der fiir die ersten 
Lehriialbjahre berechneten Tortriige sind, besonderer Fleiss 
verwendet werden. Aus einer Zeit, wo noch die Institutionen 
des röniisdien Rechts als Basb des Rechtsstudiums angesehen 
wurden, fährt noch das barbarische Sprüchwort: bonos institutio- 
nista, bonus jurista! Was in den l^ementen und Anfangsstudmn 
versäumt worden ist, b(;raubt oft lange des Verständnisses der 
darauf gestützten Lehi'en. Mit allem Krnst rniiss die mit blindem 
Leichtsinn befolgte academische Tradition, dass man in den ersten 
Semestern einen Freibrief zum Versäumen der Vorlesungen oder 
gar zum Nichtsthun habe, bekanijjft werden. Wie Viele haben 
die Befolgung dieser wahrhaft verderblichen Anschauung mit 
unwiederbringlichen Verlusten und unersetzlichen Nachtheilen für 
ihr ganzes Leben büssen müssen! Das deringste, was ein 
Studirender in den ersten Senn siern thun kann, ist der regel- 
mässige Besuch der academischen Vorlesungen und die erfor- 
derliche Instandhaltung seiner Hefte Dazu rauss jedoch zeitig 
ein gründliches Selbst- und Privatstufl nun treten, eine Vorbereitung 
zu dem in den Vorlesungen zu erwartenden Gegenstanden durch 
Nachlesen in einem Lehrbuch und eine darauf folgende RepeUtion 
und das Durchdenken des gehörten Stoffes mit Nachlesung aus* 
führlicher Compendien und monographischer Bearbeitungen. 

Der blosse Besuch der Vorlesungen thut's jedoch nicht allein, 
sondern er muss mit der lebhaftesten Aufmerksamkeit auf 
den Vortrag und mit Meditation während desselben verbunden 
sein. Die Voraussetzung eines mit Nutzen dem Vortrag folgenden 
Zuhörens ist Concentriren der Gedanken auf den Stoff, Verban- 
nung aller fremdartigen Gedankenbikler und Behenrsdiung der in 
der Jugend und besonders auf Universitäten durch äussere Dinge 
oft befangenen Vorstellungen der Einbildungskraft und des Phan- 
tasietriiumens. Dabei muss der Studirende durch Aufmerksamkeit 
auf seine Geisteskräfte diese genau kennen zu lernen suchen und 
danach die ihm zu Gebote stehenden Htilfsmittel des Stndirens 
gebrauchen. Von der Erkenntniss dieser und von der riditigen 
Behandlung und Benutzung derselben hängt viel für die Förderang 
des Studiums ab. Wer sich bewusst ist, keine rasche Fassungs- 
kraft zu besitzen, findet dadurch Veranlassung, sidi das Nichtver- 
standene doch wenigstens zu notiren oder sonst bemerklich zu 
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maehen, um es dann beim Privatstudinm mü mehr Ruhe sa durch- 
denken und sich vollständig zur Kburheit zu bringen. Wer der 
Dauer seines Gedächtnisses nicht trauen kann, ihnt wohl daran, 
sich soviel als möglich von dem Gehörten niederzuschreiben. Es 
kann überhaupt das Noliren des Gehörten im umlanglidislen 
Masse, sofern letzteres nicht schon in das volle und klare Wissen 
übergegangen ist, nidit genug empfohlen werden; nur soll man 
sich dabei nicht sdavisch an die vorgetragene Form binden und 
muss sich gewöhnen, die Kerngedanken zu concentriren und das 
Eihebliche von dem Unerheblichen scheiden zti lernen. Man ver- 
säume aber nicht, sich zu den Lehrsalzen gegebene Beispiele zu 
bemerken, weil durch diese später beim Repotireu jene sofort 
wieder lebhafter in das Hewusstsein treten und gewissermassen 
Fleisch und Blut bekommen. Die Anlegung und Führung i-echt 
vollständiger Hefte hat gewiss noch Niemand bereut und wenn 
auch das fortwiihrende Notiren Manchem anfangs unbequem und 
soear afi^ti eiii^end erscheinen mag, so verschwindet die Muhe 
doch gegen den Nutzen davon und vernnnderi sich sehr mit der 
bald erlangten Uebung. Zunächst ist es das l)este Mittel (he 
Aufmerksamkeit auf den Stoff zu saninioln und diesen dem 
Gedaciitniss fester cinzupra^jen, da das Naciireilectirte, in äussere 
Form gebracht, leichter erfassl wird und auch dauernder in dein 
Gedächtoiss haftet, als das ohne Notiren Gehörte; es wird um 
so nothwendiger. wenn verschiedenartige Fächer nebeneinander 
studirt werden, da immer neue und andere Gedanken und Ein- 
drücke leicht einander verdrängen. Ausserdem tritt das Notirte 
beim Repetiren viel lebhafter in das Gedachtniss zurück als das 
Nachlesen desselben Stoffes in Lehrbüchern, und das im Streben 
des Lehrers, fasstich vorzutragen, nicht bloss durch Schematisirung 
übersichtlich und anschaulich, sondern meist auch lebendig Vor- 
getragene bleibt auf dem Papier fixirt dem Zuhörer selbst in späte- 
ren Zeiten, auch noch in der Praxis, neben allen Lehr- ur>d Hand- 
büchern ein schätzbares Material, am meisten aber bei der letzten 
Recapitulirung des Gelernten vor den Staatspriifungen, wo es dem 
Examinanden zum Schluss gerade darauf ankommt, die Quintessenz 
des Gelernten, um die sich die bei dem eigentlichen Studium 
angeeigneten Einzelheiten gruppiren, noch einmal zusammenzu- 
fassen. Bei der Emricfatung der Hefte ist darauf zu halten, dass 
über, unter und neben dem vrahrend der Vorträge notirten Text 
ein breiter Rand gelassen werde, um darauf entweder sofort 
erklärende Nebenbemerkungen, etwa Beäspiele u. dgl. oder ans 
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Lelir- und HandbödierQ ei^nzendes Material zu notiren, oder 
ftudi das im Text enthaltene Material in die Hauptgedanken oder 
Stichworte oder in Fragen zosammenzadrängen, was gleichzeitig 
eine gute Yoiiiereitang zur Staatsprüfung sein dürfte. 

ÜieHeftfiihrnng hängt mit folgenden Methoden des Vor- 
trages des Lehrers auf das Engste zusammen. 

1. Der Lehrer kann in zusammenhängendem und raschem 
Vortrag, zuweilen unter Wiederholung mit anderen Vforten» das 
Material mittheflen, ohne auf das Notiren der Zuhörer irgend eine 
Rücksicht zu nehmen. Hierbei fallt es dem Zuhi^rer, wenn er 
nicht gerade stenographiren kann, schwer, mit dem Notiren dem 
Vortrag gleichmässig zu folgen, so dass ihm Vieles davon über 
das Niederschreiben verloren geht, ja dass er sogar ganz aus dem 
Zu&ammenhang kommen kann. Bei dieser Vortragsmethode wür- 
den nur sehr im raschen Fassen und Concentriren Geübte, deren 
Zahl erlahrungsmässig gering ist, dem Vortrag vollständig folgen 
kunnen. Um dabei einen Nutzen zu ziehen, würde es am zweck- 
mässigsten sein, sich nur die Hauptgedanken und Stichworte zu 
notiren und dann mit strengster Authieiksrimkeit der Ausführung 
zu folgen , nach der Vorlesung aber sofort das Gehörte reprodu- 
cirend auszuarbeiten. Dies würde je(](n h nur für solche Discipli- 
nen ohne die Gefahr des Verhjstes erheblich( n Materials möglich 
sein, worin nicht streng dogmatisches Material enthalten ist, weil bei 
diesem, besonders sofern es der Rechtswissenschaft angehört, 
Detinitionen, stricte Begriffe und oft gerade die Worte in Frage 
kommen, welche bei späteren Ausarbeitungen kaum mit nur an- 
nähernder Genauigkeit wieder gegeben werden können. Diese 
Vortragsmethode würde sich wohl für die Discipiinen der Staats^ 
Wissenschaft, sofern nicht gerade positive und genaue Angaben, 
wie etwa bei statistischen Belegen, zu machen sind, und für die 
Rechtsgeschichte und Rechtsphilosophie, nicht aber für die meisten 
Discipiinen der Reditswissenschaft eignen, wenn sie von den Zo^ 
hörem mit wahrem Nutzen und wirklicher Ausbeute gehört wer- 
den sollen. 

1. Eine andere Vortragsmethode besteht in der Zusammen- 
fassung des wichtigsten Materials in kurzen und gedrängten Sätzen 
und in der darauf folgenden oder vorausgehenden weiteren Aus^ 
fUhrung dessdben in raschem und zusammenhängendem Vortrage. 
Der Lehrer kann dazu entweder ein Lehrbuch, worin die gedrängte 
systematische Darstellung der Dogmen zu finden ist, wie z. B. 
Pudita's oder Arndt*s Lehrbuch der Pandecten, v. Grerbers deut- 
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sdies Pri¥ati>9cht, zu Gnwde lefjen und über das dnrin befindUcke 
liateml sieh verbreiten und dazu Ausföhrungen auf die vorstehend 
aater 1. angeführte Weise geben» oder er kann selbst ein soldies 
conoentrirtes Material durdbi Dictiren den Zuhörern miUheilen und 
die Ausführung und Erklärung vorausschicken oder nachfolgen 
lassen. Zweckmässiger isl. wenn man einmal diese Methode an- 
wenden will, die Grundlagen der Ausfiihrung dem Zuhörer erst 
vorzuJegen, als den Extract der Ausführung dieser s^bst nach- 
folgen zu lassen. Diese Methode ist im Grunde der vorigen sehr 
tfhnlicfa und untersdieidet sidi nur durch die Unterbrechung des 
Vortrages mit den Dictaten von ihr, sowie dadurch, dass sie den 
Zuhörer der selbslstandigen Zusammenfassung des Vortraf^s durch 
ein meist mageres Diclat überhobt. Immerhin i.st sie der vorerwiihii - 
ten Methode vorzuziehen, weil sie dem Ziihtnei das Relevante aicher 
und genau, wenn auch in geringem Umfange vorlegt, was bei An- 
fängern, deren ürtheil über din Relevanz des Materials noch nicht 
geübt sein kann, fast nothwenilig ist. Es bleibt dann dem Einzel- 
nen immer rntch überlassen, sich aus den ausluhrcnd' n und erläu- 
ternden Vortragen Jiemerkungen zu dem Dictat niederzuschreiben. 
Für den Vortrag der Disciplinen der Staatswissenschaft eignet sich 
diese Methode am meisten, sie erreicht aber in Betreff der Rechts- 
wissensehaft , ausser der Rechtsgeschichte und licclitsphilosophie, 
für welche sie ebenso geeignet erscheinen mag. noch nicht Das. 
was durch die nachfolgend zu erwähnende für den Zuhörer er- 
reicht werden kann. Daneben gelten aber im Betreff der frei ge- 
machten Notirungen die zu der vorigen Methode erhobenen Be- 
denken, besonders jedoch noch das, dass so Mancher sich auf das 
blosse Dictat in der Meinung beschränkt und vcrlässt» es werde das 
darin mitgetheilte Material schon genügen, und dass er der Aus- 
liihrung keine strenge Aufmerksamkeit zuwendet, oder aber, dass 
mancher Andere dieser aufmerksam folgt , aber das Dictat mecha- 
nisch niederschreibt. Schliesslich wird bei dieser Metbode durch Dtotet 
uad Erläuterung zu viel Zeit auf denselben Gegenstand verwendet 
3. Die wenigstens für den Vortrag der reditswissenschalltn 
lidien Disciplinen vorzüglichere Methode, vielleicht auch für den 
der Polizei- und Finanzwissenschaft und der Statistik, und zwar 
deshalb vorzüglichere, weil sie am meisten Gründlichkeit und 
Sidieriieit, wekbe positive Wissenschaften verlangen, bietet und 
bei ihrer Anwendung die Znbörer das meiste Material dem Vortrag 
entnehmen, also am meisten lernen und so den grösaten Nutaen 
ziehen können, ist folgende« 
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Der Lehrer mxm, um so mehr, als man an ihn den Anaprueh 
einer gewissen Selbststtbidigkeit macht, ein immer mit dem Fort^ 
s<Mtt der Wiesenschaft durch die Literatur übereinstimmendes, 
also fortwährend zu verhesserades und zu ei^nzendes, gründlich 
durdigearfoeiCetes und nach seinen Auffiissungen systematisirtes 
Heft führen, dessen gut gesichteter Stoff auch in die Hefte der 
Zuhörer übergehen soll. Diesen Stoff muss er mit steter Rücksicht 
auf die Aneignung durch die Zuhörer in gemessener und scharf 
markirter Weise vortragen, die Definitionett und Hauptbegrifie 
wiederholen, und dazu in kurzen, schneller vorzutragenden Perio- 
den oder aphoristischen Sätzen Erläuterungen geben und zwar in 
weniger ü;ehobener Rede, so dass der Zuhörer sofort aus dem 
Leliitoii den Character der Erläuterung erkennen kann, was ihm 
schon nach wenigen Stunden möglich wird. Dadurch wird ei' in 
steter Spannung auf die im Text des Heltes folgenden relevarilea 
Gedanken erhalten und gleichzeitig in den Stand gesetzt, aus den 
kurzen Nebcüberaerkungen sich Extracte oder Stichworte zu notiren, 
entweder unter, oder über, oder neben den Text auf den Heft- 
rand Wem also an der Ausfüllung des Materials gelegen ist, der 
wird sieh soviel als möglich auch aus den rascher vorgetragenen 
Nebenbemerkungen notiren; wer diese bloss seinem Gedächtniss 
durch Anhören einprägen will, lindet inzwischen Ruhe von der 
Schreibbewegung , wem es aber selbst zuviel ist, das Textmaterial 
ganz aulwizeicfanen» dem steht es frei, das ihm vorzüglich wicl^ 
Scheinende wenigstens zu notiren. Bei der Rücksichtnahme auf 
das Notiren braucht der Lehrer keine förmhchen Pausen eintreten 
zu lassen wie beim Dictiren, welches hier nicht stattfinden soll; 
nur muss bei den in die erste Studienzeit fallenden Vorträgen auf 
die noch geringere Uebung der Anfänger im raschen Fassen und 
Aufzeichnen mehr Rücksicht genommen werden, als dies Geübteren 
gegenüber nothwendig ist, was durch langsameres Sprechen und 
Wiederholen der Gedanken in derselben oder in ähnlicher Form 
geschehen kann. Die Wiederholung in abweichender Form ist 
nur geübteren Zuhörern gegenüber, die sich in der Ausfithning 
ihres eingeleiteten Satzbaues nicht stören lassen, anzuwenden, 
ist zweckmässig, die Definitionen und Lehrsätze gemessen und 
in einem Guss und in kurzer Fassung ein- oder zweimal voizu^ 
tragen, dann zur Erklärung der characteristischen Merkmale über- 
zugehen und diese zum Sdiluss wieder in dem Resum^ des Dog- 
mas oder der Definition zusammenzufSasaen. Auf diese Weise ward 
ein bloßs mechanisches NaGhs(^iben verhindert und der Zuhörer 
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gendthigl» di8» was er niederedii'eiben wiH, gehörig zu durchdenken 
und in eine passende Form zu bringen, ohne gerade sich zn über- 
eilen oder ^r anstrengen zu müssen. Wenn der Lehrer es für 
nöthig hält, dem Zuhörer Pansen im Nottren zu gönnen, so braucht 
er nur in rascherem Vortrag durdi allgemeinere, kritische oder 
rechtspolitisdie , geschichtliche u. dgl. Bemerkungen oder durch 
Anführung von Beispielen einen grösseren fixcurs zu machen. 

Abgemessenheit des Vortn^s des Heftteiites und stete Rück- 
sichtnahme auf die Zuhörer sind die wesentlichen Bedingungen 
dieser Methode, die erfahmngsmtoig die am meisten frmätbrin- 
gende und den mit wissenschaftlichem Eifer Stndhrenden auch die 
angenehmste, weil vortheilhafteste, ist. 

Dem Lehrer selbst, besonders einom lebhaften Temperament, 
mag diese Methode weniger angenehm sein als die beiden vor- 
erwähnten Methoden, da der Lehrdrai»^ imd die Macht des Stoffes 
zur raschen, bewegten und die Zuhörerbediirfnisse leicht verges- 
senden Darstellung fortreissl; allein die Rucksithi und die üeber- 
zeugung von der grösseren Wirksamkeit der Lehrmethode für das 
Lernen muss für deren Gebrauch entscheiden, und dem muss 
' sich schliesslich der Lehrer anbe<|ii('nujn , wenn er nicht gerade 
seine Neigungen über das Wohl der Zuhörer stellen und sieh dies 
vorwerfen lassen will. Jedenfalls harmonirt diese Methode am mei- 
sten mit. der Natur des StolYes und der doi^matisch-svstematischen 
Behandlang, namentlich der Disciplinen der Rechuwissenscbali. 

§ 28. 

Von den s. g Ue{)etitorien , Exaniinatorien, Dispute- 

torien und Con versatorien. 

Ein altes Sprüchwort sagt: Repetitio est mater studiorum ! 
Seine Wahrheit bestätigt sich am meisten in der lebendigen Wie- 
derholung einzelner Disciplinen durch besondere Vorträge» weldie 
meistens jüngere Docenten je nach Begehr der Studirenden auf 
Universitäten zu halten pflegen Sie tragen ihnen besonders ge- 
wünsdite Theile einzelner Disciplinen möglichst fasslich vor und 
nehmen dabei auf die Bedürfnisse der Einzelnen besondere Rtfck> 
sieht Bei diesen s. g. Repeti torien kann die j^akroamatisdie 
Methode befolgt werden oder sie können in Frage 'oiid Antwort, 
in die s. g. katechetische Form gekleidet sein; in letzterem Falle 
nennt man sie Examtnatorien. Diese sind von grossem Werth 
für die älteren Studirenden, welche sich zum Staatsexamen rüsten 
wollen. Ihr Nutzen besteht in Folgendem: einmal daiin, dass, 
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zumal wenn mebrere CommiKtonen sich an -einem solchen Examt- 
natorium betheUigcn, die Vorbereitung daranf meist aus einem ge- 
wissen Ehrgeiz eine gründlichere wird, als das Studium vielleicht 
ausserdem zu sein pflegt, dass also die Theilnehmer einem selbst 
auferlegten Zwang folgen, der dann recht förderlich ist, wenn das 
wissenschaftliche Interesse nicht stark genug ist oder der Einzelne 
vom Studium zu leicht durch andere Dinge sich abgezoeen oder 
sich nicht willenskraflig genug fühlt; ferner darin, dass der Studi- 
rende sich Keclienschaft von dem geben lernt, was er nicht, halb, 
oder ganz und wirklich weiss, dass er sieht, wieviel er gelernt hat 
und was Andere wissen ; fprner darin, dass ersieh daran gewöhnt, 
sich frei und unbefinigen , klar und gut auszudrücken, möglichst 
kernig und vollständig sein Wissen auf Fragen in Antworten zu- 
sammenzufassen, und, auf diese Weise sich zur Beantwortung 
der Examenfragen vorbereitet. Nicht alle Studirende bedürfen 
derartiger Hülfsmittel, jedoch den meisten derselben dürften sie 
zu empfehlen sein, wenigstens mehr als der Gebrauch der ziemlich 
häufigen gedruckten s. g. Repetitonen oder Examinatorien, auf 
deren Studium' sich leider nicht wenige Studirende, namentlich 
die es an gehöriger Benutzung der früheren Studienzeit haben 
fehlen lassen» in der Zeit der Examennöthen verlassen und fast 
nur beschränken. Das auf diese Weise erfolgende Studiren 
ist meist ein rein mechanisches Auswendiglernen und eines Studi- 
renden ziemlich unwürdig. Sind solche gedruckte Repetitorien 
in Frage und Antwort gefasst, so können wenigstens die Fragen, 
deren SteUung übrigens auch oft sehr ungeschickt ist, so benutzt 
werden, dass der Studirende sich selbst die Antworten darauf 
gebe. Meist sind die Antworten in derartigen Repetitorien recht 
dürftig und nicht selten auch unrichtig. Weit zwei kinässiger ist 
es dann, wenn man einmal solche Hüllsrnittcl gebrauchen will, 
sofern man nur vollständige Collegienhefte geführt hat, sich das 
im Text befindliche Material in Fragen auf den Heftrand zu extra- 
hu-en uii(] sich beim Repetiren diese selbst vorzulegen und zu 
beantworten. Rs ist unrichtig, das Excerpiren von Collogien- 
heften imd l.ehrbüehern als eine Zeil imd <;oisfige Kraft nutzlos 
raubende Arbeit, lediglich nur zur Emplehhmg gedruckter Repe- 
titorien, zu bezeichnen, weil gerade bei dieser Arbeit am meisten 
gelernt wird, das Scheiden des Relevanten vom Irrelevanten, das 
Goncentriren des Hauptsächlichen, daneben aber doch auch recht 
brauchbares Beiwerk. Die Benutzung der gedruckten Repetitorien 
wird aber thatsächhch meist nur zur mechanischen Erlernung. 

H. 0 r tl • rr , McIlMdolHi« Bcebti- w. StMltwisfeniclnfl. 6 
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Die uDter Leitung eines academischen Lehrers gehahenen 
Examinatorien können annähernd nur durch Examinatorten ein- 
2e]ner Studirenden unter einander, vielleicht unter Leitung des 
im Wissen am meisten Fortgeschrittenen, ersetzt werden; doch 
fehlt es hier meist an dem festen Vertrauen zur Fähigkeit des 
Dirigenten, die Antworten zu controliren» und oft auch an der 
ernsten Haltung des Ganzen. 

Die aciulcmischen Repelilorien und Fxnminatorion ptlrgen s. g. 
collegia privalissima zu sein, d. Ii. für den en^"^tf^n Kreis hpstimmte 
Vorträge, bei dciuMi auch das sonst in (Jen |)ubJice und privatim 
gehaltenen Vortragen geduldete Hospitiren ausgeschlossen ist. und 
die in den Wohnungen des Docenten gehalten und auch wohl 
besonders honorirt zu werden pflegen. 

Die in früheren Zeiten üblk^ gewesenen Disputatorien 
oder Uebungen im Kampfe der freien Rede und Gegenrede unter 
dem Präsidium eines Docenten sind jetzt von Universitäten fast 
ganz verschwunden. Ihre Nützlichkeit für Eriangung der Geistes- 
gewandtheit und Schlagfertigkeit im Reden und Gegenreden, worin 
eine gute Vorschule für die öffentliche Bm'edtsamkeit in Gerichts- 
und Kammerverhandhingen und anderen Versammhingen liegt, ist 
an^M'karuit ; für die eigentliche Erlernung des Materials der Rechts- 
und Staatswissensehart sind sie von geringerer Bedeutung. Da 
die Universitäten keine oder nur selten Gelegenheit zu diesen für 
das jetzt so rege olFentliche Leben iKu hst wichtigen, ja nolhvven- 
digen DispuLirübungen bieten, so sollten die Studirenden unter 
einander solche anstellen und sonst sich Gelegenheiten zur freien 
Aede, z. B. in Kränzchen, schallen. 

Zuweilen iindet man an einzelnen Universitäte n unter der 
Leitung eines Lehrers Conversatorien über einzelne theore- 
tische und practische Lehren veranstaltet, die den Studirenden 
nicht genug empfohlen werden können. Dahin gehören auch 
exegetische Uebungen für Juristen, von denen das Conversatorium 
die Benennung Exegetikum erhält. Meist werden Stellen aus 
den Institutionen Justinians oder GayWs oder auch Ulpians Frag- 
mente u.dgl. gelesen und ausgel^ und dabei wird juristische 
Hermeneutik, die auch aus der Reihe der academischen Vor- 
lesungen als besondere verschwunden ist, getrieben. Diese sehr 
nützlidien Exegetika werden gewöhnlich von den Lehrern des 
römischen Rechts privatissime neben den Vorlesungen über Insti- 
tutionen oder PandecLen gehalten. Mancher Studirciide hat darin 
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erst eine grössere Lust an seinem Facbstudium emplbiideil und 
ist, dadarch angeregt, ein eifriger Jünger der themis geworden 



') Solohe «xegetifiolie Uebungen werden ale Mittel, den juiMtuöIiflii 
Unterricht practischer za machen^ waim empfohlen von BlnnttekU 

a. a. 0. 8. 74 — 76. Es vdrd rvreckmäsßig' sein, ihn hier selbst reden ca 
lassen: »Gerade die in den Pandecten niedergelegton Stellen ans den rö- 
mischen Ciassikern bieten einen vortrefflichen Stoß" zur Bearbeitung dar. 
Sie enthalten in reichster Auswahl eine Reihe intereHsanter practischer Auf- 
gaben, deren Lösung das Verständniss in der Wissenschaft fördert und den 
practischen Sinn ungemein schärft. Wie bedeutend die Fortschritte gerade 
Ikier rieh ceiiren und irie voliltlift% diese Hebungen für den Schüler wie 
für den Lehrer rind, wird jeder beeeugen Icdttnen, der die Brfalmn^ 
aremaebt het. Ih den eretea Stunden meinen noch die Studirenden 
gewohnüdi, wenn de die Uteiniich gesohziebeiie Stelle nur gehörig deuteoli 
wiedergeben können , so sei alles Nöthige getluuL Bald aber werden «e 
iune, dass erst nachher die eigenth'che Aufgabe beginnt, und dass sie gaaa 
die gleiche ist, die Stelle mag nun mit lateinischen oder mit deutschen Worten 
vor ihnen stehen. Dann lernen sie den Fall, vde er dem römischen Juristen 
seiner Zeit auch im Leben vorgekommen war, das Thatsächliche, Acusser- 
liche herausfinden und wieder offen darle^jen. Und mni cn\t e"? , wie das 
der alte Jurist auch hat thuii müssen, diesen Fall juristisch zu begreifen, 
die juristische Seite daran zu erkennen, und endlich die Recht sgründe, 
welche die Lösung der Aufgabe bestimmen, nach Anleitung jener grossen 
Mnster nachmweieen und abzuwägen. So wird es alhnälig heller und der 
junge Mann sieht sich mit Freuden mitten in die geistige Wprkstatte von 
Julian, Papinian, Ulpian Tersetzt. Er sieht der Arbeit der Meister su, die 
an wiederholen er — nach ihrem Vorbilde — unternommen hat. Der Leh- 
rer aber wird sich nicht bloss erfreuen, wenn so die lebendige B^kenntnisa 
der Schüler zusehende wächst, er Wird zugleich auch wahrnehmen, wo 
denn seine anderen Vortrage noch dunkel seien, welchen Missverständnissen 
er aussetzt gewesen, in welcher Weise die Empfänglichkeit der Schüler 
anzure^ren sei. Ich wi i-^« es zwar, dass ausser der Träg-heit auch an man- 
chen Orten noch das \ orurtheil der Studirenden solchen Uebungen im Wege 
steht, das Vonirtheil nämlich, dass es eines Studenten unwürdig" sei, vor 
seinen Coniiuiiitonen und unter den Augen des Lehrers sich der Gefahr 
auszusetzen, dass seine Schwächen offenbar werden. Aber hoffentlich wird 
unsere Jugend doch dergleichen Albernheiten mehr entwachsen, und wenn 
nur einzebie Versuche im Kleinen gelingen, so werden sicherlich die Erfolge 
eine grössere Ausdehnung derselben veranlassen und weitere Geneigtheit 
dafür erwecken. Am besten aber wirkt es, um jmes Vomrtheil niedersu- 
schlagt) wenn der Lehrer seihst sich mit völliger Fk«ikeit gehen laset 
und sich nicht scheut, auch was er nicht weiss, oiSen zu bekennen und auf 
Einwürfe gegen seine Meinung gerne einzugehen. Er wdrd dadurch an 
Credit nichts verlieren, sondern eher gewinnen; denn der Glauhe an dH 
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Ueberhaupt versauiae der Studireade keine Crpl^^t^onheit, die 
sich ihm zur Unterhaltung rnit seinen Lehrern bietet, damit sich 
zwischen diesem und ihm ein engeres geistiges Band knüpfe. 
Jeder Lehrer weiss das Vertrauen seiner Zuhörer zu würdigen 
und die meisten lassen es nicht daran fehlen, den Studirenden 
wahre Freunde and treue Ratfageber beim Studium zu sein. 

§29. 

Practische Hebungen in der Rechtswissenschaft. 

Die Anwendung der Theorie der Rechts- und Staatswissen- 
schaft schon während des academischen Studiums auf practische 
Fälle ist deshalb ein wahres Bedörfniss, weil beide Wissenschaften 
selbst practische sind, d. h. solche, deren ganze Tendenz ihre un- 
mittelbare Anwendung auf das Leben ist. Die in der Theorie dieser 
Wissenschaften enthaltenen und zu erlernenden Sätze, obgleich 
sie ihr Fundament im practischen Leben haben, erscheinen nament> 
lieh bei nicht lebhafter Phantasie, welche sich die Lebensverhält- 
nisse und deren Ordnung nicht leicht vorstellen kann, zu abstract 
und trocken. Vor allen Dingen sind die practischen Uebungen 
oder s. g. Practica zur Belebung des Studiums der Rechtswissen- 
schaft sehr förderlich, ja behufs der Vorbildung zum practischen 
Dienst und in manchen Staaten schon behufs der Ausarbeiumg 
schrifthcher £xamenarbeiten geradezu unentbehrlich i). Ausserdem 



Allwissenheit der Lelirer ist auch schon längBt zu Grabe getragen.« Ein 
Hülfsmittel bietet F. L. Schmidt, Methode der Auslegung der JuBÜmani- 
sehen Beehtibftoher lud Prüfung der bisher befolgten Methoden, Kiel 
1855. 

') Hit Recht hebt Bluntsohli a. a. 0. S. 77 nooh Folgendes hervor: 
»Alle diese Uebungen h&hesa. auch den grossen Yortheil, dass sie Lehrer 

und Schüler in erweiterten und vervielfältigten Verkehr hriugen. Sie stehen 
einander nicht 80 fem, wie das leider bei der gewöhnlich rein doeir^den 
Lehnveise kaum anders möglich ist. Die Geister berühren sich, regen sich 
an, befreunden sich. Das ganze Verhältnisa wird wieder ein inniger^, ver- 
trauteres. Der Trieb der Jugend zur That erhält eine nützliche , diesem 
Alter gpmäase und für ihre Ausbildung^ erapricüsliehe Riclitung-. Die Praxis 
erscheint um dieser engen Verbindung mit der Wissenscliaft willen in einer 
veredelten Gestalt. Und noch lange wird selbst das Audeukeu an diese 
Zeit einet firei^ selbstthätigen reinen Strebens erfrenlidi und ermnthigend 
binllberlenehten in die D&mmerung eines oft trüben und beschwerlichen 
späteren practischen Lebens.« 
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dienen sip zur Erkcnntniss dos Zweckes und der Bedeutung des 
positiven Rechts, zur Fördornnir des Quellenstudiums und der 
Gesetzesaiislegung, zur Einführung in die Anwendung der Theorie, 
zur Heranbildung des selbstständigen Denkens und des juristischen 
Urtheils und zur Befestigung der Diagnose und Selbstentscheidung 
zweifelhafter Rechtsfälle und Fragen, sowie endlich zur Gewandt- 
heit der Deductionen und der juristischen Darstellung. Möge 
der Studirende diese Practica so umfangreich und fleissig als mög- 
lich benutzen, denn der Vortheil davon Ist in der That ein sehr 
erheblicher l 

Diese unter der Leitung eines Lehrers angestellten practisdien 
Uebungen können theils nur schriftliche» theils nur mündliche, theils 
schriftliche und mündliche zusammen sein. 

Bei ersteren stellt der Lehrer schriftliche Aufgaben und cor- 
rigirt dann die schriftlichen Ausarbeitungen; in mehrereti Stunden 
der Woche verbreitet er im Vortrage sich über die eingegangenen 
Arbeiten, ohne gerade die Namen der Verfasser zu nennen, indem 
er jedem derselben ein nur diesem bekanntes Zeichen oder eine 
Nummer oder einen Buchstaben zutheilt und mit Nennung dieser 
Zeichen die Arbeiten kritisirt, unter Aufführung der bei der Bearbei- 
tung angeführten verschiedenen Ansichten in einer gewissen stoff- 
lichen und lo2:ischen Gruppirung, die seinen Vortrag bildel. An 
diese Kritik schliesst er dann seine eigne Meinung an und be- 
gründet sie. 

Bei den bloss mündlichen Uebungen werden Kechtsfalle zur 
mündlichen Entscheidung von dem Lehrer vorgelegt, indem der 
Thatbestand oder die s. g. specicfl facti von ihm selbst mitgetheilt 
wird oder eine gedruckte Sammlung von Rechtsfällen das zu be- 
arbeitende und auszuwählende Material darbietet, welches auch bei 
den vorerwähnten schriftlichen Uebungen zu Grunde gelegt wer- 
den kann. Die Studirenden bereiten sich auf die mündliche Lö- 
sung der gestellten Aufgaben vor und geben in möglichst zusam- 
menhängender Rede und mit Begründungen die rechtlichen Ent* 
Scheidungen kund ; daran kann sich unter der Leitung des Lehrers 
eine Conversation und Disputation, auch wohl ein kleines Exami- 
natorium anschliessen. 

Diese beiden Uebungen können audi mit einander verbunden 
werden. Die schriftliGlien Arbeiten bilden die Grundlage und in 
den Lehrstunden schliessen sich daran die Besprechungen der 
aufgestellten und zweifelhaften juristischen Fragen. 

Die Reihe der practisehen Uebungen sollte nicht vor dem 
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vierten Lehrbalbjahre begonnen werden und in der einzelnen 

Disciplin naturgemäss nicht eher, als bis die Theorie derselben 
einigermassen stiidirt ist. Wer sich aber einmal au eiaeoi IVaclicum 
betheihgt hat . mus> aucli lleissig mitarbeiten, wenn es ihm Nutzen 
bringen soll, imluHich Vio^i die active Betheiligung in Jedes freien 
Willen, es wäre aber verkclirt, sich einer anfarigs gewöhnlich sich 
einstelleiuleii Befani;'unhoit hinzugeben, da man sich bclhciligl, 
nicht um zu zeiqjen . ob roan Ktwas gelernt hat, sondern um erst 
recht viel zu lernen. Manclicr si(?lit sich beim licginn der practischen 
üehnngen zwar rathlos, allein es fehlt auch an practischen Anlei- 
tunaen und Mustern zur Fertigung schriftlichei- Dednctlonen nicht. 
Bei diesen Hebungen muss wie bei allem Erlernen ein Fortschreiten 
vom Leichteren zum Schweren eingehalten werden. Erst beginnt 
man mit der Anwendung des materiellen Rechts, des Civil-, Criminal-, 
Staats- und Kirchenrechts, dann geht man zur Anwendung des 
formellen, des Prozesses, Civil- und Criminalprozesses, über und 
zuletzt zu den aus beiden zusammengesetzten Hebungen. Die auf 
Universitäten üblichen Practica sind genauer beschrieben folgende: 
1. Das Givilrechtspracticum, sofern es nur auf An- 
wendung des heutigen römischen Privatrechts abgesehen ist, auch 
Pandectenpracücum genannt, hat den Zweck, den Studirenden in 
der Anwendung der Theorie des Civilrechts auf den lliatbestand 
vorgelegter Rechtsfölle zu üben 0* Das «Factum soll unter die 
dafür als anwendbar aufzusuchenden Rechtssätze subsumirt werden 
(Entscheidung) und dafür sind möglichst gute und viele Gründe 
aufzustellen (Begründimg). Am zweckmässigsten ist dies schriftlich 
von den Studirenden zu hevvirk%i , da die mündliche Deduction 
nicht so vollständig, gründhcli und uabefangen zu sein pfleijt wie 
die schriftliche. Die bei dem Lehrer bis zu einer bestunnjien 
Stunde eingegangenen schrifllichen Arbeit<»n wi rd(Ui von ihm mit 
Corrccturen versi>lien in einer Lehrstunde zuriickirei^ehen und in 
einem zusammcMiliangenden Vortrag, wie oben bemerkt, \on dem 
sich der Zuhörer soviel als fnrii^lich zu seiner Arbeit notircMi mag, 
kritisirt; dann üjchl der Lehrer seine mit ausführüchen (ji untlen 
und Hinweisungen auf die Theorie und Praxis zu versehiMide Ent- 
scheidung. £r kann auch die Zuhörer zu Disputationen oder Ab- 



') SanunlaBgreii auegewählter CivilreohtslaU« derartigen üebimg«ii 
smd Yim Girtaniiar, Jkering, Wolf u. A. Toranstaltet. Dir Gebrauch 
lat auch echon bei dem Privatatudium der Theorie des Civikeebts sehr 
fMerh^b. 

t 
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gäbe von fiedenken veranlassen, was jedoch, wenn die Stndirenden 
sich nicht gerade nlffaer stehen, selten zu geschehen pflogt. 

2. In gleicher Weise werden in einem Criminal recht s- 
practicam Rechtsfalle zur Entscheidung nach gemeinem und 
particulärem Recht (Strafgesetzbüchern), nicht minder audi in 
anderen das Staats- und Völkerrecht, selten das Kirchen- 
recht belrelFenden rcbungen vorgelegt. 

3. Das Ci vi 1 1) r z ess p ract IC u ni soll die Anwendung 
der Theorie des CiMlpi ozesses lehren. Dieses kann auf eine zwei- 
fache Weise eingerichtet sein : 

a. Nämli fi 80, liass eine s. g. species facti zur schriftlichen 
Anfertiiiuni^ tfiner Partoischrilt , einer Klasje, einer Einrede -Replik- 
Duplikschrift, einer Beweisschiifi, eines KechtsniiLteis, einer Implo- 
raiion u (]orii\ m oder aber einer richterlichen Verfügung und 
Entscheidung auf einen l'arteian- luid Vortrag, von di^ni Lehrer 
mitgetheilt, bezüghch ans einer Sammlung dazu geeigneter species 
facti angewiesen wird. Hieran schliessen sich dann, wie bei den 
vorgenannten üebungen, die weiteren Handlungen des Lehrers 
Zweckmässig ist, hier die Aufgaben dem or.^anischen Verlauf eines 
wirklichen Prozesses gemäss zustellen , damit auf diese Weise ein 
zusammenhängendes und naturgetreues Bild eines solchen gewon> 
nen werde. 

b. Dieser Zweck ist um so leichter zu erreichen, wenn die 
verschiedenen Prozessrollen unter die Zuhörer verlheilt werden, 
so dass mehrere derselben auf Seiten des Klägers, andere auf 
Seiten des Beklagten oder etwaiger Intervenienten , und wieder 
andere auf Seiten des Gerichts stehen und ihre schriftlichen Ar- 
beiten eingeben. Die besten Arbeiten werden zu einem fortlau- 
fenden Actenstuck, ganz wie ein solches in der Praxis entsteht, 
zusammengetragen und mit allen üblichen Formalien versehen, 
ja es kann sogar damit die Führung einer Registrande verbunden 
werden , wodurch gleichzeitig ein Einblick in den eigentlichen 
Canzleidienst gegeben wird. Auch hierbei hat der Lehrer zu cor- 
rigireu, zu kiiLisiren, das Richtige <iii/ngeben und den (iang des 
Prozessen zu controliren. Jedenfalls wüd durch diese Methode 
die Anschauung von einem Prozessveriauf lebendiger und voll- 



') Eine gute Ssnimlinig derselLcn ist von Oaenbrfig'g'eii, CaemBtik 
des Criminalrechts, Soliafiliaueen 1864. 

*) STeuerdings z. B. ist eine solche von Langenbeok, BeohtsiUle för 
die CivilproeesB* Praxis, Jena 1861, herausgegeben. 
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ständiger als bei Befolgung der vorigen, nur verlangt diese Ein- 
richtung eine grössere ^hl von Hitarbeitern und namentlich einen 
zuverlässigen Fleiss. 

Wenngleich bei dem Civilprocesspracticum vorzugsweise die 
Lehren des Prozesses zur Anwendung kommen und die Forma- 
lien erlernt werden sollen, so* bietet es doch auch gleichzeitig 
Gelegenheit zur Anwendung der Theorie des Civilrechts, welches 
ja den Inhalt der Prozessschriften wenigstens zum Theil bildet; 
doch soll ilie^t' ^ogen jene zurücktreten, wofür der Lehrer durch 
bebondere Auswahl der Fälle zu sorgen hat. 

4. In ähnlicher Weise kaiu» ein Criminal- oder Straf- 
prozesspracticum eingerichtet werden und dieses bietet, so- 
fern ein nach dem noiicrcn Strafprozessrecht ciriijelciteter Prozess 
mit H(jll''n\ n iliiiig (liiivhi^cfulirt wird, noch mannigfaltigere 
üebun^cii, die jedoch bis jetzt noch wenig verbreitet, aber doch 
der Verbreituni:; recht werth sind. Der Lehrer wühlt aus den 
Theilnehmern einen Staatsanwalt und einen (iehnlfen desselben, 
welche ihre Bureauacten und Registrande zu führen haben, ferner 
einen Untersuchungsrichter nebst Protocoltfilhrer, welche fVw Xar- 
untersuchung acten massig zu instruiren und auch darüber ihre 
Regislrande zu führen haben Das Material zur üntersuchungs- 
luhrung theilt der Lehrer mit, indem er selbst den Angeschuldigt 
ten oder zu vernehmende Zeugen darstellt, den Untersuchungs- 
richter zu Fragen veranlasst und darauf die betrefifenden Antwor- 
ten erlheilt, worauf oder wobei der Protocollfuhrer darüber unter 
Beachtung aller Formalien elu Protocoll zu führen hat. Ferner 
ist ein Anklagesenat einzusetzen, vor welchem ein Mitglied Vortrag 
aus den Untersuchungsacten wegen Versetzung des Angeschuldigten 
in den Anklagestand zu erstatten hat, auch der Staatsanwalt mit 
einem Antrag gehört werden kann. Dieser hat auch eine förm- 
liche Anklageschrift zu fertigen , welche dem fUr die Sache zu er- 
wählenden Vertheidiü;er mitzntheilen ist. Endlich wird ein urthei- 
lendes Strafgericht eingesetzt und nach Ausfertigung der Vorla- 
dungen wenigstens im Concept und nach Ordtiung des ganzen 
Actenstfickes eine Hau|iiv(?ilian(llung gehalten, worin unter Be- 
nutzung; der Vni iHitersuchuni'sacten der Lehrer, wie in der Vor- 
Untersuchung, das Material nn die Hand geben kann, und dann 
der Staatsanwalt und Vertheidiger plaidiren. Zum Schluss hat das 
Gericht ein Straferkentniss abzufassen und Entscheidungsgruniie 
beizufügen. Lnter l^mständen kann auch wohl ein solcher Pi ocess 
bis in die RechtsniittelinstaDz verfolgt werden, um nochmalige 
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Gelegenheit zu sohriftlicfaen and mündlichen Dednctionen und 
zum Referiren zu geben. 

Keine andere practische üebung bietet eine gleiche Mannig- 
faltigkeit der i2;erichtlichen Proceduren und solche Lebendigkeit 

der Anschauuit^ dai. Damit lässt sich iiianches aus der Canzlei- 
Wissenschaft, welche auf Universitäten nicht cjolehrt zu werden 
pflegt, einflechten, was den Rcchtscandidatoii und Anfängern in 
der Praxis den Beginn mit dem Canzleidienst, -wie Actensammeln, 
Registrandenfiihrung u. dgl. sehr erleif'htfrt (h es ihnen dabei 
nicht selten an einer Unterweisung und Begriiiwiiiiig des Geschäfts- 
mechanisnnis fehlt und sie sich genöthigt sehen, sich seihst durch 
Conjecturen und Abstraetionen in unbekannten Dingen zu orientiren. 

5. Das s. g. Relatorium ist eine practische Uebung im 
Abfassen und Halten von Vorträgen (Relationen) aus Civil- und 
Criminal - oder anderen Acten, z. ß (\gt Verwaltung, welche vor 
einem Collegium behufs der Beschlussfassung oder einer Entschei- 
dung erstattet werden. Daran schliesst sich die Abfassung eines 
Votums oder der Entwurf eines förmlichen Urtheils mit Gründen 
der Entscheidung. Die academischen Uebungen beschranken sich 
gewöhnlich auf juristische Relationen uud richterliche Urtheile 
(Decrete). Den Uebungen im Referiren und Decretiren wird erst 
die Theorie der Refenr- und Decretirkunst, welche eine Reihe von 
practischen Regeln über die z w eck mässigste Anordnung schrift- 
licher und mündlicher Relationen» Votenstelhing und Urtheilsent- 
würfen enthält, vorausgeschickt. Nach Vollendung der darüber 
von dem Lehrer zu haltenden Vorträge beginnen die Ud)ungen. 
Es wird einem Studirenden als Referenten ein Actenstück zum 
Vortrag, dann auch wohl einem Zweiten als Correferenten zur 
Controle des Referenten, mitgetheilt und eine Stunde zur Abhal- 
tung des Vortrags vor dem aus den iib^ii^en Theilnehmern be- 
stehenden Collegiun), dem der Lehrer präsidirt, bestimmt. Einige 
Tage vorher kann der Referent auch ci( in Lelirer eine zur beson- 
deren üebung angefertigte schriftliehe Relation, und einen Urtels- 
entwurf oder ein Votum, wie solche oft in Staatsprüfungen ange- 
fertigt werden müssen, zur Durchsicht und Correctur eingeben, 
in der Sitzungsstunde hält dann der Referent, unter der Controle 
eines etwa bestellten Correferenten und der des Lehrers, mündlich 
seinen Vortrag aus den Acten und stellt sein Votum, woran sich 
die Discussion des Collegiums unter Leitung des Lehrers knüpft. 
Das Resultat dieser berücksichtigend hat der Referent dann das 
wirkliche ürtheil nebst Entscheidungsgründen auszuarbeiten und 
dem Lehrer zur Correctur zu überreichen. 
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Wenngleich derartige Refeririibuii,s;en nur vun Juristeü auf 
Universitäten belrirben zu werden pflegen, so können sie doch 
auch anderen Studireiulofi, üdincntlich denen der Staatswissefibchat't 
emplnhlcn werden. Sie können, wie bemerlvt, auch auf viele 
andere Gegenstände der Verwaltung, auf Kirchen- und Schulsachen 
u. s. w. erstreckt werden : sie sind für die gewarulte Bewea:ung 
in dem jetzt rcüjeren ötFentiichen Leben, welches (ielegenheit zur 
Haltung von Vorträgen aus allen Gebieten und Zweigen darbietet, 
E, B. in Finanz-, Medicinal- geistlichen und SchulcüUegien. in Land- 
tage-, Gemeinde-, Vereins- und anderen Sitzungen, fast unentbehrlich. 
Die Gegenwart verlangt überall Kürze, Genauigkeit, üebersichüich- 
keit und gute Anordnung der Vorträge und die Kunst, einen 
gerade dadurch sich auszeichnenden Vortrag zu halten, hat ihre 
Regeln, die erlernt sein wollen, und verlangt eine gewisse Uebung, 
die man womöglich zur betreffenden Vortragshaltung im Leben mit- 
bringen soll. Benutze man ja jede dahin führende Gelegenheit 
und warte nicht die Zeit ab, wo man im Leben davon Gebrauch 
machen soll und ihn erst mühsam und oft mit Verdruss machen 
lernen muss! 

§ 30. 

Practische Uebungen in der Staats w issenschaft. 

Practisdie Uebungen für die Studirenden der Staatswissen- 
schaft finden nur auf manchen Univei'sitäten vereinzelt statt, ausser 
in Jena, wo seit 1850 unter der besonderen Protection der säch- 
sischen Staatsregierungen ein Staats wrssenschaftliches Semi- 
nar organisirt und seitdem fortwährend benutzt worden ist 
Diese Uebungen sind von bisher noch zu wenig gewürdigtem, sehr 
erheblichem Nutzen. »Die Mängel der staatswissenschaftlichen 
Studien, wie sie gewöhnlich auf den Universitäten betrieben werden, 
bestehen hau|)tsaehlich darin, dass di(^ meisten Studirenden sich 
mit eiiuM" sehr dürltii^en. den Anfor»ierungen der Praxis nicht ent- 
sprccheii{l(Hi , Uebersicht (Mniger Stnalswissenschaften begnügen, 
dass sie dui-ch die Vor(i-age Uber dies(;li)efi nicht hinrcich(Mid zur 
Selbstlliäfigkcit angeregt werden und dass ihre Privatstudien auf 
dieseui Gebiete, wenn dieselben nicht ganz unterbleiben, sehr be- 



0. Fiacher, über die Emohtang staatswiftaenschaftlioher Semixiarien, 
Jena 1857. Die darin sioh findenden Stataten des in Jena bestehenden Se- 
miniffB Bind in der Beilage m. ahgedrackt« 
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sehr iiikt und planlos sind. Diesen Mangeln kann nur durch zweck- 
nja>Mi^ eingerichtete LIel)ungen, die sich ergänzend an die Vorträge 
über die Staatswissenschaften anschliessen , abgeholfen werden. 
Ik'i solchen Icbuni^en kommt es darauf an, diejenigen, welche 
sich mit den Klcinenten der Staatswissenschaften bereits bekannt 
gemacht haben, zu einem tieferen Eindringen in die für die Praxis 
wichtigsten Zweige derselben zu bestimmen, sie dabei fortwährend 
zur Selbstlhätigkeit anzuregen, ja in einem gewissen Grade zu 
nölhigen, ihnen eine Anleitung zu vielseiligeren und amfassenderen 
Studien zu gdben and so den Uebergang zur Praxis za vermitteln, 
soweit es auf wissenschaftlichem Wege möglich ist. Dass zu diesem 
Zwecke eine besondere, Steheode Anstalt, also ein Staats wissen- 
schaftliches Seminar, das unter der Leitung von Profesftoreii 
dieses Faches steht, unentbehrlich sei, wird sich aus dem ganzen 
Verlaufe der Untersuchung über die Einrichtung der Uebungen er- 
geben» 0- Ein solches Seminar soU unter der Leitung zweier 
Professoren, eines Professors der Staatswissenscfaaft und eines 
des Öffentlichen Rechts stehen, sodass theils politische, polizei- und 
finanzwissenschaftliche, theils juristische, und im Zusammenhang 
mit nationalöconomischen und statistischen Untersudiungen stehende 
Uebungen- angestellt werden können Die Bfitglieder des Semi- 
nars bilden s. g. Cameralisten nnd Juristen. Bei ihrer Aufnahme 
muss ein gewisses Mass staatswissenschaftlicher und juristischer 
Kenntnisse voraosgesetzt werden , namentlich eine Uebersicht 
der Politik, der StaatsvorwalUingslehre , des Staatsrechts und 
woftiüglich des deutschen Privatrechts und der Nationaloconomie. 
Die Theorie der Statistik und die vergleichende Statistik setzt 
politische, staatsreclitliche und nationalöconomische Kenntnisse 
voraus und kann nebst dem partieiil;jren T*oliz»M' und Finanzrecht 
mit dem Eintritt in das slaatswissensciiililiche Seminar studirt 
werden Ans den genannten Gebieten werden womöglich 
solche Gegenstände, welche fiir den künftigen Verwaitungsbeamten 
practische ik»deutung haben, gewählt; zur Absolvirung ist minde- 
stens ein Turnus von drei Semestern erforderlich mit 4 Stunden 
wöchentlich; so dass immer je 2 Stunden hintereinander und 



*) 6. Fischer a. a. 0. 8. 25. 

*) Eft köimte auch ▼ielleicht aweekmitsig nooh. ein Profeaior der Qe- 
s chic hie mitwirken, falls nicht- etwa «in solcher sein betonderas Uetori- 
sches Semüiar halt. 

^) 6. Fischer a. a. 0. S. 81^33. 
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zusammon ij;ehaltcn werden >). Vor/.iijulich sind flogenstande aus 
der Staatsverwaltuiigslehre zu wählen, z. B. Ablösungen, Separa- 
tionen, Expropriationen, Zunftwesen, Gewerbe- und Handelsfrei- 
heit, Freizügigkeit, Schutzzölle, Eisenbahnen, Vorsioherungs- und 
CreditanstaUen, Banken, Miinzwesen. Papiergeld, der deutsche Zoll- 
verein, Panperismus , Proletariat, Armenwesen, Massregeln gegen 
Theuerungen, Stener und Staatsschuldenwesen, Staatsgüter, Volks- 
schulen, Gewerbefortbildung u. s. w. u. s. w ; vergl. noch unten §. 53. 

Die Uebungen können analog den juristischen, namentlich dem 
Civil' und Criminalrechts-, dem Staats-, Völker- und Kirchenrechts-^ 
practicum eingerichtet, schriftliche oder mündliche oder auch ge- 
mischte sein. Es kann in den verschiedenen Disdplinen auch ein 
Lehrbuch zu Grunde gelegt werden, so dass der Einzelne in den 
drei Abtheilungen des Turnus mit den wichtigsten Lehrbüchern der 
Staatswissenschaft bekannt wird. An der Hand dieser kann über die 
wichtigsten Lehren conversirt und examinirt werden. Zweckmässig 
ist , aus einzelnen Lehren auch schriftlich freie Reproductionen 
ausarbeiten oder mündlich ficie RclVrate halten zu lassen, wobei 
auch selbstständige, besuudcrs kritische Bemerkungen gemacht 
werden können, üiv geschichtlichen Studien werden durch das 
Vorlegen und Studiron einzelner Quellen gefördert und die 
statistischen üebungt n können in excerptweiser Sammlung des 
statistischen Materials und in Entwertung von Schematen , .Vnle- 
gung von Tabellen, sowie auch in vergleichenden Zusaniincn- 
Stellungen, womit sich Uebungen in der Münz-, Mass- und Gewichts- 
kunde» sowie Berechnungen verbinden können, bestehen. Auch 
werden zweckmässig einzelne auf die betreffenden Gegenstände 
bezügliche Gesetzgebungen verglichen. Die schriftlichen Arbeiten 
können unter den Seminaristen zur Kenntnissnah me und Kritik 
umlaufen und bilden, nachdem ein Kecensent sich darüber ver- 
breitet hat, dann Gegenstände der mündlichen Discussionen» über 
die auch ein Protocoll geführt werden kann. Auch können Fragen 
zur schriftlichen Beantwortung ohne alle Hülfsmittel vorgelegt oder 
Theses zur Disputation, unter Ernennung eines Respondenten und 
Opponenten, ausgesetzt werden. 



Das Btaatswissflükscliafbliohe Seminftr in Jena kann so lange als mög- 
lich und unentgeltlich von Stndimiden benutzt werden nnd wird nicht 
selten 4 — 6 Semester von Einzelnen benntit. 
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Zweites CapiteL 
Das Selbst" und Pdyatstadium. 

§ 31. 

Das Studium der Au tudidactcn. 

Das Studium der Autodidacten, welches sich von aller münd- 
lichen Anleitung und jedem lebendigen Unterricht fern hält, kann 
sich entweder unmittelbar an die Rechtsquellen oder an die vor- 
handenen wissenschaftlichen Bearbeitungen in Büchern halten und 
daraus Rechtskenntnisse schöpfen. Das blosse Quellenstudium ge- 
währt an sich zwar den Vortheil einer selbstständigen und unbe- 
fangenen Forschung und Prüfung, allein daraus entsteht der Feh- 
ler der Einseitigkeit und meist einer yorurtheilsvollen Intoleranz 
gegen andere Meinungen. Es vnirde aber Derjenige, der bloss 
Quellenstiidium triebe, aller Erleichterungen und der zalilroichen 
HuirMiilUel, welche die fortgeschrittene Wissenschaft bietet, ent- 
behren und auf langen und mühevollen Wegen doch nie dazu 
gelangen , was bereits durch jahrhundertlange 1 urschungen fest- 
gestellt und in wissenschaftlichen Werken aufgehäuft zu finden 
ist; denn es giebt gegenwiirtig kaum einen Satz der Quellen, der 
nicht durch wissenschaftliche Bearbeitung in Büchern schon seine 
Erklärung gefunden hätte. Damit ist jedoch keineswegs gesagt, 
dass durch das Blicherstudium das Quellenstudium entbehrlich 
gemacht werden könnte. Nein, das unmittelbare Studiren der 
Quellen muss zu dem Bücherstudium hinzutreten, um die Ansich- 
ten der Schriftsteller mit dem Quelleninhalt vergleichen und prüfen 
zu lernen, eine eigne Anschauung zu 'gewinnen, dann aber auch 
um der Lebendigkeit der Anschauung willen; denn Sätze, die man 
in den Quellen nachgelesen und interpretirt hat, bleiben weit firi-* 
scher und dauernder im Gedächtniss haften, als wenn man sie 
einem Compendium entnommen hat. Dazu kommt noch, dass man 
zuverlässig den eigentlichen Geist des Rechts nicht aus seinen 
wissensdiaftlichen Bearbeitungen, sondern aus seiner unmittelbar- 
sten Anschauung aus den Quellen erkennt; die selbststündige Er- 
gründung jenes Geistes ist aber eine Nothwendigkeit für Denje- 
nigen, welcher das Recht nicht bloss mechanisch nach dem todten 
Buchstaben, sondern im Sinne des Gesetzgebers und der Rechts- 



Digitized by Google 



94 



B6><md«ref Thdl. Tit. I. Cap. 2. 



bildung. namentlich im Verhältniss zum Fortschritt des Lebens 
auf die Lebensverhältnisse anwenden lernen will. 

Wenn jedoch auch Bücher- and Quellenstudiam in angemes- 
sener Weise neben- und mit einander getrieben werden, so bleibt 

das Selbststudium der Autodidaclen doch ein ziemlich lebloses 
und erfordert, wenn es einigen Erfolg haben soll , eine lebendii^e 
Phantasie, eine gute und sichere Aulfassiing, und grosse Energie, 
um durch einseitige Leciiire und Meditation die Stoffmassen zu 
bewältigen (ieiade die mündliche Darstellung in dcfu academi- 
schen Untci i ithl be/vveckt die Anregun^i^ zum Selbst - und Privat- 
Studium und zur Meditatinn in hauslicher Stille, und gar mancher Satz 
erhält im Vortrag, oft nur durcli Betonungeines entscheidenden lie- 
griffcs, eine ganz andere Gestalt und Wemhing, als wie er sich 
aus den Büchern dem Loser darstellt. Dazu kommt auch, dass 
die Darstellung im Unterricht unwillkürlich schon eine leichtere 
und fasslichere wird, als der schriftliche, oft verschränkte und 
allzugedrängte Satzbau so mancher Lehrbücher wie z. B. in Puch- 
ta's Lehrbuch der Pandecten. Selbst die begabtesten Köpfe, wenn 
sie sich von den academischen Vorträgen, nicht selten aus Selbst- 
Überschätzung oder vornehmen Dünkel, fern halten, können auch 
trotz lebhafter Phantasie nicht jene Eindringlichkeit ersetzen, 
welche der Lehrvortrag, auch ohne ein besonders lebhafter zu 
sein, bietet. Auch Derjenige, der bereits durch Selbststudium eine 
Disciplin crfasst zu haben glaubt, wird gut thun, darüber doch 
einen academischen Vortrag anzuhören, um daran prüfen zu kön- 
nen, was er gelernt hat und ob sein Wissen mit dem Inhalt des 
Vortrages harmonirt oder nicht. Auf keinen Fall wird der Auto- 
didact aber die practischen üebungen entbehren können. 

Hieraus ergieht sich, dass eine ausschliessliche Sell>stbelehrung 
keineswegs zu empfehlen , sondern sogar als nachtheilig zu be- 
zeichnen ist. Mögen die Autodidacten das alte Sprüchwort beher> 
zigen: vox viva docet! 



Die Stabilität und t^taffiiation, sowie dus starre Festhalten am Buch- 
staben de» Rechts mag Goethe im 8inn trchabt haben, als er dem ^treb- 
Kamea Jünger der Wissenschaft durch ^If phiütopheles Abscheu \*or dem 
Studium der Rechtswissenschaft in den bekannten Worten erregt: »Es erben 
sich Gesetz und Recht wie eine ew'ge Krankheit fort « u. 8. w. 
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§ 32. 

Das zum academischcn Unterricht hinzutretende 

Privatstudium. 

Die erspriesslichste Art und Weise des Studiums ist eine 
Verbindung des Anhörens academischer Vorträge und des Privat- 
studiums. 

Wie bereits oben im §. 26 bemerkt worden ist» können die 
academischen Vorträge bei dem geringen Umfang der ihnen zuge- 
messenen Zeit nur Einführungen in das Studium der einzelnen 
Lehrfächer sein und daher bleiben die Ausfährungen , die tiefere 
Meditation und das Erlemen der zum Ausbau des Systems erfor- 
derliehen Einzelheiten dem Privatstudium uberlassen. Aus ihm 
ergiebt sich erst das tiefere und umfangreichere Wissen. Durch 
das Privatstudium auf der Universität oder waliiriid der acade- 
mischen Studienzeit wird jedoch erst der Grund für alle weitere 
wissenschaftliche und practische Ausl^ihiung gelegt: in späteren 
Zeiten riiu.^.-^ es naeii Kräften furti^esetzt wfMTlen, wenn der Staats- 
beamte nielit stehen oder gar rückwärts gehen will. Man sollte 
nie aiilhoreti, fortzustudii'eii und mit der Wissenschaft auch als 
Practik(r fortzugehen, um die Praxis auch im Geiste der Zeit 
und der unaufhaltsam fortschreitenden Wissenschaft auszuüben. 
Freilich erlaubt die Kürze der nach Vollendung der Tagesgeschäfte 
noch übrigen Zeit dem Practiker oft keine umfangreichen und 
gründlichen Studien, aber er muss dann um so mehr mit einer 
gewissen Auswahl na^ch Gelegenheit und Zeit fortzustudiren suchen» 
was ihm dann nach und nach immer leichter wird, jemehr er die 
Fachwissenschaft beherrschen lernt. 

Für das Studium der einzelnen Fächer der Rechts- und 
Staatswissenschaft ist es von Bedeutung, dass es stets im Hinblick 
auf das Ganze der Fachwissenschaft betrieben wird , weil diese 
ein lebendiger Organismus ist, in dem die einzelnen Theile ihre 
wohlbegründete Stellung einnehmen. Um nach Schöllings ei^ 
wähntem Ausspruch den besonderen Geist des einzelnen Theiles 
einer Wissenschaft verstehen und durchdringen zu lernen, muss 
man die Steile, die er in dem Ganzen einnimmt» im Auge behalten 
und ihn im Geiste des Ganzen durchdenken. Die Sätze der Rechts 
und Staatswissenschaft sind kein blosses Aggregat von Einzel- 
heiten, mit denen das Gedächtniss angefüllt werden müsstc, son- 
dern sie sind durch eine natürliche und innere Ordnung der 
factischca Verhältnisse und Beziehungen, in denen die Menschen 



Digitized by Google 



96 



Besonderer Tbeil. Tit I. Cap. 2, 



zu einander stehen, geordnet, und zwar ist diese Ordnung nach 
höheren leitenden Gesichtspuncten zu der Einheit eines Systems 
abgerundet. Es gilt also bei dem Erfassen jener Satze, von dem 
factischen Verhaltniss auszugehen und die es ordnende und re~ 
gelnde Norm in ihrer inneren consequenten Entwickelung und 
im Verhaltniss zum Ganzen zu erfassen und auf diese Weise den 
Geist an rasche Unterordnung der Einzelheiten im System und 
an dessen Durchdringung in Hinblick auf die systematische Stellung 
zu gewöhnen. Der Begriff des Systems muss ganz in das juristi 
sehe und staatswissenschafUiche Denken übergehen und die 
Ordnung des Geistes selbst eine systematische werden. Wenn 
dem Gedächtniss auch die Einzelheiten wieder entschwinden, so 
vermag doch ein also gewöhntes Denken durch Folgerungen ans 
den höheren Sätzen leicht wieder auf jene zurückzukommen und 
gewissermassen sie nachzuconstruiren. Dazu verhilft die empirische 
und rationelle Methode. Doch muss sich der Studirende der 
Rochtswisscn.schaft im llcsünderen bei diesem Nachconstruiren 
etwa (loin (l(»dächtniss entfallener Rechtsbesfimmungen hüten, 
£lpfmuleiH\s Vernunftrecht an die Stelle fies pu.sitiven Rechts zu 
setzen, wcmI (]i(\s(»s foi incll, sell).st wenn es den Foi'flerungen des 
sich an dio Nafnr der Sache haltenden Vernunfidenkens nicht 
entspräche, dennoch als Recht bis zu seiner Aufhebung gilt; das 
besagt der Satz: pcnjuam durum, sed sie inanet scriptum! 

Mit der zunehmenden Keuntniss des Einzelnen wächst das 
Verlangen nach Beherrschung des allgemeinen Zusammenhanges. 
Daher ist es nöthig, dass von Anfang des Studiums an die Ency> 
dopädie der Fachwissenschaft studirt und stets im Auge behalten 
werde» denn sie gewährt jenen üoberblick iibei das System und 
den Zusammenhang der Grundsätze, unter welche die Einzelheiten 
zu ordnen sind. Wenn daher von Semester zu Semester die 
einzelnen Disciplinen angegriffen werden, so muss man sich vor- 
her die encydopadische Stellung dieser wieder in das Gedächtniss 
rufen und den Ueberblick über die Grundlehren des einzelnen 
Theiles, die eine gute und den jetzigen Anforderungen ent- 
sprechende Encyclopädie als eigentliche Grundwissenschisift dar- 
I^n soll, erneuern. Ein Vorgreifen durch das volle Studium 
einzelner Lehrbücher der betreffenden Disciplmen, ehe darüber 
die academiscben Vorträge gehört worden sind, ist nicht anzu- 
rathen; nur um sich von dem darin zu besprechenden Material 
in Kenntniss zu setzen, kann der Studirende von der jedesmrdii^en 
Vorlesung, also Schritt vor Schritt, über den zu erwaitenden 
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Gegenstand nachlesen, dann aber nach jener gründlich aus Bu- 
chern nadistttdiren. 

Bei dem den academisclien Vorträgen nachfolgenden Privat- 
studium mnss man streb(>n , selbst in die Satze und I.chren der 
Rechts- und Staatswissenschaft tiefer einzudringen, ihre innere 
Wahrheit und Begriindetheit zu erfoischen. also gründlich nach- 
zudenken. Mail soll sie nicht bloss hinnehmen, wie sie von dem 
Lehrer oder von Compendien geboten werden, nicht bliii(i »in verba 
magistri schwören«', sondern sich der Meditation hetleissigen. 

Bei der Kritik der Meinnngsversrhledcnheilen mtiss man sich 
jedoch vor einem voreiligen Jiem-theilen und Stabbreehen libor 
andere Meinungen hüten, da diese nicht ohne Gründe ausgespro- 
chen zu werden pflegen , ja es oft schwer ist, den Gründen für 
oder gegen eine Ansicht den Vorzug zu g?ben. Immer soll der 
Anfänger im Studium concarrirende Meinungen mit Toleranz und 
der Yermuthung betrachten, dass doch Gründe für die eine oder 
andeie geltend gemacht werden können, welche ihre Haltbarkeit 
rechtfertigen därften. 

üeberhaupt mnss vom Anfang des Stndmms der Rechts- und 
Staatswissensdiaft an darauf verzichtet werden, einen unwandelba- 
ren und unumstösslichen Inhalt, wie apodictische und mathematische 
Wahrheiten, darin zu finden. Das Meiste darin, selbst in der 
positiveren Rechtswissenschaft, hängt von der subjectiven Erkennt- 
niss und der Anschauung ab und kann leicht durch einzelne Ab- 
weicfanngen in den zu beurtheüenden Thatsadien modificirt werden. 
Das Bewusstsein der Mangelhaftigkeit und einer nur annähernden 
Erkenntniss beider Wissenschaften tritt meist erst in der Praxis 
recht deutlich hervor. Daher konant es auch, dass man von der 
Anwendung des Rechts sagt, man könne einen Satz »rechts und 
hnks drehen", oder das Recht habe eine «wächserne Nase««. Noch 
mannis;fachei' können aber Lehrsätze der Staatswissenschaft an£»e- 
zweifelt werden, weil diese meist auf dem Begriff der Zweckmäs- 
sigkeit nnd Nützlichkeit beruhen, darüber aber bekanntlich die 
Meinungen recht verschieden sein können. Hier inuss man sieh 
gewöhnen, das unter gegebenen Verhähnissen im Hlinklang mit 
höheren Sätzen Ausführbare streng von dem Wünschenswerthen 
zu unterscheiden, stets nur die nächstliegenden Hauptzwecke und 
die teleologischen Ideen der fraglichen Lebensverhältnisse im Auge 
zu behalten, sowie die Bedingungen und Mittel der m()glichsten 
und besten Erhaltung and Ordnung jener zu ergründen und diese 
mit den Zwecken in den voBsten Einklang zu bringen. 

H. O r tl 0 r r, IMbodoliicie d. R«elto- «. SInImriMRchaft. 7 
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Wenngleich der Anfänger natürlicherweise das Streben nach 
möglichster Zweifellosigkeit und Sicheriieit hat, sich aber bei dem 
Studium beider Wissenschaften mangels derselben oft wahrhaft 
unglücklich fühlt, ja daran wohl formlich verzweifeln möchte, so 
darf er sich doch dadivch von dem Stadium nicht abschrecken lassen 
and muss sich mit dem Aussprach ermannen: nPriifet Alles und 
behaltet das Beste!« Die eigene Prüfung und Abwägung verschie- 
dener Ansichten ist die einzige Rettung in den Nöthen des Zwei- 
fels, aber gerade die Gewinnung einer entscheidenden, wenn auch 
adoptirlon Meinung aus wirklich wissenschaftlicher lleherzeugunf? 
gewährt einen besonderen Reiz und dns Bewnsstsoin eines intel- 
lectuellon Siegs, welcher aus dem lelu iwiinit der geschilderten 
Schwierigkeiten, aus der W iderlegung anderer Meinungen und aus 
Erlangung der Klarheit über die richtige oder entscheidende Mei- 
nung hervoi LK hl Der Lohn für die dabei i^<'habte Mühe ist in 
der allmalig snh cmslellenden (icwaridtheit in der Behandlung 
schwieriger praetischer Fraizpn und in der oft erst spiit gornachten 
Erfahrung von d<'r Verbreitung und Verallg<'meinerung einer wohl- 
begründeten Ansiclit iui practischen Leben zu suchen und zu ünden. 

Beim Selbst- und Privatsludiuni muss sich der Studirende 
hüten, seinem blossen Oefiihl , welches zunächst, wenn man noch 
nicht zur Klarheit und dem ßewusstsein von Gründen gekommen 
ist, für die Kritik den Massstab abzugeben pflegt, zu folgen und 
Meinungen bloss deshalb zu adoptiren , weil sie dem Gefühl zu> 
sagen. Diesen Bequemlichkeitssinn darf der Studirende nicht auf- 
kommen lassen, sondern er muss überall nur aus Gründon des 
Vernunfi- und Verstandesdenkens, nie aus blossen Anempfindungen 
and zusagendem allgemeinen Gefühl oder einem Totaleindruck sich 
von Wahrheiten überzeugen und sich gerade dadurdi von Laien, 
die nach dem Rechts-, Billigkeits-, NützUchkeitsgefiihl urtheilen, als 
ein angehender Sachverständiger unterscheiden. Gerade auch das 
Forschen nach Gründen und das Eindringen in den tieferen Zusam- 
menhang der Lehrsätze zeidmet das Studium vor dem blossen 
Brodstudium aus, das sich mit einem sogar oft nur medianischen 
Einprägen der blossen, fertigen Sätze begnügt und das Studium 
nur zur Gedächt nisssache macht, um dann bei der Staatsprüfung die 
verschiedenen Erinnerungsregister zu ziehen oder ziehen zu lassen. 

Wer also ein tiefer begründetes Wissen erlangen will , wird 
sich von selbst der empirischen und ratio nellon Methode der Be- 
handlung der Hechts- und Staatswissenschaft bedienen. Geschichte 
und Philosophie werden dem höhci'eo Studium die ergiebigsten 
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Fundgruben Iiefero« Bines moss jododi nodi hinzutreleo» woraaf 
bisher von den Theoretikeni zu wenig Werth gelegt worden ist; 
das ist die eigentliche Lebenskenntniss nnd unmittelbare Ansdiauung 
Lebeosverhältoisse , die nur durch förmliche Beobachtungen 
und Studien im lebendigen Umgang mit den mannigfaltigen Ver- 
kehrskreisen und durch Bekanntschaft mit dem seltsamen Getriebe 
aller Schichten der Gesellschaft erlangt werden kann. Nur das 
sorgfaltifiiste Studium der praclisclien Anthropologie, der Physiologie 
und Ps\choIogie des Verkehrsorganismus von der Familie bis zum 
t;r()ssen Slaatskörper, führt in das Geheiinniss der »Bf siiriHmifii^s- 
gruüde der VVnkliclikcMt«' und in die objectiv als nothwendig er- 
kennbaren »Beiiingungen eines Vernunftlebens« ein. Diese Empirie, 
deren Mangel man mit Recht bei vielen Staatsbeamten tadelt, 
erotfnet das Verstandniss der meisten Rechtssätze und staats- 
wissenschaftlichen Grundsätze. Wo und wenn man kann, soll man 
darauf bezügliche Studien mitten in den vielen Lebensgestaltungen 
durch Beobachtung der menschlichen Eigenthümlichkeiten , Sitten, 
Tugenden und Laster» Anschauungen»' Bedürfnisse und dergl. 
machen i). 

Nicht minder förderlich ist das Studium practischer Einrichtungen 
durch sorgfältige Beobachtungen, besonders jetzt, wo das Gemeinde* 
und Staatsleben durch die allenthalben herrschende Oeffentlichkeit 
aus unmittelbarer Ansdiauung kennen gelernt werden kann, llan 
versäume nicht» wo sich nur eine Gelegenheit bietet, den öffentlidien 
Gerichtsverhandlungen beizuwohnen, auch besonders, um dabei 
so Manches zu lernen, was weder aus Lehrvorträgen noch aus 
Büdiem zu lernen ist, wie die geschickte Leitung der Gerichts- 
Verhandlungen, der Untersuchung, wie die gerichtliche Beredtsam- 
keit, die nur hier erlernt w^en kann, und so mandie practische 
Kunstgriffe. Ebenso nehme man an den öffentlidien Verhandlungen 
der Kammern, der Gemeinden und der zahlreichen Vereine der 
bürgerlichen Gesellschaft, soweit es möglich ist, Theil oder folge 
wenip;stens den darüber in ötlfMit liehen ülatlern erscheinenden 
Berichten. Dies Alles gehört in tlas Gebiet der Empirie und steht 
ausserhalb der academischen Lehre , ist also lediglich dem Pnvai- 
studium überlassen. 

Was im vorigen Paragraphen über das ihiollen- und Bücher- 
Studium bemerkt worden ist, ist auch hiei'her zu ziehen und dazu 



* ) W e Ti i n g , aber Mingel und Gebrachen der juriatisöbeii Lehrmethode, 
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noch besondere im Betreff des ersteren für die Juristen za bemerken, 
dass über dem Studium der römischen Rechtsquelien, bei dem es 
in grösserem oder geringcrem Umfang eine grosse Anzahl der Studi- 
renden bewenden lässt» nicht das der deutsehen Rechtsquellen zu 
vernachlässigen ist. Ueberhaupt dai*f das Stadium des römisdien 
Rechts, was oft geschieht, nidit als vorzugsweise für Bestehung der 
ersten Staatsprüfung genügend betrachtet und daräber nicht das des 
deutschen Privatrechts, des Staaats-, Criminal-, Prooess-, Kirchen- und 
Völkerrechts vernachlässigt werden. Damit wird die Bedeutung 
des römischen Rechts gerade für die eigentlirli junstische Vorbil- 
dung keineswegs verkannt, denn wenn es auch dereinst nach Ein- 
führung deutscher Gesetzbüchfü keine practische Geltung mehr 
haben wird, so wird es doeh fort slutlirt \ver<len müssen, weil 
es die Grundlage jener bildet und aus ihm die juristische Methode 
am besten begrillen, an ihni scliarlsinniiies luilwiekeln und juristi- 
selies I)enk<m geübt und daraus die Fähigkeit, joicht jedes andere 
Recht ki'iuieii zu lernen und anzuwenden. 2;ewonnon wird. 

Im iietrell' des iJücherstudiums sind gleichfalls noch einige 
Bemerkungen anzureihen. Da die juristische und staatswissen- 
schaftliche Literatur reich an weitschweifigen, unnützen und leicht 
hingearbeitelen Büchern ist, muss man mit gewisser Auswahl zu 
Werke gehen. Auf das Lesen vieler Bucher kommt es bei dem 
academischen Studium weniger an, als auf das gründliche Studiren 
als classisch und für die academischen Zwecke passend anerkannter 
Werke. Während des rein theoretischen Studiums begnüge man 
sich mit einigen guten Lehr- und Handbüchern und vergleiche 
diese mit einander. Rei deren Beschaffung achte man auf die 
neuesten Werke und Auflagen» welche mit der Wissensdiaftsfort- 
büdung gleichen Schritt gehalten haben. Von den zahlreichen 
Lehr- und Handbüchern lassen sich nur wenige als allen Bedürf- 
nissen entsprechende bezeichnen, weil viel von der geistigen 
Rildung und der subjectiven Anffossungsgabe des Lernenden 
abhängt, ob ihm diese oder jene Darstellung zusagt. Wer keine 
grössere Umsicht und lebhafte Anschauung besitzt, wird besser 
aus einem ausführlicheren, mehr entwickelnden Handbuch als aus 
einem liedräni^l darstellenden Lehrbuch s(udn-en ktinnen, Man hüte 
sich desli;ilb vor blossen Empfehlungen, besonders der Commili- 
tonen, und probire, elie man sich ein Lehrbuch kauft, erst an sich 
aus partienweiser An^n lit, ob es dem individuellen Dcdiirfniss ent- 
spricht. Es werden selbst von Lehrern zuweilen fremde 1.(1 irbücher 
ihren Vorträgen zu Grunde gelegt oder cmpfuhien, deren l!implehlung 
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auf einem ^nzlichen Verkennen der academischen Lernbedtirfnisse 
beruht. 

Wenn man einmal, gewöhnlich mit Beginn der practischen 
Uebiingen, für seine Fachwissensehaft rocht warm wird und, in 
(las EinzeliJiah rial einzugehen, das Bediirfniss fühlt, dann ist es 
Zeit, auch dui^uiaiisdK^ Einzelbearbeitungen oder s. g. Monographieen 
zu Studiren, und aus (ieren grosser Anzahl suche man sich einige 
berühmte als Muster zum Studium lieraiis. Geschichtliche For- 
schungen sprechen in der Regel mehr an als |)hil( isüphi. che; 
allein auch nacli dem philosophischen Durehforsch<Mi der Maf( ri( n 
erwacht ein l^^diirfniss wenigstens unte!- den besseren Krt|)r(Mi. 
Endlich gegen Knde dor Studienzeit uitt ein Verlangen nacii 
Abrundung des ganzen Wissenschaftssystems und nach klarer 
Ueberscbauung des überarbeiteten Gebietes ein. Dann ist die Zeit 
gekommen, wo man mit Nutzen ein Lehrbuch der Rechts- und 
Staatsphilosophio und .eine auf höherem Standpunct, als eine für 
den Anfänger berechnete, stehende Encyclopädie behufs der Con- 
oentrimng des ganzen Materials studiren mag, die Zeit auch, wo 
es einen wissenschaftlichen Ho(^enuss bietet , wenn man Schriften 
über den Geist des römischen und germanischen Redits, geschichts- 
philosophische und universdrechtsgeschichüiche Zusammenstellungen 
Studiren und Staats- und Rechtsver^eichungen treiben kann. 

Das Bijcherstudium wird zum dauernden Yortheil betrieben, 
wenn man sidi dabei besondere Auszüge oder solche in seine 
Hefte zur Ergänzung anlegt. Man erhält dadurch vor allen Dingen 
die Fertigkeit des Concentrirens von Materialien und dabei erlernt 
man dieselben sicherer und dauerhafter. Man muss sich nach und 
nach eine kleine Bibliotlu k solcher Excerpte anlegen und erhält 
(la(lui*ch die Möglichkeit, sich leicht den Inhalt grösserer Werke in 
das Gedächtniss zurückzurufen. Ebenso ninss man sich bei seiner 
Leetüre Colleetaneen anlcc;en und sie alphabetisch oder nach 
Materien ordnen; besunders iui- den künftigen Staatsgelehrten und 
Practiker ist es höchst wichtig, einzelne Facta ans verschiedenen 
Zeiten und Ländern zur Begründung von Schlüssen und zur Be- 
legung von Grundsätzen 2U sammeln und immer in Bereitschaft 
zu haben. Auch hierhei muss man schon während der acade- 
mischen Studienzeit immer im Auge behalten , dass man nicht 
bloss die Vorbereitung zum Bestehen der Staatsprüfungen treffe, 
sondern ein das ganze Leben fortdauerndes Studium begründe. 
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Drittes CapiteL 
Ordnung des StndiuiDS Im AUgemeinen. 

§. 33. 

Dauer und Nutzung der Studienzeit. 

Die Zpit zwischen Hoin Al)gan2; vorn nymnasinm iinrl dorn 
Beginn der academischen Studien geliort erlahiungsmässig zu den 
glücklichsten Zeiten der Jugend. Mit frischem Muth nach Vollen- 
dung der ziemlich langen Vorbereitungslaufbahn und mit freudigen 
Hoffnungen tritt der Jiin|g;ling in das freie Leben, oft unbekümmeil 
um die Zukunft und kaum daran denkend, dass auch die Zeit der 
academischen Studien bald ein schöner Traum gewesen sein wird. 
Der Ernst des Lebens naht sich jedoch unversehens und öcono- 
mische Hintheilung der Zeit ist vom Anbeginn an eines der ersten 
Erfordernisse, um in das künftige Leben Ordnung zu bringen — 
Ordnung» deren Begriff in Fleisdh und Blut des künftigen Staats- 
dieners, Juristen wie Verwaltungsbeamten, übergehen muss, weil 
er die Basis und den Zweck alles Rechts- und Staatslebens 
bildet. — Meist wird jene Zwischenzeit in harmloser Erholung 
und im doice far niente hingebracht; allein gerade diese Zeit 
sollte entweder zum Nachholen etwa versäumter Dinge und 
wer sollte dessen nicht bedürfen — oder zur Vorbereitung zum 
academischen Studium verwendet werden; doch soll dem ange- 
henden Studirenden dabei nicht gerade eine übermassige An- 
strengung zugemuthet werdtii. Es fehlt nicht an nützlichen 
Schriften, die zur Vorbereitung zum academischen Studium ciienen; 
solche Norschalfc man sich, besonders eine Propädeutik, Hodegetik 
oder Methodologie des Fachstudiums, das man zu betreiben ge- 
denkt, um sogleich beim beginn des Studiums etwas orientirl zu 
sein, oder auch ein derarfiees aDgcmeineres V^'erk, das sirh auf 
das Studium überhaupt bezieht *). Man benutze also schon jene 
Zwischenzeit , deiui die Zeit des academischen Studiums ist im 
Verhaltniss zu den jetzt hohen Anforderungen an den künftigen 



Scheidler, Gnmdlimen der Hodegetik oder Methodik des acade- 
miscken Studiums und Lebens, 2. Aufl. Jena 1829. Derselbe, Paränesen 
far Stndirende, Jena 1840. C. Kirchner, academische Propädeutik, 
Leipzig 1S42. Derselbe, Hodegetik oder Wegweiser snr Universit&t für 
Stttdirende, Leipsig u. Göttingen 1852. 
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Staatobeamten and zu der Masse des wissensdiaftlichen Materials 
ehe sehr kurze und muss tüchtig benutzt werden; denn jeder 
Trost, Versäumtes dereinst nachholen zu können, ist ein leerer, da 
selten Zeit noch Lust dazu sich zeigt, und thatsächlich und erlab- 
rungsrnfissig das Versäumte selten nachgeholt wird, vielmehr die 
dadurch entstandenen Lücken später oft unverhofft recht fühlbar 
werden. 

Wenn schon gegen Ende des vorigen und zu Anfang dieses 
Jahrhunderts die Lehrer der Uiiivcrsitälen und Bearbeiter der 
Encyclopadieen und Methodologieen forderten, dass vier Jahre 
an das Studium der Rechtswissenschaft gewendet werden rniissten, 
so ist dies jetzt, nachdem diese Wissenschaft in diesem Jahrhun- 
dert durch Quellealorschnngen und ßearb(Mtungen noch om Vieles 
vermehrt und viM vollst iiKÜ^^t worden ist, um so mehr nothwendig. 
Nur aussergewöhnhch hei^abte Geister und ausdauernde und be- 
sonders fleissige Naturen vermögen das Hrn-htsstudium in drei 
J'ihren zu vollenden, würden aber doch auch vier Jahre dazu 
brauchen, wenn sie gleichzeitig die Staatswissenschaft mit betreiben 
wollen. Wer indessen hierin gleichfalls tüchtig ausgerüstet in den 
Staatsdienst treten will, sich aber nicht gar zu sehr anstrengen 
kann oder will, wird mit vier Jahren Studienzeit für Rechts- und 
Staatswissenschaft nicht ausreichen. 

Auch für das Studium der letzteren als Hauptfaches müssen 
wegen der zahlreichen Vor- und Hülfsstudien nothwendig vier 
Jahre aufgewendet werden und es muss schon diese Zeit, wenn 
das Studium erfolgreich sein sott, recht sehr zusammen genommen 
werden. 

Die noch aus dem vorigen Jahrhundert in dieses herüberge- 
tragene und häufig von Wtem, Vormündern und anderen Rath- 
gebern der Studirenden ans natürlichen Gründen nicht ungern 
anempfohlene Tradition, dass drei Jahre zum Studiren derRedits- 
und Staatswissenschaft ausreichten, ist dem jetzigen Stand der 
Wissenschaft und den Anforderungen an die Snaminanden, nament- 
lich an gehörig vorbereitete künftige Staatsdiener, nicht mehr 
ansjcmessen und nuiss mit allem Ernst von academischen Lehrern 
und Studirenden bekämpft werden. Kin dürftiges, niaui^cl- und 
lückenhaftes und liiosses broilstudtum soll wo möglich von den 
Universitäten verbannt werden, da der gegenwärtige Staatsdienst 
keine Versorgungsanstalt mehr sein darf, in der bevorzti^te Stande 
ihre Söhne ernähren wollen und durch welche nicht Wenige emen 
Eiofluss auf die Staateuregierung und Verwaltung auszuiiben stre- 
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ben. Das Ziel desSfaatsdienslej» ist, geistig Begabte und GebÜdirtie» 
lüchtige Charactere und auropfoiningsbereile und gehörig aiisgerä- 
stete, wirklich zum Dienst fähige und brauchbare Arbeiter zu 
erziehen, denen bloss das Staatewobl am Herzen liegt und die 
wirkliche Diener des Rechts und des Staates sein wollen und sollen. 

Zur Vorbereitung auf einen solchen Staatsdienst gehört aber 
auch Zeit und zwar in dem erwähnten Umfang; denn wenn nicht 
die academische Studienzeit das erforderliche Wissen gehörig 
begründet, so geschieht dies später nie. 

Um die Studienzeit aber auch tüchtig nutzen zu können, 
bedarf es einer richtigen Haushaltung mit der verstatteten Zeit 
und eine entsprechende Vertheüuttg der einzelnen Studien. Es 
ist thörig, zu glauben, im Anfang des Studiums habe man gute 
und noch genug Zeit vor sich, ebenso, es komme nicht daraul 
ob man dieses oder jenes Fach schon in einer früheren oder 
späteren Zeit, an dieser oder jener Stelle betreibe. Jenes gestallet 
sich mit dem Fortschreiten in der verstatteten Studienzeit nach 
Verhältnissen oft uiu i wartet ganz anders, und dieses führt zu 
erstaunlichen Unor(hiungen, so dass z. ß. Vorlesungen, die eine 
vorbereitende Bedeutung haben, nach der. auf die sie vorbereiten 
sollen, geliiirt werden, oder die Theorie < in* s Faches gleichzeitig 
mit den practischen IJebunj^in . wie Civilprocess neben dem Civil- 
processpracticum oder sogar dem Relatorium, oder Staatsrecht im 
letzten Semester u. dgl. m. studirt wird. 

Die Ordnung der Studien oder die Reihenfolge der einzelnen 
Fächer einer Wissenschaft, besonders der Rechts- und Staatswissen- 
schaft, die nach ilnem Gegenstand eine organisdi gegliederte ist, 
ist gerade deshalb eine durch das Verhaltniss von Voraussetzung 
und Folge der einzelnen Theile innerlich begründete und kann am 
besten von den Lehrern der Encyclopädie bestimmt werden, weil 
diese gerade das Ganze dei* VITissenschaft in ihrem organischen 
Gesammtbau durchdrungen haben und bearbeiten müssen und 
geradezu in der systematischen Ordnung und Abrnndung einer 
Fachwissenschaft ihre Aufgabe finden. 

§.34. 

Von der Einhaltung einer Studienordnung. 

Für die Anoriliiuii£» und Reihenfolge der Studien gelten fol- 
gende allgcmeinf», Gebote : 

1. Mit den einleitenden und vorbereitenden Disciplinen muss 
begonnen werden. 
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2. Das Verhältniss der Voraossetzung und Folge der einzeU 
nen Haupt- und Nebentheile» soym der HülfsdiscipUnen rooss ab 
massgebeDd beobachtet werden. 

3. Es mus8 vom Allgememen za dem Besoaderen fortge<* 

schritten werden. 

k. Die Geschichte eines Faches muss vor der dogmatisch- 
systematischen Darstelhing keimen gelernt werden. 

5. Die Theorie eines Faches rauss vor den praotischen 
Uebungen aus und in üen»selber\ studirt werden. 

6. Man benutze ijesoruiers die ersten zwei bis drei Studien- 
jaliie zum Studium der Theoi-if^ und lasse auf die letzten Semester 
niclit so viele und uml"anij;reiclie Vorlesuns^en anstehen, weil man 
in den letzten Stndienlialhjahren (he meiste Zeit zu den practischen 
Uebungen und zum Privatsludium verwenden muss. Daher befolge 
man einen bestimmten Studienplan mit Berücksichtigung der dafür 
in dem Staat, in dessen Dienst man treten will, etwa erlassenen 
Bestimmungen. 

Die in den folgenden Capiteln anzuklebende Reihenfolge rler 
ac^demischcn Vorlesungen und practischen Uebungen soll mit 
den handgreiflichsten Gründen unterstützt werden, findet sich jedodi 
ohne dieselben auch in den als Beilagen I. und II. angefügten 
Studienplänen vor. Sie machi nicht den Ansprach auf Ausschliess* 
Uchkeit, sondern sie stützt sidi nur auf Ansichten der ZweckmÜs^ 
sigkeit und auf die Erfahrungen eines academischen Lehrers, bezüg^ 
lieh eines Lehrers der Encyclopädie der Rechtswissenschaft und 
der Methodologie des Rechtsstudiums, der längere Zeit, das aca- 
demisobe Studium zu beobachten, Gelegenheit hatte. Sie modificirt 
sich für die Stndirenden derjenigen Länder, namentlich Oester- 
reichs und Baier ns, wo abweichende Sludienordnungen existiron. 

Da aber auch ausserhalb (l(\s Willens der Studirenden liegende 
Umstände die streni^e luniuiluni^ der anzuempfehlenden Reihen- 
folge des Studiums verhindern können . so muss derselben eine 
gewisse Dehnbarkeit gegeben werden , ohne dass Jedoch dadurch 
eine Unordnung in das Sludiuni gebracht wird. Denn es kann 
leicht vorkommen , dass gerade die gewünschten academischen 
Vorlesungen oder practischer) l^ebungen, zumal auf kleinen Fni- 
versitaten . wo sie gai' nicht selten wegen Mangels einer erforder- 
lichen Anzahl von Theilnehmern nicht gehalten, oder wo die be- 
treffenden Vorlesungen nicht in jedem Semester angekündigt wer- 
den, oder weil zwei oder drei gewünschte Vorlesungen auf dieselbe 
Stunde fallen u. s« w., nicht gehört werden können. Um nun 
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doch die euiselnen Fächer in dem Verhältinsß von Voraussetzang 
und Folge zn betreiben, rouss man wenigstens im Allgemeinen 
auf die Reihenfolge der Disciplinen achten. Auf dem Studienplan 
fiir Juristen finden sich die verschiebbaren Gränzen nach Seme- 
stern angeführt, in denen die betreffenden Vorlesungen ohne 
grosse Störungen und in» Nothfall, dass sie nicht in den prirao 
loco angegebenen Semest(3rn gehört werden konnten, eventuell 
zu hören sind. Darauf deutet die Bezeichnung: ev. und die römi- 
schen Zahlen ü:< I m ^i das Semester an, in welchem dann oder auch, 
wenn es gelu , .>clion früher die einzelnen Vorlesungen gehört 
werden können. Ein (Deiches lässt sich für einen staalswissen- 
scbafthVhen Sfudienplan nicht leicht ermöj[j;licli(»n. 

Für den Besuch der oder jener Universität mnss der Cyclus 
von Vorlesungen, die man gerade in seinem Turnus braucht, mass- 
gebend sein. Daher muss man sich ans den Lectionskatalogen 
der zu besuchenden (Iniversität, welche von dei^selben unmittelbar 
oder auch durch Buchhändler zu b(*ziehen sind, oder aus denen 
auch Auszüge in den Zeitungen bekannt gemacht werden, zur 
rechten Zeit vergewissern , ol) auch die gewünschten Vorlesungen 
gehalten werden. Sollten dann doch unerwartete Aendeningen, 
z. B. in den öffentlichen Anschlägen der Vorlesungen, riicksiditlich 
der Stunden u. dgl. vorkommen, etwa eine in das Semester noth- 
wendig gehörige Vorlesung nicht in der erwarteten Weise gehalten 
werden, so ist es rathsamer, Commilitonen » die in gleicher Lage 
sind, aufzufordern, einen Lehrer, vielleicht einen jüngeren, weniger 
beschäftigten Dooenten, zur Haltung der gewünschten Vorlesung 
zu ersnchen, als die Vorlesung auf das Unsidiere hin zn verschie- 
ben und sein«; ganze Studienordnung zu gefährden; denn es kann 
sich etwas Aehnliches leicht wiederholen, zumal auf kleineren Uni- 
versitäten, wo die einzelnen Fäehor nicht immer in jedem Seme- 
ster vorsfetragen werden, und d uui kauii eine solche Störung der 
Studienordiinng eintreten, dass man rnoi^liclier Weise noch die 
Studienzeit um ein Semester verlängern nmss. 

§. 35. 

Von der Berücksichtigung der Studien- und Examen- 
vorschriften. 

Gleich vom Anfang; der Stndicn/pit an muss sich der Studi- 
rende vergewissern , welche Discipimen er als dir nothwendisjsten 
jsum Bestehen der Staatsprüfungen und in Gemässheit besonderer 
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Landesvorsdiriflen studirt haben, bezüglich als stodirte oder ge- 
hörte durch Universitätszeugnisse nachweisen muss. In den mei- 
sten deutschen Staaten giebt es dai uber bestimmte Vorschriften 
und diese müssen sogleich beim Beginn des Studiums bonicksich- 
tigt werden, damit nicht etwa erst zu spät noch eine vorgeschrie- 
bene und versäumte Vorlesung nachgeholt werden muss, sondern 
jede rechtzeitig an dem betrelTencfen Platz ihre Stellung finde. 
Es dürfte jedoch kaum in einem Stn itt nocli eine Vorlesung mehr 
gefordert werden , als die nachrolgcndcn Studienpliine aufstellen. 
Freilich soll sieh ein Studirender der sieh nicht dem blossen BroH- 
Studium ergeben will , bei den vorgeschriebenen Fächern , deren 
Kenntniss nur das Minimum der Vorbereitung zum Staatsdienst 
enthält, nicht genügen lassen; aber die Voi\schriften über die s. g. 
Zwangscollegia sind wenigstens deshalb zu berücksichtigen, da- 
mit nicht etwa die eine oder andere der vorgeschriebenen Disd- 
plinen bloss durch Selbststudium kennen gelernt werde, wahrend 
darüber doch eine academische Vorlesung als gehört nachgewiesen 
werden mnss. Auf eine Dispensation davon ist niciit zu rechnen» 
weil sonst jene Vorschriften illusorisdi werden würden und dann 
im Fall der Dispensationsverweigerung sieh eine sehr unwillkom- 
mene Nachholung der nicht gehörten Vorlesungen nothwendig 
machen würde. 

Ausserdem» wo ein bestimmtes Fleisszeogniss über die ge- 
hörten Vorlesungen, also ein auf den Fleiss bezügliches Prädicat» 
von den Studirenden vorgelegt werden muss. wie z. B. in Preussen, 
widrigenfalls ein solches durch nochmaligen Besuch der friiher 
wenigstens belegten Vorlesung beizubringen ist , mag der Studi- 
rende zur Erlangung eines guten Pradicates die Voi lesungen auch 
fleissig besuchen und sich selbst die Verlegiiilieit ersparen, die 
ihm im entgegengesetzten Falle aus einem nur auf das Heiegen 
der Vorlesung beziigIieh(Mi Testat des Lehicis (Mitspringen muss. 

Die Aufmerksamkeit der StudirendcMi kann auch nicht zeitig 
genug auf die Prästanda. die dereinst in den Staatsprnlnngen 
gefordert werden, gelenkt werden, (kimit sie sich stets ihrer derein- 
stigen Aufgaben bcwusst bleiben und sich das: die, cur hic? auf 
der Universität, deren äussen's Leben der Zerstreuungen und 
Versuchungen, den Zweck des Studirens zu vergessen, nicht we- 
nige bietet, vergegenwärtigen. 

Da nur in einzelnen Ländern Studienordnungen für die Stu- 
direnden erlassen und ihnen gleich beim Studium zugänglich ge^ 
macht werden'^ünd die Vorschriften über die Exameriprästanda 
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meisl in Regierungs- oder Yerordnangsblättern, die den Stodiren- 

deo wenig zugänglich sind, verborgen liegen, so hat es der Ver- 
fasser fiir zweckmässig erachtet, das Nothwendigste daraus im 

Anhang zu dieser Methodologie für die Studirenden der eiozelnen 
Staaten mitzuthoilen. 



Zweiter Titel. 

Anordnung und Reihenfolge des Stadiums der einzelnen 

Disciplineu (Studicupläne). 

Erstes GapiteL 

VertheiluDg der Disciplinen für das Studium der 

Rechtswissenschaft. 

§. 36. 

Studien des ersten Halbjahres. 

1. Die Kncycl opadie (h'r Rechtswissenschaft mit der 
Methodologie des Rcchtsstiidiunis und, nicht bloss für Den- 
jenigen, der auch dem Studium der Staatswissenschaft obliegen 
will, auch die Encycl opäd ie dieser und der Cameraiwissen- 
Schäften nebst der Methodologie muss die Einleitung zum 
ganzen Studium bilden. Eine derartige Vorlesung pflegt wöchent- 
lich je 3 bis 4 Stunden einzunehmen. Sie muss^ wenn sie ihren 
Zweck erfüllen soll, nolh wendig im ersten Halbjahr gehört werden. 
Die noch hin und wieder vorkommende Tradition, dass sie erst am 
Schluss des acaderoischen Studiums gehört werden solle oder 
könne, ist unrichtig. Um das ganze Material des Studiums an 
dessen Ende noch einmal zu concentriren, genügt eine der Regel 
nach nur für Anfänger berechnete Vorlesung über Encyclopiidie >) 



') Ein gvLteic Grandriss dasu mit reichlicher Literatur und schätzbaren 
Notizen ist von L. Ctoldschmidt, Encydopftdie der Bechtswiaienschaflk, 
Heidelberg 1862. 
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nicht, sondern zu öieeem Zweck studire man eine der neueren 
Bncydopädieen, z. B. die juristisclien von F. Walter, besonders von 
Warnkönig und Ahrens , die staalswissenschaftliche von R. v. Nohl. 

2. Mit der jnristischen Encyclopädie lässt sidi redit got die 

Rechtsphilosophie oder das sonst s. g. Naturrecht in Einer 
Vorlesung von 6* Stunden wöehcutlich , anstatt in je 3 oder 4 
Stunden fiir beide, verbirulen. In IViiheion Zeiten pllegtc man 
gerade mit Her Hecljts|)liiios()|ilii{' sein Studium zu beginnen, allein 
neuerlich wird das Stn<ijum dei-selben mehr für die letzlo Studien- 
zeit empfohlen , weil da erst mehr Sinn dafür einzutreten pflege 
Es wird zugegeben, dass am Ende der Studienzeit die abstracten 
Lehren der Heclitspluiosophie. nachdem das positive Rechlsmaterial 
schon ziemlich voilstiindiL^ keimen gelernt worden ist, mrhr (n 
tcresse erwecken und zum ernsteren Nachdenken als l)eim Beginn 
des Studiums veranlassen mögen. Allein jene Verbindung beider 
Vorlesungen zu Einer empfiehlt sich dadurch , dass die Encyclo- 
pädie und Rechisphilosophie dasselbe ganze Rechlsgebiet zu be- 
arbeiten haben und dass, da die Darstellung der Encyclopädie 
den jetzigen Anforderungen gemäss eine rationelle und era- 
pirische sein soll, in der rationellen Darstellung das rechtsphilo- 
sophiscbe Material in leicht fasslicher Weise mitgetheilt werden 
kann, dass aber dann in der empirischen Darstellung Agleich die 
Gelegenheit zur Unterscheidung des positiven von dem s. g. 
Natur- oder VernunRrecht geboten wird. Auf diese Weise wird 
das juristische Denken gleidi vom Anbeginn des Studiums auf die 
beiden erforderlichen Methoden hingewiesen und namentiich in 
die Bedeutung der Rechtsphilosophie eingeweiht* Der Verf. hat 
schon mehrmals diese Verbindung versudit und sie als sehr gut 
ausfuhrbar und zweckmässig für das Studium erprobt. Am Ende 
des Studiums ist dann noch eins der besseien Bücher über die 
Reclilsphilosophie oder das $. g. Naturrecht zu studiren. Wenn 
sich aber keine (lelegenheit zu dieser Verbindung der Vorlesung 
über Encyclopädie und Rechtsphilosophie bietet, so ist es zweck- 
mässiger, die Vorlesung über letztere in einem späteren Semester 
zu hören. 

3. Die Institutionen des römischen Ucchls bilden die Ein- 
leitung besonders znin Studajm des römischen Privatrechts und 
des römisclien C.ivilf)rocesses imd stehen mit der römischen Rechts- 
geschichtet in naber Verbindung, weshalb auch hie und da zu- 
weilen die s. g. äussere Rechtsgeschichte gleichzeitig mit den In- 
stitutionen in derselben Vorlesung vorgetragen wird. Diese mnss 



Digitized by Google 



110 



Beiondenr TktSk. Tit II. Gap. 1. 



nothwendig id dem ersten Halbjahre gehört werden und nimmt 6 
Stunden wöchentlidi in Anspruch. Ein noch ziemlidi weit verbrei* 
teter Irrthnm ist es, wenn man glaubt, das Studium derselben 

könne das der Encyclopädie ersetzen ; denn während diese eine 
Einleitung in das ganze Stnditim und die Möglichkeit seiner Orga- 
nisation bieten soll, führen die Institutionen nur in das Studium 
des römischen Rechts ein. Sollte sich GclegcMiheii bioten. daneben 
einExegetic um und juristische Hermene ut ik , zurErlangung 
der Kenntniss der Regeln für Auslegung; hesomk j .> des römischen 
Rechts nobst IVhungen darin, zu Koren, wofür 2 bis 3 Stunden 
wöchentlich ausn k lion. so benutze man dieselbe Jedeafails, even- 
tuell im folgenden hcmester. 

4. Die römische K < ' c h t s c s c h i c h t e , welche i n 5 bis 6 
Stunden wöchentlich vorgetragen zu werden püegt, wird am 
zweckniassigsten wegen ihrer Ergänzung der Institutionenlehre 
und als Vorbereitung zum Studium der im zweiten Halbjahr zu 
studirenden Pandecten, im ersten Halbjahr gehört. Die zu ihrem 
Verständniss erforderlichen GrundbegrifTc bieten die Institutionen. 
Eventuell studire man sie im folgenden Halbjahr ; im dritten Halb- 
jähr ist es aber schon zu spät, weil die Rechtsgeschichte die Basis 
der dogmatisch-systematischen Darstellung des heutigen römisohen 
Privatrecht^ oder der Pandecten und des Erbrechts Uldet. 

5. Volkswirthsohaftslehre oder Nationatöoonomie, 
welche in 4 Stunden vorgetragen zu werden pflegt, wird am pas- 
sendsten in diesem, eventuell im folgenden Semester studirt, noth- 
wendig jedoch überhaupt im Beginn des Studiums, weil daraus 
die materidlen Yerkehrsverhältnisse» auf die sk;h das Redit bezieht, 
kennen gelernt werden und diese erst gekannt sein müssen, ehe 
man ihre rechtliche Ordnung verstehen kann. Für Diejenigen, 
welche ein st-aatswissenschafthches Examen bestehen oder sich 
dereinst den Uebertritt in die Verwaltung: des Staats ermöglichen 
wollen, ist ihr Studium unbedini2;t iioUiwcndis:, für den blossen 

, Juristen aber ist sie eine sehr wesontlic.'hc HiiIfsdiM iplin. 

6. Von den zur Erlanijjung einer allgemoinon Ihldung ge- 
hörigen Hiilfsdiscijjlmcn ist Logik und Metaphysik oder 
Psychologie, jfMiachdem eine von den beiden letztgenannten 
mit der Logik verbunden vorgetragen wird, am passendsten in 
diesem, eventuell in einem der beiden folgenden Halbjahre zu- 
hören, indem diese Disciphnen auch zu den vorbereitenden gehö- 
ren. Die Vorlesung darüber pflegt 4 bis 5 Stunden in der Woche 
einzunehmen. 
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Im Durchschnitt kommeiit wenn diese Vorlesungen alle gehört 
werden, auf den Tag 5 bis 6 Stunden, wovon die för die philoso- 
phischen Vorbereitungsdisciplinen , zuweilen auch die för die Na- 

tionaloconomio auf den Nachniitlng zu fallen pflegen. Wem an 
einoni ernstlichen Studium gelegen ist und wer nicht von der 
falschen hiee ausgeht, im Anfang der Studienzeit sich einer grös- 
seren Müsse oder dem Lebensgenuss hingeben zu dürfen, der wird 
die Zahl der (lern ersten Semester zugetheilten Vorlesungen nicht zu 
gro^s finden, um so weniger als der antjehende StudtrtMide \un 
dem Gymnasium her noch au 5 biä G Stunden Untenicht täglich 
gewöhnt Ist. 

37. 

Studien des zweiten Halbjahres. 

1. Das Hauptfach im zweiten Halbjahr ist das heutige rö- 
mische Privatrecht ohne das Erbrecht, auch Pandecten ge- 
nannt, für welches gewöhnlich zwei Stunden taglich» zuweilen auch 
drei Stunden, zumal wenn das Erbrecht damit in Verbindung 
gelesen wird, erforderlich sind. Passender ist es, wenn sich Ge- 
legenheit dazu bietet, das letztere im dritten Halbjahre zu hören, 
nachdem die Lehren der Pandecten, welche viele VoransseUsungen 
für das Verständniss des Erbrechts enthalten, bereits kennen ge- 
lernt worden sind, weshalb auch auf mehreren Universitäten die 
Lehrer des römisdien Rechts das Erbrecht in dem auf die Pan- 
dectenvorlesung folgenden Halbjahr vorzutragen pflegen. Will 
man jedoch auf der einmal bezogenen Universität auch in dem 
darauf folgenden Halbjahr verbleiben oder selbst auch eine andere 
Universität beziehen , so muss man sidi aber sdion vor Beginn 
dieses zweiten Semesters vergewissern, ob man auch im kommen- 
den Gelegenheit hat, das Erbrecht zu hören; bietet sich dazu 
keine sichere Aussicht, so ist es besser, das Erbrecht auch in 
diesem Halbjahr zu hören, als es auf ein späteres als das folgende 
Semester zu verschieben. 

2. Die deutsche Staats- und Reeht s2;esehich te muss 
aus demselben Grund, wie die römische Hechtsgescluchte vor der 
dogmatisch - systematischen Darstellung^ des heutigen römischen 
Rechts, vor dem im folgenden Halbjahr zu hörenden deutschen 
Privatrecht und dem Staatsrecht als Vorbereitung studirt werden, 
eventuell spätestens im folgenden Halbjahr. Die Vorlesung darüber 
pÜegt 4 bis 5 Stunden wöchentlich in Anspruch zu nehmen. 
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3. Die Geschichte des römischen Civiiprocesses, 
welche in 2 bis 3 Standen wöchentfich vorgetragen za werden 
pflegt, ist als Vorbereitung mm Stndinm des in einem der folgen- 

den Halbjahre zu stadirenden hentig;en gemeinen Civilprocesses, 
eventuell im fol£2(enden Halbjahre zu hören. 

^. Geschichte der Philosophie oder ein Theil derselben 
kniiii >chon in diesem, eventuell in einem der folii;cnden Semester, 
in den dazu erforderlichen k bis 5 Stunden wöchentlich, gehört 
werden. 

5 Jedenfalls ist ein Theil der politischen Geschichte 
In einem der fiMiheren Halbjahre zn absolviren , da (>s in den 
spätercfi Semestern art /eil dazu i^ehrechen diirlte. Dazu sind 
4 bis 5 Stunden wöchentlich erfoi'derlicli. 

Im Durchschnitt fallen, mit Abrechnung d<n* Zeit lür die Vor- 
lesung über das Erbrecht, auf den Tag 5 Stuiulen, mit dieser aber 
6 Stunden, wovon 2 Stunden für die Geschichte der Philosophie 
und die politische Geschichte dem Nachmittag angehören. 

§. 38. 

Studien des dritten Halbjahres. 

1. Das heutige römische Erbrecht, als Theil des römi- 
schen Privatrechts ausser den Pandecten, muss, wenn es nicht im 
vorigen Halbjahr studirt worden ist, spätestens in diesem gehört 
werden, und es wurde dies empfohlen^ weil die darin zu verwen- 
denden allgemeinen Lehren der Pandecten und die besonderen 
über Familien- und Verwandtschaftsverhältnisse, über Eigenthum 
und Besitz, dingliche Rechte, Obligationen u. s. w. nothwendig als 
gekannt voraus^« setzt werden müssen, wenn diese Lehren nicht 
immer erst erklai l imd die eihKn litlichon Lehren auch vollständig 
hegrifVen werden sollen In der Regel werden 5 Stunden wöchent- 
lich für dieses Fach erfoidert. 

2 Das wenigstens in 6 Stunden wöchentlicii /u hörende 
deutsche Privatr(>cht bildet eine Parallele zu dem roinis* lini 
Privatrecht und die Vorlesung darüber soll sich zunächst an die 
über letzteres anschliessen, damit die ähnlichem, aber auch heson 
d(^reii deut^chrechtlTchen Institute im systematischen Zusammen- 
hang mit den röraischrechtlic.hen verglichen werden können und 
in diesem Semester das ganze Gebiet des gemeinen Privat- oder 
Civilrecfats absolvirt wird, behuiü^ der im folgenden Halbjahr zu 
beginnenden practischen Uebungen auf diesem Gebiet. Das 
Lehnrecht wurde gewöhnlich zum Gegenstand einer kleineren. 
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besonderen Vorlesung gemacht, hat aber in den meisten deutschen 
Staaten eine nur noch untergeordnete Bedeutung, so dass es jetzt 
der Vorlesung über das deutsche Privatrecht kurz einverieibt za 
werden pflegt. 

3* Nunmehr mass auch mit dem öffentlichen Recht, im Beson- 
deren mit dem Staatsrecht, dem philosophischen, allgemeinen oder 
natürlichen and dem positiven oder deutschen Bundes- und Terri- 
tonalstaatsrecht der Anfang gemacht und darüber eine Voriesnng 
von 6 bis 6 Standen v^clchentlicfa gehört werden. Die darin ent- 
haltenen Lehren von dem Staat und seiner Organisation im All- 
gemeinen und der deutschen Staaten im Besonderen sollen das 
Verständniss anderer Theile des öffentlichen Rechts, wie des Pro- 
zess- und Criminalrechts, voii>ereiten. Eventuell ist diese Vorlesung 
im folgenden Semester zu boren. 

fk Zweckmässig wird auch das Völkerrecht, gewöhnlidi in 

3 Stunden wöchentlich, in diesem Semester gehört und ist, weil 
dadurch das Verständniss der Tagespolitik aus Zeitungen und 
anderen öffentlichen Blättern oder Broschüren veriiiitlelt wird, deren 
Leetüre nunmehr gründlich getrieben werden muss, nicht weiter 
hinauszuschieben. 

5. Die Polizeiwissenschaft, für welche wöchentlich 3 bis 

4 Stunden aufgewendet werden, kann auch in diesem Semester 
gehört werden, eventuell in einem der beiden folgr-riden Semester. 

Im Durchschnitt fallen auf den Tm», mit Einstiiluss der Vorle- 
sung über tJas Erbrecht, 4 Stunden, von denen 1 Sttmde, entweder 
für das Erbrecht oder für die Polizeiwissenschaft, auf den Nach- 
mittag zu rechnen ist. 

§. 39. 

Studien des vierten Halbjahres. 

1, Die Theorie des bürgerlichen oder Civil pro zess es 
muss in diesem Semester ihren Platz linden, nachdem das Studium 
derselben durch die Kenntniss des Piivat- und Staatsrechts vorbe- 
reitet worden ist, auch um zu dem im folgenden Semester zu 
betreibenden Civilprozesspracticum übergehen zu können. Wenn 
die genannten Voraussetzungen schon früher gewonnen wären, 
würde die Theorie des Givilprocesses auch schon im dritten Halb- 
jahr gehört werden können, was mannigfach auch geschidit; allein 
es dürfte im vorigen Semester dazu an Zeit mangeln, da die Vor- 
lesung darüber 6 bis 8 Stunden einzunehmen pflegt. 

H. OrtlQff, Xelkodologi« d. Re^to- «. Slnffwifteniclnlk 8 
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2. Gleichzeitig muss auch das Criminal- oder St ra fr echt 
studirt werden, welches, wie das Civiin'cht dem Civilprozess, dem 
im folgenden Halbjahr zu hörenden Criminal- oder Strafprozess 
vorausgegangen sein muss. Die Vorlesung darüber nimmt wöchent- 
lich 6 Stunden ein. 

3. Wechsel recht und Handelsrecht, welclie gegenwärtig 
zwei hervorra£i;ende iiieiJe des deutschen Privatrechts bilden und 
deshalb Gegenstände besonderer und ausführlicherer Vorlesungen 
zu sein pflegen, werden zweckmässig, sofern sie nicht schon im 
vorigen Halbjahr mit dem deutschen Privatrecht gehört worden 
siud und sich dazu in diesem Semester Gelegenheit bietet, in 
diesem gehört. Jedes derselben pflegt in 2 bis 3 Standen wöchent- 
lich vorgetragen zu werden. 

4. Ein Ci vilrechts practicum, in welchem einzelne vorzüg- 
liche Lehren des römischen Privatrechts (Pandectenpractienm) und 
des deutschen Privatrechts auf mitgetheilte Rechtsfälle von den 
Studirenden angewendet werden sollen , eröffnet nun die Reihe 
der practiscben Uebungen und biidet die Vorbereitung zu den 
weiteren Uebungen. Es pflegt gewöhnlich dreimal wöchentlich 
gehalten zu werden. 

5. Die Finanz Wissenschaft, welche in 9 bis 6 Stunden 
wöchentlich gelehrt wird» kann sidi hier anreihen, eventuell in das 
folgende Semester zu liegen kommen. 

Durchschnittlich fallen auf den Tag in diesem Halbjahre 5 Stun- 
den« von denen die fUr die Finanzwissenscfaafit und das Civürechts- 
practicum erforderlichen auf den Nachmittag zu liegen kommen 
werden. 

* Studien des fünften Halbjahres. 

1. Die Vorlesung über das Kirchen i' echt, welche in .5 bis 6 
Stunden wöchentlich gehalten zu werden pflegt, nimmt hier die 
erste Stelle ein. Wesentlich gefördert wird dessen Studium durch 
ein vorhergehendes Studmin der Kirchenge schichte. 

2. Die zweite Slulle niinint der Crifuinal- oder Strafpro- 
zess, der in 4 Stunden woclicnilich gelehrt zu werden pflegt, ein. 
Eine interessante Ergänzung dazu würde eine Vorlesung über 
Criminalpoiizei oder Gefängnisskunde in je 2 Stunden 
darbieten. 

3. Ein Hulfsfach dazu ist die gerichtliche Arzeneiwis- 
senschaft oder medidna lurensis» die in 4 Stunden wöchentlich 



Digitized by Google 



§. 40. StaflUen ct.- fönften Halbj. §. 41. Studien d. sechsten Halloi). 115 

gelehrt wird. Wird daneben noch gerichtliche Psychologie 
in 2 bis 3 Stunden wöchentlich geboten, so mache man jeden- 
falls davon Gebrauch, da dieser Gegenstand bei der jetzigen Be- 
deutung der Stiafroehlspflege sehr wichtig ist 

4 . Ein C i V i 1 [) r o zps«5praclicum, das gewöhnlich dreimal 
in der Woche gehalten wird, führt zum tieferen Studium und Ver^ 
ständniss der Theorie des Civilprozesses durch ihre Anwendung 
auf gegebene Rechtsfälle. 

5. Das Studium der Politik oder Staatskunst» die in 4 bis 
5 Stunden wöchentlich vorgetragen zu werden pflegt, ist nunmehr 
auch erforderlich zur Vorbereitung für die Theilnahme an den 
in den letzten Semestern zu betreibenden staatswissensdiaftlieiien 
Uebungen. 

Durchsdinittlich kommen auf den Tag 4 Stunden, von denen 
eine auf den Nadimittag für die Politik oder die gerichtliGfae Me- 
didn fallen wird. 

§ 41 

Studien des sechsten Halbjahres. 

1. Das Landes- oder Particuiarrecht darf nicht weiter 
hinausgeschoben werden. Bietst wird nur über das Landes-Pri* 
vatrecht und den Civil prozess, seltener auch über particuläres 
Staats-, Verwaltung?- und Strafrecht und den Strafprozess eine 
academische Vorlesung von je 3 bis 5 Stunden gehalten. 

2. Sollte man das heutige römische Privatrecht wegen 
seiner Schwierigkeit, Ümfanglichkeit und Bedeutung zum zweiten 
Male hören wollen, so würde in diesem Halbjahre die geeignete 
Zeit dazu sein. 

3. Wäre die Rechtsphilosophie oder das s. g. Natur recht 
noch nicht früher, etwa schon im ersten Halbjahre gehört worden, 
so muss dies endlich geschehen in wöchentlich 4 dafür erforder- 
heben Stunden. 

4. Ein criminalislisches Practicum von 2 bis 3 Stun- 
den wöchentlich, in welchenn die Lehren des Strafrechts oder des 
Strafprozesses auf mitgetlieiite Rechtsfälle Anwendung finden sollen, 
also ein Strafrechts oder Strafprozesspracticum, ist, so- 
fern sich Gelegenheit dazu, bietet, zu empfehlen. 

5. Für den auch die Staatswissenschaft mit der Rechtswissen- 
schaft Studirenden ist nun die Zeit zur Betheiligung an den zweimal 
wödientlich zu haltenden Staats wissenschaftlichen Uebungen 

8* 
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durch Gin tritt in ein etwa vorhandeoes staatswissensdiaftlichet» 
Seminar, gekommen. 

Die Durchschnittszahi der laglichen Stunden iässt sich für 
dieses Halbjahr wegen der allzu versobiedenea Möglichkeiten auch 
nicht einmal annähernd bestimmen. 

§• «• 

Studien des siebenten Halbjahres. 

1. Eine Vorlesung über Referir- und Decretirkunst mit 
den sich daran achlieasenden Referir* und Decretirübungen 
wird am passendsten in diesem Halbjahre angenommen, spätestens 
im folgenden. Sie wird in der Regel wöchentlich dreimal gehalten. 

2. Ein Examin atorinm über gemeines Givilrecht oder 
wenigstens über römisches Privatredit in wöchentlich 5 bis 6 
Stunden bietet eine passende Vorbereitung zur juristischen Staats- 
prüfung. 

3. Die Vorlesung über Statistik, wenn sie nicht schon im 
vorigen Halbjahre gehört werden konnte, ist spätestens in diesem 
zu hören, da auch statistische Uebungen in diesem oder dem fol- 
genden Semester angestellt werden müssen. Diese Vorlesung 
nunmt wöchentlich 4 Stunden in Anspruch. 

4. Auch die Staats wissenschaftlichen Uebungen sind 
in diesem Semester zweimal wöchentlich fortzusetzen und zwar 
da, wo ein staatswissenschaftliches Seminar besteht, in dessen 
zweiter Abtheilung. 

Durchschnittlich würden 3 Stunden in diesem Semester auf 
den Tag fallen. 

§.43. 

Studien und Vorbereitung zum Examen im achten 

Halbjahre. 

1. Hat sich irijicnd o\np Vorlesung oder practische Hebung 
aus den vorigen Halbjahren auf ein folgendes verschoben, so kann 
mit Beobachtung der allgemeinen Reihenfolge das eine oder an- 
dere Fach noch in dieses letzte Semester fallen oder irgend ein 
Yersäumtes nachgeholt oder ein anderes wichtiges wiederholt werden. 

2. Bietet sich Gelegenheit zur nochmaligen Theilnahme an 
staatswissens.chaftl ichen Uebungen. etwa in einem Semi- 
nar an einer dritten Abtheilung, so ist dafun noch Theü zu neh- 



Digitized by Google 



§.42. Studien d. eiebenteiiHallcÖ- §>^' Stu4idaa.yorber. imachtenHall^ 117 



men, da derartige Uebungen nicht um£angiich genug betriebtea 
werden können. 

Dieses letzte Halbjahr soll besonders zum Piivatstudium 
verwendet werden und erfordert in der Ihat eine nicht geringe 
Anstrengung, wenn man sofort zur ersten Staatsprüfung gehreiten 
will. Man säume damit nun auch nicht länger, sofern man nur das 
Bewusstsein hat, seine ganze Studienzeit gehörig benutzt zu haben j 
wenn dieses aber fehlt, so eile man nicht leichtfertig und im Ver^ 
trauen auf das Glück mit der Staatsprüfung, denn es ist besser, 
mit Sicherheit in dieselbe zu gehen, als mit dem Bewusstsein man- 
gelhafter Kenntnisse und etwa auf die Gefahr hin , gar zurückge- 
wiesen zu werden und sich zur Wiederholung der Staatsprüfung 
genöthigt zu sehen. Auch der Vortheü der Eriangung einer aus- 
gezeichneten oder guten Gensur ist nicht gering anzuschlagen, da 
meistens darauf Vorzüge bei Anstellungen im Staatsdienst gegrün- 
det werden. Daher begnüge man sich nicht mit einer Vorberei- 
tung, die nur zum nothdürftigen Bestehen der Staatsprüfungen 
als hinreichend ersdieinen mag. Man beherzige überhaupt den 
bekannten Sprach: Jlkp d^amAu» umi ^jttl^xw tfi/Msvat aXkeav. 

Man muss in diesem letzten Halbjahre auch Erkundigungen 
über die Formalitäten der Meldung oder Bitte um Zulassung zur 
ersten Staatsprüfung einziehen und diese selbst an die beti eilende 
Behörde abgehen lassen. Sofern freie schriftliche Arbeiten, wie 
Relationen oder Abhandhingen, zu fertigen sind, wird man gut 
thun, dieselben nocli auf der Universität anzufertigen, um, wenn 
man nicht afiderwärts die erforderlichen literarischen Hülfsmitlel 
zu Gebote stehen hat, sich solche von der Universitätsbibliothek 
oder von Lehrern verschaffen oder wenigstens Materialien daraus 
sammeln zu können. 

Zur übrisfcn Vorbereitung auf das Examen ist es sehr förder- 
lich, in dem letzten oder auch schon in den vorhergehenden Se- 
mestern, sich mit einem oder zwei befähigten und iletssigen Com- 
militonen zur Durcharbeitung der einzelnen Disciplinen zu vereinigen 
und CO n versa torisch oder ejuuninatorisch die wichtigsten Materien 
durchzusprechen. 

Ein Jurist, der mit dem Studium der Rechtswissenschaft auch 
das der Staatswissenschaft verbunden hat, was ja oben dringend 
empfohlen wurde, und auch, soforn ein abgesondertes staatswis^ 
senschafili<^e8 Examen in einem Staate besteht, dioses bestehen 
will» wird gut thun, wenn er zuerst das juristische E&amen absol- 
virt und dann YieUeiohl erst nach einem halben oder ganzen lahr, 
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welches er noch zum Studireu der Staatswissenschaft verwenden 
kann, auch das staatswissenschaftliche hAatm ii. Die rcchtswissen- 
schaftiiche Bildung mnss ihm vorläufig dw wirhtijjero und primäre, 
die staatswissenschafthche erst die securKlar o , ;d)L'r sie wird ihm 
dann auch die um so leichter zu erlangende sein. 



Zweitai OftpiteL 

Vertheiluflg der Disciplinen beim Studium der Staats- 

wisseiwcfaafL 

§. W. 

Modificationen nach den äusseren Zwecken des 
Staats wissenschaftlichen Studiums. 

Bei dem groesen Umfang der zum Studium der Staatmuen- 
Schaft, als einem besonderen, erforderlichen Vor- und Hölfskenntnisse 
und der Schwierigkeit der Thetle der Hauptmsenscfaaft ist es nur 
möglich, während der Universitätszeit die Grundzüge kennen zu 
lernen. Der äussere Zweck, den man später zu verfolgen gedenkt, 
die dereinstige Laulbahn, muss das Mass und die besonders zu 
betreibenden Gegenstände des Studiums bestimmen. 

Wer das Studium der Staats Wissenschaft zu seinem Lebens- 
beruf machen und darin ein möglichst gründliches Wissen zu rein 
theoretischen Zwecken, vielleicht zur Führung eines Lehramtes, 
oder auch zu allgemeinen praclischen Zwecken, erlangen will, 
muss das Allgemeine und die höheren Grund satze in allen 
Hanpt- und Nobenzweigen mehr, als viele Rinzelheiten, zu (Mfasson 
suchen, da sidi diese bei der späteren Fortsetzung des Stndiiims 
und in der Praxis von selbst einfinden und dann um so leichter 
in das durchdrungene System der ganzen Staats Wissenschaft ein- 
reihen lassen. Allseitige Kenntnisse in den Hauptwahrheiten der 
Staatswissenschaft und ihrer Hiüfsfächer wei*den mehr, als Kennt- 
nisse von Einzelheiten, von einem Aspiranten zum practischen und 
höheren Saatsdienst, entweder in der Verwaltung des Innern oder 
in der der äusseren Angelegenheiten und der damit zusammen- 
hänffenden Gebiete, gefordert, da die practische Laufbahn mannig- 
faltige Aemter bietet, unter vraicben der Gandidat sich nicht be- 
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liebig eines wählen und für das er sich nicht ausschüessUch 
speciell vorbereitpu kann 

Wer sich hingegi n fm oinc Gattung von niedereren Staats- 
iimfern der s. g. Adnjiiiistration , z. B. für das Zoll-, Bau-, Rech- 
nungswesen, für die Bergbau-, Forst-, Dumainenangelegenheitcn 
besonders vorbereiten will, wird sich mit der allgemeinsten, fast 
encyclopädischen Kenntniss der Staatswissenschaft begnügen kön- 
nen und vorzugsweise die caroeralistischen Fächer und die 
für jene Aemter besonders vorbereitenden Theile der Staatswis- 
senschaft und ihrer Hülfswissenschaften zu betreiben haben. 

Dagegen zur Erlan^ng und Verwaltung eines Amtes der 
Polizei- and Finanzverwaltung wird schon ein gründliches 
Stadium der StaaCswissenschaft und einiger besonderer Hülfsfacher 
erfordert, besonders der Nationalöconomie, der cameralistischen 
Fächer und deren Hulfslacber, der Anthropologie, der Geographie 
u. s. w. Dagegen kann diese eher entbehren, wer sich für aus- 
wärtige Staatsgeschäfte bestimmt; er muss aber sich um so mehr in 
den geographischen, calturgeschichtlichen, politischen und rechtlichen 
Verhältnissen fremder Staaten unterrichten und ebenso mit den 
des eigenen Staates bekannt sein, fremde Sprachen treiben und 
sich in der Staatspraxis und Diplomatie üben. Wer die Staats- 
wissenschaft neben der Rechtswissenschaft nur als Nebenstudium, 
aber auch zum dereinstigen practischen Gebrauch betreibt, kann 
sich bei dem Studium der allgemeinen Staatslehre, der National- 
öconomie , der Polizei- und Finanzwissenschaft, Politik und Stati- 
stik geniigen lassen; wenn Jemind aber bloss practischer Jurist 
werden und bleiben will, so sollte er mindestens Encyclopädie 
der Staats- und Cameralwissenschaften studiren, weil er dereinst 
das Recht in Verhaltnissen, die dem Ackerbau, dem Gewerbewesen 
und Handel angehören oder mit dem Slaatsorganismus eng zusam- 
menhangen , anwenden soll und deshalb auch wenic^^tens eine 
Anleitung zur genaueren Kenntniss dieser Bereiche erhalten haben 
muss. Ein Jurist aber, der dereinst an der Gesetzgebung und in 
den höheren Collegien mitwirken will, muss im Allgemeinen in 
allen Fächern der Staatswissenschafl bewandert sein, so dass er 
dann sich leicht in die zu behandelnden Specialitäten hineinarbei- 
ten kann. 
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Vorbereitung zum Studium der Staatswisseoschaft. 

Von den Vorkenntnissen, welche zum vollständigen Stu- 
dium der Staatswissenschaft zur Universität mitgebracht werden 
müssen, sind besonders hervorzuheben: 

1. Spraclikenntnisse, namentlich in der lateinischen, tVaiizö- 
sischen und eriiilischen vielleicht auch in der italienischen Sprache. 
Vollkommene Ik-herrscliung der deutschen Sprache, vor allem eine 
Fertigkeit in der schriftlichen Darstelluni^, ist ein Haupterforderniss. 

2. Allgemeine Geo£j;raphie und Geschichte, alte und neue. 

3. Reine Mathematik, vorzugsweise wissenschaftliche Arithme- 
tik, von der in der Praxis dereinst gar nioht selten Gebrauch gß- 
macht werden muss. 

4. Technische Zeichnenkunst zur Verdeutlichung practischer 
Ideen u. s. w. 

Ein auf dieser Basis betriebenes staatswissenschaftliches Studium 
muss, um im Allgemeinon zu einer Anstellung in der Administration 
befähigen zu können» wenigstens folgende Gegenstände begrdfen : 
Die s. g« Cameralwissensdiaften, Naturgesdiichte, angewandte Mft- 
thematiki Naturlehre» practische Philosophie, allgemeine Staatslehre, 
Nationalöconomie» Polizei- und Finanzwissensohaft» Politik, Statistik» 
Landeskunde und Landesgeschichte, allgemeine Rechtskenntniss 
ziun Verständniss der Landesgesetze (Encyclopadie, Privatrecht, 
Staatsrecht, Strafrecht, Kirchenrecht, Völkerredit). 

Indessen sollte kein Studirender der Staatswissenschaft sidi 
bei diesen Minimalforderungen genügen lassen, sondern die in der 
nachfolgenden Studienordnung aufgezahlten Fächer womöglich alle 
betreiben. 

Da auf den meisten Universitäten den Bedürfnissen der staats- 
wissensclmftlichen Studien zur Zeit noch zu wenig Kcchming ge- 
tragen und eine umfassliche Fürsorge für die Möglichkeit eines 
wohl geordneten Studiums der ^^t;i;iis\vissenschaft noch so lange 
ausbleiben wird, als nicht litsondere staatswissenschaftliche und 
canieralistische Facultaten errichtet werden, so muss dem Selbst- 
studium Vieles überlassen bleiben. 

Dem Studium der Staatswissenschaft muss ein vorbereitendes, 
besonders cameralistisches Studium vorausgehen, auf welches zwei 
Studienhalbjahre zu verwenden sind. Nur wenige und grössere 
Universitäten bieten gleichzeitig die zusammen gehörigen Vorie- 
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sangen und vielleicht findet man auf maodieii höheren landwirth- 
fichaftlichen Lehranstalten oder auf Berg- und Forstaeademieen, 
z. B. in Iharand, dieselben vollständiger als auf manchen Univer- 
sitäten, wenn nicht gleichzeitig solche Lehranstalten mit der Uni- 
▼ersität in nächster Verinndung stehen, wie dies in Wien, Berhn, 
Göttingen, Bonn, Jena, Greifswald nnd Glessen der Fall ist Man 
wtii*de seinen in zwei Semester zu theflenden Yorbereitungpourm 
von den eigentHchen Universitätsstudien absondern und anter Um- 
ständen an einer jener Lehranstalten absolviren können. Vom 
dritten Halbjahre an kann das Studium nur auf einer Universität 
betrieben werden. Wenn einzelne GoIUsionen der gewttnsditen 
Vorlesungen eintreten sollten, so gebe man den rein staatswissen« 
schaftlichen den Vorzug, suche aber wo möglich nachfolgende Reihe 
der Studien einzuhalten. 

§.46. 

Studien des ersten Halbjahres. 

In dem ersten Halbjahre sind die EJementargegenstände zu 
betreiben . welche zum Verstandniss der im folgenden zu betrei- 
benden Cainci alwissenschaften nothwendig erforderlich sind. Dahin 
gehören folgentie: 

1. Die Naturgeschichte, welche eine Vorbereitung zum 
Studium der Oeconomio. Forst- und Handelswissenschaft, der Chemie 
u. a. m. bietet und gleichzeitig mit G< g<'nstanden , welche eine 
Grundlage des VolksreielUhums bild^'n, bekannt marht. Je nachdem 
man sich später der einen oder anderen practischen Richtung zu- 
wenden will, muss man die Zoologie, Botanik und Minera- 
logie vorzugsweise betreiben, um dann eine besondere Kenntniss 
der Producte desjenigen Landes, dem man seine Dienste als Ver-- 
waltungsbeamter widmen will, erlangen zu können. 

2. Die angewandte und practische Mathematik» 
weldie die reine Mathematik zur Voraussetzung hat, kommt ein- 
zelnen mit dem Rechnungswesen beschäfUglen Beamten zwar vor- 
zugsweise zu Statten, allein fast in jedem Administrativamte giebt 
es mehr oder weniger Gelegenheit, davon Gebrauch zu machen, 
z. B. bei der Controle über niedere Aemter, zu der nicht immer 
Techniker oder Sachverständige gezogen werden können. 

3. Die Mechanik, besonders die practische, bietet die Vo]>- 
bereitong zum Yerständniss der Technologie. 

4. Die Physik als Lehre von den Natm^rscheinungen, be^ 
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sonders der bewegenden Kräfte, dient ebenfalls zum Verstandniss 
der Technologie und mancher anderer oameralisiischer, selbst 
staatswissenschafllicher Lehren. 

5. Die Chemie ist ebenfalls ein wichtiges HuUsfacli zum 
Verständnis» der Oeconomie und der Technologie, namentlich zur 
fieurtheilung neuer Erfindungen auf dem Gebiete der Gewerbe 
und Künste. 

§. 47. 

Studien des zweiten Halbjahres. 

Das zweite Halbjahr muss vorzugsweise zum Studium der 
8. g. Ca meral wissen Schäften verwendet werden, um darauf 
dann das staatswissenschaf^liche Studium gründen zu können. 
Daran können sich noch einige Hülfsfacfaer anschliessen. 

1. Die Landwirthschaftsiehre oder Oeconomie i. w. S. 
umfasst die Feldwirthschaft, Wiesen- und Gartenbau nebst Vieh- 
zucht, und die Forst- und Bei^baukunde. Indessen werden diese 
letzteren jetzt als besondere Wissenschaften von der Agricultur 
oder Oeconomie i. e. S» getrennt behandelt und die Forstwissen- 
schaft nebst der Jagd- und Fischereikunde, sowie die Bergbau- 
Wissenschaft auch in abgesonderten Vorlesungen vorgetragen. 
Diesti s. g. Wissenschaften l)ieten die nolliwendigstcu Voraus- 
setzungen zimi Verstandniss der Volks- und Staats wirthschaftslehre. 
Nicht minder die beiden folgenden. 

2. Die (iewerbelehre oder Technologie soll die Veredlung 
und Verwandhifi^ der Uohfiroducte durch Gewerbfleiss in eine 
brauchbare Kojin tur die Lebonsbedürtnisse lehren und zerfallt in 
eine allgemeifu». welche eine technische Chemie und Maschinen- 
lehre, auf Hanciwerke und Künste? angewendet, isf ; und eine be- 
sondere, welche die Hauptgewerbf», chemische, mechanische und 
chemisch- mechanische, zu erklaren hat. 

3. Die Handels Wissenschaft soll die Natur, Gegenstande, 
Mittel, Wirkungen und Einflüsse des Handels, als eines vorzüglichen 
lUttels der Beförderung der Production und des Gewerbfleisses 
zur Erzielung des möglichsten Volkswohlstandes, lehren. 

4. Als Hiilfsfach kann hier noch die politische Geographie, 
welche Beschaffenheit, Producte. Bewohner und Verfassung ver- 
schiedener Länder zum Gegenstand hat, und die besondere 
Landeskunde des Staates, dem man angehört oder in dessen 
Dienst man treten will, betrieben werden. 
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5. Als besondere Lt hrr, (he sich an die Landwirthschaftslehre 
anschliesst, wird die Bonitirungskiinst und Taxationskunde, 
deren Kenntniss manchen Verwallungsbearoteo von grossem Nutzen 
ist, betrieben. 

§. 48. 

Studien des dritten Halbjahres. 

Nach den bloss vorbereitenden Studien der beiden ersten 
Semester muss nunmehr zu dem eigentlichen Studium der 
Staaiswissenschaft übergegangen und hier mit den einleitenden 
Fächern begonnen werden. 

1. Die Encyclopädie der Staatswissenschaft soll den 
Anfanger mit den Haupt- und Nebentheilen derselben in ihren 
Grundzügen und nach ihrem inneren Zusammenhang unter sich 
und mit dem Ganzen der Wissenschaft bekannt machen, damit 
er mit einem freien Blick sein ganzes Arbeitsfeld überschaue und 
die darauf zu verwendende Arbeit richtig verlheilen und orga- 
nisiren lerne. Dazu soll die der Encyclopädie angehängte Methodo- 
logie des Studiums dei* Staatswissenschaft die zweck uiäsüigsten 
Wege weisen. 

2. Die Encyclopädie der Rechtswissenschaft verfolgt 
einen gleichen Zweck in Betreff des Rechtsstudiums. Ihr Studium 
wäre das Minimum des Rechtsstudiums, als eines zum staatswissen- 
schalthchen Studium hinzutretenden fTiilfsstudiums. Allein wer 
sich dem höheren Verwaltungsdienst wuimen will, darf sich dabei 
nicht genügen lassen , sondern muss auch die nachfolgend zu 
erwähnenden Rechtslheile studiren, vorzüglich weil dadurch das 
Verständniss, nicht allein des bei allen Vcrwaltungsgeschäften als 
Regulators zu beachtenden RechtsbegrifTes und des Landesrechts, 
sondern auch des nicht selten zu beachtenden ausländischen Rechts, 
aber für alle höheren Staatsbeamten die in alle Zweige des Staats- 
nnd Rechtswesens eingreifende Gesetzgebungskunst bedingt wird. 

3. Die allgemeine oder philosophische Staatslehre, 
welche mit dem allgemeinen oder s* g. natürlidien Staatsrecht 
übereinzustimmen pflegt, soll die Grundbegriffe von dem Wesen, 
Zwecky der Aufgabe und Organisation des Staates Überhaupt dar- 
legen und die Staaiswissenschaft rationell begründen. 

4. Ein Theil der politischen Geschichte kann in diesem 
Halbjahre studirt werden, wo mÖg|idi Geschichte der neueren und 
neuesten Zeit. 



Digitized by Google 



BMonderer Tbeil. Tit U. Cap. 9. 



5. Logik und Metaphysik f WIssenschHiblihic ist ein 
wesentliches Hirlfsfnrh und ist einem narh dem holn ren Staats- 
dienst Strebenden oder einem iküoftigeji iheoreliker (Publicisten) 
geradezu unentbehrlich. 

§ 49. 

Studien des vierten Halbjahres. 

1. Die Volkswirthschaftslehre oder Nationalöconomie 
muss die Kenntniss der materiellen Grundlagen der Staatswissen- 
schafl dai'bieten und ifit sogleich der allgemeinen Staatslehre 
anzureihen, da in ihr die Bedingungen des Staatslebens, dessen 
speciellere Organisation später kennen gelernt werden soll, zu 
finden sind. 

2. Das deutsche Bundes- und Territorialstaatsrecht 
muss nunmehr den Anfang der s. g. juristischen Staatswissen- 
schaflen bilden und ihm muss 

3. das Völkerrecht, das philosophische wie vorzugsweise 
das positive, folj:;en. 

4. Das Studium dos dentsch^'n Privatrechts, \nri wolrhom 
wenigstens die Griindzüge und diejenigen Tlieile, weklut mit der 
Staatswissenschaft in näherer Beziohuna: stehen, auch gründlicher 
studirt werden müssen , vermittelt das Verständniss einzelner 
Landesrechte, welche auch in der Verwaltung beachtet werden 
müssen. 

5. Die Psychologie (Anthropologie) gewährt dem künftigen 
Staatsbeamten die Kenntniss der menschlichen Geisteskräfte, auf 
welche im Staatsleben beständig eingewirkt werden muss, und die 
Grundlage für die staatsmännischen Beobachtungen im Leben und 
für die daran sich knüpfenden Handlungen der Regierungskunst. 

6. Die deutsche Yerfassungsgeschichte ist ein be- 
deutsames Hülfsmittel für das Studium der Yerfassungslehre und 
Verfassungspolitik, und wenn eine Vorlesung darüber gehalten 
wird, so ist von derselben jedenfalls Gebrauch zu machen. 

§ 50. 

Studien des fünften Han)jahres. 

Auf den nunmehr gewonnenen Grundlagen kann alsdann zur 
Staatsverwaltungslehre übergegangen werden. 

1. Die Polizeiwissenschaft nimmt davon die erste Stelle ein. 
%, Die Finanzwissenschaft, oder auch dann und wann die 
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Staats wirthschaftslehre genannt, ist an der zweiten Steile zu 
fitudiren. 

3. Daneben kann eine Vorlesung über Verwaltn ngsrecht, 
welches jedoch nur auf Particulargesetzen beruht, gehört werden, 
sofern nur eine Vorlesung daiüber gehalten wird, was nur auf 
den Universitäten grosserer Staaten der Fall ist. 

4. Das Landwirt hschafts recht enthält einzelne ausführiichere 
Partieen des gemeinen Civilrechts, besonders des deutschen Privat- 
redits, welche sich auf die Landwirthschaft , auf Forst-, Jagd-, 
Fischerei- und Bergwesen n. s. w. beziehen, und schliesst sich 
hauptsächlich an die cameralistischen Studien an. Wer das deutsche 
Privatrecht nicht studirt haben sollte, mnss wenigstens das Land- 
wirthschaftsrecht studiren. 

5. Die Sittenlehre, im Besonderen die practis che Moral, 
soll die PfUchtgebote des Gewissens für den Verkehr der Menschen 
bestimmen und erklären. Die Verfassung und Vei*waltung des 
Staates ist nicht bloss nach den Forderungen des Rechts geordnet 
(Staatsrecht) und zu ordnen (Verfassungs- und Verwaltiiiiiijspolitik), 
sondern auch nach den der Sittlichkeit (Staatss i tte nJehre, 
Staats m oral), ebenso das Verhältniss der Staaten und Völker 
unter einander (Völkermoral). 

§ 51. 

Studien des sechsten Halbjahres. s 

1. In diesem Semester erst wird die Politik oder Staats- 
kunst, als Lehre von den Mitteln zur möglichsten und wirklichen 
Erreichung der Staalszwecke, zu hören sein. Von Manchen wird 
die Polizei- und Finanzwissenschaft, ja sogar die Volkswirthschafts- 
lehre, mit unter die Politik gebracht. Es wurde bereits in §§. 17 
und 21 darauf hingewiesen, dass die Politik im Grunde sich in 
eine Methode der vrissenschaftlichen Behandlung, die sich an die 
rationelle und empirische anschliessen muss als eine construirende, 
auflöst und als solche zu jedem Theil der St n a t s Wissenschaft hin- 
zutreten muss. Unter Zugrundelegung und auf Voraussetzung der 
wirklich befolgten Grandsätze der Bewegung des oi^nisirten Staats- 
lebens und der thatsächlich bisher gebrauchten Mittel zur mög- 
lichsten Erreichung der Staatszwecke, welche die VolkswirthschafW- 
lehre, die Staatsverfassungs- und Verwaltungslehre, Polizei- und 
Finanzwtssenschaft, die Lehre des Staats- und Völkerrechts und des 
Redits überhaupt darzustellen hat, soll die politiBch-oonstnnrende 
Methode die Ideen fär real-mögliche Verbesserung dea BeBtehenden 
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darstellen und die Bedingungen und Mittel zur moglidjsten und 
wirklichen Erreichung der Staatszwecke d. i. zur Reform auf- 
weisen. Wollte man das Material, welches aus der Auwenduna 
dieser Methode auf alle jene Haupt- und Nebenzweige der Staats- 
wissenschaft hervorgehl, zusammenstellen, so würde man eine 
allgemeine Politik, wie eine Art Encyclopädie, nur in jeoer 
cousiruirenden und productiven Richtung, bekommen. Allein zweck- 
mässiger wäre es, jene Methode in unmiUelbare Verbindung mit 
den einzelnen Lehren des Bestehenden zu bringen, oder wenigstens 
neben denselben parallel laufend die Resultate jener Methode 
als besondere Lehre darzustellen. Insofern würde neben der 
Volkswirthschaftslehre eine Volkswii^thschaftspolitik, neben der 
Staatsverfassangslehre eine Verfassungspolitik, neben der Polizei- 
wissenschaft eine Polizeipolitik, neben der Finanzwissenschaft eine 
Finanzpolitik, neben dem Recht eine Rechts- und Gesetzgebungs- 
politik u. 8. w. entstehen. In der That finden sich auf einzelnen 
Universitäten annähernde Anfange für die Absonderung der s. g. 
Politik, z. B« Volkswirthschaftspolitik (Hannsen, Hildebrand) und 
Finanzpolitik (Hasner, Kosegarten, Schreiner), jedoch mehr mit 
Rücksicht auf die Gegensätze von Theorie und Praxis. 

2. Geschichte des europäischen Staatensystems ist, 
wenn sich Gelegenheit dazu bietet, jedenfalls mit zu hören. 

3. Die Keniituiss tles Strafrechts und der Landesstraf- 
• gesetze fördert die Erkenntniss der Culturstufe und des Charak- 
ters eines Volkes, gleichzeitig aber am 1) das Verständniss des 
Zusammenhanges der letzeren mit den zur i^i haltung der Staats- 
sicherheit und zur Beförderung der Staatszwecke dienenden Ein- 
richtungen. Die Strafi'echtspflege und das Gefnnijniss- 
woseii stehen mit der Verwaltufig de^ Innern i;liMclir,iIl.s in enger 
Beziehung, dabor- kann auch das Studium des Strafprozesses 
und der G e f a n g u i s s k u n d e noch hinzutreten. 

4. Es kann auch hier noch ein Nebenzweig eingeschoben 
werden, entweder ein mehr practischer, wie Civil bau- oder 
Feldmesskunst, oder ein theoretischer, wie Finanz- oder 
Rergrecht des betreffenden Staates. 

5. Nunmehr muss mit den practischen Uebungen, sofern 
sich dazu Gelegenheit bietet, der Anfang gemacht werden ; z. B. in 
Jena mit der ersten Abtheilung des staatswissenscfaaftlicben Se- 
minars. Hier können Aufgaben aus der allgemeinen Staatsl^'e, 
aus dem Staats- und Völkerrecht gegeben werden und damit sind 
Ldiren untergeordneter Art zu verbinden, wie Urkundenlehre oder 
Diplomatik, Genealogie, Heraldik u. s. w. 
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§ 52- 

Siudiea des siebenten üalbjahres. 

1. Statistik oder Lehre voa den geselUdiafUichen und staat- 
lichen Zuständen oder Thatsachen, auch Zustandswissenschafl, wird 
zwed^mässiger Weise erst jetzt slndirt, nachdem die anderen Be- 
reiche kennen gelernt sind. Die s. g. politische Arithmetik» welche 
die Kunst lehrt, nach Erfahrungssätzen Thatsachen zu herechnon 
und wahrsdieinlich zu machen, z. B. Berechnungen der Geburts- 
und Sterbefälle, der Witlwencassen, Leibrenten u. s. w. ist nur 
ein Theil der Statistik. 

2. La n d es p Fi V a trech t soll womöglich, weil es fast täglich 
in der Praxis berüchsichtigf werden muss, auch von dem künftigen 
Verwaltungsbeamten gekannt sein. 

3. Auch das Kirchenrecht muss stndirt werden von Denen, 
welche nach einem Amte der höheren Verwaltung streben, da die 
KirchenveriasMini^ und das Verhältniss der Kirche zum Staat häufig 
in Frage kommt. Namentlich gewinnt man durch die Kenntniss 
desselben besonders mit Hülfe der Kirchengesch ich te erst 
einen kkireii Einblick in das Wesen und den (leist der Hierarchie, 
die in der .Staatenentwicklung stets von grossem Einfluss gewesen 
ist und zum Theil noch ist. 

4. Die practischen Uebungen mUssen fortgesetzt wer- 
den, etwa in der zweiten Abtheilung eines staatswissenschaftlichen 
Seminares, worin Arbeiten über nationalöconomische Grundlehi'en, 
Ablösungen, Separationen, Gewerbefreiheit, Geld- und Bankwesen, 
Creditanstalten , aus der Polizeiwissenschaft, z. B. über Armen- 
wesen, ans der Finanz Wissenschaft, z. B. über Staatsschuldenwesen, 
Stenern u. s. w. gefertigt werden können. 

§. 53. 

Studien und Vorbereitung zum Examen im achten 

Halbjahre. 

1. Das Landesstaatsrecht muss, sofern es nur Gegen- 
stand von Vorlesungen an einer Universität ist, auf jeden Fall 
gehört werden, um so mehr, wenn es an schriftstellerischen Bear- 
beitungen desselben fehlen sollte. Es kann bei der Vorleeai^ 
tiba* deutsches Bundes- und Territorialstaatsreciit zu Gmnde ge- 
legt und damit das Staatsrecht anderer Staaten vergltcfaen werden, 
allein dies geschieht nur zu selten. 
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2. Handels- und Gewerberecht kann neben dem Land- 
wirihschaftsrecht gleichfalls noch einem besonderen Studium unter- 
worfen werden, da im praciischen Leben f!a\<>ri am meisten Ge- 
brauch gemacht wird. Es bildet die Parallele zu den camera- 
listischen Studien. 

3. Sollte sich Gelegenheit zum Anhciren < iner specicl leren 
Vorlesung, z. B. über Staatscredit, Armeiiwesen, Gcrängnisswissen- 
schaft. Criminalpolizei u. s. w. bieten, so kann dieselbe in diesem 
Semester noch benutzt werden. 

4. Practische Uebungen, etwa die dritte Abtheilungeines 
staatswissenschaftlichen Seminares, bilden den Schkiss des Studiams. 
Es können hier ausser politischen und statistischen Aufgaben auch 
Uebungen aus der s. g. Staatspraxis des Inneren vorgenommen 
werden, z. B. Bearbeitinigen von Entwürfen zu Berichten, Aus- 
und Cabinetsschreiben, Proclamationen, Patenten, Gesetzen u. dgl. 
oder aus der Staatspraxis des Aeusseren, z. B. Bearbeitungen 
politisdier Deductionen, von Promemorias, Depeschen, Noten, Ver- 
trägen, Bündnissen, Ultimaten, Friedensschlüssen, geheimen Instruc- 
tionen, VoUrnachten, Protestationen, Manifesten oder sonst in die 
Diplomatie einschlagenden Schriften. 

Erfahrungsmässig lernen die Studirenden in derartigen prao- 
tischen Uebungen (eines staatswissenschaftlichen Seminares) im Ver- 
hältniss mehr als in den Vorlesungen oder bei dem Selbststu- 
dium über die Theorie. Letzteres muss freilich zu den practischen 
Uebungen, welche hauptsächlich dazu anregen sollen, hinzutreten 
und mit dem gr()ssten Ernst betrieben werden. Wenn dabei con- 
versatorische und Dispulationsübungen getrieben werden, so ist 
dies besonders zur Vorbereitung für die Staatsprüfung sehr för- 
derlich. Mit Ablauf dos letzten Semesters muss auch an diese 
gegangen werden, falls nicht noch einige Zeit zum Nachholen des 
etwa Versäumten und zur VurbereiLung gebraucht wird. Man eile 
aber auch nicht zu frühzeitisj zum Examen, ohne etwa tüchtig 
vorbereitet zu sein, denn eine Ueberschatzung des erlangten Wis- 
sens oder ein leichtsinniges Wa^en hat schon manchen Verdruss 
erzeugt; man strebe danach, nicht bloss schlecht und recht, son- 
dern mit Auszeichnung das Examen zu bestehen ; eine gute Censur 
hat häufig Einfluss auf den Vorrang bei Anstellungen im Staats- 
dienst und begründet schon beim Beginn der Staatsbeamtenlauf-« 
bahn einen derselben vorausgehenden guten Ruf, den besten 
Empfehlungsbrief für rasches Vorschreiten auf dem betretenen 
Weg. Reisen, die ftir den künftigen Staatsmann besonders för- 
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dertich sind, unternehme man erst nach Bestehnng der Staatsprü- 
fung, damit von dem gesammelten Wissen, welches in dem letzten 
Stadienhalbjahre sich aof ein äusseres Maximum zusammendrängt, 
inzwischen durch Aufnehmen vieler und verschiedenartiger Ein- 
drücke nicht Manches verloren gehe. 

Die Einriditung besonderer und ausgedehnterer staatswis- 
senschaftlicher Prüfungen fangt an, sich in Deutschland 
mehr und mehr zu verbreiten, und sie ist in der Tbat das Nothwen- 
digsle, wenn die staatswissenschaftlichen Studien besser als bisher 
betrieben werden sollen, eine staatsmännische Schule herangezogen 
werden, und wenn Deutschland die Vorbilder bedeutender und 
grosser vStaatsmänner künltii^ Dicht mehr ausserhalb seiner Granzeu 
suchen soll. Die Voraussetzung ist jedoch, dass mit der Bestehung 
einer solchen Staatsprüfung den Candidaten aber auch eine be- 
sondere Laufbahn im Staatsdienst eröffnet werde , die von der 
juristischen gelrennt ist, so dass auch ein rcibersjanc; in diese nicht 
leicht möglich ist für den, der nur die Staatswissenschaft zum 
Hauptstudiuni tijetnacht hat. Wo Justiz und Verwaltung wenigstens 
in den unteren Aemtern noch nicht getreimt sind werden immer 
mehr Juristen als Verwaltnngsbeamte gebraucht werden müssen; 
allein im (»igentlichen VerwaJtungs(henst. der von der Justiz ge- 
trennt ist, sind die Candidaten der Staatswissenschaft besser zu 
brauchen als die Rechtscandidaten, wenn sie nicht ^eichzeitig auph 
die Staatswissenschaft studiri haben. 

Zum Schluss mag noch auf einige Literatur zur Er^^Uizung 
des hier Bemerkten aufmerksam gemacht werden: 

R. V Mohl, über die wissenschaftliche Bildung der Beamten 
in den Ministerien des Innern, in der Tübinger Zeitsdirift für die 
gesammte Staatswissenschafit, Bd. IL S. 129—184. 

Rau, Gedanken über die wissenschaftliche Vorbereitung zum 
Administrativfache. In dessen Archiv dir politische Oeoonomie 
und Polizeiwissenschaft, Bd. IL S. 77 — 9L 

S c h m i d I i n , über die Vorbereitu ng zum Staatsdienste im Verwal- 
tungsfache, besonders im Departement der Finanzen. Stuttgart, 1834. 

K. H. Hagen, von der Staatslehre und von der Voriiereitung 
zum Dienst in der Staatsverwaltung. Königsberg 1839. S. 342—477. 

G. Fischer, Über die Erriditung staatswissenschaftlicher Se- 
roinarien auf den deutschen Universitäten nebst einem Bericht 
über das staatswisseuschaftliche Seminar zu Jena. Jena 1857. 
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Beilagen. 



Beilage 1. 

Juristischer Studiei)piaii« 

Die mit * hezeiclmoten Disciplincn sind xnr Erlangung' einer bloss 
einseiti fjon juristisohen Bildung nicht unbedingt nothwendig zu hören, 
jedoch zur Erlangung einer mehrseitigen und gründlichen. 

Die mit bezeiclineteii Disoiplmea und behufs der Beetehnn^ anch 
einer staatswisBenschaftlichen Prüfung und sum. dereinstigen 
tritt in rlen Ver\valtunß"SfHonst unentbehrlich. 

Die in Klammern eingeochloHsene Bezeichnung : ev., nebst einer römischen 
ZaU, bedeutet, dass die betreffende Disoiplin, wenn sie nicht in dem Semester, 
wo sie untergebracht ist, gehört wird, eyentuell und spätestens in dem 
durch die römische Zahl hezei('hneten zu hören ist. 

Die allein in Klammem stehende römische Zahl deutet an, dass eine 
Disoiplin vieh in dem damit bezeichneten Semester gehört werden kann. 

I. Semester. 

1. Encyclopftdie der Rechtswissenschaft (mit Rechtsphflosophie vgl. §. 36) 
nebst Methodologie des Rechtsstudiums. 

2. Institutionen des römi^ hnn Rechts. — £xegeticnm> 

3. Römische Rechtsgeschichte (ev. II.). 

*4. Encyclopädie der Staatswissenschaft nebst Methodologie des staats- 
Wissens ch af tlich en S tudiu m s . 
**r). YnlkswirthschaftRlehre oiler Nationalöconomie (ev. IT.). 
6. Logik mit Metaphysik oder mit Psychologie (ev. II. IIL). 

n. Semester, 

1. Römisches Privatrecht (Pandecten). 

2. Deutsche Staats- und Rechtsgeschichte (ev. III.). 

3. Geschichte des römischen Civilprocesses (ev. m.). 
*4. Geschichte der Philosophie (ev. III. IV.). 

*ö. Ein Theil der politischen Geschichte (ev. III— IV.). 

III. Semester. 

1. Erbrecht (IL vergl. §§. 37. 38). 

2. Deutsches Privatrecht (mit Einschluss des Lehnrechts). 

S. Staatsrecht, philosophisches wie positives oder deutsches Bundes« und 
Territorialstaatsreoht (ev. IT.). 

4. Völkerrecht. 

5. Polizeiwissenschaft (ev. IV. V.). 

rv. Semester. 

1. Civilproccss. 

2. Criminal- oder Strafrecht. 

8. Handelsrecht— Wechselrecht (III ). 
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4. Civilrpchtspracticum. 

FinaiuwisseuBchaft (ev. Y.). 

V. Semester. 

1, Kirchenrecht (ev. YI.). 

3. Crimimüi'' oder Strfti^rocess — Crimiiialpolisei — Gefängnisskimde* 

3. Gerichtlicbe Medicin. 

4. Civilprocpsspractienm. 

♦♦5. Politik ober Staatskunst (ev. YI.). 

YI. Semester. 

1. Landes-, Privat-, Staats-, Yerwaltungs-, Prozess-, CrianiDalreoht (ev. YII 
YUL). 

*3. Bömiscbes PriTatrecht iterttm. 
3. Rechtsphilosophie oder s. g, Natnrrecht (I.). 

*4. Criminalistisches Practicum. 
** 5. StaatswissenschaftUche Uebuugen — erste Abtbeilung eines Seminars. 

YII. Semesttrr. 

1. Keferir- und Decretirkunst oder Tlelatorium (rv ^'TTT ). 

*2. Kepetitoriuni oder Examinatorium über gememea Civürecht, 

3. Statistik (YI.). 

4. StaatevriBsenschaflliche UebnngeiL — £weite AbtheÜung eines Seminare. 

viii. Semester. 

\ } Eine früher vfrsäumte oder bis hierher verschobene Disi ipün. 

2. ) * 

Staatswissensohaftliche Uebungen — dritte Abtheiluug eines Sesunars. 



Beilage II. 

Staatewisseaschattlicher Sludienplan» 

I. Semester. 

1. Naturgeschichte (Zoologie, Botanik, Mineralogie). 

2. Anrre wandte Mathematik* 

3. Mechanik. 

4. Physik. 

5. Chemie. 

II. Semester. 

1. Landwirthsohaftslehre oder Oeoonomie — Forst- und fiergbauwissen* 

Schaft. 

2. Gewerbekunde oder Technologie. 

3. llandolswissenachaft. 

4. Politische Gfoo^raphie — besondere Landeskunde. 

5. Bonitirungskunst und Taxationskunde. 

m. Semester. 

1. Encyclopädie der Staatswissenschaft und Methodologie des staats- 

wi8senschaftlichen Studiums. 
S. Encyclopädie der Reohtswissenschalt nehst Methodologie. 

3. Allgemeine oder philosophische Staatslehre. 

4. Ein Theil der politischen Geschichte. 

5. Logik und Metaphysik. 

9* 
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IV. Snmester. 

1. Volks wirth Schaftslehre oder Nationalöconomie. 

2. Deutsches Bandes- und TerritorialstastBrecht. 

3. Völkerreoht. 

4. Deutsches Privatrocht. 

ö. Psychologie oder Anthropologie. 
6. Dentsche Verfssanngsgescliichte. 

V. Semester. 

1. Poliniwissenschaft. 

2. Finanzwis'^prischaft. 

3. Verwaltungsrecht. • 

4. Landwirthschaftsrecht* 

5. Sittenlehre (StMtts* und Yölkermbml). 

TL Semester. 

1. FoUtik oder Staatsknnst. 

2. Geschichte des europäischen Staatensystems. 

3. Strafrocht orlor Criininalrecht — Strafrechtspflege — Gefangnisskunde. 

4. Civilbaukunst — Feldmesskunst — Finanzrecht — Bergrecht. 

5. Practisohe Uebungen — erste Abtheilong eines staatswissenschaft- 
lichen Samnars. 

VII. Semester. 

1. Statistik. 

2. Landespnvatrecht. 

3. ffirchenrechl 

4. Practische Uebungen — zweite Abtkeflung eines staatsvissensehaft- 
liehen Seminars. 

Vin. Semester. 

1. Landesstaatsrecht. 

2. Handelsrecht — Gewerberecht. 

3. Staatscredit — Armenwesen — oder eine früher versäumte Disciplin. 

4. Practisdie (u ))ungen — dritte Abtheilong eines staatswissenschaft- 
Uchen Seminars. 



Beilage Iii. 

Statuten des staatswissenschaftiiehen Seminars auf der 

Universität zu Jena» 

1. 

Das von den Durchlauchtigsten Erhaltern der Universität Jena daselbst 
im Jahre 1849 gegründete staatswissenschaftliche Seminar bildet ein mit der 
Universität verbundenes, den übrigen Anstalten beigeordnetes Institnl Es 
steht unter der Oberaufsicht der Grosshersoglich und HenogUch Siehsischen 
höchsten Behörden der Universität. 

§.2. 

Die Leitung des Seminars wird zwei academischen Lehreni ubertragen. 
Sollte später eine Vermehrung des Directoriums zweckmässig erscheinen, so 
kann auf den Vorschlag der zeitigen Directoren mit Genehmigung der 
höehsten Umversitätsbehörde ncoh ein dritter acadanischer Lehrer aoge- 
sogen werden. 
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§. 3. 

Der theoretische Unterricht in den Staatswissenachaften bleibt der freien 
CoBcttrrenz der an der ümyerrität Jena angestellten Lehrer fiberlaeten. Daa 

Seminar hat sich Tomigeweise mit solchen Fragen aus der Nationalöconomie, 
der Staatsverfassimg's- und Staatsverwaltuiigslehre, dem Staats- und "^'rlknr 
recht 0 zu beschäftigen, die von practischer Wichtigkeit sind, und bei deren 
Lösung die Theorie in umfassende Anwendung kommt. Die Resultate der 
Geschichte und der Statistik smd dabei stets so^gf&ltig in Betracht zu ziehen. 

§. 4. 

Die Uebungen der Mitglieder des Seminars bestehen theOs in •ofazifb- 
lichen Arbeiten, theils in mündlichen Vortrilgen und Besprechungen. Auf 
die AasbUdong der freien Rede ist besonderes Gewicht au legen. 

§. 6. 

Die Uebungen finden in regelmässigen wöchentlichen Stunden Statt, die 
im Lectionscatalog für jedes Semester angezeigt werden. Jeder Director 
ist verpflichtet, wöchentlich zwei Stunden zu geben. 

§. 6. 

Die Leitung der Uebungen bleibt der freien Uebereinkunft der Direc? 
toren flberlassen. Diese w^en ihre Privat* und öffentUoJten Yorlesnnga 
über die Staatswissenschaften so einrichten, dass die Stadirenden dun^ 
dieselben auf die Theilnahme an dem Seminar gründlich vorbereitet werden» 

§.7. 

Da das Seminar Icpine^wegs allein den Zweck hat, nur die künftigen 
Staatsbeamten auf ihren Beruf vorzubereiten, sondern vielmehr eine allge- 
meine politische Bildung nach Eirfiften an fördern bestimmt ist, so ist die 
Theilnahme an demselben den Stadirenden aller Facultäten gestattet. 

§.8, 

Der Unterricht im Seminar ist nnentgeltlich. Zum Unterhalt desselben 
w^rflcn jährlif li Sro T)ilr. ausgesetzt. Diese Summe i^t in Qnartaleraten 
vou dem academischen Kentamte an die Directoren auszuzahlen. Die Rech- 
nungsführung wechselt jährlich unter diesen, wofern nicht eine andere 
Freiwillige üebereinkniifb getreten wird. 

§. ». 

Von der gedachten Summe werden jahiUcli 110 Thlr. theils zu den 
nöthigen Ausgaben (Auditorien-Mietho, lleizun^tf, Beleuchtung" u. s. w.), theils 
zur Herstellunipr einer Bibliothek für die Zwecke des Seminars verwendet. 
Ueber die AnschafTung geeigneter Werke entsclieiden die Directoren gemein- 
schaftlich. Die SeminarbibUothek bildet einen abgesonderten Bestandtheil 
der Universitätsbibliothek. Es wird über dieselbe ein eigener Catalog ge- 
führt, und bei Benutzung derselben haben die Directoren und Mitglieder 
des Seminars einen unbedingten Vorzug. 

§. 10. 

Mit den übrigen 140 Thlm. sind sechs ordentliche Stipendienstellen zu 
dotiren. Die beiden ersten Stipendien sollen halbjährlich je 16 Thlr., die 
vier andern je 10 Thlr. betragen. Sie werden an die fleissigsten und fähigsten 
Mitglieder des Seminars von den beiden Directoren gemeinschaftlich ver- 
geben. 

§. 11. 

Die Ifitglieder des Seminars a^rlallen in ordentUohe nnd ausserordent- 
liche, je nachdem sie Stipendien erhalten oder nicht. 
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Wer in d»f Seraizwr treten ^vill» hat doh bei den Directoren persönHcb 

zu melden und durch Zeugniaae nachzuweisen) dass er acadeniische Vorträge 
über die wichtigsten Zweicrf' f^cr Staatswissenschaft, rniiulc-stcns über Staats- 
recht, Politik und 2sationalocuuoiuie gehört hat. äollte der Aufzunehmende 
die f enannten Wittenschaften bloss zum Gegenstände semer Privatstudien 
gemacht haben, so werden die Directoreii durch eine mündliche Prüfung 
sich überzeugen, ob sein« Kenntnisse aar Theünahme an den Arbeiten des 
Seminars genügen. 

§. 13. 

Sftmmtliehe Bfitglieder haben an allen üebnngen des Seminars Theil 

eu nehmen und die auf sie fallenden Arbeitt n ininctlich zu fertigen. Wenn 
ein Mit|?]ied im Lauf eines Vierteljahros keiner Arbeit pich unterzieht, odpr 
4 Wochen lang, ohne durch Krankheit verhindert zu sein, die Stunden ver- 
säumt, können es die Directoren als ausgetreten betrachten. 

§. 14. 

Zu Anfang jedes Semesters bestimmt jeder Director nach vorausgegan» 
gener Besprechung mit seinem Cöllegen den Zweig der Staatswissmschaften, 

auf welchen sich du' \nv. ihm /u leitcTiden Hebungen franz be^oTiders be- 
ziehen sollen. Kr entwirft eine Reihenfolp-o paf»sender Tlicniata für die 
schriftlichen Arbeiten und die Besprechungen, und überläset den Mitglie- 
dern die freie Wahl unter denselben; im Fall unter diesen keine gütliche 
Vereinigrung zu Stande kommt, erfolgt die Vertheilung der Arbeiten durch 
dm Director. Die Wald » inen Themas nach eigenem Belieben ist nur mit 
Einwilligung des betreticnden Directors gestattet. 

§ 15. 

lieber die Wirksamkeit dos Instituts wird am «Schlüsse jedes Halbjahres 
ein gemeinsehaftUcher Bericht der Directoren an die höchste UniyersitfttB» 
behörde erstattet. 

16. 

Wenn in Angelegenheiten des Seminars, welche der gemeinschaftlichen 
Entscheidung der Directoren überlassen bleiben, eine V'exeinigung unter 
denselben nicht möglich ist, haben sie Ihre abweichenden Ansichten der 
höchsten üniTersit&tsbehörde anr Entacheidmig Toraulegen. 
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Anhang. 

Deutsche Sludien- und Examenordnungen. 



L Xaiserthum Oesterreich. 



Beslimmungen über die zum Eintritt fn den öster reichisoheii 
SUiatsdieDst erforderlichen Studien und Leistungen. 



Erlass des Ministeriums Ihr CuKus und Unterricht vom 

2. Ocfober 1855, 

wirksam für den ganzen Umfang der Monarchie, 

womit die Bestimmungen der Allerhöchsten Entschliessiin^ vom 
25. September Ib55 über die Regelung der rechts- und staats- 
wissenschaftlichen Studien an den österreichischen Universitäten 
und Rechtsakademien kundgemacht, und einige aus denselben 
zunöchst sich ergebende VollziehungsvQrsdiriften 
getroffen werden 

Seine k. k. Aposiolische Majestät baben mit An«r1i5oh8t«rEnt8elili«88uiig, 
ddo. I«chl den Sio. jSeptember 1855, Naefastehendes anzuordnen geruht: 

Für die rechts- und staatHwisBcnschaftlichen Studien an den öster- 
reichischen UniTersitäten haben folgende Bestimmungen zu gelten: 

1. Dieselben können niobt in kdnerer Zeit, als in acbt Semestern sorflok- 
gelegt werden, und sie beginnen mit dem Wintersemester. 

Das StnrüpTijahr hat niit Anfang October zu beginnen und bi'^ Knde 
Juli zu dauern. Die Unterbrcclinng zwischen beiden Semestern ist ßo ein- 
zurichten, das» jedes Semesü-r mindestens 44 Monate dauere, und dass 
die Unterbreclrang, sosammengerecbnet mit den Ferial tagen, welche die 
Faschingstage, oder die heiligen Tage der Charwoehe und des Osterfestes 
aof jeden Fall in Anspruch nehmen, nicht mehr als 4 Wochen betrage. 

2. Folgende Gegenstände sind uotliwendig, und zwar in der bezeichneten 
Reihenfolge vonatiikgen: 

Erstes Jakr 

deutsche Reichs- und Rechtsgeschichte durch das ganze Jahr, 

römisches Recht, sammt der Geschichte desselben, ebenfalls durch das 

ganze Jahr. 



I) Reichs- Gesell «llslt fttr das Ksiierthsm Oeslsmich, Jsliiganf 185S, Sliicli XXZTI. 
Mr. na. S. S8S— S99. ^ 
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fwetlM Jahr 

im "Wintersemester: Gemeini^'' rlpntpchfp Pnvatrecht, 
im Sommers em ester: RechtephiloBophie, und abgesondert davon gleich- 
seitig Encyklopftdie der Rechtsmssemdiaften; 
nebatbei im Winter- oder Sommeraemeiter, oder durch beide Semeater, 
ksnoniachea Recht. 

durch das ganze Jahr: OesterreichischeB bürgerliches Recht, 
daneben im Wintersemeatpr: Oesterreichisches Strafrecht, 
im Sommersemester: Strafproce^ts, und in beiden Semestern: Politische 
Wiwenichaften. ^^^^^^^ ^^^^ 

durch das ganze Jahr: Oesterreichischer Civilproceas, nebst dem Ver- 
fahren ausser Streitsachen; 
daneben im WintersemeBter: Oesterreichisohes Andels* und Wechsel- 
recht und politische Wissenschaften; 
im Sommersemester: Oesterreichische Statistik. 

Die drei Gollegien über politische Wissenschaften haben an umfassen, 
bisher unter dieser Bezeichnung begriffen war, nämlich: 
National -Oekonomie, Finanzwissenschaft und die Lehre über jene ad- 
ministrativen Aufgaben, welche weder der Justiz- noch der Finauz-Yer- 
waltnng angehören, und zwar mit möglichster Hinweisung auf die öster- 
reichischen Verhältnisse, Einrichtungen und Gesetze. 

3. Nel>Ht den bezeichneten Füchem sind an den recht;- und staats- 
wissenschaftlichen Facultäten noch über andere Parthien der Rechts- und 
Staatswissenschaften Vorträge in angemessenen Zeiträumen zu halten, ins- 
besondere Qber folgende: 

a) Völkerrecht und deutsches Bundesreoht; 

b) Bergrecht; 

c) österreichische Verwaltungs- und Fiuanz-Gesetzkunde; 

d) Practica und Belatoria aus dem österreichischen Givilr nndStrafreohte; 

e) österreichisches Lehein Ii t und Particulanechte einielner östeneiohi- 

8cher Länder oder deren Geschischte} 

f) Statistik der europäischen Staaten; 

g) gerichtliche Medicin; 

h) Staatsrechnungswissenschaft. 

Die Docenten dnr beiden letzt^^^cnanntrn Hofrenfif ?ndr liaben zwar, in 
Boferne es Ilüeksichten auf den UntcrnchL und die Uisciplm erfordern, den 
Sitzungen des rechts- und staatswissenschaftlichen Professoren-CoUegiums 
mit Sitz und Stimme betsuwohnen, sind aber im Uebrigen, auch wenn sie 
als Professoren angestellt sind, unbeschadet ihres Ranges und Titels, nicht 
Mitglieder des CoUegiums, wenn sie nicht Doctoreu der Hechte sind 

4. Die Stadirenden sind in der Regel verpflichtet, die oben unter 2, 
beaeichneten Vorträge in der vorgeschriebenen Beih^olge eu hören. Unter 
den gkidbieitigen 0(»lli^;ien über Rechtsphilosophie und Encyklopädie der 
Rechtswissenschaften im zweiten Semester dc<? zweiten Jahres steht ihnen 
die Wahl frei. Zu dem Besuche der Vorträge über gemeines deutsches 

.Priv«treeht sind sie swaar Tor der Hand noch nieht n -veriialten, jedoch 
sind ihnen diese Vorträge als Vorbereitung Hur das Studium des öster- 
reichisch rn Rechtes dringend zu empfehlen. 

Nebstdem sind die Studirenden verpflichtet, an der philosophischen 
Facultät zu hören: 

a) binnen der drei ersten Semester wenigstens Ein Coll^um über Philo- 
sophie, und zwar über praktische Philosophie; 

b) im drittcTi Semester österreichische Geschichte; 

c) binnen der acht Semester noch Ein geschichtliches CoUegiuiu. 
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Ueberhaupt aber kaben die Studuenden sich uicht aui die ihnen aus- 
drficUich TorgesehriebeBen CoUegiaa sn betcbrinken, tondeni nodi andere 
nach ihrer eigenen Wahl an was immer für einer Universität -Falcutät zu 
besuchen, und zwar in solcher Anzahl, dass sie im Ganzen während ihrer 
Studietixeit Collegien mindestens in solcher Stundenzahl frequentirt haben 
miusen, als Bich ergibt, wenn in jedem Semester, mit Ansnafame des vierten 
und achten, wöchentlich SO, in dimen beiden Semestern wöchentlich 13 Stun- 
den frequcntirt werden. 

ö. Die Studii-enden haben insgesammt zu Ende üder nach Ablauf des 
vierten Semesters eine Prüfung zu bestehen ans folgenden Gegenständen: 
Römisches Recht, canonisches Becht, deutsche Beiehs- nnd Rechtsgfesohichte 
in Verbindung mit österreichischer Geschichte. 

Wer diese Prnfiip<? nicht vor Beginn des fünften Semesters oder im 
Verlauie desselben mit Eifolg abgelegt hat, dem sind die weitereu Semester, 
in welchen er vor Ablegung^ der Prdlnng noch insoribirt sdn mag, nicht 
in das gesetzliche Quadriennium einzurechnen. 

6. Wer sich dem Staatsdienste auf Grundlage seiner rechts- und staats- 
wissenschaftlichen Studien vridmen will, ohne das Doctorat zu erwerben, 
hat nebst dieser ersten noch «ne zweite und dritte Prüfung, und zwar an« 
folgenden Fächern zu bestehen: 

Die ?\veiff> aus österreichischem bürg^erlichem Reclite, nebst Handels- 
und Wechseirecht, Civilprocess und Verfahren ausser Streitsachen, dann aus 
dam österreichischen Strafrechte und Processe. 

Die dritte ans österreichiBcher Statislak, Nationalökonomie nnd Finanz- 
wissenschaft. 

Die zweite Prüfung kann schon in den letzten sechs Wochen des achten 
Semesters bestanden werden, die dritte erat nach vollständig zurückgelegtem 
Qnadrienninm. 

Aus der österreichischen Statistik sind solclie Details, welche auswendig 
zu wissen nicht vom bleibenden Werthe ist, und die daher nur für die 
Prüfung memorirt werden müssten, nicht zu fordern ^ hingegen sind auch 
die für die Rechts- nnd Staatsgeschichte wichtigrsten Thatsachen ans der 
österreicMschen Geschichte, dann allgemeine Kenntniss des österreichischen 
Verfassung«- und V^rwalf uTic-OrtrriTii'-'mufl, bei joder dieser beiden Prüfungen, 
in soweit sich hierzu ein Aniass bietet, zu fordern. 

7. Jfinglinge, welche beabsichtigen, sich dem Staatsdienste zu widmen, 
ohne gleichwohl die regelmässigen Universitätsstndien gemacht zu haben, 
können nur ausnnlim^ weise zu den Staatsprüfungen zugelassen werden, und 
zwar niemals eher als zwei, beziehungsweise vier Jahre nach bestandener 
Maturitätsprüfung und nur dann, weim sie <loch wenigstens einige ISach- 
weisungen zu liefinm vermogm, welche zur Annahme eines ^olgrmchen 
und unter zweckmässiger Anleitung unternommenen Studiums berechtigen. 
Der Candidat hat demnach darznthnn, welche literarischen Hilfsmittel er 
zu benützen in der Lage war und wirklich benützt hat, und dass er wemg- 
ztens drei S«nestar an einer Universität mit vorzüglichem XSfer Yorlesungen 
über Hauptfacher der juridischen Studien in zweckmässiger Reihenfolge 
öffentlich f;tndirt, oder dass er über die Hauptfächer, zu welchen mindestens 
römisches Recht, deutsches Recht, canoniBches Recht, österreichisches 
Civil- und Stoafrecht und Nationalökonomie zu zählen sind, bei einem ordent- 
lichen Professor des Faches je ein Privatissimum, welche die ordentliehen 
Professoren zu geben jedoch keineswegs verpflichtet, sondern nnr berech- 
tiget sind, gehört bat. 

Solchen Candidaten hat das iVimistenum für Cultus und Unterricht die 
Commissioneo, ror vrelchea sie sowohl sofariftUclie als die öfientlichen mdnd* 
liehen Pröfuagen ans den bez&glichen Fächern absulegen haben, von Fall an 
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Fall eig«iiB zu beseichneii) und diete Conmiistioneii sind imt dm g«eiffii«ton 

Instructionen zu veniehen. Für diese Prüfung ist eine Taxe im dzidnoHea 
Betra/ye derjenijren , welche für diV «rewöhnliehoii Staatsprüfting-en vorge- 
schrieben ist, zu erlegen und unter die Prüfungscommissäre zu vertheilen. 

8. Wer daa Doctorat der Kecbts- und Staatswissenschaften erlangen 
v, il] , hat nach nirückgelegtem Quadriennium drei strenge Prüfungen zu 
bettehen, welche nachstehende Gegenstände au nmjßMsen haben: 

Erstes Ri^orosnin 

romisohes Recht, deutsches Recht, Lehenrecht, canonisches Recht, 

Iweifea Ulf arasam 

Völkerrecht, politische Oekonomie, Rechtspliilosophio — nämlich die be- 
deiitond^ten rechtsphilosophischen Systeme und deren historische Ent- 
wicklung. 

Drittes Rlferosan 

österreichiselicfi Civil- und Strafrecht und Proccss. 

An dor Pesther Universität hui ülierdiess flas nnprariselu', an die Univer- 
sitäten in Krakau und Lemberg das polnische Privatrecht Gegenstand der 
Rigorosen zu verbleiben. 

Bei den Rigorosen werden in Zukunft in der Regel nur die ordent- 
liehen Profcf froren, und zwar jeder nur aus seinem Nominalfache, und aus 
jedem Fache nur einer oder höchstens zwei nach dem Senium zu prüfen 
haben. 

An den in Ungarn, Siebenbürgen und Kroatien bestehenden Hechts- 

a k a d e m i e n ist in einem dreijährigen Curse der nachfolgende Studienplan 
in der Wesenheit einzuhalten: 

Erstes Jahr. 
Wintersemester: 
Geschichte des römischen Rechtes und Institutionen, österreichisches 
Strafrecht, dsterreiohMche Geschichte. 

Sommersemester: 
Khrchenrecht, Straf^roeess, österreichische Clesdhichte. 

Zweites Jahr. 
Wintersemester: 
Oesterreichisches drilrecht» Politische OeJconomie. 

Sommer Semester: 

Oesterreichisches CSvilrecht, ungarisches, siebenbüvgiselies Recht, östw- 
reichisohe Statistik, Bergrecht. 

Orittes Jahr. 

Wintersemester: 
Givilprocess, österreichische Verwaltungs-Gesetzkunde. 

S o mm er Semester: 

Verfahren ausser Streitsachen, Handels- und Wechselrecht, Finanz- 
gesetzkunde. 

Es iet an 4en Recbtsakaderaien täglich mit Ausnahme des Sonntags 

und Donnerstags durch vier Stunden vorzutragen. 

Die Schüler haben sich Prüf'iin*ron nns den einzelnen Fächern, und nach 
Vollendung der Studien, der Staatsprüfung aus dem österreichischen Civil- 
und Strafrechte und Processe zu unterziehen. 

Jenen Prüfungen können sich an der Recktsakademie in Hermannstadt 
Angehdrige des G^ossfuratenthumes Siebenburgem , an der Rechtsakademie 
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in Agram Augehörige des Königreiches Kroatien und Slavouieii und der 
Hilitärgrinse und an d^n uBj^arischen Ee^tsakademieii Angrehörige dos 

Königreiches Ungarn und der Wojwodschaft Serbien und des Temeser 
Banates «uch feinerhin wie bisher (d. i. aurh auf Grundlage specieller 
Bewiüiguug zum PrivatstudiumJ unterziehen, um solort zur Staatspiräfung' 
aus dem österreichischen Civil* und Strafrechte und Proeesse KUgelassen 
zu werden. 

Dirj* liig-cn, welche die Studien an diesen Akademien absolviren, er- 
langen dadurch keinen Anspruch, sich um das Doctorat zu bewerben. Nur 
ausnahmsweise können sie zu den strengen Prüfungen an einer Universität 
zugelassen werden, wenn sie sich ausweisen, noch vier Semestw an einer 
rechts- und staatswissonscliaftliclien Faeultät unter besondwrer Leitung des 
Decanes gründliche juridische Stiulien ^icinaeht üu haben. 

Mein Minister für Cultus und Unterricht ist ermächtiget und beauftragt, 
das Erforderliche zu verfügen, damit an den Universitäten in Wien, Prag, 
Krakau, Lemberg, Pesth, Gratz und Lmsbruek und an den Reichsakademien 
der Unterricht sobahl als möfilicb den vorstehenden Beptimrauiig'eri f>-emäss 
einfferichtet werde, und zu dem Ende die für diese Anstalten und über die 
theoretischen Staatsprüfungen bestehenden Vorschriften zu modificiren, und 
die nöthigen üebergangsbestimmungeii zu arlasfea. 

Hinsichtlich der Yorsohriften fiber die Erwerbung des Doctorgrades 
sind Mir die jT^eeijrrieten näheren Anträge auf Grundlage deir oben aus- 
gesprochenen Bestimm unofcn zu erstatten. 

Was die Universitäten in Padua und Pavia anbelangt, so werden die 
rechts- und staatswissenschaftlichen Studien an denselben im Wesentlichen 
übereinstimmend mit den Einrichtungen an den übrigen Universitäten des 

"Ri'icbes 1,'iiiziincliten sein, jednrh mit Berürksichtiq-unc- der Eigenthümlich- 
keiten der dortigen Verhältnisse, und es sind Mir in dieser Beziehung gleich- 
falls die geeigneten Anträge zu erstatten. 

Diese Allerhöchste Elntschliessung wird mit nachstehenden Bemerkungen 

hiermit kundgemaclit: 

Die D« cane (Profe*;?oren-T)ecnTie) d(>r i-oclits- und staatswis.senschaftliv hen 
i''aeult;"iten in Wien, l'rag, Pesth, Krakau, T.eTnl)erg', Gratz und Innsbruck, 
die Lehrkuiper und ilire einzelnen Mitglieder sind sofort verpflichtet, dafür 
Sorge zu tragen, das« die Vorträge dem Allerhöchst yorgezeichnetoi Studien- 
plane gemäss eingerichtet werden, und dazu mitwirken, dass die Einhaltung 
desselben von den Stiidirenden nach Möglichkeit befolgt werde. Die Be- 
stimmung über die Doccnten der Staatsreohnungswissenschaft und gericht- 
lichen Medicin tritt sogleich in Wirksamkeit. 

Die Stndirenden an den rechts^ und staatswissensohaftlichen Facultäten 

der genannten Universitäten sind verpflichtet, die in dem Studienplane vor- 
geschriebenen Gegenstände in der be/oiVluieten Reihenfolge zu hören, und 
dem Besuche der Vorlesungen mindenteiui die vorgezeichnete Stundenzahl 
zu widmen. 

£s steht ihnen jedoch auch fernerhin fi-ei, wenn ein Gegenstand von 
mehreren Docenfen (ordentlichen oder ausfernrdentUchen Professoren od^'v 
Privatdocenten) vorgetragen wird, unter denselben zu wählen, und neben 
den vorgezeichneten Collegien noch andere an der rechts- und staatswissen- 
schaftliehen oder einer anderen Faeultät zu besuchen, und auch die Stunden- 
zahl der an iiiub ren Facniltäten besuchten CollegieB ist in das gesetzliche 
Minimum der .Stundenzahl einzurechnen. 

Abweichungen von dem vorgezeichueten 8tudiex^lane sind jedoch nur 
mit hesoadenr Bewilligung des Decanes des rechts- und staatswissenschaft^ 
liehen Professoren-Collegiums zulassig. 
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Uebrigens wird auch die Wahl der nicht obligaten Colinen unter 
die Aoffncht d«r Decane und der betreffend«! Docenten hu nofen» geteilt, 
dats den Studirenden die Inscription in Vortrage, zu deren YerBtöiidiiiia 
ihnen offenbar die nötliiß-en Vorstudion mangeln, nicht zu pr^'^^ntten ist. 

Mit Rücksicht auf dit> » i-Iiöhte Stundenzahl des obligaten CoUegien* 
betuehes wd hiermit fleissi^ren und armen Studirenden von tadellosem 
akademischem Benehmen die Ki langung der Befreiung vom halben CoUe- 
giengelde mit tboilwri^cr Aufhebung der betreffenden Bcfitniimmigcn der 
§§. 15, 17 und 26 des Gesetzes vom 12. Juli 1850, Z. 310, dadurch erleich- 
tert, dasB 

1. soweit es sich nur eben uro die Befreiung vom halben Gollegien- 

gelde handelt, e« von der im §. 15 enthaltenen Bedingung einer aus- 
gezeichneten wissenschaftlif hen Venveiirliing sein Abkommen erhält, und 
es zu diesem Behufe fortan genügt, wenn die Bittsteller in ihrer vorher- 
gegangenen Universitätsaeit sich fleissig Terwendet und ein tadellosea ak*- 
demisches Benehmen an den Tag gelegt haben; 

2. (lass auch die neu immatriculirten Studirenden sclion für dap erste 
bemester ihrer üniversitätszeit von dem halben Collegiengelde befreit wer- 
den können, wenn sie anch kein ausgeaeichnetes Matnritatszeugniss, 
wohl aber genügende Beweise ihrer Dürftigkeit beibringen; 

3. dass sowohl bei Prüfung' rlcr formellen Ilinlänglichkeit der Dürftig- 
keitsausweise, als auch bei Ausleerung!- de« Beffriifes Dürftigkeit, mit billiger 
Berücksichtigung der Verhältnisse vorzugehen ist. 

Die von den rechts- und ataatswissenschaftlichen Profeseoren-CoUegien 
den immatriculirten Rechtshörem ertheilten Befreiungen von dem halben 
oder ganzen CoUegriengelde, haben von nun an, ebenso wiß die den Studi- 
renden der Theologie aus dem Gesetze zustehenden Befreiungen, auch für 
die von ihnen an anderen Facultäten besuchten Ck>llegien ToUe Gfltigkeit, 
nnd werden hiermit für sie die entgegenstehenden Bestimmungen des ersten 
Absatzes dr^ 21 des Gesetxes vom 12. Juli lÖöO, Z. 310, ansser Wirk- 
samkeit gesetzt. 

Die an österreichischen Umversitäten studirenden Ansiander unterliegen 

weder einem Collegien- noch einem Prüfungs/wange, sondern nur den aka- 
demischen DisciplinarordnnnpPn. Nur in dem Falle, wenn Viei ihrer Imma- 
triculirung' eine ausdrückliche Erklärung vorlag, das« sie die österreichische 
Universitüt zu dem Ende besuchen , um sich für einen öffentlichen Dienst 
in Oesterreich an befähigen oder den rechts- nnd staata-wissenschaftlichcn 
Doctorgrad einer österreichischen Universität zu erwerben, werden sie in 
jeder Beziehung nach den für Inländer geltenden Vorschriften zu behan- 
deln sein. 

Die bisher geltenden Vorschriften, doroh welche dsterreiebischen Untere 

tiianen der Besuch auswärtiger Universitäten gestattet wird, bleiben auf- 
recht Studirende jedoch, welche hei d^m Besuche ausländischer Universi- 
täten die Bestimmungen der vorstehenden Allerhöchsten Entschliessung 
nicht voDttindig beobachtet haben, können su den theoretischen Staats- 
Prüfungen nur auf Grundlage der Allerhöchsten Anordnung bezngUch 
Derjenigen, welche nicht dir rr^'t-lmässigen Universitatpstudi'Ti znrück- 
r>:elegt haben und unter den darin ausgesprochenen Bedingungen zugelassen 
werden. 

üeber die Eumehtnng der strengen Pirttfongen zur Erlangung des 
rechts- und staatswissenschaftlichen Doctorgrades bleiben vorläufig die be- 
stehenden Vorschriften in Kraft. Ebenso bleiben die hinsichtlich der 
rechts- und staatswissenschaftlichen Studien an den Universitäten Padua 
nnd Pavia bestehenden YoracliriftaL Torlinfig unTCrindert in Wirksamkeit. 
An den k. k. Rechtsakademien w^en die erforderKohen Einleitungen ge- 
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troffen, damit der für dieselben in d^r AllprhÖchsten Entschliessung- vor- 
gezeichnete Studienplan in seinen wesentlichen Bestimmungen von dem 
beginnenden Studienjahre 1855-56 angefangen in Wirksamkeit trete. 

Was die Prüfimgen an denselben anbelangt, so werden nur ans dem 

Strafrechte sammt Strafprocess, der österreichischen Geschichte, dem öster- 
reichischen Civilrechte, dem Civilprocesse sammt dem Verfahren ausser 
Streit Bachen, Annuai-, aus den übrigen Gegenständen Semestral-Prüfangen 
abzuhalten sein. 

Debergaiigsbesüminiuigen, 

Zur n&beren Ihirchfabrung der vorstehenden Anordnungen und um den 

üebergang von den dermaligen Studieneinrichtimgen zu den, durch die 
Allerhöchste £nt8chliessung vorgeaeichnet«! su yormitteln, wird übrigens 
noch Nachstehendes angeordnet: 

I. In Ansehang der akademischen Studienzeit: 

a) Ifit der snb 1 enthaltenen Allerhöchsten Bestimmong wird die, in dem 

Gesetze vom 30. Juli 1850, Z. 327, ausgesprochene Freigebung des 
achfen Semesters aufgehoben. Biese Allerhöchste Anordnung hat so- 
fort auf alle zur Nachweisung eines akademischen Quadrieuniums ver- 
pflichteten Bechtshörer Anwendung, sie mögen erst in die rechts« und 
staatswiflsenschaftlichen Studien eintr^en, oder schon einen oder meh- 
rere Semester inscribirt gewesen sein, mit alleiin><'r Ausnahme "Oer- 
jenigen , welche bei Kundmachung dieser Verordnung bereits sieben 
Semester gütig zurückgelegt haben* 

b) Die in dem 6eset£e vom 30. Juli 1850, Z. 327 und in den Gesetzen 
vom 4. October 1850, Z. 380 u. 381 (auf Grundlage der Alleshöehsten 
Ent<5rhlif"ismi?*' vom 16. August 1851 mit dorn hierortigon Erlasse vom 
26. November 1852, Z. 589-C.Ü.M. auch ausgedehnt auf die k.k. Kechts- 
akademie zu Herrmannstadt), enthaltene Begünstigung för die Rechts- 
atudirenden Ungarns, Siebenbürgens, Eroatiens und Slawoniens und der 
5?erbischen Wojwodschaft sammt dem Teme<=!er Banate, sich für dieje- 
nigen Zweige des öffentlichen Dienstes, deren Erstrebung nicht an die 
Bedingung des erworbenen juridischen Boctorgrades gebunden ist, in 
einem akademischen Trienninm vorbereiten sa könn^, gilt vom Stu- 
dienjahre 18ÖÖ-Ö6 au nur 

a) für diejenigen, welche in Gemäs^heif der vorliegenden Allerhöchsten 
Entschliessung ihr Triennium an einer nach derselben oiganisirten 
Rechtsakademie als öffentliche oder Privat-Studirendc vorschrifts- 
mi&ssig Tollstieeken. 

ß) von Denjenigen, welche mit dem Studieiyahre 1855-56 an der 
Pe»thor Univer5!ifät in das dritte Jahr ihres akademischen Trien- 

niums «äntreten werden. 

c) Studirende, welche in dem eben abgelaufenen Studienjahre 1854-55 den 
ersten, zweiten, oder in Agram oder in Hennannstadt den dritten Jahr- 
gang an einer Rechtsakademic bereits zurückgelegt haben, und den 
rechts- und staatswissenschaftUchen Doctorgrad zu erlangen beabsich- 
tigen, werden — wenn sie ihre Studien noch in dem Studiei\jahre 
1855-56 an einer österreicliischen Universität fortsetzen — nicht ver- 
pflichtet sein, an derselben längere Zeit den Studien zu widmen, als 
ihnen erforderlich ist, um im Ganzen eine vierjährige Studienzeit naoh- 
zuwpispn, sondern werden auf Grundlage dieser Naohweisung auch zu 
den Üigorosen zuzulassen sein. 
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If. In Ansehung des Gollegienbesudies 
A. An den UniTereit&ten. 

d) Die sab 4 der Allerliöelisten Entschliesanng enthaltene Bestimmung^ 
über die Einhaltung der vorgeschrieluMien Kcihenfolge der oben unter 2 

aufo-07r»li1ten oblig-aten Collegien, tritt ahogleicli für Diejenigon in rolle 
Wirksamkeit, welche mit dem ätudiei\jahre 18Ö5-56 den ersten Jahres- 
cure 3irer akademiechen Studien beginnen. — Nur an jenen Uniirmi- 
täten , an welchen in dem nächstbeginnenden Wintersemester über 
deutsche Reichs- und Reclitsgeschiclite noch keine Vorlesungen gehal- 
ten werden, haben diese Studirenden statt derselben ein Collegium über 
Ethik, und eines über Geschichte zu hören. 

Sie werden aber sohin die Yerpfficbtung haben^ sobald Vorlesungen 
Aber deuts( he hs- und RechtsgescUchte angekündiget werden, die> 
selben nachträglich zu hören. 

Auch jene Studirende, welche gegenwärtig in den zweiten Jahrgang 
ihrer akademischen Laufbahn einrücken , und es ungeachtet der mit 
dem hierortigen Erlasse yom 13 s ptf mlur 1H54, Z. 1033-C.U.M., ge- 
gebenen Andoutnngen und nnjyeachtet der ihnen hiezu gf>]intf»nen Gele- 
genheit verabsäumt haben sollten, im abgelaufenen Studienjahre die 
Vorlesungen über Rechisgeschichte und umfassende Oollegien liber 
römisches Recht zu hören, werden hiemit verjjfliohtet, in dem Studien- 
jahre 1855-50 das Versäumte nach Möglichkeit nachzuholen und nebst- 
bei die für das zweite Jahr vorgeschriebenen, und von ihnen nicht etwa 
im verflossenen Jahre schon gehörten CoUegien zu besuchen. 

Denjenigen endlich, welche im abgelaufenen Studienjahre, als ihrem 
ersten, römisidies Recht, llechtsgeschichte und auch das canonische 
Recht schon gehört haben sollten, wird empfohlen, ne})st den ihnen 
füi' ihr zweites Jahr noch erübrigenden Obligatcollegien über das 
eine oder andere der obenerwähnten Lehrftcher noch weitere Vorträge 
zu hören. 

Bezüglich solcher Stndirender, welche mit dem Studienjahre 1855-56 
den dritteji oder vierten Jahresours ihrer akademischen Laufbahn be- 
. ginnen, kann zwar von einer Tollstftndigen Anwendung des neuen Stu- 
dienplaues keine Hede sein, sie werden aber mit Rücksicht auf die in 
der Allerhöchsten Eutsthliessunjr sub 4. im letzten Absätze enthaltenen 
Bestimmungen verpflichtet, die fernere Wahl ihrer CoUegien dem vor- 
gezeichneten Studienplane unter Nachholung der von ihnen noch nicht 
gehörten Obligatcollegien möglichst zu accomodiren. 

e) Die Allerhöchste Bestimmung bezü^rlich der Anzahl der wöchentlichen 
Stunden, welche die Studirondeu in jediiu Scuu'-sler dem Colle^ricu- 
besuche zu widmen haben, ist sogleich von dem Studienjahre 1855-50 
an für alle inländischen ordentlichen Hörer an den rechts- und staats- 
wissenschaftlichen Facultäten wirksam, und ist dadurch der §. 49 der 
Studienordnungen vom 1, October 1850, Z- 370, und vom 8, October 
IböO, Z. 430, aufgehoben. 

Wenn der Decan bei der am Schlüsse des Semesters Torsunehmenden 
Vidirung der Meldungsbächer wahrnin n 1 , dass der GoUegienbesuch 
eines Studirenden unter dem gesetzlichen Auf«masf?e von wöchentlichen 
zwanzig Stunden geblieben ist, so ist die Vidirung nur dann ohne An- 
stand vorzunehmen, wenn der Studirende in dem vorhergegangenen 
Semester durch eine entsiirechend grössere Stundenzahl die Vorlesungen 
besucht hat. 

Sonst ist die Vidirung mit ausdrücklicher Bezeichnung dieses Um- 
stände» in dem Meldungsbuche in suspenso zu lassen, und erst nach- 
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träglich zu ertheilen, wenn dor Studii'eiide das Felilende dor Stunden- 
zahl durch einen entsprechend g-esteigerten Coilegienbesuch in dem 
nächsten oder zweitnacliston S('me.st(»r ausgeglichen haben wird. 

B. An den Rechtsakaderaien. 

f) Die mit dem Studienjalue 1855-56 in den erf?ten Jahrgang einer dieaer 
Rechtsakademien eintretenden Kechtshörer haben ihre Studien sogleich 
naoli dem Torgesdehneteii Studienplane za beginnen und regelmässig 
an denselben fortsusetzen. 

Derjenigen aber, welche in den zweiten oder dritten Jahrgang ein- 
treten, sind von den Directoren dieser Lehranstalt individuell dieje- 
nigen Lehrfacher vorzuschreiben, welche sie in diesem und beziehungs- 
weise im nächsten Jahre zu hören haben, um ihre Studien, in soweit 
es noch möglich ist, dem Allerhö(dist vorg'esclirieljener» Plane gemäss 
einzurichten, und sie werden aus diesen ihnen von dem Director vor- 
geschriebenen Lehrfächern sich den Prüfungen zu unterziehen haben. 

Sollte sich hinsichtlich d&c Stunden, zu welch«ti über diese Fächer 
vorgetragen wird, eine Collision in der Art ergeben, diass der eiue oder 
andere dieser Studirendeu nicht in der Lage ist, in den Jahren 
1B55-ÖG und 1856-57 alle vürgezeichneten Lehrgegenstände zu hören, 
so wird gestattet, dass er sicli den Prüfungen aus diesen Fächern auch 
auf Grundlage blossen Selbststudiums, jedoch in der Regel au den ge- 
wöhnlichen Prüfungstagen, unterziehe, nm sohin nach vollstrecktem 
Triennium, und mit Vorweisung von Prüfungsxeugnisscn aus sämmt- 
lichen Lehrfächern des neuen Studienplanes der ihm obliegenden Staats- 
prüfung sich unterziehen zu können. — Nur werden Jene, welche mit 
dem Studienjahre 1855-56 ihr Triennium vollenden werden, von der 
Prüfung aus der österreieliisclicn Geschichte liierniit allgemein dispen- 
sirt, nachdem sie bisher keine Gelegenheit haben, Vortrage darüber an 
den Bechtsakademien zu hören. 

Die oberwähnten Studirenden sind verijflichtet , den ihnen von den 
Directoren zu gebenden Weisungen über die Art der von ihnen fort- 
zusetzenden Studien auf das genaueste zu entsprechen, selbst wenn «iic 
genöthigt wären, zu dem &de dem Besuehe von Obligatcollegien 
wöchentlich um 1 und 2 Stunden vher das gesetiliohe Ausmass von 
20 Stunden zu widmen 

g) Denjenigen Studirendeu der Rechtsakademien, weiche es vorziehen soll- 
ten, ihr Triennium im Studienjahre 1Ö55-56 nach zurückgelegtem Bien- 
nalcurse statt an einer k. k. Beohtsakademie an der Pesther Universität 
zu vollenden, ist dies noch zu gestatten, doch w^erden sie 8ohin sich 
den für Universitätshörer vorgeschriebenen mehreren Abtheilungen der 
theoretiHcheu Staatsprüfung zu unterziehen haben. 

Für die weitere Zukunft aber gilt die Regel, dass ein an den Beolits- 
akademien begonnenes Studium an denselben auch fortgesetst werden 
müsse, docli sieht nach Vorschrift smässiger Zurücklegung des er?ten 
oder zweiten Jahrganges einer Rechtsakademie dem Uebertritte an eine 
andere Rechtsakademie nichts im Wege. 

h) Die §§. 28 und 29 des Erlasses vom 4. October 1850, Z. 380, und die 
§§. 24 und 25 des Erlasses vom 4. Ootober 1850, Z. 381, sind sofort 
als aufgehoben anzusehen. 

i) Vom Studienjahre 1855-56 an ist das Piivatbtudium auch an der k. k. 
Rechtsakademie zu Hermannstadt unter den in dem hierortigen Erlasse 
vom 4. Octolier 1850, Z. 381, für die k. k. Rechtsakademie zu Agram 
enthaltenen Bedingungen für Angehörige . des Grossfurstenthumes Sie- 
benbiirgen gestattet. 
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III. In Ansehung der theoretischen Staatsprüfungen, 
k) Nicht nur diejenigen Studireiulen , welche mit dem Studienjahre 
lb65-56 in den ersten, Boudern auch Diejenigen, welche mit demsel- 
ben in den zweiten Jahrgang ihres akademischen Studiums eintreten, 
unterliegen schon den in der obigen AUwhöchsten Entschliessung ge- 
troffen on Bestimmungen über die Ton ihnen abzulegenden theoretischen 
Staat8x)rüfungen. 

Sie werden daher schon verpflichtet sein, unter der sub 5 dieser 
Allerhöehsten EntschliesBung bestinnnten Sanetion zu Ende ihres vier- 
ten oder längstens während ihres fünften Semesters die dort erwähnte 
rechtshistorische Staatsprüfung- ahzuleg-en. Mit Rücksicht auf den 
Umstand , dass nicht an allen Universitäten bisher Vorträge über 
deutsche Reichs- und Rechtsgeschichtc gehalten wcurden, wild jedoch 
bestimmt, dass diese Staatsprüfung^ für die im Studiei\jakre 1856-56 im 
zweiten Jahre ihrer Studienzeit stehenden Rechtshörer nur auf das 
römische und canonische Recht sich zu erstrecken habe. 
1) Die mit dem Studienjahre 1866-56 in den dritten oder vierten Jahrgang 
ihrer Universitätsstudien eintretenden Rechtshörer bleiben verpflichtet, 
ihre theoretischen Staatsprüfungen nach dem Öesetjw vom 30. JuU 1850, 
Z. 327, abzulegen. 

m) Die bisher eingesetsten StaatsprOfungscommissionen haben bis auf wei- 
tere Anordnungen nach den bisher bestehenden Gesetzen und InstruC' 

tionen fort 7m fungiren, und es haben bei der Vornahme der Prüfunpren 
vorläufi«:!^ mir die Aenderungen sogleich mit BcLrinn des Studienjahres 
1850-56 einzutreten, dass bei der allgemeinen Abtheilung es von 
der schriftlichen Prüfung sein Abkommen erhalt, und bei dermOnd" 
liehen die europäische Statistik als Prüfungsgegonstand wegzufallen, 
diese Prüfuntr daher sich nur zu erstreclcen hat, auf innere Verwal- 
tung spoUtik , Nationalökonomie, Finanzpolitik, österreichische Special- 
statastik und Ssterreichische Geschichte. 

IV. Besondere Bestimmungen in Aiiseiiuiig der olFentlichen Rochts- 

akademie zu Debreczin. 

n) Die als eine öffentliche Rechtsakademie im Sinne und innerhalb der 

Granzen des §. 6 des Gesetzes vom 4. Octoher 1850, Z. 380, erklärte 
Rechtsakademie der Evangelischen helvetischer Confession zu Debreczin 
bleibt für das Studienjahr 18ÖÖ-56 in ihrer dermaligen Einrichtung mit 
zwei Jahrescursen. 

Es werden jedoch alsbald die Verhandlungen über die Möglichkeit 
ihrer Erweiterung zu einer vollständigen Rechtsakademie vom Studien« 
jähre 185R-57 an eingeleitet werden. 

Um dem Resultate derselben in kemer Weise zu pr»yudieiren, ist ihr 
gestattet, mit dem beginnenden Studieiqahre unter den gesetsliohen 
Bedingungen Rechtshörer in den ersten Jahrgang aufsunehmen, welch« 
ausnahmsweise für dieses Jahr noch ihre Studien an derselben nach dem 
für diese mit dem, hierortigen Erlasse. vom 19. October 1853, Z. 10.124, 
vorgeseichneten Plane beginnen därfen. Diejenigen Rechtshörer dieser 
Akademie aber, welche im abgelaufenen Studi ri j Uire an derselben ihren 
Birnnnlcurs zunick p-plecf h'jben , werden ihr Triennium im Studien- 
jahre 1855-5G an einer k. k. Itechtsakademie oder au der Pesther Uni- 
versität nach den oben für die in demselben Stadium ihrer akade- 
miacben Studienzeit befindlichen Studirenden der k. k. Rechtsakademien 

gegebenen Yonichriften zu vollenden haben. tu... » 

^ ^ i nun m> p* 
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Allgemeine Verfügung, betreffend die Zulassung der Rechtskan- 
didaten zur ersten juristischen Pi ulung. 

(§. 3. Tit. 4. Thl. III. der Allgemeinen Gerichts- Ordnung, §. 4;jU des An- 
hangs zu derselben, Rescripte vom 21. April 1818 und 21. Mai 1826. — 
Jahrb. Bd. 11 S. 284 und Bd. 27 S. 287.) >) 



Der §. 3. Tit. 4. Thl. III. der All<^enieiuen Gerichts - Ordnung und der 
§. 450 des Anhangs zu derselben verlangen von den Rechts- Kandidaten, 
wenn eie zur Auekoltatur bei den Goicbtsbebörden zugelassen werden sollen : 

gründliche und zusammenhangende EenntoiSBO in der Theorie der 

Rechtswissenschaft überhaupt. 
Mit Hüchsicht hierauf ist bereits in dem Rescripte vom 21. April 1818 
(Jahrbücher Bd. 11 Sdte 234) darauf hingewiesen worden, das« es bei der 
Zulassung der Rechts "Kandidaten znr Prüfung als Anskultatoren haupt- 
sächlich dfirauf ankomme, dass dieselben 

über alle Zweige der Rechtswissenschaft 
Eollegia mit Kuteen gehört haben; und es ist forner in dem, an sämmt^ 
liehe Landes-Justiz-Kollegien ergangenen Rescripte vom 21. Mai 182G (Jahr- 
buch Bd. 27 S. 287) einestlieils bestimmt worden, dass Ivcin Kandidat zum 
Auskultalor-Exnmen zug-elassen wr-rden solle, welcher nicht Kollegia über 
vaterländisches Recht gehurt habe, anderntheils aber auch darauf aufmerk- 
sam gemacht, dass die Kandidaten darüber nicht diejenigen Kollegia ver- 
säumt haben dürfen, welche die Keuntniss des römischen, kanonischen, des 
deutfchrn Privat-, des Kriminal-, L^hn-, Staats- und Natur -Rechts gewäh- 
ren, und dass auch eine genaue Bekanntschaft mit der Geschichte des Rechts 
erfordwlioh sei 

Dessenungeachtet sind, wie der Justiz -Minister in Erfahrung gebracht 
hat, neuerdings noch Fälle vorjrekommen, in denen Rechts-Kandidaten zur 
Prüfung zugelassen worden sind, welche lucht alle jene, zu einer gründ- 
liche theoretischen Vorbildung für den praktischen Justizdienst nothwen- 
dige Vorlesungen gehört hatten. 

Der Justiz-Minister sieht sich hierdurch veranlasst auf (1 i j-c Vorschrif- 
ten wiederholentlich aufmerksam zu machen, und zur Beseitigung aller fer- 
neren Zweifel bei der Anwendung derselben hiermit allgemein zu bestim- 
men: dass von dem Ablauf des Winter-Semesters 1B| l an kein Bechts-Kan- 
didat zu der ersten juristischen Prüfung zugelassen werden soll, welcher 
nicht akademische Vorlesungen über nachfolgende Wissenschaften gehört hat: 

1. Lo^k, 

2. Junstische Encyclopädie und Methodologie, 

3. Natur-Recht (Rechtsphilosophie), 

4. Geschichte und Institutionen des Bömisohen Rechts, 

5. Pandekten, 



i ) Wegen der Yortchriricn über die juristischen Früfungeo in FrciUf eo genügt es, auf zwei 
tn Terltg» ven C. Heymmii Ib Berlin «racbiefleiie SchririMi von Sc bering m verweis«: 

Zii^ammpnstrllnng der bestehenden VorschrifJen über die Prürung und Beschäftigiin^ der Aus- 
kullaturcn, Rererendarien und Asse^äonui bei den Gerichten" n s. w. 2. Aufl. 1851. Eise 
gleiche zweite Zusammenstellang betrifft die Rheinprovinz. Daraiif beschränkt sich 4iS Mit» 
tlieilug des KöiiigL preassischen Jostix-lUaisten (r. Benuilh) aof erfolgte Anfrage. 

H. Ortlerr, Helbodotogis d. Recim- s. StsatswisMQMlnfl, 10 
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6. Deutsche Rechts*Geachichtey 

7. Deutsclies Privat-Recht| 

8. KÜrehenreoht, 

9. Lehnrecht, 

10. Europäisches Völkerrecht, 

11. Deutsches Staatsrecht, 
13. Enxiiinslrechtt 

13. Gerichtliche Medicin, 

14. Preussisches Privatrecht, 

15. (Tcmeinen Civil-Procc^s, 

16. Gemeinen Kriminal-Pro cess. 

Ausserdem mfisBen dicgemgen Rechts •Kandidfttea, wdche rieh fOr den 
Justizdienst in der Rheinprovinz ausbilden wollen, auch noch die Vorlesun- 
gen über das in dor Rheinprovinz xar Anwendung kommende Beoht und 
Processverfahren besucht haben. 

Die Eöm|rlichen Lande8-Ja8tiB>Kol]egien und der Königliche General- 
IVokorator hei dem Appellationshofe zu Oohi werden hierdurch angewiesen, 
von dem ohgedacliten Zeitpunkte ab keinen Rechts-Kandirlaf rii zur ernfeK 
juristischen Prüfung zu verstattcn, welcher nicht im Stande ist, sich über 
den fleissigen Besuch aller oben aufgezählten akademischen Vorlesungen 
snsniweisen >). 

Berlin, den 16. NoYemhor 1844. 

Der Jnsiu-Minister. 

(ges.) Uhden. 

An 

ftimmtUohe Königliche Landes-JiiBtiz-'Kollegien 
and den Königlichen General -Prokurator hei 
dem Appellationahofe zu Cöln. 



Seine Majestät der König haben durch eine Allerhöchste Ordre Tom 
37. Febr. d. J. zu bestimmen gemht, 

dass Behufs der Zulassung zur ersten juristischen Prüfung von dem 
Kandidaten künftig auch noch der Nachweis geführt werden soll, 
dass er während seiner Studienzeit wenigstens eine allgemeine 
staatswissenschaftliche Vorlesung mit Fleiss gehört hahe. 
Demgemäss sind die mit dergleichen Prüfungen beauftragten Gerichts- 
behörden von dem Herrn Justiz - Minister veranlasst, jenen Nachweis von 
allen Kandidaten zu erfordern, welche sich nach dem Schlüsse des Winter- 
Semesters 18|^ xnr ersten jui-istischen Prüfung melden. 
Berlin, den 9. Juh 1846. 

Der llinitter der geistiichen, Untefriohts- und Hedioinal*Angeleg«ihelten« 

(ges.) Eichhorn. 

An 

die Königlichen ausserordentlichen und stell- 
vertretenden ausserordentlichen Begierungs-Be- 
Tollmachtigten zu Königsberg, IBreslao, Greifs- 
wald, Hatte und Bonn. 



1) AbL-nlruclit im Justiz - MinisteriallilMtt Hi J, S. !2.''>l. Uebrigenü slohl nach einer dw 
Kamnera i. J. 1862 gemacbten RegieraogSTOrU^e die Aufhebuiig dfs Sludipiizwanges bevor. 

t) Abg«dnieltt in intlit-MiiiistrrtalMall 1846, S. 13». Pt« Vorscbriftn Mwr 4w Bedtii- 

j:unL'i'" "r l Vor nissi'lzungen der Vorbereitung für den bö!i» re)i V i» r\» h ! t n is ^' «dienst, b. Tür 
*«iie MitglicdscUaft bei den Froviazisil-VenralUiBgSbeböl'deo finden sicii m dem KcgtUaUv v. 14. 
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A. Aua dem Regierungsblatt für das Königreich Bayern 

von 1830 S. 581 ff. 

(G. Dölliriger, Sammlung der etc. Verordnungen Bd. XVll. S. 1 £f.) 



Königliche Verordnung (die Concursprüfung der zum Staatsdienste 
adspinrenden Rechts-Candidaten betreffend.) 

Ludwig, vdn Gottes Gnaden König von Bayern etc. eto. 

Wir haben die bestellenden Vorschriften über die Prüfting der dem 
Staatsdienste sieh iridmendeu Rechts-Kandidaten einer Revision unterstellen 
lassen, und verordnen nach Vernehmung Unseres Staatsraths, wie folgt: 

§. 1. 

Jeder Rechts-Kandidat, der sich entweder nur irgend eine Anstellung 
im Staatsdienste, zu welcher vollendete Rechtsstudien erforderlich sind, oder 
um die Advoeator eu bewerben gedenkt, hat, nach Beendigung des vor* 
schriftsmässigen Studiums an der HochBchule, und noch vor der Zulassung 

zur Praxis, den gedeihlichen EJrfolg seiner Studien und die Zuläiiglichkeit 
(]< ; Ljfcsammclten Kenntnisse, durch Erstehung einer theoretischen Prüfung 
zu erproben. 

§. 2. 

Zu diesem Zwecke soll alljährlidi in jeder üniTersitätsstadt am Schlosse 

des Sommer-Semesters eine IVäfong gehalten werden, welche am 1. Okto- 
ber, oder wenn auf diesen Tag ein Somi- oder gebot^er Feiertag hele, an 
dem nächstfolgenden Werktage zu oröfi&ien ist. 

§; 

Die Vornahme der Prüfung wird einer Commission übertragen, die, 
unter der Lntnng eines von Uns aus der Glesse der höheren Staats-Beam- 
ten zu ernennenden Conimissairs, aus Professoren an der Universität beste- 
llet, welche jedesmal von Unserm Staats-Ministerien der Justiz, des Imieni| 
und der Finanzen gemeinschaftlich bestimmt werden. 

§. 4. 

Der Commission ist zur Führung des ProtocoUs und zur Besorgung der 
sonstigen Sohreibereioi ein dura geeignetes rechtskundiges Individuum aus 
dem Secaretaxiats-Personale der Kreis-Regiening beisogebm, dessen Bestim- 
mung dem Begienmgs-Präsidium überlassen ist. 

§.5. 

Jerlpm der zur Prüfungs-Commission "berufenen Professoren wird eine 
Bemuneratiün bewillipft, die für jeden Prulungstag in fünf Gulden besteht. 

Zu Bestreitung der Auslagen wird von den Prüfungs - Candidaten eine 
angemessene Taxe erhoben, welche bei der Ausstellung des Prfiiungs-Zeag- 
nissee eubnchtet wird. 



Fel>ruar 184$ zaMmmengerassl, welches io der GesetuannlBag pro 1816 S. 190 abgedruckt 
itt Para«r betehriakt fiek die MltkeHoof königriiek preonbekan Kniatan dci Aman 

(▼. Schwerin) auf gc^vchehenes Ansuchpn. Die hier abff*»driichtpn Bf «timmunpen verdankt dar 
Tarfasser allein der Muaificenz des Herrn Ualerricbts-Htnisiers von BeiiituaDa-MoUweg. 

10* 
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§. 6. 

Jeder Candidat, der zur Prüfung gelasseu werden willj hat uaulizu- 
weisen: 

1) dass er nach vollendetem Gymnasial - Studium die vorgeschriebene Zeit 
den Universitäts- Studien gewidmet und davon wenigBtenB ein Jahr an 
einer inländischen Hochschule studirt, und zugleich 

2) während «eines akademischen Studiums ein den Vorschriften der üni- 
versitäts-Sitzungen angemessenes Betragen lieobachtet habe. 

Diese Nachweisuii^ ist zu geben 

a) durch ein versiegeltes Schlusszeugniss des Eectorats, worin die in je- 
dem Semester gehörten Collegien angezeigt sind; 

b) dnreh ein versiegeltes Zeugniss der sast&ndigen Polizei -Behörde über 
sittliches Betragen, und über die Vermeidung aller geheimen, insbeson- 
dere aber der sogmannten bnrschenschaftlidhen y^rbindungen. 

§. 7. 

Für die Aufnahme und Erledigung der Gesuche um Zulassung zu der 
theoretischen Prüfung wnrd an joder Universität ein Ausschuss aus dem 
Decan der Juristen -Facultai , dann aus zwei Mitgliedern der nänüichen 
und der staatsvnrthscbafklichen Facultät zusammengesetst. 

Ba diesem Ausschusse sind die Gesuche um Zulassung zur Prüfung 
spätestens bis zum 31. August jeden Jahrs einzureichen. 

Die Bittsteller haben jederzeit den Ort zu benennen, wo denselben 
die erfolgende Entschliessnng zugestellt werden kann. 

Gesuche, die entweder erst nach dem bestimmten Tage einkommcn, 
oder nicht mit den vorgeschriebenen Zeugnissen belegt sind, sollen unbe- 
rücksichtigt gelassen und den Bittstellern zurückgegeben werden, um sich 
bei einer der folgenden Prüfungen zu melden. 

Der Prüfungs-Ausschnss hat Form und Inhalt der beigebrachten Zeug- 
nisse und die Zulänglichkeit derselben , insbesondere in Beziehung auf titt- 
liches Betragen sorgfältig zu prüfen, und wenn dadurch den bestehenden 
Vorschriften Genüge geleistet wird, die Adinissions-Decrete auszufertigen. 

Diese Decrete sind an die Caudidaten s(!lbst zu richten, den am Orte 
der Prüfung Anwesenden unmittelbar gegen Empfangs-Beachemigung zuzu- 
stellen, den Abwesenden aber spätestens bis zum zwölften Tage yor der 
Bröffiiung der Prüfung durch die Post g^en Bescheinigung zu fibersenden. 

§. 9. 

In dem Decrete über die bewilligte Zulassung ist jederzeit der Tag an 
bestimmen, an welchem sich der Candidat zur Prüfung zu stellen hat. 

Es sind hiebei auf jeden Tag von dem F/r'^ffmingstage au gerechnet, 
mit üebergehung der Sonn- und gebotenen Feiertage vier Candidaten zu 
berufen, die sich jedoch schon zwei Tage früher an dem Prfifungsorte ein* 
zufinden, und bei dem Decan der Juristen-Facultät zu mdden haben. 

Candidaten aus einem und dem nämlichen Orte, oder aus benachbarten 
Gegenden sollen, soweit es geschehen kann, auf die gleiche Zeit einberufen 
wfvdw> 

§. 10. 

Wenn ein Candidat su der bestimmten Zdt sich nicht meldet, so bat 

die Commission die Prüfung mit den nachfolgenden Candidaten fortzusetzen. 

Diejenigen, welche den bestimmten Termin versäumt haben, sind erst 
nach vollendeter Prüfung aller andern Candidaten, und nur dann noch zur 
Prüfung zuzulassen, wenn sie mittelst Tollgültiger Zeugmsze nachweiseii, 
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dass Ric durch unverschaldcAe tmd moht su beseitllgaide HiiidenuBse m- 
rückgehalten worden sind. 

Ben Candidaten, welche diese Nachweisung nicht zu liefern vermögen, 
oder ganz ausbleiben, innd die zum Zwecke der Admission eingereichten 
Zeugnisse verschlossen zuräckrogeben; denselben blttbt vorbehalten, sich 
zu einer folgenden Prüfung sn melden. 

§. 11. 

Aus fien eingelaufenen und bewilligten Zulassungsgesuchon , und den 
damit vorgelegten Zeugnissen ist eine Grundliste aller einberufeDen Candi- 
datoi nach alphabetischer Ordnung herzustellen und der Prüfungscommis- 
sion bei ihrem Zusammentritte, sammt einer Uebersicht der Reihenfolge, in 
welcher die Einberufung geschehen ist, sogleich mitEatheilen. 

§. 12. 

Die Prüfung hat sich über folgende Disciplinen SU erstrecken: 

1. philosophisehe Rochtslehre, 

2. römisches Civilrecht, 
8. deutsches Privatrecht, 
4. Civilprocess, 

6. Criminalrecht, 

6. Oiminalprocess, 

7. allgemeines und besonderes bayerisches Staatsrecht» 

8. katholisches und protestantisches Kirchenreeht, 
0. Polizeiwissenschaft und Polizeirecht, 

10. Nationalwirthschaft, 

11. Staatsfinanzwirthschaft. 

§. 13. 

Die Prüfung soll mündlich und öffentlich in einem dafür geeigneten 
Locale geschehen. 

§. u. 

An jedem Tage sind vier Candidaten, und von diesen je zwei Vor- 
mittags und zwei Nachmittags zusammen vorzurufen, und jeder ist aus den 
im §. 12 bezeichneten Wissenschaften während jo^ei Stjindoi nnimterbroohen 
KU prüfen. 

§. lö. 

Die Prüfungsoommissarien haben bei jeder einzelnen Wissenschaft ihr 

Bestreben dahin zu richten, durch zusammenhängende, in die wichtigsten 
Lehr- und Grundsätze eingehende Befragung ein sicheres ürtheii darüber 
zu begründen, ob die Candidaten sowohl in Ansehung der allgemeinen Sta- 
dien diejenige Bildung, als in den besonderen Berufswissenschaften diejeni- 
gen Kenntrisr-f, erworben habfn, rlnrnn Besitz als wesentliche Vorbedingung 
des Anerkcimtnisses ihrer Befäliigung zu dem Uebergauge in die Praxis 
anzusehen ist. 

Die königlichen Conunissarien sind verpflichtet, mit besonderer Anf- 
nlerksamkeit darüber zu wachen, dass die Befragung dem vorltezeichneten 
Zwecke entspreche, und die Prüfung nach den gegebenen Vorschriften 
gleichheitlich vorgenommen werde. 

§. 16. 

Das Urtheil über die Befähigung eines jeden Candidaten ist, auf vor- 
ausgegangenes Abtreten des Geprftften und der anwesenden Znhdrer, so- 
gleich zu schöpfen und nach der Stimmenmehrheit auszusprechen. 

Bei Gleichheit der Stimmen steht die Entscheidung dem königlichen 
Commissair zu. 
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Die Abetimmung' und der Beschluss der Prüfunfäfscommisgion ist in ein 
Frotocoll aufzunehmen, welches von dem Commissair nnd sämmthchen 
Conmisnoiiiglledem m imteiseiehiMii ist 

§. 17. 

Wenn ein Candidat mcht hinmcbende iheoretiache Kenntnisse bewiesen 

hat, um mit Nutzen ßich der Praxis zu widmen, so ist derselbe von der 
Prüfungscommission als nicht genügend befähigt zurückzuweisen. 

Solche Candidatea können nur einmal noch nach Ablauf eines Jahrs, 
während dessen sie die Studien an einer Hochschule fortzusetzen haben, 
jedoch unter keiner Bedingni^ frfiber, ea einer wied«rholtoi TrSiSmg sa- 
^lassen wordent 

Cj. 18. 

Denjenigen Candidaten, die nach dem ürtheile der Prüfungscommission 
hinreichende Kenntnisse bewiesen haben, ist auf dem Grunde des Commis- 
sionsbeschlnsses das Zeugniss auszufertigen, dass sie nach dem Ergebniss 
der bestandenen theoretischen Pnifimg- für befähigt erkannt worden sind, 
zu der practischen Yorl)ereitunf,' für den Staatsdienst zugelassen zu werden. 

Die Ausfertigung des Zeugnisses erfolgt unter der Unterschrift des 
königlichen Conunissairs, wird sogleich am Tage der geschehenen Prfifbn^ 
ausgestellt und dem Geprüften eingehSndigt. 

§. 19. 

Nach beendigter IVufdng ist die Grundliste aller geprüften Candidaten 
(§. 11) nebst den Sitzungsprotocollen , und einem alphabetischen Verzeich« 
nisse der zur Praxis zugelassenen Hechtscandidaten an Unser Staats-Mini- 
sterinm des Innern einzusenden. 

§. 20. 

Nach erstandener Prüfung hat jeder Gandidat durch eine sweqahiige 

Amtspraxis zum Staatsdienste sich weiter zu befthip'en. 

Hie von sind zwölf Monate der Administrativpraxis bei einer Unterbe- 
hörde der innem oder der FinanzverwaHnng nnd «Wölf Monate der Jnstiz- 

praxis bei einem Unterg'erichte zu widmen. 

Wird die Praxis ] ( i » iner Unterbehörde angetreten, in deren "Wirlcunß's- 
kreise die Kech+spfleg-(; und innere Verwaltung vereinigt sind, so hat der 
Vorstand dafür borge zu tragen, dass der Practicant für jeden der beiden 
Geschäitssweige während des festgesetsten Zeitranme« ausschliesslich ver- 
wendet werde. 

Unsere Staat^ministerien der Justiz, des Innem und der Finanzen wer- 
den, soweit es nöthig erscheint, durch besondere Bekanntmachung die ein- 
lebten Classen der Unterbehörden beseiehnen, bei welchen die vorgeschrie- 
bene PMxis genommen werden kann. 

§.21. 

Den Candidaten ist ;:,^estattet , unter den Beh(")rden der bezeichneten 
Classen diejenigen zu wählen, bei welcher sie die vorgeschriebene Praxis 
nehmen wollen. 

Von den Hj^sregierungen und i^ppellationsgerichten soll aber für jedes 

Gericht und für jede Behörde, mit Kncksicht auf Umfang, Wirkungskreis 
und andere Verhältnisse , ^ine Q:ewispe Zahl von Practicanten festgesetzt, 
und ohne besondere Yeranlai»8ung und Allerhöchste Bewilligung nicht über- 
schritten werden. 

Unseren Kr isstellen machen Wir zur Pflicht, auf die B^olgung dieser 

Vorschrift ihre besondere Aufm i1; rnnlo it zu richten, und wenn bei einzel- 
nen Behörden eine Ueberhäufung mit Practicanten wahrß-enommen wird, 
die geeigneten Verfügungen dagegen ohne Aufschub zu treffen. 
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§. 2«. 

Nteh Tollendeter PnudB haben neh duaanigen, welche noh um «m 

Richtenunt) um Belbstständige Beamtenstellen und Administnttivdienste, und 
Raths- und Assessorastellpn bei Verwaltungscollegien , dann um die Adro* 
cator zu bewerben gedenken, einer zweiten Prüfung zu unterwerfen. 

Durch dieselbe hat der Gandidftt zu erproben, dmu er rieh wftfarend 
seiner Praxis mit dem ümem Staatsorganiemns und dem Geschfift^gwige 
näher bekannt gemacht, die erforderlichen praktischen Kenntniise erwor* 
ben und dabei das Studium der Theorie fortgesetzt habe. 

§. 23. 

Zur Vornahme dieser Prüfung' soll jährlich einmal, am 1. Mai in der 
Kreishauptstadt eines jeden Regierungsbezirkes ein Concurs für jene Rechts- 
praeticuiten erdffiiet werden, welche In dem Besirke entweder du Eel- 
mathsrecht besitien, oder dneelbBt die vorgeschriebeike Vnm Tonendet 
haben. 

§■ 24. 

Die Directorieii der KönigliclKn Kieisrosrn rungen und der A]>p']llations- 
gerichte haben hierfür eigene PrüfungHcommissionen niederzusetzen, die 
ans einem Direetor des Appellattonsgericht«, 
ans swet Rftthen desselben Gerichtshofes; 

ferner 

aus einem Direetor der Ereisregierung, 
ans einem Rathe der Kammer des Inneni, 
ans einem Rathe der Sammm der Finanzen 

besteh rn «^oll. 

Zur Fuhniner des Protocolls wird ein Individuum aus dem Seereta- 
riatspersonale der Kreisregierung beigegeben. 

§. 25. 

Ein Anspruch auf Remuneration findet hierbei nicht statt: jedoch wer- 
den von den Appellationsgerichten abgeordneten MitgUedem der Prfifhngi- 

oommission in jenoi Begiwnngsbezirken, in welchen das Appellationsgericht 
seinen Sitz an einem andern Orte als in der Kreishauptstadt hat, die re- 
gelmässigen Diäten und Gefahrtsgeldcr vorbehalten. 

§. 26. 

Das Gesuch um Zulas?nni? 7ur Prüfimo' ist spätestens vierTiehn Tage 
vor der EröfiEuung bei der Kreisregierung, Kammer des Innern einzureichen, 
lüt dem Gesuche sind vorznlegen: 

a) das Zengniss über die erstandene erste Prfifang, 

b) da'?, oder die Zeugnisse über die mit Fleiss und Fortgang* und mit 
untadeihaftem sittlichen Betragen vollendete zweijährige Praxis. 

§. 27. 

Die Kreisrcgnerung hat Fonn unrl Inhalt der vorgelegten Zeugniffse in 
deiiberativen Sitzungen strenge zu prüfen, und, wenn dieselben genügend 
befanden werden, das Admissionsdeeret auszufertigen. 

Candidaten, welche sich über die mit Fleiss und Fortgang vollendete 
vorschrift^raässige Praxis, und zugleich ührr ein untadelhaftes sittliches 
Betragen nicht ausxnweisen vermögen, sind zu der Prüfung nicht zuzu- 
lassen. 

§. 28. 

Die sweite FrtAnig der Beehticaadidaten ist thefls sohfiftlidh, tlieilB 
mmidlidi an ToUnehen, nad ans folgenden Disciplineii Tonmiehmen: 
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I. Abtheiiang. 

1) CiTibeoht mit besonderer Bidniebt auf die noch bestehenden Pro- 
vuudalrechte jedes betr^imden Kreises, 

2) Bayerischer Civilprocp??^, 

3) Bayerisches Criminalrecht, 

4) Bayerischer Criminalprocess. 

II. Abtheilung. 

6) katholiB<;iies and protestantisches Kirchenrecht, 
7j PoUzeiwissenschaft und Polizeirecht, 
8) Nationalwirthschaft, 

0) Staatsfinanzwirthsehaft. 

Die i'rüfun^ bat jedesmal mit den Gegenständen der ersten Abthei- 
luug zu beginnen. 

§. 29. 

Bei der schriftlichen Prüfung sind den Caudidaten au8 jeder Disciplin 
m den Gegenständen beider HaaptabtheHnngen der Präfnng zwd Probeauf- 

gaben, dann aus jeder der eben erwähnten beiden Hanp^btheilnngen ein 

practischer Fall zur Bearbeitung vorzulegen. 

In der ersten Abtheilung ist der practische Fall aus dem Gebiete des 
Giyifarechts zn entnehmen. 

Für diejenigen Candidaten, welche sich dem höheren Finanzdienste zu 
widmen gedenken, und (lesslialb die Praxis bei einer Unterbehörde der 
Finanzverwaltunf>- ^^fenon^nen haben, ist der für das Administratirfach zuzu- 
theileude practische Fall aus dem Gebiete der Finanzadministration aubzu- 
wählen. 

§. ao. 

Die Staatsministerien werden die Prnbeaufi^aiben und practiachen Fälle 
bestimmen und bei der Auswalü darauf Bedacht nehmen, das« durch die 
Allgemeinheit und practische Richtung derselben den Prüfung^scandidaten 
Gelegenheit gegeben werde, neben dem Umfange nnd der GrändHchkeit 
ihrer Kenntnisse vorzüglich ihre practisdie Befähigung zu beweisen und 
genügende Proben ihrer Beui-lheilungskraft und Darstellungsgabe zu liefern. 

Die ausgewälilten Aul'^'-a])en und Fülle werden vor jeder Concursprü- 
fuug in der erforderlichen Zahl lithogruphirter Exemplare den Präsidien 
der untergeordneten Ereisstellen yerschlossen zugesendet. 

Jedes Pr&sidinm hat dieselbe sofort der Prüfungscommission zu über- 
geben, von welcher die Eröffnung nicht früher als an dem zur Bearbeitung 
bestimmten Tage und zwar in Gegenwart der Candidaten vorzunehmen ist. 

§.81. 

Den zn pröfenden Candidaten ist jederzeit nur eine schriftliche Aufgabe 

auf r-i'nrnal vorzulegen, und dabei die von den Ministerien zur Beantwortung 
gestattete und genau einzuhaltende Zeit zn "l>emerken. 

Vor Ablieferung der Aufsätze darf kein Candidat nach Hause entlassen 
werden. 

Für die Bearbeitung des practischen Falles in jeder Abtheilung wird 
der Zeitraum eines Tages in der Art festgesetzt' dass die .Aufgabe am 
Morgen gegeben wird und dass, wenn dieselbe mehr als einen Vormittag 
in Anspruch nimmt, die Entlassung für die Mittagsstunden nach einstwei- 
liger EinlieflBrung des Actes und des bereits beendigten Thetles der Arbeit 
stattfindet 
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§. 32. 

Die Bearbeitimg' der fohriftlichen Äufgabfln aoU unter der Aufsicht einet 
I^Iit^^li) des (1(1 Pnifungsoonuniflsion geechelieii, welches geSfen alle Untere 
Bchleife zu wachen hat. 

Den Caiididaten ist dabei der Gebrauch der Gesetzbücher, der Anmer- 
kungen stt denselben, sofern sie mit Gesetseskraft bekleidet sind, der Begie- 
rungB- und Gesetzblätter, dann einzelner Verordnungen und Novellen, sowie 
der Generaliensanunlungen, nicht aber sonstiger Hulfsquellen «i gestatten. 

§. 33. 

Mit der schriftliclien Prüfung ist einn mündliche zu verbinden, welche 
sogleich nach Beendigun^^ der Prüfung auB den Recht*«pff'i?enRtänden iunter 
dem Vorsitze des Königl. (reneralcoinmissairs in Gegenwart der Mitglieder 
beider. Abtheiliragen der Prifnngsoommission stattfinden, md als practische 
Aufgabe darin bestehen soll, dass über den von den Candidaten bereits 
schriftlich bearbeiteten civilrechtlichen Act summarischer mündlicher Vor- 
trag erstattet wird, wobei die Benutzung kurzer schriftlicher Notaten er- 
laabt is^. 

§. 34. 

Das ürtheil über das Resultsi der mündlichen Prüfling ist sogleich 
nach dem Abtreten der zugleich vorpferufenen Candidaten xn schöpfen, und 

in dem Protocolle vermerken zu lassen. 

§. 35. 

Zur Prüfung Bind täglich acht Stunden, vier Vor- und vier Nachmittags 

zu verwenden. 

§. 36. 

Bei der Gensur und Classifioation sollen vier Noten und Classen ange- 
nonunen werden, nämlich : 

I. der ausgezeichneten, 
II. der sehr guten, 
m. der guten, 

IT. der ausreichenden Befähigung. 

§. 37. 

Bei der Classification sind die in dem §. 22 Abs. 2 und §. 30 Abs. 1 

bezeielmeten Zwecke und Directiven der Concursprüfnng genau im Auire 7U 
behalten, und hiernacli sinrl die Noten mit der grössten Genauisrkeit zu 
ertheileu, je natihdem ein Candidat entweder in allen, oder in den meisten, 
oder doch in den wichtigeren Disciplinen mehr oder weniger befriedigeiide 
Antworten und Ausarbeitungen geliefert, oder aber in den Hauptfächern 
nicht Genüge geleistet hat 

§. 38. 

Das Unheil über die Befähigung eines jeden Candidaten und die Classifi- 
cation desselben ist in Ansehung jeder einaefaien Disciplin besonders su 

schöpfen. 

Bei der Beurtheilung dei- schriftlichen Ausarbeitungen bftben sich in 
beiden Abtheilungeu die Räthe in die Erstattung des Vortrages zu theüen, 
dabei die einzelnen Arbeiten genau zu prüfen und das Gutachten darnach 

abzugeben. 

Die Total-ClaRsification für jedes Hauptfach wird rlnr h Summiruns- drr 
aus den einzelnen I)isci])linen erhaltenen Classenzahl und durch Theilung 
der Summe mit der Zahl der Disciplinen festgesetzt. 

Jede bei dieser Berechnung sieh ergebende Fraktion, welche swei Dritt- 
heile des Gamsen fibersteigt, ist der n&obst nntesen C^se beigniMilen. 
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Auf die Bescliaffenlieit des Stjli, dar Dirstdlungsgabe und des münd- 
lichen Vortrages der Candidatoa ist bei der gosammtra Bearthefl«ng st«ts 

die angemessene Rücksicht zu nehmen. 

Bei den practischeu Aufgaben ist nach den nämlichen Grundsätzen zu 
verfahfen. 

Die sdufiftlichen Ausarbeitung-en der beiden practischen Falls sind bei 
der Zifammenstcllung des Kesultats der Prüfmig, jede fünf uidersn sohiift- 
lichen Aufgaben gleichzuacbten. 

Die Classification jedes Einzelnen wird nach vorgängiger reifer Bera- 
thung durch Abstimmung festgesetzt, wobei im Falle der S&mengleichheft 
die Stimme des Vorstandes den Ausschlag giebi. 

§. 89. 

Jede Abtheilnng der BrfiiiingsoommisBioii liat iiaeh Tollendeter Censnr 

die abgehaltenen Protocolle nebst einer tabellaiischen Uebwsioht des Ergeb> 
msses der Censnr, der Krdsregienuig, Gammer des lonetn» sogleick mitm- 
theilen. 

Bei dieser ist die endliche Classification aus sSmmtüchen GhegensÜnden 

der beiden Abtheilungen durch Summinmg der aus denselben erhalteneii 
f^lassenzahl und 'birch Theilung der Summe mit der Zahl zwei zu bestimmen. 
Bei Bich ergeblichen Fraktionen ist nach der Vorschrift des §. 38 Absats 
zu verfahren. 

Die Prüfungszeugnisse sind genau nach den BeBchtAssen der PrÜfongs- 

Commission und dem darnus orezogonen Gesammtresultat auszuntellen, tüld 
die Prüfungsacten an Unser Staatsministerium des Innern einzusenden. 

lUyicirte Candidaten können nachher zu einer einzigen Prüfung zuge- 
lassen werden. 

§.40. 

Nach befriedigender Erstehung der zweiten Prüfung kann dem Geprüften 
Bofort der Hathsacoess b^ doi Kreisregienmg^ nnd Appellationsgerichten 

bewilliget, werden. 

Jeder Candida! ist übrigens verbunden, auch nach erstandener zweiten 
PrOfimg sdne weitere Aasbildung bei ünswen Stellcoi und Behörden, oder 
insofern er sich der AdToeatur widmen wül, bei einem redpirtoi Becfats- 
anwalt fortsusetsen. 

§• 41. 

Die gegenwärtige Verordnung ist, so weit dieselbe die erste Prüfung 
und die Dauer der zunehmenden Amtspraxis betrifft, auch für den Bhein- 
kreis zur Anwendung zu bringen. 

Dagegen roII die zweite Prüfung daselbst« bis auf weitere Bestimmung, 
folgende Disciplinen umfassen: 

1) Civilrecht, \ 
^ Handelsreclit, ) 

3) CivilprocesB und JusticverÜMsuQg, / 

4) Strafrecht, I 

5) Strafprocess, I 

6) Bayerisches Staatsrecht, > des Rbeinkreises. 

7) katholiches und protestantisches Kvchenreoht,! 
81 Polizeiwissenschaft und Polisorecht, | 
9) Nationalwirthschaft, i 

10) Staatsfinanzwirthechaft, 1 

11) Aligemeine Verwaltung. / 

Aus dem CSvibeehte sind vier , aus dem Civilprocesse und der Justis- 
Terfassung vier, aus dem Strafirechte drei, und aus dem Handelsreohie 



Digitized by Google 



m. Königreich Btywii. 106 

iwei, aas jeder DiRcipUn im AdnunfstrativfiMhe aber xwm. BcliriillielM Auf* 
jfaben zur Bearbeitung zuzutheilen. 

Kücksichtlich der mündlichen Prüfung verbleibt es einstweilen bei der 
bisherigen Einrichtung* 

Die Wahl der sohriftliehen Aufgaben und der practischen Fälle irxrd in 
Bhetnkreis den Präsidien der Kreisregiening und des Appellationsgeriohtef 
uberlassen. 

§. 4'A. 

Mit der Bekanntmachung der gegenwärtigen Verordnung sind alle frü- 
heren Verordnungen über die Concmsprüfungen aufgehoben. 

§. 43. 

Diejenigen Candidaten, welche am Schlüsse der Stadiei\)ahre 18*| und 
die ünirorsitätsstudien beendigt haben, bleiben der durch die gegen- 
wärtige Verordnung eingeführten theoretischen Prüfung an den üniyemitäten 

enthoben. 

Auf diese Candidaten soll auch die Forderung einer zweijährigen Prajris 
nicht angewendet werden j sie können, wenn sie über die Erstehung der 
edigähiigen Praxis nach den bisherigen Yorschtiften sich ausweisen, su den 
nächsten, am 1. Mai 1830 und 1. Abi 1881 bd den Kreisrefiemngai stati* 
findenden Prüfungsconcursen zugelassen werden. 

§.44. 

Diejenigen Rechtscandidaten, welche bereits nach den Vorschriften der 
älterf'Ti Verordnungen die Concursprüfung erstanden haben» sind von einer 
nochmaligen zweiten Prüfung beireit. 

Unsem Staatsministonen der Jnstii, des Lmem und der FinanEen sind, 
jedes in den betreffende PunoAen, mit dem Vollauge der gegenwärtigen 
Verordnung beauftragt. 

München, am 6. März 1830. 

Frhr. v. Zentnfr. Graf v. AKmansperir. v. Lohenk. 

Nach dem Befehle Seiner JVlajestit das Königs. 

V. Kobell. 



B. Aus dem Regierungsblatt für das Königreich Bayern 

von 1850. S. 945 IT. 

Köoigliche Allerhöchste Verordnung (den Access bei den Köni^ 
Kreisregierungen, Gammero des Innern, belreffend). 

Maximilian II., von Gottes Gnaden König von Bayern etc. etc. 

Wir haben die Vorschriften über den Access bei unseren Kreisregierungen, 
Cammem des Lmem, einer Revision unterwerfen lassen und rerfttgen auf 
deren Grund, was folgt: 

§• 1- 

Der AeceK^ bei den Königlichen KreisregiemBgen, Cammem des Innem, 
wird von dem Könige verliehen. 

Derselbe ist bestimmt, vorzüglich befähigten Staatsdienstadspiranten 
Gelegenheit zur höhereü Ausbildung fQr den IKrast der inneren Yerwaltung 
überhaupt und f&r den CoUegialdienst insbesondere m eröfflien. 
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§.2. 

RechtHcandidaten, welche bei der practiscli«»! Prftfiing der Staatsdienst- 
Rdspiranten die 1. Note erhalten haben, können iinmittelV^flr nnch Erlan- 
gung der Concursuote zum Regierungsaccesse zugelassen werden. 

Oandidaten mit der II. Note der Staatsprüfung können sich, um den 
Regierungsaccess nur dann bewerben, wenn sie wenigstens ein Jahr lang 
nach jener Prnfun^r die Praxis bei äussern Aemtem fortgesetct, und in 
dieser die I. Note erlang-t haben. 

Gandidateu mit der III. Note der Staatsprüfung können zum Begierungs- 
aceesse nicht zug^assen werden. 

§. 3. . 

Die G^esuehe um Zulassung zu dem Regierungsaccesse sind bei dem 

betreffenden königl. Regierungspräsidium einzureichen, welcher dieselben 
unter Darle<»'un«' der von dorn Candidaton ht^währten Treue und Anhäng- 
lichkeit an Krone und Verfassung, des sittlichen Verhaltens, des Fleisses 
und der Brauchbarkeit, der Gewandtheit im mündliehen Vortrage und des 
äusseren Benehmens, sodann seiner etwaigen Kenntnisse in den neueren 
Sprachen dem Königl. Staatsministerium des Innern gutachtlich yorlegt 

§.4. 

Bei koinor Ivr-^rMgierung sollen mehr als nechs Accessisten aufge- 
nommen werden. Eine Ueberschreitung dieser Normalzahl ist nur dann 
zulässig, wenn die ausnahmsweise Bewilligung durch besondere Auszeich- 
nung des Candidaten begründet, und eine dem Zwecke der Fortbildung 
entsprechende Verwendung sämmtlioher Accessisten möglich ist. 

§.5. • 

Die RegierunßfsaoceBsisten sind in der erston Zeit nach ihrem Eintritte 
durch alle Ar])eit»'n des Secretariats- , des ßegistratur- , des Expeditions- 
und des Kechnungsdienstes unter der besonderen Eespicenz der königl. 
jtegierung^directoren hindurch su leiten, und hab^ darin so lange zu ver^ 
w^os, bis sie die Auf*^ahe und den Umfang des betreffenden Dienstes in 
formeller und matt rit Ht r Beziehung genfiornd kennen gelernt haben. Hierauf 
sind sie als Concipienten abwechselnd in den verschiedenen Referaten in der 
Art 2U beschäftigen , dass sie allmählich in allen Zweigen des Wirkungen 
kreises der Cammer des Innern sieh aussubilden und ihre Befähigung zu 
erproben, Gelegenheit erhalten* 

§. 

Re^rif^rungsaccessisten , welche in ihrer Verwendung" nach §. 5 einen 
höheren Grad juridischer und administrativer Vorkenntnisse, insbesondere 
wissenschaftliche Befestigung in den Fächern des Staatsrechts und der 
Staaswissenschaft und gründliches Innehaben des Verwaltungprechts, sodann 
bei richtigerer Auffassnng, Gründlichkeit in der Behandlung der Geschäfte 
erprobt und dabei ein Imniaue« und sittlich ausgezeichnetes Benehmen be- 
währt haben, können sich, wenn sie bereits als Concipienten wenigstens ein 
Jahr lang verwendet worden sind, um Zulassung zu den Sitsungen dee 
Gollegiums und zum Vortrage in demselben bewerben. 

§.7. 

Diese ist ansferdem dadurch bedingt, dass der Accessist sein- Bi niln- 
gung durch mündlichen Vortrag einer oder nach Umständen melirerer 
grösserer Ausarbeitungen über verwickelte Fälle vor versammeltem Col- 
l^um darlegt. 

Das Collegium hat nach erstatteten, fSr den Zweck genügend erachteten 
Vorträgen in Abwesenheit des Aoeesnsten über dessen Tüchtigkeit zur Zu* 
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Iftttimgr m den Sitzungen mit berathender Stimme coU^ales Gutaoht«! su 

schöpfen , hiebei die in den einzelnen Referaten bewiesene BefHhig-nngf des 
Bewerbers in sorgfältige Beachtung zu ziehen und sofort mit Rücksicht 
auf den höheren Zweck der Prüfung eine strenge Beurtheiluug zu Grunde 
ra lefran» 

Das Collegialgutachten wird zngl^dh mit dem die Erfordernisse des 
^. 6 erschöpfenden rrHsidialgutachten unter Anfügung der Pruberelationen 
und einiger grösseren lieieratsarbeiten des Candidaten an das königl. 8taats- 
ministeriiim des Innern eingeBendet, welcIieB die stindige ZalaBtntng de« 
AcceBsisten su den Sitzungen genehmigt, oder versagt. 

Die Zulassung zur Proberehition dagegen und die Bt'KlimmimL'" der des- 
fallsigen Aufgabe ist in die Zuständigkeit der königL Kegierungiipräsidieu 
gegeben. 

§. 8. 

Den KU den Sitzungen der Regierung, Cammer des Innern, j^ugelassoien 
Aceessisten kömmt eine berathende Stimme zu. Sie sind mit der Führung 
des Protocolls , mit Ausarbeitung der gefassten ^'^llegialbeschlflsse ni 
betrauen und den Referenten als Uüifsarbeiter zuzutheiian. 

Dabei ist aber fortwährend su beachten, dass sie sich in der Stufe der 
Ausbildung beßnden; es ist deshalb ein angemessener Wechsel in den 
Referaten einzuhalten, und von Seiten der Vorstände deren Fortbildung 
besonders su beobachten und zu leiten. 

§ 9. 

Die Regieningsaccessisten cuncurriren nach den allgemeinen Beförde* 
rungsgrundsätzen zu den Aulstelluugeu im äusseren Dienste. 

Dieselben sollen, wenn sie die Kote der Auszeichnung in Cfreschfifts- 
gewandtheit, Fleiss , in Kenntnissen und sittlichem Verhalten fortwährend 
behaupten, bei den Vorschlägen zu den wichtigeren Anfangsstellen neben 
andern mindesteuB gleichbefahigten Candidaten besonders genannt werden. 

§. 10. 

Um talentvollen, aber unbemittelten Staatsdienstadapiranten den Zufaitt 
SU dem Accesse zu ermöglichen oder su erleiofatem, wird gestattet, dass 
denjenigen unvermöglichen Aceessisten, welche sich dtüTch Kointnisse, Fleiss, 
Brauchbarkeit und sittliches Verhalten henrorthun, Remunerationen ans 
d^ Gehülfenfond zugewendet werden. 

Die Bewilligung erfolgt auf gutachtlichen Antrag der königlichen Re* 
gierungspräsidien durch das kömgliche Staatsministenum des LmenL 

§. 11. 

Alle entgegenstehenden Bestimmungen über den Access bei den könig- 
lichen Kreisregierungen, Kammern des Innern, treten mit der Bekanntma- 
chung der gegenwärtigen Verordnung durch das Regipnni rf^blatt ausser 
Wirksamkeit; die vorhandenen Regierungs aceessisten sind jedoch nach den 
bisherigen Vorschriften zu behandeln, sofern sie nicht nach den vorstehend 
den Bestimmungen die Zulassung an den Sitiungen erlangen. 

Manchen, den 6. Deoember 1860. 

Mai. 

Br. V. fUngelsBann. v. d. Pfordten. v. ZweM. 

Auf Königlich Allerhöchsten Befehl 
der General-Secretair 

Minist.-Rath £pplen. 
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C. Aus dem Kegieruu^^sblatt für das Königreich Bayern 

VOD 1852 8. 553 ff. 

Königliche Allerhöchste Verordnung, (den Access bei den Appella- 
tions- und Kreis- und Stadtgerichten, und die Pnuis bei der 
StaatsanwaHschafi betreffend.) 

Maximilian II.» y<Hi Gottes Gnaden etc. etc. 

Wir haben Uns bewogen geiaoden^ hinsichtlich des Aeoesses bei Unse- 
ren A| ji 'llationsgcrichten und bei Unseren Kreis- und Stadt- (künftig Be- 
zirks-) Gerichten, dann in Betreff der Praxis bei der Staatsanwaltschaft in 
den Landestheilen diesseits des Hheius zu verordnen, was folgt: 

1- 

Der Access bei den Appellationsgerichtcn wird von dem Koniofe, der 
Access bei den Kreis- und 'Stadtgerichten von dem Justizminister der Juntiz 
Terlieh^ 

§• 2. 

Um den Access ])ei den Appellati aisirenchten können nur jene Rechts- 
candidaten nachsuchen, welelie bei der praktisehen Prüfung der iStaats- 
dienst-Adspiranten die I. oder II. Note erlangt haben. 

§.3. 

Der Access bei tdnem AppeUationsgerichte wird in der Itegel nur 
denjenigen iiechtscandidaten verlieheUi welche wenigstens ein Jahr lang 
dtn AoDess bei einem Kreis- und Stadtgerichte mit urfinstigem Erfolge 
baitanden haben. 

Den randidnten, welche bei der praktischen Prüfung die erste Note 
erhalten haben, kann der Access bei einem AppeUationsgerichte unmittelbar 
verliehen werden. 

§. 4. 

Accessisten dürfen weder als Gonotpienten» noch als Praktikanten oder 
Schreiber bei Advokaten arbeiten. 

§. 5. 

Der Access erlischt mit dem Austritte aus dem fJoHt hte. 
Derselbe kann jedoch, wenn dem Accessisten eme Function bei einer 
andern Behörde übertragen wird, ausnahmsweise vorbehalten werden. 

§. 6. 

Üekretaire und Protokoiiisten können bei dem Gerichte, bei welchem 
sie angestellt smd, nnr dann ansnahmsweise ssum Accesse gelassen werden, 
wenn ihre Qualifikation ausgezeichnet und aus ihrer Zulassung aum Accesse 
k«in Nachtheil fiir ihre ordentlichen Berufsgeschäfte zu besorgen ist 

§. 7. 

Die Zahl der bei einem Gerichte aufinmehmenden Accessi ten richtet 
sich nach der Möglichkeit ihrer zweckmässiffen und vollstärKliy^en Beschäf- 
tigung. Dieselbe soll in der Begel die Anzahl der bei dem Gerichte ange- 
stellten Bichter nicht übersteigen. 

§.8. 

Den Sitzungen in Civilsachen haben die Accessisten auch dann beizu- 
wohnen, wenn sie nicht selbst Vortrag erstatten, jedoch kann der C^ohts- 
Torstand emielne Aooesdston vom Besuche der Sitaungen dispenslreu. 
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Die in der Sitzung anwesenden Aooessiatan können von dem Gerichts- 
Vorstände auch in Fällen, in welchen sie nicht seihst Yortrsgf erstatten, 
zur Abgabe ihrer berathenden Stimmen aufgefordert werden. 

§.9. 

Accessisten, welche sich für die Staatsanwaltschaft auszubilden wün- 
schen, können mit Königlicher Bewilhgung bei den Berufsarbeiten der 
Stoatiaawilte an den Appellations-, dann Kr«i«- irad Stadtferiehten als 
Hnlfsarbeiter verwendet werden. 

Während der Dauer dieser Verwendung* haben sieh dieselben der 
Function eines Accessisten des Gerichtes zu enthalten. 

§. 10. 

Die Gesuche und Ertheiluug des Accesses sind mit den erforderlichen 
Belegen demjenigen Gerichte za übergeben, bei welchem der Naohsuohende 
als Accessist einautreten wfinscht. 

(^f^onrhp um Venvonfliing* hei der Staatsanwaltschaft sind bei dem 
betreffenden Oberstaatsanwälte einzureichen. 

Wenn ein Accessist sich in oder auijser dem Dienste in irgend emer 
Beziehung ein ordnungswidrige« Benehmen zu Schulden kommen lässt, so 
hat der Gerichtsvorstand ihn feuerst surechtzu weisen und, wenn die Znrecht- 
wei?tmfr fruchtlos bleibt oder • ni Verschulden schwerer Art vorliegt^ dem 
Staatsnnnisterium der Justiz Auzcij^e zu erstatten. 

Neben den Gerichtuvorständeu haben auch die StaatHauwälte der betref- 
fenden Gerichte von dem Yerhalt^i der Accessisten Kenntniss zu nehm«i 
und jede missliehige Wahrnehmung den Gerichts vorständen mitzutheilen. 
Ueber die als Hülfaarbeiter bei der Staatsanwaltschaft verwendeten Acces- 
sisten wird die Aufsicht ausschliessend von den Staatsanwälten geführt, 
weloiie eieh nach den Bestimmongen des Absatces 1 m richten ha^n. 

§. 12. 

Bei Erstattung der Antrage auf Anstellung soll auf Appellationsgerichts- 

Acoessisten, welche während einer längem Dauer des Acoesses Proboi 

einer ausgezeichneten Tüchtigkeit erelicferl und zur Fördernn«^: (^or dem 
Gerichte obliegenden Geschäftsaufgabe wesentlich beigetragen habeui vor- 
zugsweise Bedacht genommen werden. 

Auch wird unser Staatsministoiam der Justiz bedacht sein, würdigen 
Appellationsgerichts-Accessisten nach Umständen und Bedürfnisa und nach 
MasBgabe der bestehenden ConipetcnzbeHtimmungen aus hiefür verfügbaren 
Fonds Kemunerationen entweder selbst zuzuwenden, oder desfallsige Anträge 
an üns an «statten. 

München, den 81 Mai 1852. 

Maxt 

V. Melucirad. 

Auf £. aUerh. Befehl 
der Generalsekretair. 

Statt dessen 
der geheime Selcretair 

Nemmeyer. 



Digitized by Google 



teo 



DeatBche Stadien- imd EuHnenordniuigen. 

TV. Kftnigreioh HaaiuiTer. 



Aus- der Gesetz-Sammlung für das Königreich Hannover. 
Jahrgang 1848. I. Abtheilung. Nr. 37. S. 151. 

Verordnung, (He academischen Zeugnisse behuf Zulassung zum 
Examen für Candidaten der TheoloiriV nnd Jurisprudenz, so 
wie für Aerzte und Wundärzte betreliend. Hannover, den 
30. Mai 1848. 

Ernst August, von Gottes Gnaden Könisr von ITjinrovpr, Köniqflicher 
Prinz von Grossbritannien und Irland, Herzog von CumbeJ-land, Herzog 
m Brannschweig und Lüneburg etc. etc. 

Wir finden Uns veranlaBst, hinsichtlich der von den Caudidaten der 
Theologie und Jurispntdens, sowie von den Aerzten und Wundärzten behuf 
Zulassung zum Examen beizubringenden academischen Zeugnisse , unter 
Aufhebung der entgegenstehenden bisherigen speoieUen Vorschriften^ das 
Folgende zu verordnen: 

§• 1- 

Es soll auch in Zukunft dar Gandidat gehalten sein, durch Vorlegung 

academischer Zeugnisse darzuthun, mit welchen Gegenständen er sich ai^ 
der Universität beschäfti^rt habe und wird Niemend zum Examen ^iiffpla^sen 
werden, welcher nicht darthut, dass er einen vollständigen Cursus der- 
jenigen Hauptwissenschaft (der Jurisprudenz/ Theologie, Medicin), in welcher 
et f&r den künftigen Dienst geprüft zu werden Terlangt, absolThrt habe. 

§.2. 

Dagegen werden die -beizubringenden Zeugnisse über die etwa noch 
besuchten Ncbencono[,nen, mögen dieselben liistorifclif, philologische, 
philosophische, naturwissenschaftliche, mathematische oder cameralistische 
sein, ledighch dazu dienen, der Prüfungsbehörde das Urtheil über die 
wissenschaftliche Richtung und Befähigung des zu Profenden zu erleichtern. 

Wir vertrauen zu den Studirenden, dass sie in dieser ihnen gestatteten 
unbeschränktem Wahl der Mittel bei ihren Studien den Geist der Wissen- 
schaften richtig auffassen, sich darin zu tüchtigen Geschäftsmännern aus- 
bilden und überhaupt ihre Vorbereitung for den küniti^cn Staatsdienst so 
durchfuhren werden, um in der denmächstigen Prüfung den Forderungeni 
welche an sie gemacht werden müssen, grenügen zu können. 

Gegeben Hannover, den 30. Mai 1848. 

Ernst Auj^ust. 

Stüve, Dr. 



Aus der Gesetz-Sammlung für das Königreich Hannover. 
Jahrgang 1856. I. Abtheiiung. Nr. 2. S. 3 ff. 

Bekanntmachung des Königlichen Jastiz-Hinisteriums, die Prüfung 
and weitere Ansbildung für den Justizdienst betreffend. 
Hannover, den 8. Januar 1856. 

Auf Grund des §. 89 des Gesetzes Aber die Genohtsrafassuiig vom 

8. November 1850 erlassen Wir zur Ausführung der §§. 78 und 82 des 
gedachten Gesetzes die nachfolgenden Vorsohriftoi: 
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§. 1. 

Bio Gesttohe um ZnUMBwotg zur erst^ jnristisclieii PriUbngr sind «a dai 

Juaticmmigterium zu richten. 

Sie müRsen ftpätestens bifl sam 1* April und 1. S^tember ein«« jeden 
Jahrs eingebracht werden. 

Sp&t^ eingebrachte Geanehe werden bis zum nächsten Termine snr&dc- 
gelegt. 

§. 2. 

Die von den Bittstellern selbst zu verfassenden und zu unterschreiben- 
den Gesuche müssen rücksiehlich des Alters, der Familien- und Yermögenso 
TerhUtineBe faian«re Angabon «ithalten. 

Anoh tat erforderlichen Falls die StaatMmgchörigkdt das BittatsÜM 
nadumweisen. 

§. a. 

Den Gesuchen sind beizufügen: 

1) das MaturitätaseognisB ; 

2) das Universitätszeugniss, aus welchem hervorgehen muss, dass der 
Bittsteller mindPKtens dre^ähnges joriBtisohes Studium auf einer deutschen 
Universität absoivirt hat; 

8) dn Aufsatz, In welchem der Gang der ÜniTersititsstadienj so#ohl 
hinsichtlich der Rechtswissenschaft^ als der ^übrigen wissenschaftUchen Aas- 
biWunjj darziilog-pn ist; 

4j selbstständige Arbeiten (wohin jedoch die in den practischeu Goilegien 
gelieferten nicht zu rechnen), falls der Bittsteller bei seinen Studien sn 
SoL lif ri bereits ^escliritten ist. 

In Betreff des Collegienbesuchs (Nr. 2) behält es bei der Verordnim;^ 
vom 30. Mai 1848 sein Bewenden. Vergl. jedoch §. 1 der Verordnung 
über die Vorbildung und Prüfung der Verwaltungsbeamten. 

§. 4. 

Im Falle der Mangelhaftigkeit des Gesuchs wird dem Bittsteller die 
Abhülfe des SCaogels binnen besttnnnter Frist aufgegeben werden, deren 
unbenutzter Ablraf die Znrücklegnng des Gesuchs als yerspätet (§. 1) snr 

Folge hat. 

Ist das Gesuch dagegen zulässig und frei von Mängeln, so erfolgt die 
Zolsssung zur Prüfung mit der Weisung an den Bittsteller, behuf Empfang- 
nahme einer Processacte sich bei dem Vorsitzenden der Prüfungsconunission 

(§. 5) binnen bestimmter Frist persönlich zu melden . deren unbenutzter 
Ablauf das Aus.scheiden des Eechtaoandidaten aus der Zahl der zur Prüfung 
Zugelassenen zur Folge hat. 

§. 5. 

Die Commission behuf Vornahme der ersten Prüfung soll in Hannover 
ihren Sita haben. 

Derselben wird ein Protocollfillirer und ein Bote beige^ben wurden. 

§.6. 

Die Gerichte werden ang'e\\ie9en, den auf die Prüfung sich besiehenden 
Bequiskionen der Prüfungscommission Folge zu leisten. 

§• 7- 

Zu jeder Prüfung bedarf es der Theilnahme von drei Mitgliedern der 

Commission. 

Fftr BefaindenuigBflUc sind die Uitglieder der sweiten Frdfbngucom- 
mission (§. 37) den Mitgüedeni der ersten Prufongseommission substiiuirt 
und umgekehrt. 

H. Ortlofr, ]lelkod«l«|ie d. Rcchlt-a Stsslswiliwichsft. 11 
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§. 8. 

"Der Yorsitzende der Commission hat dem sich meldenden Candidaten 
behuf Aafertiguug einer schriftlicheii Aeiation eine Prooess^cte g^gen 
EmpfangsbescEeinigang und nntcar Yeewmnag auf die ViKrtolurifteii d«r 
§§. 9— Ii dasB» Bekftimtiiiaehiing übergeben. ■ 

. . §• ^- 

Aus der Processacte ist eine förmliche Proberelation zu bearbeiten. 
Bei dieser Bearbeitung darf sich der Candidat fremder Hülfe nicht be- 
dienen und hat am Schlüsse der ÜeiuBchrift folgende Erklaruug: 

,Joh TertiGbere en Eides Statt, dam icb bei der AniaiiMihmg der 
▼orstehenden Relation fremder HOlfo miob niebt bedieai bafae." 
abnifebev^ dieeelbe aacb £ii «ntoseichnen. 

§. 10. 

Die Relation ist am Sitze der Commission auszuarbeiten. Nur in <*ehr 
dringenden Fällen wird eine Ausnahme von dieser Regel vom Justiz- 
mbiiBteiiiuik geitftttet werden. 

§. 11. 

Spätestens bis zum Ablaufe einer zweimonatlichen Frist, angerechnet 
vom Tage des Empfanges der Processacte, ist diese nebst der von dem 
Candidaten selbst anzufertigenden Reinschrift der Relation an den Yor- 
ntmden der Gommisrion absaliefem. 

FristTerlängerungen sollen nur am sebr erbeblioben , geniigend be> 
idieinigten Gründen gestattet werden. 

Eine erste, höchstens 14 Tage betragende Fristverlängerung kann von 
dem Yorritseaden der Commisiion, jede weitere Fristverlftngening wir vom. 
Jlietisministeriiun gewährt werden. 

T)rv unbenutzte Ablauf der Frist hat flie sofortige Rückforderung der 
ProcessHcte und demgemass das Ausscheiden des säumigen Candidaten aus 
der Zaiü der zur Prüfung Zugelassenen zur Folge. 

§. lä. 

ITaobdem die Relatimi bei den MtgUedem der Prfllbiigtcoainiieiioa 

drculirt hat, ist der Candidat bebnf mündlicher Prüfung vorzuladen. 

Sollte jedoch die Relation einen solchen Mangel an Beurtheilungskraft, 
Rechtskenntnissen oder allgemeiner Bildung verrathen, dass von der Zu- 
läteting ihres Yerfaeeen Eur weiteren Yorberatnng, wenigsten» tot d«r 
Hand, kein Nutzen zu erwarten , so iit dieserbalbi unter Einsendiing der 
Arbeit} an das jHetismimeteriiun zu berichten. 

§. 13. 

Die mündliche Prüfun^f^ poll m d^r KeLi' 1 nicht unter zwei Stunden 
dauern und sich thunlichst auf sammtiichc Zweige der Rechtswissenschaft 
emtreoken. 

Es ist dahin zu streben, dass sich klar herausstelle, ob der Candidat 
gute natürliche Fähigkeiten , insbesondere eine gesunde Beurtheilungskraft 
besitzt, so¥de ob er neben den zur aligemeinen Bildung erforderlichen 
Vorkenntaiesen, tüchtige recbtewisBoiiBduätticbe Kenntnisse, insbesondere 
der Rechtsquellen, erworben hat. 

In letzterer Beziehung ist vorzugsweise zu erforschen, ob dn? Wissen 
«n zusammenhängendes, durchdachtes, klares, mithin lebendiges und sicher 
auinraiKdflaide» ist. 

§. 14 

Nach beendigter mändHoher Prtfbag, wor&ber ein ProtocoU aufzu- 
nehmen, hat die Prnfungscommission zum gedaehfen Protocnllp mit RöoId* 
sieht auf den Gesammterfolg der Prüfung sich darüber auszusprechen: 
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ob der Geprüfte dk Prfifangr bartiiideiiy 

and im BejaTiung-sfallp : 

ob er die Prüfung „genügend", „gut'* oder „ausgezeiclmet" bestanden. 

Dieser Ausspruch ist bezüglich des Ei^ebnisHcs sewohl der schrift- 
licheu als der mündlichen Prüftuig näher 7:u begründen. 

Jedes Mitglied, welrhr - riicksichtlich der Frage, ob die Prüfung be- 
staTiden «Ol, dissentirt, ist verpflichtet, seinen Dissens in einem, dem ProtocoUe 
beizuiugeudexx buiiriftsatze naher zu begründen. 

§. 15. 

Die F^fangseomnuseioii kann, 'wenn sie fBr erforderlich luUt^ dne 
grössere Sieherlieit des ürtheils zn (pewmnen, die Anfertiguig von Qausttr- 

arbeifen verf^gfi^. 

Zum Gegenstände dieser Arbeiten sind vorzugsweise Beurtheiiungon 
einfkclierw Hechtsfiille und Erklärungen von Gesetsesstellen zu wählen. 

Ob der Gebranch von Hülfsmitteln , eventuell welcher, sn gevilmn, 
hängt vom Ermessen des Vorsitzenden der Gommission ab. 

§. 16. 

Das PrüfungsprotocoU nebst Proberelation ist von dem Vorsitzenden 
der Commission berichtlich an das Justizministerium einzusenden. 

§. n. 

Candidaten, welche wegen ungünstigen Erfolgs der Prüiung zurück' 
gewiesen werden, können nach dem Ermessen des Jnstasministminnis su 
einer einmaligen Wiederholung der Prüfung zugelassen werden, jedoch 
mrhi vor Ablauf eines Jahrs, falls nicht dringende Grunde dne AbkQmiig 
dieser Frist rechtfertigen. 

§: 18. 

Bei gdnstigan Erfolge der Prüfung werden die Candidaten zu Auditoren 
ernannt wid an den Geschäften eines bestimmten Amtsgerichts mtgelassen. 

§.19. 

Auditoren, welclie zu Tli nchts-Aseessoren ernannt zu werden wünschen, 
haben mindestenR zwei und ein halbes Jahr an den amtsgerichtlichen Ge- 
schäften Theil zu uehmeu. 

Wir behalten Uns vor, nach Umstanden eine Ausnahme von dieser 
Vorschrift rneksichtlich der bereits zugelassenen Auditor«! insoweit ein- 
treten zu laf^ien, als es denselben we/>e"n der gesetzlichen Be- 
stimmung einer halbjährlichen Beschäftigung bei den Ober- 
geriohten bez. Advocaten unmöglich ist, jener Vorschrift 
naohsnkommen. 

§. 20. 

Wegen Zulassung zu den Geschäften der Obergerichte und Advocaten 
haben die Auditoren ihre Anträge an das Justizministerinm zu richten. 

Anträge, welche auf Zulassung zu den Geschäften eines Advocaten ge- 
richtet sind, hat dieser zum Zeichen der €knehmigung zn nnteiseichBen. 

§. 21. 

Die Vorsitzenden der Gerichte haben die zu den gerichtlichen (Geschäften 

zugelassenen Auditoren erst dann zu entlassen, wenn ihnen die, die Zu- 
lassung der Auditoren zu anderweiter Beschäftigung oder zur zweiten juristi- 
schen Prüfung verfügenden Rescripte abschriftlich zugegangen sind. 

Ungleichen haben die Advocaten die zur Tlieilnahme an ihren Ge- 
schäften zugelassenen Aiiditnren von dieser Theilnahme erst dann ?u ent- 
binden, wenn die Auditoren zu anderweiter Beschäftigung oder zur zweiten 
juristischen Prüfung zugelassen worden sind. Die Auditoren haben zu diesem 
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Zwecke die, diese ZväaMBung Tcvfigenden Resoripte den AdTOoaten vor- 
zolegen. 

§.22, 

Die Auditoren sind auf Anweitnag des Juetianinittenums xa beeidigen. 
Sie schwören, nach yorgiagigem Huldignngseide, wie »eohfolgt: 

loh schwöre u. b. w. 
„dass ich die mir übertragenen und später zu äbertragenden 6e- 
«iichftfte, insbesondere die FrotoeoUAhrung, nach den Gesetcen nnd 
Dienstanw^ungen getreulich nnd fleissig versehen, die vermöge 
mfiTior (lipTistliclieu Beschäftigung zu meiner Kenntnisa gelangenden, 
Geheimhaltung erfordernden Angelegenheiten Niemandem^ ab dem 
es stt wissen gebührt, offenbaren und mich jederseit so betragen 
wolle, wie es einem redlichen Auditor wohl ansteht nnd gebohrt;** 
So wahr u. s. w. 

Von dem Tage der Beeidigung beginnt die vieigährige VorbereitungsMst. 

§ 28. 

Die Auditoren stehen unter der besonderen Aufsicht der Gerichte 
und Advocateu, bei welchen sie zur Zeit beschäftigt werden. 

Diese lieben sowohl auf das gescb&ftHohe, als das sittliche Betfsgen 
der Auditoren su achten, nnd sind belogt, wie Terpflüchtet, Erinnerungen 
und Weisungen zu ertheilen. 

Bleiben Erinnerungen und Weisungen fruchtlos, so ist hiervon, wie 
auch Ton gröberen Verstössen dem Justizministerium Anseige zu machen. 

Yergl. auch §. 9 ff. bezw. §. 1 des Gesetzes, die Einrichtung von An- 
waitscammem betreffend. 

§. 24. 

Die hoi Arivocaten beschäftigten Auditoren stehen ausserdem unter der 
besonderen Aulsicht der Staatsanwaltschaften. (§. 23. S. 2 und 3.) 

Dieselben haben insbesondere auch darauf zu sehen, ob die Auditoren 
bei den betreffenden Ad vocaten genügend beschäftigt sind und werd en inge- 
wiesen, zu diesem Zwecke die GeschftftsTerzeicbnisse (§. 27) von Zeit zuZeit 
sich vorlejren zu lasgen. 

Hinsichtlich derjenigen Auditoren, welche bei nicht an Obergerichts» 
orten wohnenden Advocaten beschäftigt worden, sind die den Staatsanwalt^ 
Schäften übertragenen Functionen Ton dem Vorsiteenden des betreffenden 
Amtsgerichts wahrzunehmen. 

§ 25. 

Den Gerichten und Advocaten wird zur dringenden Pflicht gemacht, 
die Ausbildung der bei ihnen zur Beschäftigung zugelassenen Auditoren mit 
•allen Kräften zu befördern, dieselben insbesondere in die betreffiniden 
Geschäfte, ihrem ganzen Umfange nach, emznf&bren. 

§. 26. 

Die Auditoren haben sich aller Nebengesehäfte zu enthalten, insofern 
nicht die üebernahme eines einzelnpn Geschäfts von dem Vorsitzenden des 
betreifenden Gerichts, bezw. der Staatsanwaltschaft (§. 24) ausnahmsweise 
ihnen getitattet wird. 

Die Uebemahme ron Nebengesehälten bei dem Gerichte, zu dessen 
Geschäften der Auditor zugelassen ist, darf nur unter der doppelten Vor- 
aussetzung gestattet werden, dass es sich um eine nothwendige Ver- 
th eidigung (§. 73. S. 3 der Strafprocessorduung) handelt, und dass es 
ausnahmsweise an der zur Ywtheidigung erforderlichen Anzahl von am 
Orte der schwuvgeriehtlichen Terhandlungen ansässigen Advocaten feUt, 
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Die tTebemalime yon VerOieidigangreii aaeh Hass^abe des § 73 der 
Sinilj[>roce8Sordnang, sowie das Verhandeln in bfirgerhchen Streitigkeiten 
itaeh Maspgabe des §. 104 flcr ))(irgerHchen Processordnung^ i^i bezüglich 
der bei Advocaten beschäftigten Auditoren als Nebengeschäft nicht anzusehen. 

§. 27. 

Die Auditoren haben ein Geschäftsverzeichniss zu fuhren. 
In diesem sind allwöoheiitlicli üe1»erBK»hten der Geschäftsthätigkeit 
unter Hervorhebung der ehuselnen bedeutenderen Gesohaite und Avaarbei- 

tnngen zu goben. 

Diese Üebersichten hat der Auditor allwöchentlich dem betreffenden 
Obergerichtsvorsitzenden, Amtsrichter und Advocaten zur Durcheicht vor- 
znlegen, welche dieselben allwöchentlich mit ihrem „Geseheii*^ ihrem 

Namen und dem Datum zn vorsehen haben. 

Die die Aufsicht führenden Personen haben auf eine genaue Beachtung 
dieser Vorschriften mit Strenge zu sehen. 

§• 28. 

Die Zeugnisse für die Auditoren sind mit strengster Gewissenhaftigkeit 
anszustellen. 

Dieselben haben sich sowohl auf die geschäftliche Thätigkeit nrif^ den 
Grad der erlangten Ausbildung, insbesondere bezüglich des mündlichen 
Vortrages, als auch auf das sittliche Verhalten des Auditora zu erstrecken. 

Sind erheblichere Lfleken im theoretischen oder practascben Wiesen 
des Auditors hervorgetreten, so ist dieses bemerkbar zu machen, auch 
ferner hervorzuheben, in welchen Geschäftszweigen der Auditor Tonsngs- 
weise beschäftigt worden sei. 

§. 29. 

Die Zengniese sind sofort nach erfolgter Entlastung des Auditors aus- 
zustellen und dem Justizministerium zu übersenden, von den Gerichten als 
Anlage des Berichts über die erfolgte Entlassung, von den Advocaten 
unter Couvert ohne Begleitbericht. 

Zeugnisse, welche nach dieser Yorschnft berdts einnuenden ffeweasn 
wären, bislang aber noch nicht eingesandt worden sind, wwden bia Ende 
Februar d. J. dem JustianimBterium zu übermitteln sein. 

§. 30. 

Die obergerichhchen Zeugnisse sind nicht vom gesammten Gerichte, 
sondern ron dem YorsitKenden der behvffenden Geriobtsabtheilung bezw. 
dem Staatsanwälte oder Untersuchungsrichter, unter dessen specieller Auf- 
eicht der Auditor beschäftigt gewesen ist, auszustellen. Hat eine dauernde 
Beschäftigung unter der Leitung verschiedener Personen stattgefunden, so 
ist von jeder derselben ein Zengniss auszustellen. Diese Zeugnisse sind 
d«m Prftridenten des Gerichts offen zuzustellen und von diesem, mit einer 
Aeusserung über das sittliche Verhalten des Auditors begleitet» dem «Tustas- 
ministerium zu übersende. 

8- 31. 

Den bei Advocaten beschäftigten Auditoren kann ein Urlaub bis au 

S Wochen von jenen bewilligt werden. Weiter gehende ürlaubsgeBuche 
sind, zugleich mit einer Erklärung des betreffenden Advocaten über Zu- 
läasigkeit des erbetenen Urlaubs, an die vorgesetzte Staatsanwaltschaft zu 
richten. Diese kann einen Urlaub bis zu 6, bezw. bei Beisen in das ausser- 
deutsche Ausland bis zu 3 Wochen selbst bewilligen, hat dag^en wdler 
gehende Urlaub «cresuche dem Justizministerium vorzulegen. 

Wegen Beurlaubung der bei den Gerichten beschäffitrten Auditoren 
entscheiden die Vorschriften des Generalrescripts vom 4. Julius 1863. 
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§. 83. 

Nach Ablauf der ▼ie^'fthngen VorbereitungSMit haben die Auditoren 
ihr Gesuch nm ZtHMsang mr sweiten Pröfuig aa das Jiutiministehttm 

zu richten. 

^ne Abkflnang der Friit findet niclit Statt. (Yergl. jedooh §. 88 des 
Greietzes über die Gerichtsverfassung.) 

Lässt der Auditor ein halbes Jahr nach Beendigung der Vorbereitungs- 
zcit ohne Meldung zur Prüfung verstreichen, so wird sein Name in der 
Auditorenliste gestrichen, es wäre denn, dass eine Verlängerung der Vor- 
bereititngBfinst aiu IxiftigOA Oründob Tom JuBtimuiiiBteriiim bewilligt word^ 
wire* 

§ 33. 

In den Gesuchen sind unter Hervorhebung des Tages der Beeidigung 
die einselnen Geriobte und AdTocatm, bei we&ben, so wie die Zeit, wftb- 
rend welcher der Auditor bei den einzelnen Grachten nnd Advooaten 
beBchäftigt gewesen ist, zu bemerken. 

§. 34. 

Den Gesuchen sind beizufügen : 

1) ein Aufsatz, in welchem der Gang der Studien walirend der vier- 
jalixigen YorbereitangsfiRbt in Betreff Bowolil der practiBchen, als der tbeo- 
retxsoben rechts wissenBcbafblichen Ausbildung darzuleg^ iat; 

2) das Geschäftaverzeichnibis (§ 27); 

3) Abschriften practis(;her Ausarb eitungfen, mit der Bescheinigung des 
betreffenden Obergerichtsvorsitzeuden, Aiutsricbtera und Advocaten, dass 
der Auditor diese Arbeiten selbst verfasst habe, versehen; 

4) rechts wi^:-onschaftliche Aufsätze, mit der Yenicherong, dass dieselben 
von dem Auditor gearbeitet seien, versehen. 

Zum Gegenstande dieser Aufsätze ist ganz vorzugsweise das Landes-, 
Firovinsial- und Statntairecht, besonders mit Bnckflieht der Stellung desB^« 
ben nun gemeinen Rechte, zu wählen. 

Zugleich hat der Auditor das Gericht, bezw. den Advocaten, bei 
welchem er zur Zeit beschäftigt ist, nm die Ausstellung' und Einsendung 
eines Zeugnisses, auch um berichtliche Uebersendung einzelner, namhaft 
za machender üntPTSttchangsacten, in welchen er das F^tocoll gel&hrt hat, 
die betreffenden Gerichte zu ersuchen. 

Diesen Gesuchen hab^ die Gerichte, bezw. Advocaten unTennglieh zu 
entsprechen. 

§. 86. 

Lasst die Prüfung des Gesuchs dessen Gew&hrung nnbedoiklich evsohei- 

nen, so wird der Auditor zur zweiten Prüfung zugelassen und angewiesen, 
bei dem Vorsitzenden der zw'eiten Prüfungscommission (§. 37) binnen 
bestimmter Frist sich persönlich zu melden. 

§. 37. 

Die zweite Prüfungscommission soll, gleich der ersten, zu Hannover 
ihren Site haben, auch einen ProtocollfÜbrer und einen Boten beigeordnet 
erhalten. 

Auf dieselbe finden die Yorschriften der §§. 6, 7 gleichfalls Anwendung. 

§. 38. 

Rücksichtlich der zweiten Priifung greifen im Allgemeinen die Bestim- 
mungen der §§. 8 — 17 Platz, unter Berücksichtigung jedoch der nachfol- 
genden Yorscbrilteii. ($§. 89^-46.) 
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§. 89. 

Dem zu Prüfenden werd«i twei Processacten fibergeben, die eine ror 
Anfertigung einer schriftlioheu Frobcrelation, die andere behof JSrstattimg 
eine« mdndfiekeB Yoitrages. 

§. 40, 

An die Stelle der nreimonatficlien Frist, imwrlialb welober die schriffc« 
Hebe Relation abzuliefern (§. 11), tritt eine sechewöcbige ; dagegen wird 
das Erfordeniiss der eigenhändigen Anfertigang der Beinachnft naob- 

gelassen. 

§. 41. 

Zwischen dem Tage, an welchem die schriftliche Relation abgeliefert 
wird, und dem Tage der mündlichen Prüfung muss dem Auditor zur spe- 
delleren Vorbereitung auf den mondliclien Yorlrag eine Zeit TOn mino»- 
itent sehn Tagen frei bleiben. 

§. 42. 

Die mündliche Prüfung beginnt mit der £rstaitiuig de« mindlichen 

Vortrages. 

Derselbe ist frei zu halten; doch darf der zu Prüfende bei der Darle- 
gung des factischen SacbTerhalts der Acten, bei dem Vortrage der redii* 
liehen Beurtheilung kurzer schriltliohw Bemerkongen nr Untentfiftnisg 
des GedächtniHses sich bedienen. 

Nach beendigtem Vortrage hat der zu Prüfende den Entwurf der 
IMieiliformel mit Enteeheidnngegrönden, imgleichen die ErUinmg an 
Eides Statt, dass er nich bei der Vorbereitung zu dem erstatteten mündli- 
eben Vortrage fremder Hülfe nicht bedient habe, dem Voreitienden n 
übergeben. 

§. 43. 

An den mündlichen Vortrug schliesat sich die Pruiuug durch Vörie- 
gvng cinBelner Fragen, BechtefiUle vnd GeaetiesateUen. 

Es ist besonders die practische Tüchtigkeit, sowohl hinsichtlich der 
festeren Begründung der theoretischen Kenntnisse und der epeciellerea 
Bekanntschaft mit den vaterländischen Gesetzen und Einrichtungen, als 
eneh in Betreff der Gesohiltegewandtheit sn erforsohen. 

Die Prüfungscommiesion ^rird angewiesen, in Betreff der zweiten Prü- 
fimg, besonders bei der Beschlussfassung über die Frage, ob die' Präfang 

bc^tanrlpii sei oder nicht, mit derjenigen Strenge zn verfaTiren, welche 
durch das Interesse des Dienstes gefordert, und durch die Erwägung, dass 
dem Auditor eine vierjährige Vorbereitungsfrist für den Justizdienst ge- 
stattet war, gerechtfertigt irird. 

Sie hat hei der Beurtheilung des Ergebnisses drr Pnifung die ihr zu 
übersendenden Arbeiten des Geprüften, imsrleichen die Befähigung desselben 
zum mündlichen Vortrage in Mitberucksichtigung zu ziehen, in letzterer 
Benehimg auch jedesmal das Erforderliohe nm PrikftmgsprotoooUe her* 
vontnheben. 

§.45. 

Lftsat der Auditor, welcher die PrüAmg moht bestanden hat, ein nnd 

ein halbes Jahr ohne wiederholte Meldung zur Prüfung Terf^treicben, «fo 
wird sein Name in der Auditorenliste gestrichen, es wäre denn, dass eine 
Verlängerung der weiteren Vorbereitungszeit ans triftigen Grfinden Tom 
Jnstiamiiiisterinm bewilligt worden wire. 
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§. 46. 

Wir behalten Uns vor, die obigren AuBfühnmg'svorschiiften, welche an 
die Stelle der betreffenden Bestimmungen der Bekanntmachnng de« Jastiz- 
mmisteriiuiis Tom 15. Septbr. 1862 treten, n ergiamn oder tSraiiiden. 

Hannover, den 8. Jennur 185CL 

Königl. Hannoversches Justizministeriuni. 
P. f. d. Beeken. 



Xdnigreioli Saohseik 



A. Studienplan für diejenigen, wdche die Rechtswissenschaft auf der 
Universität Leipzig studiren. 

Der TOrliegfende Stadiennlin hat nun Zweck, thetl« die Yorleenngen 
«nfznsählen, welche von Stodlroiden der RechtswissenHoliaft w.ilu c nd ihrer 

academischen Laufbahn ?n hören sind, theils die Ordnung zu bestimm/^n, 
in der sie am zweckmässigsten gehört werden können. Diejenigen Vorle- 
sungen, welche ganz unerlässUeh eind, und deren BesiM^ daher von Jedem, 
der sich dereinst bei der Juristeniacultät zum Examen meldet, durch Zeug- 
nisse der academischen Lehrer zu bescheinitr« n i«t, sind mit * bezeichnet; 
was jedoch nicht zu dem Missverständoiss verleiten darf, als ob die übri- 
gen hier verzeichneten Vorlesungen überflüssig seien, und unbeschadet der 
YoUetaiidisrkeit nnd Grdndlichkeit des jurisÜBchen Stadimns Terabsännt 
irerdeii konnten. 

A. YereeiobnitB der Ton Stndirenden der Reohtswieeeneckaft 

xn hörenden Yorlesnngen. ') 

1. Logik. 

2. Allgemeine Weltgeschichte. 

3. Juristi'^cho Encyclopädie und Methodologie. 

4. ^Institutionen und Geschichte des römischen Rechts. 

5. ^Natnrrecht oder phflotophitdie Reehtelehre. 

6. *Pandecten. 

7. ^Deutsche Staate- und Aechtegesohichte. 

8. Psychologie. 

9. ^Deutsches Privatrecht. 

10. *Lehnrecht. 

11. ♦Criminalrecht. 

12. Sächsische Gesrhirhte. 

18. ^Philosophisches oder allgemeines Staatsrecht. 
Ii. ^Kneohfliureeld:. 



•) Nach der Verordnung vom 2R. Jaiiuar und IG. April 1859 sollen die VorlMongen 
über 1), 2) und ^) nicht mehr obli(;atorisch sein, es ist aber den Stndirimden aller FacuItiiteB 
lar rUchl geinachl wordes, det BeaiicJi zweier Biiadeatenf TieratSadigM VorI«saiig«Mi mut Mn 
fiebiei der philosophiscbmi HavptwifteiiiclwfleB, tn dcacn Jedoeb dl« Reeblsplitosopifo 
(Natürrecht) nirht gerechnet wird, als: Einleitung in die Philosophie nnd LogiK (verbunden), 
Pa;fctaologie, Melaphy^aiK, philosophische filhik, Religionspbilosophie, Aetibetik, und Geschichte 
4m PMiMOf ÜB M «er ABMldtt^f sb« Bimmb BedwnniM». 
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15. Metaphysik. 

16. *DeutBche8 Stafttneoht und öffentliolieB Re^t de« deuieoheii 

Bundes. 

17. *SftoIi8i8oIieB PiiTwbreoht. 

18. *CriminE]prooeBB. 

19. *Civilproces8. 

20. Moral- und Religionsphilosophie. 

21. Geschichte der Europäischen Staaten. 

22. *SächBi8che8 Staatsrecht. 

23. Geri(!htliche Armeikimde. 

24. *Relatoria. 

25. Practica. 

26. GiTilietiirohe LiterSrgeschiehte. 

27. Siaatswissenschafteiiy und inabetondere 

*National-Oecononiie. 

28. Vorlesungen über einzelne Theüe des Bechts, z. B. Erbreckt» 
Obligationenreoht, Wechselrecht, Conoorsprocese. 

29. Exegetische Vorleanngen, z. B. über eine Schrift (oder deren 
Bruchstücke) eines römi^^rhrn Juristen, über den Text der Justi- 
nianischen Institutionen oder auserlesene Stellen anderer Theile 
de« Corpus juris civilis, über den Sachsenspiegel und dgl. 

30. Disputatoria und Examinatoria. 

31. Mathematische und philologische Vorlesungen. 

B. Bemerkungen über zweckmässige Anordniing der yer- 

zeichneten Vorlesungen. 
Die b^deii letstem unter Kr. 81. bemerkten Arten der Vorlesungen lassen 
eioh nicht einem bestimmten Sernester ausschliesslich zuweisen, sondern 
smd, so weit es thunlich ist, auf die ganze Studienzeit zu vertheilen, imd 
werden um so dringender empfohlen, je gevinsser i^t, dass das Studium 
der Mathematik die Denkkraft übt und den Verstand schaiit, die Bekannt- 
schaft mit dem classischen Alterthnme aber, zu deren Erhaltung und Be- 
festigung die philolügisohen Vorlesungen dienen, den Ideenkreis erweitert, 
den Geschmack läutert, und eine Schutzwehr gegen todte Mechanik und 
versinken in Stumpfheit des Geistes ist. Eben so ist auch der Besuch 
philosophischer und geschiehtlioher Torlesungen, deren Nothwendigkeit für 
die r; Piste B ildung überhaupt keinem Zweifel unterliegt, so viel als moglioh, 
in jedem .Semester oder doch während de« irrös<^em Theils der academi- 
schen Studienzeit mit dem Besuch der juristischen Vorlesungen zu ver- 
binden, um das Studium vor Einseitigkät äer Biebtang zu bewahren. Das 
für kthiftigM Oeschäftsmänner und Staatsdiener ebodUls unentbebriiche 
Studium df r Staatswissenschaften und infsbe^onderc der Nationaloeconomie 
ist am zweckniässigsten einem der letzten Semester vorzubehalten. — Was 
nun die eigentlich juristisoben Vorlesungen anlangt, so sind bei ihrer An- 
ordnung hauptsächlich folgende Regeln zu beobachten: 

1) Dass das römis(die Recht vor den andern positiven Er. Iitrn neuem 
Ursprungs, und von jenem wiederum die Institutionen nebst der Rechts- 
geschichte, als die geschichtlich - dogmatischen Elemente des römischen 
Rechts vor den Pandekten, als der ausföhrlicbem, mehr in das Einsefaie 
eingehenden, und zugleich durch die Rücksicht auf die heutige Anwend- 
barkeit geleiteten Darstellung jenes Rechts, zu hörpn pind. 

2) Dase Vorlesungen über aligemeinere Disciphnen denen über speciellere 
vorangehen müssen, namentlich also die Aber das deniecke FriTatcecht 
denen über das sächsische Privatrecht, desgleichen die über da« aUg« 
Staatsrecht denen über das deutsche Staatsrecht, und diese niederum 
ÜMor das sftchsische Staatsrecht. 
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Dentaohe 9MI«ii* nd XmiMnordiniiigeiL 



B) Dass die Vorträge flbw das geriohtliche Yerfahren in Keolktssachan 

dpnrn nher das Rechtssystem selbst erst nachfolgen können. Daher kann 
der ( riTDinalprocess erst nach dem Criminalr'^c'hf, und der Civilprocess 
erst nach dem römischen und deutschen Recht mit Nutzen gehört werden. 

4) DasB Vorlesungen über einzelne Theile des Hechts nicht vor dem 
Gänsen, dessen Theile sie sind, sondern entweder gleichseitig mit demsel- 
ben, oder erst nachher zu hören sind. Es würde daher unzweckmässig 
»ein, z. B. besondere Vortrage über Erbrecht oder 0))ligationenrecht vor 
den Pandekten, Wechselrecht vor dem sächsischen Recht, Coucursprocess 
vor der gesammten Processlehre zu hören. 

5) DasB solche \'orle8ungen, mit denen practische Uebungen der Zuhörer 
verbunden sind, namentlich Beiatom nnd die schlechthin sogenannten 
Practica, erst in das letite Stadium der aeademischen Laufbahn gehören. 

Manche Vorlesungen lassen sich, je nach der Verschiedonhoit des 
Gesichtspunktes, aus welchen sie aufg^efasst werden, verschiedenen Zeitab- 
schnitten des academischen Lebens übemeisen. So ist z. B. die juristische 
Encyclopädie, insofern sie einen UebefbÜck Aber das Gesammigebiet der 
Rechtewissenschaft zu gelten, und die historische Kntwickclung so wie den 
Innern Zusammenhang der einzelnen Theile derselben nachsrnweispn hat, 
als Einleitungslehre für das juristische Studium anzusehen, und also m das 
erste Semester zu stdlen. Ba indessen der Zusammenbang der einzelnen 
Disciplinen der Reditswiteenicbaft anschaulicher nnd verständlicher wird, 
wenn man sehon eine jre\viN«e Kenntnisn vom Inhalte jener einzelnen Theile 
sich erworben hat, ho kann die juristische Encyclopädie, zumal wenn man 
sie auch ans dem Oesiobtspunkt einer summarischen Wiederholung der 
ganzen Hechtswissenschaft auffasst, mit grossem Nutzen auch erst am Ende 
der academischen Laufbahn gehört w^erden. Auf ähnliche Weise ist auch 
das Naturrecht oder die philosophische Rechtslehre, da sie das Recht 
wissenschaftlich zu begründen, und die durch die Vernunft erkennbaren 
allgemeinen ReiUitswabiheiten, auf denen melur oder weniger jedes positive 
Recht beruht, systematisch zu ent^vickeln hat, als einleitend für das positive 
Rechtsstudium zu betrachten, und nach diesem Gesichtspunkte dem ersten 
Semester anzuweisen. Insofern aber mit der Philosophie des Rechts über- 
haupt, wie es allerdings zweelanassig ist, auch die Plnlosopliie des positiven 
Rechts verbunden wird, die doch olme eine gewisse Kenntniss des Letztem 
nicht vollkommen verstanden werden kann, wird sie mit mehrerm Nutzen 
erst in einem der folgenden Semester zu hören sein; wofür sich auch der 
Giund anAhren l&sst, dass das Versti&ttdniss der allgemeinen und aV 
Straeten Keditswahrheiten durch das Vorhandensein einiger Bekanntschaft 
mit positiven Recht ^bcstimmnng'en erleichtert wird. — Aber nnrh mehrere 
andere Vorlesungen sind nicht uothwendig an ein bestimmtes Semester 
gebunden, namentlich die Über Staatsrecht, dafem nur hierbei die unter 
Nr. 2 bemerkte Regel berücksichtigt wird. Eben so kann man das Kirchen- 
recht sowohl im dritten, als in eincTti s:päteni TTalbphrf, ferner das Lehn- 
recht, sofern es vorn fleutschen Privalrecht ^^etrennt vorjyetraj^en \\'ird, ent- 
weder gleichzeitig mit diesem oder auch nach demselben, die gerichtliche 
Arzneikonde entweder neben dem CMmmalprocess oder auch nachher, 
Vorlesungen über einzelne Theile des Rechts, unter Beobachtung der vierten 
obigen Regel, in verschiedenen Semestern, nnd civilistische Literärgeschichte 
nach vollendetem Cursus des römischen Rechts zu jeder beliebigen Zeit 
hören. Endlich sind manche Yorlesungen nach Yerschiedenheit der Gegen- 
stände, worauf sie sich beziehen, auf verschiedene Semester zu vertbeflen, 
namentUch exegetische Vorlesungen, Disputatoria und Kxnminatoria. 

In Gemässheit dieser Bemerkungen nun lassen sich die unter A. ver- 
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zeichneten Vorlesimgren Ar einen dre^ilirigen aoadem fa ie hio i i Ounns etwa 

auf folgende Art zweckmäBsig- anordnen: 

Dem ersten Semester sind zu überweisen die obin unter Nr. 1 bis 
4 angegebenen, dem zweiten die unter 5 bis mit 7, dem dritten die unter 
8 Iris mit lA» dem vierten die unter 14 Iris mit 19, dem fünften und 
sechsten die unter 20 bis mit 27. Auf yerecliiedene Semester aber sind 
zu vertheilen die unter Nr. 28 bis mit 31 bemerkten Vorlesungen. 

Inwiefern nun Abweichungen von diesem Studienplan bei einzelneu 
Vorlesongen ohne Nachtheil zuläsäig seien, oder nicht? ergiebt sicli am 
den vorausgeschickten Bemerkungen. Auch läset sioli aus ihnen leicht 
abnehmen, wie die Yorlesnnjyen Rnzuordnen seien, wetm der s^oademische 
CursuB auf oder auf 4 Jahr berechnet ist; welche Verlängerung aus 
RftclEsicht auf den durch neuentdeckte Quellen und erweiterte wissenschaft- 
Hehe Forschungen immer grösser gewordenen Umfang der Kechtswissen* 
Schaft sich ft11rrf1iTitr=; als rhr wünschenswf^rth (darstellt. Für einen ver- 
längerten Aufentiialt auf der Universität ist ;iurh der ¥,nederholtft Besuch 
einiger Hauptvorlesungen insbesondere der Paiidekteii, ünzurathen. 

Die juristische FacuUät der Universität Leipzig. 



B. Regulativ, die juristischen Prüfungen auf der Universität zu Leipzig 
Detreffend. 

Das Mimsterium des Cultus und öffentlichen Unterrichts hat eine Aen- 
demng der bisherigen Einrichtung der juristischen Prüfungen in nachbe- 

merkter Masse getroffen. 

1. 

Die Prüfungen, welchen sich die Studirenden der Rechte nach Been- 
digung ihrer Unive^sitätsstudien zu unterwerfen haben, um »ich dann für 
den juristischen Staatsdirast oder für die Advoeatur uxid das Notariat wei- 
for prnctisch vorbereiten zu können, werden künftig nicht mehr von der 
Jundtentacultät alH solcher, sondern von einer Commission gehalten, welche 
zu diesem Zwecke von dem Ministerium des Cultus und öffentlichen Unter- 
richts niedergesetzt und welcher ausserordentlicher Commissar xugeord> 
net worden ist. 

Es beziehen sieh aber die nachstehenden Anordnungen nur auf das bis- 
her sogenannte examen pro praxi juridica. Die bisher häutig mit ihm ver- 
bundenen examina pro baccalaureatu , sowie das examen pro doctoratu 
(das sogenannte rigorosum), die examina pro venia legendi und die Stipen- 
diatenprüfungen verbleiben der Juristenfaoultät. Diese wird jedoch die im 
examen pro praxi mit Erfolg bestandene Prüfung auch als Baccalaureats- 
examen ffir diejenigen Candidaten gelten lassen, welche bei ihrer Heidung 
erklären, die Prüfung für das Baccalaureat mit der yor der Commission an 
bestehenden Prüfung verbinden zu wollen. 

§. 2. 

Die Prüfung der Rechtsc.MiididHten hat sicli über alle Theile der Rechts- 
wissenschaft , über Nationalökonomie, Verwaltungsrecht, Yerfassunga- und 
Yerwaltungspolitik zu erstrecken. 

Sie ist eine schriftliche und nne rnftsdÜclie« 

Zur schriftlichen Pnifinig werden jedem Examinaadein aus all w i Thei- 

len der Rechtswissenschaft, namentlich aus 
der Bömischeu Rechtsgeschichte, 
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Deutsche Stadien- und Ezamenordnungen. 



don PuidckteOf 

dem deutschen Privatreohte, mit EfsBoUaes dea Lehn- , Wechsel» 

nrid Handelsrechts, 
dem Sächsischen Privatrechte, 

dem gemeinen und Sächsischen Staats- und iurchenrechte, 
dem gemeinen nnd Sächsischen GriminatreGhte, 

dem gemeinen und Sächsischen Civilprocense, 
dem gemeinen und Sächsischen Criminalprooesse 

nnd 

der Beohtspliilosophie; 

ÜRRier 

über i^ationalöVoiiomie, Verwaltungsrecht, Verfaesongs- and Ver- 

waitungspohtik) 

Fragen in deutscher Sprache zor Beaatwortuig und eme oder mehrere 
Stellen aus dem Corpus juris civilis sur ErUärung in lateinischer Sprache 
Torgelegt, die rier<^clbe unter Clausur nnd genügender Aufsicht schriftlich 
zu beantworten und zu erklären hat. 

§.3. 

Zur Fertigung dieser schriftlichen Arbeiten sind vier volle Tage oder 
nach Befinden acht halbe Tage bestimmt. Die Arbeiten selbst werden 
in acht halbtägio:«' Pensa getheilt, und den Candidaten je für einen halben 
Tag vorgelegt. Am SchluBse jedes halben Tag^ef? haben die Candidaten, 
ehe sie die Clausur verlassen, ihre Arbeiten, jeder mit seinem Namen be- 
seichnet, an den zur Aufsicht in der Clausur bestimmten Beamten absuHe- 
fem. Dieser hat sie sofort su ▼ersiegeln und dem Examinator, weldier die 
Fragen gestellt hat, zuzusenden. 

Wer mit der Beantwortung der vorgelegten Fragen oder mit der Er- 
klärung der aufgegebenen GesetcsteHen rechiseitig nicht su Stande gekom- 
men ist, kann zur spätem STachlieferung dieser Arbdten nicht augelassen 
werden. 

Bei diesen Clausurarbeiten dürfen die Examinanden keine andern Hüifs- 
mittel gebrauchen, als das Corpus juris civilis, und das Corpus juris cano- 
nici, sowie die Gesetze und Gesetzsammlungen, deren Gebrauch der Exa- 
minator auR^^rüfklieh gestattet hat. Das Corpus juris civiüs- hat jeder Gan- 
didat mitzubringen , das Corpus juris canonici , sowie die andern Gesetze, 
deren Gebrauch gestattet worden, werden in dem Locale, wo die Clausur- 
arbeitai gefertigt werden, vorhanden sein. 

Statt der bisher geforderten Proberelationen aus dazu besonders vor- 
gelegten Acten hat jeder Examinand bei der rriifungscomnüssion mit sei- 
nem Gesuch um Zulassung zwei Relationen einzureichen, die er in dem von 
ihm besuchten Collegium über Referirkunst gefertigt hat. Im i^'alle solche 
jedoch d^ Commission nicht genügend erscheinen, bleibt derselben uber- 
lassen, dem Examinanden ausnahmsweise noch die Fertigung einer Helation 
mit Entscheidung und Entscheidungsgründen aufzugeben und dazu geeig- 
nete Acten über einen Civilprocess vorzulegen. 

§. 5. 

Die mündliche Prüfung ist öflfentlich in deutscher Sprache von sechs 
Mitgliedern der Praiüngsbehörde zu halten. 

§. «. 

Das Gesammtresultat der Prüfung wird mit den Censuren: 

1. Ausgezeichnet, 

2. Sehr gut. 
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8. Gut, 
ausgedrückt 

§. 7. 

Ein Examinand, welcher nur den kleinern Theil der ihm vorg-eleg^en 
Fragen richtig beantwortet und dabei Mangel an Klarheit seines Wissens 
in den Hkuptflchern der Pr&funga gegenstände (einBchlieisIich der Verwal- 
tung Bwisnenschaften) , Mangel an Urtheilskraft und ünbeholfenheit in der 
mündlichen und schriftlichen Darstellung bekundet hat, ist abzuweisen, und 
kann daher eine Censur nicht erhalten. Ebenso der, welcher bei Bearbei- 
tung der schriftlichen Aufgaben fremder Hülfe und unerlaubter Hfilfsmittel 
sich bedient hat. 

Der Abgewiesen-^ Icann nur noch Ein Mal, und nicht früher, als nach 
Verlauf eines Jahres, zu. einer andern Prüfung zugelassen werden. 

§• 8. 

Diese Prüfungen werden, wie bi^lior, frewohnlich viermal im Jahre beim 
Anfange und beim Schlüsse jedei» akademischen Halbjahrs gehalten. Die 
Tage, wo sowohl die Glansurarbeiten , als auch die mündUehen Prfifnngen 
stattfinden sollen, werden vorher durch difimtUchen Ansehlag oder im LoLp- 
ziger Tageblatte bekannt gemacht. 

§. 9. 

Von den Examinanden sind die zeither für das examen pro praxi üb- 
lichen Prüfungsgebühren zu entrichten. 

Diejenigen jedoch, welche die vor der Gomniission zu. bestehende Prü- 
fung zugleich als Baccalaureatsexamen betrachtet zu sehen wünschen, ha* 
ben die Gebühr dafür ebenfalls nach dem bisherigen Maassstabe bei der 
Anmeldung zu erlegen. Für das examen pro praxi wird in solchem Falle 
keine besondere 0«b^r berechnet, üebrigens wird Sorge getragen wer- 
den, lass diese Candidaten soweit möglich an einem und demselben Tage 
(nach ihrer Wahl entweder am Anfanfre oder am ScUnsse der vierteljiih- 
rigen Prüfungen) ajusammen examnmt werden. 
Dresden, am 31. Januar 1861. 

Ministerium des Cultus und öffentiichon Unterrichts. 



C Aus dem Gesetz- und Verordnnngsblalt für das 
Königreich Sachsen anfs Jahr 1859, S. 342. seq. 

Verordnung, die Prüfungen fiir die juristische Praxis und das 
Richteramt betreffend; vom 16. November 1859. 

Um die Prfiftmgen för die juristische Praids, d. i. för die Verleihnng 

eines, rechtswissenschaftliche Vorbildung erfordernden Amtes einschliesslich 
der Advocatur und des Notariats, sowie di^ Prüfun^?en für die Verleihung 
euies seibstständigen Richteramtes im Staatsdienste mit der neueren Gesetz- 
gebung und dem gegenwärtigen Bedürfiüsse in Einklang zn bringen, wird 
mit Allerhöchster Genehmigung unter Aufhebung der Verordnung vom 9. 
Juli 183S hierdurch folgendes festgesetet: 

§.1. 

Beiderlei Prüfungen wfolgen beim Justismulistennm durch die dasu 
verordnete Commission« 
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§.3. 

Die Profimgen sind sehriftUcli und mündlioh. 

§.8. 

Die ZvÜMMMVBg zu der Prüfung für die juristiBche Praxis findet nur 
dann Statt, wenn zwischen dem Emn^ano-stag'e des an da«? .Tufätizministerium 
zu richtenden desfallsigen Gesuchs und dem Tage des von dem Bittsteller 
bei der JnristenftcoHit bestandenen Examens wenigitiai« ein Jahr inne 
liegt und durch glaubwürdige Zeugnisse beigebracht wird, daBS in der 
7wi fhenzeit der Candi rlnt mif F1pi><; bemüht gewesen ist, sich in der 
Kechtswissenschaft weitere Ausbildung und practische Hebung zu ver- 
schaffen. Dem Gesuche muss die Censur der Facultät über die daselbst 
erfolgte Pröfting des Candidaten, dessen academisches Sittenzengniss nnd 
eine Bescheinigung, welche sein l'ntorthanenrecht nachweist, lioigefügt sein. 
Bei denjenigen, die erst in fjpäterfnj Jnhren um ZulaBsung zur Prüfung für 
die juristische Praxis nachsuchen, nachdem sie inmittelst anderen Beschäf- 
tigiuig«B sich hing^eben haben, bleibt es der Erwägung des Justiamini- 
tteriiuns vorbehalten, inwiefern »ie überhaupt noch zuzulassen, oder vorher, 
ihrer Befähigung halber, einer auderweiten Prüfung au unterwerfen sein 
möchten. 

§. 4. 

IMe schriftliche Prüfung für die juristische Praxis besteht nach wie 

TOr in der Ausarbeitung eines schrifHichcn gutachtlichen Vortrags aus 
einer Civilprocesssache und eines dergleichen aus einer Criminaluntersu- 
chungssache, beider mit Beifügung der Entscheidung und besonderer Ent- 
•oheidnngsgrände. 

§. 5. 

Die dazu erforderlichen Acten werden von dem Justizministerium selbst 
ausgewählt und dorn Candidaten entweder durch die Cnnzlei des Justiz- 
ministeriunis oder durch ein hierzu zu beauftragendes Untergericht zugestellt. 

§. 6. 

Bei der Auswahl der Acten wird darauf Bedacht genommen werden, 
dass dieselben zu ihrer Bearbeitung nicht einen allzugrossen Autwand an 
Zeit und Mühe erfordern, g:leichwohl aber dem Candidaten ein genügrades 
Material zur Darle^nnL' seiner juristischen Kenntnisse bieten. Man wird 
sich hei der Wahl der Civilacten nicht auf solclie beschränken, in denen 
auf gefühi-tea Beweis und Gegenbeweis delinitiv zu erkennen ist Zu der 
f trafrechtliehen Prohearbeit werden entweder gerichtsamtliche Untersuchung 
gen, über welche das Enderkenntniss zu sprechen, oder Voruntersuchungen, 
Aber welche ein Verweisungserkenntniss zu fällen ist, gewählt werden. 

§. 7. 

r>ie aus diesen Acten gefertigten Probeschriften sind innerhail) dreier 
Monate von Empfang der Acten an bei dem Justizministerium einzureichen. 
Diese Frist kann nur auf Ansuchen aus erheblichen Grfinden von dem 
Justizministerium mUngert werden. Nach erfolgtem Ablaufe der vor- 
8chriftmä=''^iq'en oder vom Justizministerium verlängerten Frist werden die 
später eingereichten Arbeiten nicht weiter berücksichtigt, es bleibt jedoch 
dem Candidaten unbenommen, unter Erlegung der durch die Actenvorle- 
gung bereits erwachsenen Kosten, um Vorlegung and^«r Acten nach- 
Buiuchen. 

§. 8. 

Bei der Ausarbeitung der Probeschriften ist die Benutzung literarischer 
Hülfsmittel und die Bezugnahme darauf nicht auegeschloss^y doch wird 
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bei der Beurtheiltmg weniger aof den ümfiuig der Arbeit und auf 

gelehrte Ans<?fattiiTiß- derselben, als auf f\h^ bewiesene Rechtskeniltllii» 
Urtheilsfaiugkeit und Uewandheit der Daräteliung gesellen werden. * 

§.9. 

Die mündlicbe Prüfung besteht in einem Colloquium vor der Prüfungs« 
Gommisrion, zu welchem der Candidat auf die Ton dem JniBtizinimsioituiii 

erhaltene Ynranlassimgr sich einzufinden hat, von welchem er aber, dafem 
die eingereichten Probeschriften bei der voraiT» gehenden Prüfuno" g-anz 
ungenügend befunden werden sollten, zurückgewiesen werden kann Dis 
CoUo qmium wird an die eingereichten Probeschriften anknüpfen, sich aber 
nach Befinden auch Aber andere Rechtsmaterien verbreiten. 

§. 10. 

Sollte der Candidat aus erheblichen Gründen am Erscheinen zu dem 
festgesetzten^ Prüfungstage behindert sein, so hat er solches dem Justiz- 
nimsteriiim in Zeiten anaizeigen. Bei unentschuldigtem oder doch nur un- 
genügend entschuldigtem Aussenbleiben ist es dem Ermessen des Justiz- 
ministeriunis überlassen, ob der Candidat überhaupt noch zum Colloquium 
zuzulassen, oder nicht, auch können ihm ersteren Falls nach Befinden 
andere Acten zu Fertigung neuer Probeschriften vorgelegt werden. 

§. 11. 

Werden die Probeschriften als ungenügend zurückgewiesen (§. 9.) oder 
beetebt der Candidat die mändüche Prüfüng so wenig, dass ihm keine 
Censur ertheilt werden kann: so kann er erst nach Jahresfrist von Neuem 
um Vorlegung von Acten nachsuchen. Dabpi hnt er anderweite glaubhafte 
Zeugnisse beizubringen, dass er in der Zwischenzeit fortgesezt bemüht 
gewesen m», sieh in der Bechiswlssenscluift weitere Ausbildung und prac- 
tische Hebung zu verschaffen. Eine fernerweite, dritte Zulaasonff mr Prü- 
fung findet nicht Statt 

§. 12. 

Die zu ertheilenden Censuren sind: 

yorsüglich gut, 
gut, 

hinlänglich. 

Ein Reehtsauäpruch auf vorzugsweise Zulassung zur juristisdieoi Prani 
ist mit der ersten dieser Censnren nicht verbunden. 

§. ia 

Den Candidaten für ein selbststandigee Riehteramt werden som Behufe 

der schriftlichen Prüfung vorgelegt: 

1) Acten über einen Civilprocess, 

2) Acten über eine Crimmai Untersuchung, 
beide von der im §. 6 gedachten Beschaffenheit, 

8) Acten über einen Gegenstand aus dem Gebiete der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit. 

Aus den Acten unter 1. und 2. haben dieselben jedoch nur ein Erkennt- 
uisB nebst besonderen Entecheidnngsgründen, ans den Acten unter 3. eine 
von dem Justizministerium näher zu bestimmende practasche Arbeit M 
fertigen und bei dem Justizministerium einzureichen. 

Was im §. 8 bestimmt ist, leidet auf diese Arbeiten ebenfalls Anwen- 
dung. Die Eutteichnng derselben wird binnen (> Monaten von Vorlegung 
der Aeten ta erwartet. ^ 

14. 

Die mundhche Prüfung für das Riehteramt besteht in einem mündli- 
chen Vortrage aus den im §. 13 unter 1. und 2. gedachten Acten Tor der 
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Pjrafongscoauiiiiiioii und einem sich luerui aasohfiessenden Golloquium^ bei 
weUhem auch Fragen über Gegenstände der Verwaltung nicht ausge« 
schlössen sein werden. Die Zulassung zu dieser Prüfung findet ebpnfalls 
nur dann Statt, wenn die schriftlichen Probearbeiten nicht ungenügend 
ausgefallen sind. Ebenso gilt für dieselbe die Bestimniung in §. 10. Zu- 
lassung zu anderweiter Prüfung in den im §. 11 gedachten F&Uen findet 
dagegen hiw in der Regel nicht Statt. 

§. 15. 

Censuren werden bei der Prüfun«: für ein srnistHtändi^'-eH Richt'-raTnt 
nicht ertheilt. Ks wird dem Candidaten nur eröffnet, ob die Prüfung 
befriedigend, oder nicht befriedigend ausgefallen ist. 

§. 16. 

Die zeither nach der Verordnung vom 9. Juli 1836 unter 4. erforderlich 
gewesoie XSdesleistnng fillt künftig sowohl bei den Probescbriften für die 
juristische Praxis, als auch bei denen für das Richteramt hinweg. Dasreo^eii 
hat der Candidat am Schlüsse einer jeden Probeschrift die eigenhändig 
geschriebene Versicherung abzugeben, dass er dieselbe selbst und ohne 
fremde BeOiülfe gefertigt habe, und diese Ymichenmg, nachdem er die 
mündliche Pröfong bestand^, an Eidesstatt mittels Handschlags za be- 
kräftigen. 

§. 17. 

Vorstehende Bestimmungen leiden auf alle diejenigen Prüfungen An> 
wendnngt sn denen die Acten vom 1. Jannar 1860 an ausgegeben wwden. 
Dresden, den 16. November 1869. 

Ministerium der Justiz. 
V. Bebr. 

ManitittB. 



D. Aus dPTTi Gesetz- und Verordnungsblatt für das 
Königreich Sachsen, vom Jahr 1860. ö. 86. ff. 

Verordnung, die Prüfungen für das Militairrichteramt betreifend; 

vom 29. Mai 1860. 

Nachdem mit Rü l^pi !if auf die durch die Verordnung vom IG. Xovbr. 
1859 hinsiclitlich der ri n funken für die juristisclic Praxis und das Richter- 
amt getroÖ'eneu Besümmuugeu für nüthig befunden worden, in Beziehung 
auf £e Pirüfungen für die Verleibung eines selbsständigen ]iGlitaimehter> 
amts ebenfalls veränderte, den Vorschriften der gedacbten Verordnung 
thunlichF^t ?ich anschliessende Anordnung-en zu treffen, so wird mit AUer> 
höchster Genehmigung hierüber Folgeudes andurch festgesetzt: 

Die Prüfungen für die Verleihung eines selbstständigen Militairrichter- 
amte« finden im Wesentlichen nach HaaRgabe der Yoreehnfton in §§. 13. 

u. 14 der Verordnung, die Prüfungen für die juristische Praxis und daa 
Richteramt lieti rfT< nd, vom 16. November 1859, (Gesetz- und Verordnungs- 
blatt von demselben Jahre, S. 342. fg.) Statt; es sind jedoch die im §. 13 
nnter 8. erwähnten Griminalacten von dem Oberkriegsgerichte auszuwählen, 
anoh die von dem Candidaten gefertigten Arbeiten, und zwar sowolü die 
aus den untrr 2., als auch die au« dnn unter 1, und 3. gedachten Arten, bei 
dieser Behörde einzureicheni Yon letzterer aber die Arbeiten unter 1. und 3., 
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nach Befinden, nach derai Torgrängriger Dorohnoht, alsbald an das Justiz- 
ministerium, behufn der Prüfung durch die nach §. 1 der bezogmen Yer- 
crdniinir bestellte Gommission abzugeben. 

§. 2. 

Dagegen unterliegt die aus den Criminalacten gefertigte Probescbrift 
zavöräerst der collegiaUschen Präftmg- des OberkriegRgerichts, nach dessen 
Erfolg sie von demselben mit seinem Eraohten tAter den Befand an das 

Kriegpmini^terium abgfegebpn wird. 

Von letzterem gelangt dieselbe sodann durch das Justizministorium 
ebenfSftns an die im vorstehenden Paragraphen gedachte Prüfungscommibsion. 

Die Commission verschreitet hieranf zur Prüfung der sämmtlichen schiift- 
liclieri Arbeiten. An der Berathung, welche darüber iinf den Yorfrag- eines 
Mitgliedes stattfindet, eben so yna an der, nach BcfiiHlen, darauf eintre- 
tenden mündlichen Prüfuug (§. 14 der angezügeuen Verordnung) hat alle- 
zeit ein dazu abzuordnendes Mitglied des Oberkri^gerichts mit Stimme 
Thdl zu n^men. .' 

§.3. 

Ist von dem Oberkriegsgeriohte die Criminalprobesrhrift nicht für 
ungenügend erachtet worden, so kann die Zulassung zur mündlichen Prü- 
fung nur dann versagt werden, wenn die Probearbeiten zu 1. und 8. flQr 
nicht befriedigend befunden worden sind. Andererseits kann von der 
rominission die Zulassung selbst dann beschlo^isen werden, wenn auch das 
Uberkriegsgericht die Criminalprobeschrift für ungenügend erklärt hat. 

Uebrigens ist die Gommission bei der Besehlussfassung über das 
Gosammtergebniss der Prüfung an das Erachten des Oberkriegsgarichts 
(veigl. §. 2. Abs. 1) nicht gebunden. 

§. 4. 

Auch wenn die Besetzung einer bestimmten Militairrichterstelle nicht 
in Frage steht, kann zu der Prüfung für ein selbsst&ndiges Militairrichter- 
amt im Allgemeinen nach dem durch das Oberkriegsgericht einzuholenden 
«rem ein^ehaft liehen Beschlüsse der Ministerien der Justiz und des Kriegs 
eine beschränkte Anzahl solcher Candidaten auf ihr Ansuchen zugelassen 
werden, welche die Pr(tfung für die juristisebe Praxis bestanden und seit- 
dem noch euuge Jahre in derselben gearbeitet haben. 

§.5. 

Was in §§. 15 und IG der Yrr< i Iniing vom IG. Noveniljer 1859 be- 
stimmt i t, findet bernirlic h der Prüfungen für ein selbstatändiges Militair- 
richteramt ebenfaliü Anwendung. 

§. 6. 

Die §. 1 fg. gegenwS^ti^rer Verordnung gedachten Prüfungen werden 
nicht erfordert, wenn der Candidat bereits die nach §.13 verb. §§ .1 und 2 
der im vorigen Paragraphen angezogenen Verordnunf»- \org-eschriebenen 
Prüfungen bestanden hat und solche befriedigend ausgefallen sind. 

^Ebenso ist aber auch deijenige, welcher die Prüfungen för das Militair- 
riditeramt in Gemässheit der vorstehenden Bestimmungen in befriedigender 
Weise Ixstanden hat, zum Behnfo der Erlanguno^ eines selbstständigfen 
Civilrichteranites einer nochmaligen Prüfung im Sinne von §. 13 fg. der 
Verordnung vom 16. November 1869 nicht unterworfen. 
Dresden, den 29. Hai 1860. 

Die Mioiskeriett des Kriegs und der Justiz. 
V. Rabeihorst. Dr. t * Behr. 

Eqkelmann. 
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VL Königreich Württemberg. 

A. Aus dem Regierangsblau für das Königreich Wärttem- 
berg. Jahrgang 1839. Nr. 34. S. 415 ff. 

Königliche Verordnung , die BienstpriÜungen im Justizdeparlement 
betreffend. 

Wilhelm, Ton Gottes Gnaden König von Württemberg« 

Zu Herstellung einer wünachenswerthen Uebereinstimmung der Vor- 
schriften über die Dienstprüfungen im Departement der Justiz mit den 
durch Unsere Verordnungen vom 10. Februar 1837 (Reg.-Bl, S. 81—94) für 
die Departements des lunem und der Finanzen getroffenen Verfügungen 
yerordnini Wir, nach Anhörung ünstt«8 Geheimen Raths, wie folgt: 

I. Allgemeine Bestimmungen. 
§.1. 

Die Dienstprüfungen für die Aemter im Departement der 
Justiz theilen sich nach dem Grade der für die verschiedenen Dienstcate- 
gorien erforderlichen Bildung In niedere und höhere. 

§. 2. 

Die Prüfungen geschehen theils schziftlieh, thdls mündlieh. 

Bei der schriftlichen Prüfung werden allen an einer Prüfung 
gleichzeitif>- tli eilnehmen den Candidaten die ß'leiehen Aufgaben vorgelegt. 
Die mündliche Prüfung folgt der schriftlichen. 

§. 3. 

Der Crebraueh von Büchern und anderen Uterarischen Hüitsmitteln, mit 
Ausnahme derjenigen Gesetsessammlungen, welche die Prfifungaoommission 
etwa ausdrücklich gestattet, ist den Prüluii^^fscandidaten verboten. 

Ein Candida! , der sich einer T^i Ix rtretung dieses Verbots schuklig- 
macht, wird, wenn dieselbe im Laufe der Prüfung zur Anzeige kommt, 
durch Erkenntniss der Prüfungscomraission von der ferneren Theilnahme 
an dar Prüilmg ausgeschlossen; wenn aber seine Verfehlung erst sp&ter 
entdeckt ^vird, so wird ihm kein Prüfungszengniss ausgestellt, oder däs 
bereits ausgestellte Zeugniss wieder abgenommen. 

Auf gleiche Weise werden diejenigen Candidaten bestraft, weiche An- 
deren während der Prfifüng mündliche oder schriftlid^e IGttheilungen flb«r 
Pröftmgsgegenstftnde machen oder solche Mittheilungen annehmen. 

§• 4. 

Gesuche um Zulassung zur Prüfung, die nicht in der hiefür festge- 
setzten Frist (§§. 10, 21 und 29) eingereicht werden, oder nicht mit allen 
vorgeschriebenen Nachweisungen (§§. 11, 22 und öO) versehen smd, werden 
nicht berüclcsichtigt. 

Candidaten, die nicht am Anfang des für die wirkliche Vornahme einer 
Prüfung fr -tp-f setzten Termins (§§. 10, 23 und 29) erscheinen, werden auf 
die nacht» t folgende Prüfung verwiesen. 

Diejenigen Candidaten aber, die sich zwar vorschriftsmässig gemeldet 
haben, aber nicht für zulassungsfShig erkannt wurden, werden hievon, unter 
Angabe des Grundes, in Eenntmss gesetst 
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Wer hol einer Prüfung nicht bestanden ist, -wird hievon durch den 
Actuar der Prüfungscommission in Kenntniss gesetzt, ihkI kann sicli frühe- 
Btens nach Ablauf eines Jahres aufs Neue um Zulassung zur Prüfung 
melden. 

§. 6. 

Zur Bewerbung um Canzllsten und Copistenstellen werden anch Hflimer, 
welche die Dienstprüfung im Drpartement nicht erstanden haben, zugelassen, 
wenn sie sich über die für solche Stellen erforderlichen Eigenschaften auf 
andere Weiee ausgewiesen haben. 

II. Von der niedern Dienstprüfung. 

Die genügende Erstehung der niedern Dienstprüfung befähigt m 
der Bekleidung von Gerichts- und Amtsnotariaten, sodann zu Uebemahme 
von Pfandhülfs -Beamtenstellen , von Bevisions - Gehülfeustellen bei den Be* 
zirksgerichten, sowie von Notariats-Assistentenstellen. 

§. 8. 

Diese Prüfung wird in jedem Kreise bei dem Gerichtshofe durch eine 
aus dem Director oder Dirigenten als Vorstand, zwei MitgUedem des Ge- 
richtshofs und in Benehung auf die Terwaltungsgeschäfte, die den Notaren 
übertragen werden können, aus einem Mitgliede der bnf raffenden Kreia- 
regierung bestehende Commission, und zwar jedes Jahr einmal, wenn auch 
nur Ein Gandidat sich dam mddet, vorgenommen. 

§. 9. 

Zuständig für die Prfiiiing des einseinen Candidaten ist der Gerichtshof 
desjenigen Kreises, in welchem dessen Heimathsort gelegen ist. Es bleibt 
jedoch dem Ministerium vorbehalten, aus besonderen Gründen von dieser 
Bestimmung Ausnahmen zu gestatten. 

§. 10. 

Die Meldungen um Zulassung zur Prüfung müssen vor dem 1. Märs 
jeden Jahi^s bei dem betreffenden Gerichtshöfe eingereicht werden. 

Die für mlassbar erkanateii Bewerber werden auf dm Prfifungstcmiiii 
einberufen. 

§. 11. 

¥\\r die Zulassunor v.'ird erfordert: 
1) dass der Candidai das einundzwanzigste Lebensjahr zurückgelegt iiabe, 
und 

^ dass er ein Gemeinde-, Bürger- oder Beisitzrecht besitze. 

Die Meldnngseingaben müssen, ausser der Bescheinigung dieser Erfor- 
dernisse, eine Schilderung der persönlichen Verhältnisse und der Büdungs- 
laufbiJin des Bewwbers enthalten, und sind, mit den Zeugnissen der Be- 
amten, bei welchen der Candidat sich practiscli vorbereitet hat, über Fleiss, 
Brauchbarkeit und Hittlithf Auffuhrung 'ho]rq-t, durch da'' Be/irk^crricht 
des zeitlichen Wohnorts mit einer Aeusserung des Letztern über das Ver- 
halten des Candidaten einzuschicken. 

§. ^2. 

Die Anforderungen, welche an die Cmdidaten der niedern Dienstprüfung 
gemacht werden, bestehen in 

1) gründliclir'r KrnntTii'?'? aller in das Fach drr nicht streitigen Gerichts* 
barkeit nach deren ganzem Umfange einschlagenden Geschäfte; 

12* 
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2) genauer Bekanntschaft der auf die Führung- der Unterpfands- und 
Güterbücher, sowie auf das vomnindi^pliaftlicho und Gant-KechnungB- 
wesen sich, beziehenden Verorduungeii und Vürschriften; . 

S) Bekanntaoliaft mit den Grundftätcen des wüirtteiiibergificlien Privatrechts, 
besonders in der Lehre vom Erbredkt und von den Verträgen lovie 
mit den Hauptroo^eln den Civilprocessef ; 

4) Kenntniss der vaterländischen, insbesondere der Gemeinde- und Ober- 
amtsverfassung und Yerv^altung, sodann Bekaimttcliaft mit dem Ge- 
meinde-, Steuer- und Rechnungswesen und den Inetanf sioh beziebenden 
württemberfrischeii Gesetzen und Einriclitungen ; 

5) practischer Fertigkeit in den hieher gehörigen Geschäften (§. 7), be- 
sonders in der Behandlung achwieriger Theilungs- und Rechnungsfälie. 

§. 13. ' ' 

Jedem für befähigt erkannten Candidaten wird von dem Vorstande der 
Prüfungscommission und von den Examinatoren ein Zengniss hieHlber unter 
Beidrückung des Sigill» des GerichtshofH auHgestellt. 

Tn diesen Zeugnissen werden die fiefö^higongsstiifen. nach dröi Glasten, 
nämlich: 

Classe 1. (obere), ' ♦ 
Classe n. (mittlere), 
Glasse IQ. (qnteTe), 

beseiohnet. 

§• 

Ein bei einer früheren Prüfung nicht für befähigt erkannter Candidat 
kann eine wiederholte Prüfung (§' 5) nur bei denjenigen Gerichtshöfe er^ 
stehen, bei welchem die vorangegangene Prüfung stattgefunden hat. 

III. Von den höheren Dienstprüfungen. 

A. Im Ällgemeinen. 

§. 15. 

Die Befähigung zu allen übrigen, in dem §. 7 nicht genannten Aemtern 
des Departements, mit Kinschluss der Canzlei-Assistentenstellen, sowie zu dem 
Berufe dnes öffentlichen Rechtsanwalts ist durch die genügende Erstehung 
der zwei höheren J u stizdienstprüfnngen bedingt; vorbeh&Itfich der 

im §. aufgestellten Ausnahm 

Die Frstehung dieser Prüfungen gewährt zugleich die Befähigung für 
die in §. 7 aufgezählten Stellen in dem. Falle, wenn der Candidat vor oder 
naeh Erstehung der höheren Prüfungen , wenigstens ein halbes Jalu* lang, 

bei eiucjn Gerichte- oder Aintsnotar in den Notariatsgesehäften sicli prac- 
tiach geübt hat, und über einen günstigen Erfolg dieser Vorbereitung sich 
durch Zeugnisse auszuweisen vermajor. 

IG. 

Zur Befähigung für die Stelle eines Pupilknrathes (sofern damit nicht 
die Bekleidung eines BicfiteramtB rerknüft ist), ingleichen für diejenige eines 
Revisors bei den höherm Gerichten, wird neben der Xotariatsdienstprüfung 
(§. 7) oder der an deren Stelle tretenden praotisehen lk'l)uno- (sj. 15, Satz 2) 
die Erstehung der biilieren Dienstprüfunjnfen in einem der Departements der 
Justiz, des Inueru oder der Finanzen erfordert. 

Die Erstehung entweder der höheren Dienstprufungen in einem der 
zuletzt genannten zwei Departements, oder, neben der Notariatsdiensipru-' 
fung, beziehungsweise der diosefbe vertretenden practischen Febung, der 
beiden höheren Justizdienstpruiungen wird zur Befähigung für die Stelle 
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eines Expeditors bei dem Strafanstalten-CoUegium, sowie für £e*8t6lle eineft 
Bnchhalten .bei' dent ArbeitvhaQS'e yorauBgeeetst. 

§; 17. 

Die ertte höhere IMenetprOfung »oll das theoretische Wissen, die 
zweite die practische Tüchtig-keit, sowohl hinRichtlich <\or f tcren Begrün- 
dung der theoretischen Kenntnisse und der spccielleron B k unitschaft mit 
den vaterländischen Gesetzen und Einrichtungen, als aucü m Ansehung der 
Gesch&ftagewuidtheit, erfonchen. 

§.18. ; . ■ 

Gegenstend der -höheren Dienstprfifangen sind die sapitiitlicheii Zweige 
der Rechtswissenschaft, sowohl in dem Umfange' dee gemeinen, als 
hesondem vaterländischen Rechts. 

. §. Ii*.- 

Die Benihijornngsptufen worden nach drei Classen (I. II. III.) al^theilt^ 
von welchen jede zwei ünterabtheilungen a) und b) erhält. 

Die Glasm L ünterabtheilung a) wird nur aasgcaeiohneten Candidaten 
ertheilt» 

B. Ton der ersten höheren Dienstprüfang insbeeondere. 

§20. 

Die Vornahme der ersten höheren Dienstprüfong wird einer Commission 

iiljerlra^ren, welche aus eleu sämmtlicheu Professoren der Recht swissensdiaft 
an der Laudeauniversität und einem liif^zti ah/.uordnonden CollegiaJrathe 
besteht, der in der Regel aus der Zahl der Mitglieder der füi' tlie zweite 
höhere Prüfung bestellten Commission von dem Justizministmam ausersehen 
. wird. ■ . • " 

§. 21. 

Die Prüfung wird zu Tübingen der Regel nach jährlich zweimal vor> 
genommen. 

Die Meldung um Zulassung zu derselben geschieht ' bei dem Justis- 
ministerium vor dem 15. Mai und vor dem 15. November jeden Jahrs. 

Wenn nif einen Termin sich weniger als drei Candidaten gemeldet 
haben, so können dieselben auf die Prüfung im nächstfolgenden Halbjahre 
Terwieseii «wden. 

§.22. 

Jeder Candidat muss sich ausweisen: 

1) über das zurückgelegte einundzwanzigste Lebensjahr; 

2) über den Besitz eines Gemeinde^Genossenschaftsrechts ; 

3) über die wenigstens drei Jahre suror erstandene akademische Yoz- 
prufung. 

An«se?-deiu haben: 

4j diejemgeu Candidaten, welche auf der Landes- oder einer ausländischen 
Universität studirt haben, Zeugnisse über die Dauer ihrer akademischen 
Laufbahn, wovon wenigstens drei Jahre dem Fachstudium, und hievon 
eines anf der liandesunivrr^itat, ^i^ewidmct powcscn sein müssen (Yer- 
ordnung vom 17. Juni Iblb, .2 und 3, Reg.-Bl. S. ü])er die 

besuchten akademischen Vorlesungen und über ihre sittUche und dis- 
ciplmarische Auflfnhrung, namentlich auch in Hinsicht auf die Fnge 
von der Theilnahme an verbotenen Verbindungen (K. Vorordnung vom 
2G. December 1834, Art XH. Reg.-Bl. von 1835, S. 24) beizubringen >). 



I) Bcslimmungeii iiiipr dir Einrichtung des jurislincheD Studiums uud die einteinen zu ho« 
RüdcM YorletnnfSB besleben oiclit. 
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Di« Smgftben deipenigen Cuididaieii, welche sieh smr Zeit der Meldungr 

auf derLandesnniversität befinden, dnd bei dem akademischen Rectoratamt 
einrareichen, und durch diese? mit einem Verzeichuiss der von jerlem Candi- 
daten halbjährlich besuchten Vorlesungen und der in denselben in Hinsicht 
auf Heiss und Kenntnisse erworbenen Prädikate an das Mimsterium einsn- 
senden. 

Die Melflunj^feii der niclit nnf der Landesuniverpität befindlichen Be- 
werber sind dem Bezirksgerichte des Aufenthaltsorts, oder, wofern der 
Bewerber zur Zeit der Meldung im Auslande sich befinden sollte, dem 
Besirksgerichte des gesetEUchen Wohnorts zu übergeben, welches sie mit 
seiner Aeusserung- über das, was ihm von der Anfiohrung der Bewerber 
bekannt ist, dem Mimsterium vorzulegen hat. 

§ 23. 

Die für zula88nnL'"^f;i>it'T r>rl-;inutPTi rpi'trl'rlateii werden durch das Regie- 
rungsblatt auf den beätmimteu Priilungstermin an den 8itz der .Landes- 
universität vorgeladen. 

§.24. 

Die bei der Frafung für befähigt erkannten Candidaten erhalten von 

dem Vorstande der Prüfüngscommission und zwei Examinatoren unterzeich- 
nete, und von dem Departementschef unter Beidrückung des Ministerial- 
Sigills beglaubigte Zeugnisse , welche die Classe der von dem Einzelnen 
b^esenen Befähigung (§. 19) angeben. 

Zugleich werden dieselben vom Ministerium zu Justiz-Referendären 
«weiter Classe bestellt. 

In dieser Eigenschaft, haben sie, behufs ihrer practischen Ausbildung, 
während eines Jahrs, und zwar in der ersten Hälfte bei einem Kreisgerichts- 
hofe, in der zweiten Hälfte bei einem Bezirksgerichte, Probedienste zu 
leisten.^ 

Bei der Zutheilung zu den einzelnen Gerichtshöfen und Bezirksgerichten 
wird, so weit es thnnhch ist, anf die Wünsche der Candidaten Backsicht 
genommen werden. 

Die Referendare werden bei dem Antritt des Dienstprobejahres in eid- 
liche Pflichten genommen nnd gemessen hinsichtlich ihrer Dienstleistangen 

amtlichen Glauben. 

Ueber die Art und Weise ihrer Einieituns' in den Dif^nst, sowie ihrer 
Beaufsichtigimg, enthält die mit Unserer Genehmigung ergangene Ministerial- 
yerfügung vom 27. Angnst 1886 (Reg.-Bl. a 446) die näheren Yorsohriften. 

§. 27. 

Die CollegialvorBtändc und beziehungsweise die Bezirksbeamten haben 
über das amtliche and ausseramtliche Verhalten der Referendare genaue 
Aufsicht zu führen, und je bei dem Austritt eines solchen e'm umfassendes 
Zeugniss über sein dienstliches Benehmen in Absicht auf Fleiss und Ge- 
schäftstüchtigkeit , und über seine sonstige AufiE'ührung au das Ministerium 
edosiisenden, welches sich in fortlaofender Uebersicht hierüber erhalten 
wird. 

C. Von der zweiten höheren Di eustprüfung insbesondere. 

§. 28. 

Die zweite höhere Dienstprüfong wird za Stuttgart von einer Com- 
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niirifm, unter dem Yoititee d6s DepartementoliefB, m der Regel jUirÜch 
zweimal, vorgenommen. 

Diese CommisBion besteht aus sechs, höchstens sieben Mitgliedern des 
ObertribmislS) einschfiesslich der beiden YorstSade desselben; wovon je 
zwei zu Examinatoren im Criminal- und im Oivilfache, und einer sum 
Examinator im Fache der freiwilligen Gericbtabarkeit berofen werden. 

§. sr». 

Die Meldungen um Zulassung z« doiselben sind vor dem 15. Januar 
und 15. Juli jeden Jahrs bei dem Ministerium einzureichen. Die für zn- 
lassungsftbig erkannten Candidaten werden durch eine Bekanntinachung im 
Regiemngsblatt auf den festgesetzten Prüfungsterniin einberafen. 

§. 80. 

> Die Zulassung zur zweiten höheren Dicnstprüfung ist durch die vor^ 
echriftsmässige Vollendung don T>ipTistprobejahrs (§. 25) bedingt. 

Wenn die Meldung uniiiittelbar vor Beendigung dieser Probezeit ge- 
schieht, so ist die Bittschrift um Zulassung durch den Vorstand des Bezirks- 
gerichts» welchem der Candidat bis dahin zugetheilt war, mit einem Zeug- 
nisse des Erstei en über Fleiss , Gesciliäftstüclitig-keit und Aufführung des 
Candidaten, im andern Falle aber durch diejenige Amtsstelle, bei welcher 
er weitere Dienste geleistet hat, mit gleichem Zeugnisse, oder, wenn er sich 
nicht in diesem Falle befand, durch das Bezirksamt des Aufenthaltsorte 
mit seiner Aeusserung Aber das. Verhalten des Candidaten emzusoiden. 

§.81. 

Dffli bei der Prüfung für befähigt erkannten Candidaten wird ein von 
den Examinatoren ansg-estelltes , von dem Departementschef unter Bei- 
drückung des Ministeriai - iSigills beglaubigtes Classenzeugniss (§. 19) zu- 
gefertigt. 

Dieselben trete» sofort in das Vorh&ltmss von Jnstiz-Referendären 
erster Classe und von, zur T(pwerhung um die im §. lö bezeiohneten 
Stellen befähigten, Dienstcandidateu ein. 

IV. Von dem Uebertritte der Regiminal- und Flnanzcandidaton in 

das Justizdepartement. 

§. 32. 

Um den Candidaten den Uebertritt von einem Zweige des öffientHchen 

Dienstes in einen andern, und namentlich den Regiminal- und Finanzcandi» 
daten fVn Uebertritt zum Justizdepartement, übrigens unbeschadet der 
gründlichen Vorbereitung und gesicherten Befähigung zum Dienste des 
Letztem, zu erleichtem, wird festgesetzt, dass zwar: 
1) der Regel nach Niemand zum Bichter, sowie zum öffentlichen 
Rechtsanwalt bestellt werden kann, clor nieht die beiden Justiz- 
dienstprüfung-en mit hinreichendem Krfolfre bestanden hat, dass jedoch 
2} Candidaten, welche in einem der andern erwähnten Departements die 
erste höhere Diens^rnfung mit dem Zeugnuse von Classe I. oder II. 
bestanden, au<^ eine eilQihrige Dienstprobezeit im Ganzen zurückgelegt, 
und hieven wenigstens ein halbes Jahr bei einer Gerichtsstelle zuge- 
bracht haben, zur Erstehung der zweiten (zum liichtci-amte befähigen- 
den) höheren Justizdienstpruung mit Umgehung det ersten, zugelassen 
werden, und 

8) dass diejemCen, welcbe rb'e erste und die zweite höhere Dienstprüfung 
in einem der andern Uepartements mit genügendem Erfolge bestanden 
haben, zu jener zweiten höheren Prüfung im Justizdepartement ohne 
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Weitere? , und namentlich ohne Erstehung einer Probezeit in dieRem 
Departement (vorbehaltlich des §. 15, Satz 2), den Zutritt haben sollen. 

Schlassbestimmung. 

§. 33. 

Die Verfügrun^ren vom 21. Mai 1818 (Rejr.-Bl. S. 250—253), vom 30. No- 
vember 1820 (Reg.-Bl. S. 624—634), vom 6. Juni 1823 (Reg.-Bl. S. 418), 
vom 17. April 1828 (ßeg.-Bl. S. 194 und 195), vom 23. December 1828 
(Reg.-Bl. S. 880) und vom 2. November 1833 (Regr-'Bl. 8. 344), sowie Yom 
22. , Mai 1834 (Reg.-Bl. S. 388) sind aufgehoben. 

Unser Ministerium der Justiz ist mit der Vollziehung dieser Verordnung 
beauftragt. 

Stuttgart, den 25. April 1839. 

Wilhelm. 

Der provisorische Chef des Juetizdepariements : 
Geheimer Bath w. Schwab. 

Auf Beft'lil des Königs, 
Der Staatssecretair ; 
VellnageL 



B. Instruction für die Dienst- Priifungsbohorden im Justiz- 
Departement d. d. 29. April 1839. 

Zu Yollriehung der König]. Verordnung vom 85. April 1839 in Betreff 

der Dipiist Prüfungen im Justiz-Departement werden den mit der Leitung 
und Vornahme dieser Pnifiinnfcn beauftragten Behörden in Gemäspheif 
allerhöchster Entschliessung vom gleichen Tage nachstehende näheren 
ToniAriften iniheilt: 

1. Allgemeine Vorschriften. 
8.1. 

Die Bchriftliche Prüfung wird mit allen zu einer Prüfung vorge- 
ladenen Candidaten zugleich und unter, der unausgesetzten Aufsicht des 
Actnars der PrüfhngsbehGrde vorgenommen. 

Der Actuar hat die Profungsaufgaben, sofeni es deren mehrere sind, 
je für einen hallxn Tag, unmittelbar vor der A orlogimg ders<'l}>en an die 
Candidaten, von dem Vorstande jener Behörde abzulangen und den Candi- 
daten zumal vorzulegen. 

Die Bchriftlichen Beantwortungen hat er je yob dem betreffenden halben 
Tage von den Candidaten in Empfang zu nehmen und mit einer Beurkun- 
dung über den Zeitpunkt der T'eherjral'f* zu versehen, sofort aber dieselben 
ungesäumt dem betrctfenden Examinator versiegelt zur Durchsicht zuzu- 
st^en. 

Nach der Uebergabe der Ausarbeitangen an den Actuar dürfen Aende- 

run'i'en an denselben nicht mehr vorgenommen werden, und wer mit der 
Beantwortung der vorgelegten P'ragen in dem hiefür bestimmten Zeitab- 
schnitte nicht EU Stande gekommen, kann späterhin dieselben nicht mehr 
schriftlich beantworten. 

Es ist übrigens Ijei Festsetzung der Zahl der jedesmal zur Dietatur zu 
bringenden Frao-^Ti dai-auf zu sehen, dass keinem Candidaten über Zeit- 
beenguug sicii zu beschweren gegründeter Anlass gegeben werde. 
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§■ 2. 

Das Verbot des Gebrauchs von Hülfsmittehi jeder Art, so weit sie 
nicht hiernach (§. 26) ausdrücklich gestattet sind, ingleiohen das Verbot 

der gefreuscitigvn Hülfeleistung der Examinanden unter sich, ist eleu vt>rsam- 
melten Candidaten unmittelbar vor dem Bcffimic der schriftlichen Prüfung- 
mittelst Vorlesung des §. 3. der königl. Verordnung vom 25. April 1839 
und mit aniRfemessenem Vorhalt durch den Actuar der Prüfangrsbehörde 
besonders einzu s ( h ärfen. 

Etwaige Wuhrnehmuniren von TTrhertrotung dieses Verbots hat der 
Actaar, unter Wegnahme der vorgefundenen Hülfsmittel, unverweiit dem 
Vorstände und den Examinatoren anzuzeigen 

Dem Actuar wird hierin die strengste Waclisanikeit zur Pflicht gemacht 
und cf? ist erforderlichen Falles derscllje in der ihm ohliegonden Aufsicht 
durch wirksame Massregcln von Seite der Prüfungsbehörde zu unterstützen. 

§.3. 

Keinem Carididaten, welcher nicht auf die fernere Theilnahme an der 
Prüiung ausdrücklich verzichtet, wird gestattet, vor Beendigung des betref- 
fenden Prüfungsabschnittes das Gebäude, in welchem die Prüfung Statt 
findet, zu verlasset oder mit irgend einem Dritten in unmittelbaren, nicht 
durch den Actuar selbst Temutielten, mündlichen oder schrifUichen Ver- 
kehr zu treten. 

§.4. 

Sollte sich ein Oandidat so weit vergessen, dass er während der schrift- 
lichen Prüfung die vor Allem nothwendigo Ruhe und Ordnung durch un- 
gebührliches Benehmen stören würde; so ist derselbe, vorbehaltlich dos 
hierüber an das königl. Justizministerium sofort zu erstattenden Berichtes, 
von der weiteren Theilnahme an der Prüfung alsbald zu entfernen. 

Die Candidaten sind vor dem Beginne der schriftlichen Prüfung auch 
hierauf aufmerksam za machen. 

§.5. 

Die mündliche Prüfung wird in Abtheilungen, je mit drei oder vier 
Candidaten zusammen, in Gegenwart der vollständig versammelten Prüfungs- 
behörde vorgenommen. 

Ihre Dauer ist so zu bemessen, dass die Prüfung jedes einzelnen' Can- 
didaten im Ganzen wenigstens Eine volle Stunde währt. 

§• c. 

Die Fragen werden bei der mündlichen Prüfung von den- besonders 
bestellten Esaminatoren an jeden Candidaten einzeln gerichtet. Die Auswahl 
dieser Fragen aber ist theils auf die Erläuterung von Unbestimmtheiten in 
den schriftlichen Arbeiten und die Krfoi-f^cliunf^ der Selbsti>tändi^keit der 
letzteren, theils auf die Prüfung der Kenntnisne des Candidaten in solchen 
Fächern und Materien, welche von den schriftlichen Aufgaben nicht be- 
rührt worden sind, so wie darauf za berechnen, dass durch die Befragung 
zugleich der Grad der wissenschaftlichen AttsHldung des Candidater. im 
Alliyemeinen auspciiiiltelt werde. 

Der Vorstan»! und die übrigen, nicht speciell zu Examinatoren bestell- 
ten Mitglieder der Prüfungsbehörde können durch die Antworten der Can- 
didaten veranlasste Zwischenft'agen machen. 

Eine Protocollirtmg der F^gen und Antworten findet bei der mündli- 
chen Prüfung nicht Statt. 

§. 7. 

Je am Schlüsse der mündlichen Prüfung einer Abthefliulg md san&chst 
▼on jedem der Examinatoren eine ge^rüngte schriftliche Benrtiieilung der 
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sehriftliclien Antworten und Aiisail>eitün^en jedes einzelnen Gandidaien 
vorgetragen und duroh VorleaunfiT der hauptsächlielien Tlieile dieser Arbeiteo 
belegt. Süfnrt wird von jedem Examinator das Ergebniss der mündlichen 
Prüfung gewürdigt, und über das Resultat der Prüfung im (xanzcn bei 
jedem Candidaten, so wie über die Classificatioü der füi- fällig Erachteten 
ein bestimmter Antrag gestellt. 

Nach dessen Berathnng wd von der Prfifimgsbehörde BescUuss 

gefasst. 

lieber diese \eriiaudiang hat der Actuar ein Protocoll aufzunehmen, 

§. 8. 

Zur Bestimmung der Prüfungszeugnisse — vorzugsweise bei 
der niederen und bei der ersten höheren Bienstprüfung — dienen nach- 
stehende Anbaltspimkte: 

1) Wer sowolil bei der schriftlichen als mündlichen Prüfung in alben — 
den Haupt- und Kr^cnfächem — griindlicdie Kriintnisse', eine gute 
Beurtheilungskraft und vollständige Einsicht in den Umfang und 
inneren Zusammenhang der Lehren gezeigt, keine ins Allgemeine 
gehende Firagc unrichtig beantwortet, in der Anwendimg der Gesetse 
auf ßretrehene Fiilh', wo eine solche in der Aufgabe lag, Fertigkeit und 
richtif^en Blick an den Tag gelegt, ferner im schriftUchen Vortrage 
eine bündige und klare Darstellung nnd bei der mündlichen Prüfung 
gleiche DentUchkeit und Bestimmtheit in den Begriffen und im Aus- 
drucke bewiesen kat, — dem wird das Zeugniss erster Glasse 
zu Theil. Em Mangel an Beurtheilungskraft oder an richtiger, fliessen- 
der, bündiger und klarer Schreibart oder an der Gabe, sich mündlich 
fehlerfrd nnd mit Deutlichkeit anosudrficken, oder eine auffallende 
Schwäche des Gedächtnisses, irgetfd ein Mangel in klarci- Anschauung 
der allgemeinen (rrund^ätze in irgend einem Fache, sohliesst unbedingt 
von der ersten Classe aus. 

2) Wo hingegen in Nebenfachern einiger Mangel an Einsicht in die 
Onukdprincipien oder an anschaulicher Eenntniss des inneren Zusam- 
menhanges der Wissenschaft wnhrzunelinien gewesen , oder ira Allge- 
meinen eine zwar richfipe, aber weniger fertige Beurlheiluiig gegebe- 
ner Fälle oder ein etwaa geringerer Grad von Bündigkeit und Bestimmt- 
heit des schriftlichen oder mündlichen Vortrags, e. B. zu grosse, an 
Weitschweifigkeit granzende Ausführlichkeit oder eine nicht völlig ta- 
delfreie Schreibart ii. s. w., gezeigt, oder, bei dem Vorliandenseiu aller 
übrigen Bedingungen zu Begründung des Zeugnisses erster Classe, 
gleichwohl mehrere Specialfragen aus den Ebuptföchem wegen Ge- 
dächtnis smangels unvollständig oder unrichtig oder gar nicht beant- 
wortet worden ; da ist das Zeugniss zweiter Classe begründet. 
Auch hier darf daher kein Mangel an Beurtheilungskraft, es darf fer- 
ner keine bedeutende Gedächtnissschwäche , keine erhebliche Lücke in 
der Bekanntschaft mit den besonderen Materien der Hauptfacher und 
keine, nicht etwa auf blossem Versehen Ijeruhende Fehlerhl^gkeit im 
Ausdrucke oder in der Schreibart vorhanden sein. 

S) So oft endlich zwar nicht der Grad von Gründlichkeit und der Umfang 
▼on Kenntnissen, welche für die aweite Glasse «rfordert werden, erprobt, 
jedoch einer Seits der grössere Theil der Fragen genügend beantwortet 
und zugleich nnderer Seits, wenigstens in den HRuptfächem, im 
Ganzen geuommeii, Einsicht in das System der Wissenschaft und ein 
genügendes positives Wissen im Einzelnen beurkundet worden, die Be- 
urtheilung einzelner gegeb«ier Fälle, wenn auch nicht durchaus richtig 
ausgefallen, doch der Hauptsache nach nicht verfehlt zu nomen uad. 
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neben einer nicht ungeübten Urthmlskrafti die Gabe eines zusanmien' 
hängenden und deutlichen, hinlängliche Bekanntschaft mit den Elemen- 
tarkenntnissen voranssetzendrn , wenn auch nicht vüllkonunen fehler- 
freien, Vortriifjs bewiesen istj so tritt die Ertheilung des Zeugnisses 
dritter Classe ein. 

Je nach dem höheren oder geringeren Grade, in webhem den Anfor> 

denmgen für die einzelnen Classen entsprochen wird, orgieht rieh bei den 
höheren Prüftmjren die nähere Bestimmung der ClassenzengniBBe nach den 
Unterabtheilungen a und b (§. 19 der Königl. Verordnung). 

Bas ZengrmsB I. Glasse, erster Abtheflung, kann immer nur solchen 
Gandidaten ertheilt werden, welche nach Talent, wisBenschaftlicher Bildung 
und Bechtekenntnissen ganz ansgeaeichnet befanden worden sind. 

§; 9. 

Die Abweisung wird erkannt, wenn der Geprüfte sowohl bei der 
schriftlichen, als bei der mündlichen Prüfung nur den kleineren Theil der 
vorgelejgten Fragen richtig beantwortet, auch bei der Beurtheilung gege- 
bener F&ne die Hauptsache Tcrfehlt hat, dabei in Hauptfächern eine klare 

Einsicht in die Grundprincipien nnd den Zusammenhang der I.ehreu, sowie 
ein richtiges Urtheil zu vermis<?rn frcwesen ist, und zumal der schriftliche 
oder mündliche Vortrag in formeller Hinsicht einen Mangel an gehöriger 
Ausbildung verräth. 

Hat sich bei der Prüfhng in Beziehung auf das eine oder das andere 
Hauptfach eine hesoiiderFi anffallcnde Man^relhaftijj-keit und Yernachlässi- 
gung geäussert, und der Candi'Iat meldet sich zu einer der folgenden Prü- 
fungen wieder, so ist bei der mündlichen Priifuug, iu so weit es ohne 
Störung des ganzen Prfifhngsactes geschehen kann, der Bedacht darauf zn 
nehmen, dass die Belragunir den Candidatcn hauptsächh'ch auf dasjenige 
Fach gerichtet werde, in Ansehuno: dessen derselbe bei der früheren Prü- 
fung so wenig Genüge geleistet hatte. 

§. 10. 

Nach jeder Prüfung werden die Namen der für beüüiigt erkannten Can- 
didaten in alphabetitcner Ordnung (mit Weglassung des Classenaengnieses) 
durch das R^enmgsblatt bekannt gemacht 

§. 11. 

Ifit der ErdflTnung des Prüfungsergebnisses ist wegen des Ansatses und 
Einzugs der Prüfungssportel das Erfordf rik he zu besorpren. 

Zur Entrichtung der Prüfungssportel sind auch diejenigen Candidaten 
anzuhalten, welche bei der Prüfung, zu welcher sie sich gemeldet haben, 
nicht erschienen sind nnd es unterlassen haben, sich deshalb zu entschul- 
digen. 

II. Besondere Vorschriften in Betreff der iiicdereD Dieiistprüfung. 

§. 12. 

Die Bestellung der Prüfungscommission bei jedem Kreisgerichtshofe 
geschieht durch das EonigL Justiznunisterium. 

Letzterem werden von dem Königl. Ministerium des Innern diejenigen 
Mitglieder der Kreisregierungen bezeichnet, welche in den einzelnen Krei- 
sen zur Mitwirkung bei den Priifungen beizuziehen sind. 

Der zur Theilnahme an den Geschäften der Commission ertheilte Anf- 
trag ist zu jeder Zeit widerruflich. 

§. 18. 

Diijjemgen drei GoUegialmitglieder, welche nächst dem Vorstände in 
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di6 PruBfungscommission berufen werden (§. 8. der Königl. Verordnung), 
haben die Functionen der Examinatoren zu überaelunen. 

Examinator in den auf die Gemeindeverwaltungs - Geschäfte sich be- 
ziehenden f'aclieni ist immer das aus dem Departement des Innern bei- 
gezogene Mitglied, welches übrigens jeder Zeit auch als Mitvotant au den 
Berathungejk über das Gesammtergrebniss derPrüfhnfi^ Theilsu nehmen hiiL 

Mit dem Ablaufe der Meldungsfrist ist von dem Gerichtshofe auf deu 
Vortrag des Commissionsvorgtandes äber die Zulassimg der Oandidaten zur 

Prüfung zu erkennen und der Prüfungstermin festzusetzen. 

Die Vorladung der zugelassenen Bewerher, sowie die Benachrichtigung 
der nicht Zugelassenen (§. 4 und 10 der Königl. Verordnung), geschieht 
sofort durch den Gommissionsactuar, welcher yom dem Diredior des Ge^ 
richtshofs aus der Zahl der Expeditoren des letzteren bestellt wird. 

Gleich zeitijQf liat der Vorstand der Prüfun^pcommission dem der Com- 
niission beigeordneten Mitgliede der Kreisregierung von der Bestimmung 
des Prüfongstermins Eemstniss zu geben und dasselbe zu dem Prfifungsacte 
einzuladen. 

§.15. 

Den beiden Examinatoren vom Gcriclitshofe bleibt überlassen, sich über 
die Wahl der zur schriftlichen Beantwortung vorzulegenden Aufgaben zu 
vereinigen j spätestens vierzehn Tage vor dem Eintritte des I'rüfungstermins 
haben jedoch sie sowohl, als der für das Gemeinde- Verwaltungsfach be- 
stellte Examinator, die Entwürfe ihrer Aufgaben f&r die schriftliche Prü- 
fun^ dem Vorstände der Prüfungscommission zn über^yeben , von welchem 
dieselben sofort an den Chef des JustizdeiJartements perssänlich zur Geneh- 
migung einzusenden sind. , 

Da Alles daran gelegen ist, dass die Candidaten von den ihnen vorzu- 
legenden Aufiifahen nicht im Voraus Kcnntniss erhalten, so sind die Ent- 
würfe der letzteren immer von den Examinatoren sellist zu schreiben, und, 
von ihnen überschrieljen und versiegelt, dem Coinmissionsvoriitaude zur 
Weiterbefdrderang zuzustellen. Auf gleiche Weise und ans dem gleichen 
Grunde sind dieselben, nachdem sie die Genehmigung des Departements- 
chefs erhalten, bis zum Beginne der Prüfung versiegelt aufzubewahren. 

§. 16. 

Die schriftliche Prüfung' dauert zv- i Tag'e. 

Von den, den Tandidaten bei derst'll)en zur Beantwortung vorznlegen- 
den fragen, deren Zahl sich zwschen zwölf und iünfzehn zu halten hat, 
sind zwei Drittheile aus den in der Königl. Yorordnung §. 12 unter 1, 
2 und 3 genannten Fächern und Ein Drittheil aus dem Gemeinde-yerwal- 
tungsfache zu wählen. 

Vor oder nach Beantwortung der schiiftlichen Fragen haben die Can- 
didaten zwei Probeaufsätze auszuarbeiten, durch welche ihre practische 
Fertigkeit in den» bei den im §. 7 der Königl. Verordnung bezeichneten 
Aemtem vorkommenden Geschriften erprobt werden soll. Das Thema des 
einen dieser Proboaufsätze ist aus dem Fache der nicht streitigen Gerichts- 
barkeit, insbesondere aus den Materien der Inventuren und lärbtheilungen, 
der Vermög6nsüb«rgaben, der Gantverweisungen, der Testamente, der ge- 
niiscliten Khrvfrfrf'L'-e etc., das Thema des andern aus dem Fache des 
Gemeimlevenvaltungs- oder IJechnun<rfwesens zu wählen; beide Auft^^abeu 
sind so einzurichten, dass die Candidaten mit dem über das vorgelegte 
Thema zu fortiigenden Aufsatze längstens je in einem halben Tage zu Stande 
kommoi können. 
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§. 17. 

Sobald die Examinatoreu die schriftlichen Arbeiten gfpprüft babpn, 
und spätestens am dritten, womöglich aber schon am zweiten Tage nach 
der schriftlichen Prüfung, beginnt das mündliche £zamen, und wird' 
sofort das Ergebniss der Prüfung festgestellt (§§. 5, 6 und 7). 

Findet der Vorstand der Comnussiou bei einem diesfalligen Beschlüsse 
eAebliche Bedenken, weiche nicht alsbald ansziiffleichon sind, so Imt er 
die Vollziehung desselben, so weit er beauwtaudet ist, zu sitttiren und die 
Entischeiduiig des Königl. JnBtazmimstoriom eüuuholen. 

§.18. 

üeber den (lang und das Ergebnis« der Prüftmg wird dem Königl. 
JaBtizmimsterium von dem Vorstande der Prüfungsbehörde, unter Vorle- 
giing sämmtlicher Acten und nntor An : hluss ehios Verzeichnisses der den 
einzelnen Candidaton anerkannten Prädicate Bericht erstattet; auch sind die 
ausgefertigten Prüfung szeuguisse Behufs ihrer Visirung durch den Departe- 
tementsohef beisuschliessen. 

Mit dem Berichte ist zugleich der Entwurf der in das Regierungsblatt 
einzurückenden Bekanntmachung des Prufungsergebnissea (§. 10) einzusenden 
(vergl. §. 30). • ' ' 

III.. Besondere Vorschriften in BotrefT der höheren Dienstprüi'ungen. 

§.19. 

Wenn Candidaten, welche eine der höheren Justi/rlir^r tpr ifuno-eTi er- 
standen haben, sich zugleich für Notariatsgeschäfte beiahigeu wolieu, so 
kann zwar, nach der Bestimmung des §.. 15 der Königl. Verordnung, Mehr 
nicht von denselben gefordert werden, als dass sie ein halbes Jahr lang bei 
einem Gerichts- oder Amtsnotar in den ji'eriatiTiteii Geschäften sich practisch 
üben und sodann über einen günstigen Erfolg dieser Vorbereitung sich 
durch Zeugnisse ausweisen. 

Als genügend können aber diese Zeugnisse immer nur alsdann tMge^ 
sehen werden, wenn dieselben sich über die practische Tüchtigkeit des 
Candidaten zu Ausarbeitungen im Theilungs- und Rechnungswesen, zu 
Führung der Güter- und Unterpfandsbücher, so wie zu den Gemeinde- 
Yorwaltungsgeschäften, mit Bestimmtheit aussprechen. 

A. Vorschriften in Betreff der ersten höheren Dienst- 
Prüfung. 

§. 20. 

Der VorsitB in der Prnfungsbehörde und die Geschäftsleitung kommt, 
sofern dies&lls nichts Besunfh res verfiif,4 wird, dem nach dem Range — 
und, wo dieser nicht entscheidet, dem nach dem Dienstalter vorgehenden 
Mitgliede zu. ' * 

Warn dar D^artementschef der mündlichen Früftmg und . der Bera- 
thung über das Gesammtergebniss der Prüfang anwohnt) so äbemimmt er 
den Vorsitz. 

Das Actuariat wird von dem Actuar des Universitatsamtmanns 

versehen. 

Bei ihren Ausfertigungen hat sich jene Behörde eines eigenen Siegels 
zu bedienen, das die Umschrift führt: 

„Königl. Justiz-Präfungscommission zu Tübingen.^* 

^. '21. 

Je nach dem 15. Mai und 15. Novemhnr wird von dem Künigl. Justiz- 
ministerium über die Zulassung der Candidaten, welclie sich zu rechter 
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Zeit gemeldet liahon, erkannt, der Prüf^niG- formin, hei dessen Festspfziin? 
immer die Anträge der Commission uacli Thunlichkeit berücksiciitigt 
werden, anberaumt, und die Vorladung der zugelassenen Gftndidftten tot 
die Prüfungr^behörde nach Tühmgen, Iwoehungsweise der Bescheid an die 
Zurückzuweisenden erlassen (§§. 21, 22 und 23 der Königl. Verordnun<r). 

Zu gleicher Zeit bezeichnet das MinisteriuTit jener Behörde den zur 
Theilnahme an der mündlichen Prüfung und an der Abstimmung über das 
OegammtergcbniM der Prüfang ftbraordnenden CoUegialrath (§. 20 ebendae.). 

§.22. 

Auch den Examinatoren bei der ersten höheren XHeustproAing iet frei- 
gestellt, sich über die Vertheilung der Fächer und über die Wahl der den 
Candidaten vorzulegenden schriftlichen Aufpfahen zu vereinigen; es sind 
jedoch die Entwürfe der schriftlichen t ragen, wovon diejenigen aus dem 
römischen Rechte in lateinischer Sprache zu fassen sind, so wie das Thema 
des den Candidaten zur Ausarbeitung^ aufzugebenden Probeaufsatses (§. 24) 
ofanz in derscllien Weise, wie solcheK ol»en, §. 15, in Bezielinng auf die 
niedere Dienstpriii'ung vnrf'-eschrieben ist, immer vor d<,'r Prüfung, und 
zwar spätestens vierzehn iage vor dem Beginne derselben, dem Königl» 
Justisnunisterium sor Einsicht und etwaigen Erinnerung vorzulegen. 

§. 23. 

Die Fragen für die schriftliche Prüfung sind hauptsächlich aus 

denjenigen Rechtsfachem zu wählen, welche von grösserem Umfange sind 
oder die meisten positiven Bestiminungen enthalten, um zu erforschen, wie 
weit der Candidat solche dem Gedächtnisse eingeprägt habe. £s hndet 
daher vorenglich bin dem noch geltenden römischen Civilrechte, bei dem 
yaterlandischen Privatrechte, bei d^ Theorie des bärgerhchen Prooesses, 
"bei dem Criminalrechte nach dessen ^nnr.em TTnifange, und T)ei dem cano- 
nischen Rechte die Prüfung durch schriftlich zu beantwortende Fragen 
Statt. 

Im Uebrigen ist bei der Auswahl derselben, so weit es unbeschadet 

der verhältnissmäsHi/;' vollstaiidi<>-en Prüfung der Candidaten geschehen kann,- 
darauf Bedacht zu nehmen, dass in den Materien abj^-e wechselt werde, 
damit nicht ebendieselben Fragen in mehreren Prüfungen nach einander 
vorkommen. 

Auch ist za verhüten, dass nicht durch beständige Uebergehung ge- 
wisser Materien Anlass zu deren Vernachlässigung im Studium g^eben 

werde. g 24. 

Einen besonderen Gegenstand der Hchriftlichen Prüfung bildet die Aus- 
arbeitung des in §. 22 erwähnten Aufsatzes, welcher den Candidaten nach 
Vollendung der schriftlichen Fragen Beantwortung aufzugeben ist. 

Er hat zum Zwecke, eine Probe von der Darstellungsgabe, Schreibart 
und Beurtheilunffskraft der Candidaten zn erhalten. Zum Gegenstande des- 
selben kann daher die Firortenino- irgend einer rechtliclien Frage, allenfalls 
mit näherer Angabe dessen, was dabei entwickelt werden soll, oder die ge- 
drängte DarsteUung des Zusammenhangs verwandter Bechtssfttee u. s. w^ 
jedoch stets ohne Acten, ausersehen werden; wogegen die Entscheidung 
eines Hechtsfalls aus spruchreifen gffldchtlichen Yerhandlungen hier jeden- 
falls ausgeschlossen bleibt. 

Die Aufgabe ist wo möglidi so zu stellen, dass die Candidatoi in 
einem halb^ Tage mit dem zu fertigenden Aufsätze zu Stande kommen 
können. 

§. 25. 

Die schriftliche Prüfung dauert längstens vier Tage. 
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Bei Eröffnung derselben ist neben dem, was nach den Bestimmungen 
der §§. 2 und 4 zu beobachten ist, von jedem einzelnen Candidaten auch 
die Ausstellung eines schriftlichen Beverses darüber , dass er an keiner 
gesetswidrigcu geheimen Terbindiuisr Theil genommen, nach den dieifalh 
bestehenden besondren Yovschriften zu Terlimgen. 

§.26. 

Die allein zulässigen literarischen ITülfsmittel, deren sich die Candidaten 
bei der schriftlichen Fragenbeantwortung und bei Ausarbeitung des Probe- 
auisatzes, wenn die Materien es erfordern, bedienen können, sind 
das Corpus jnris civilis, das Corpus juris canonici und das WQrttembergische 
Landrecht. 

Die Fragen aus dem römischen Hechte haben die Candidaten in latei-> 
nischer Sprache zu beantworten. 

§. 27. 

Spätestens am sechsten Tage nach dem Schlüsse des schriftlichen 

Examens, bis zu welchem Zeifpuncte die Examinatoren die Arbeiten der 
Candidaten geprüft haben müssen, wird die mündliche Prüfung Tor- 
genonunen (§§. 5 und 6). 

An dieser können, neben den im §. 20 der Königlichen Verordnung 
bezeichneten ordentlichen Mitgliedern der Commission, auch die durch 
höchste Entschliessung bei der Juristen Facultät aufgestellten Privatdo- 
centen mit der Befugniss, am geeigneten Orte Zwischenfragen zu machen, 
AnHieil nehmen. Dieselt^ eSmi m dem Ende yon d«D Zeitpuncte der 
mündlichen Prüfung durch den Vorstand jener Behörde in Kenntniss xu 
setaen. 

§• 28. 

Bei der mündlichen Prüfung soll durch eine zusammenhängende 
Bergung besonders auch erforscht werden, ob der Gandidat dte Omnd- 
principien der verschiedenen wissenschaftlichen Fächer und den inneren 

Zusammenhang ihrer Lehren richtig und deutlich aufgefasst habe. 

Sie verbreitet sich (§. 6) sowohl über diejenigen Fächer, aus welchen 
auch schriftliche Prägen vorgelegt wurden, als über alle übrigen, in der 
Art, dass zwar die wichtigeren Fächer mit mehr Ausführlichkdt, als die 
minder wichtigen, behaiidelt, immV aber allgemeine und specielle Fragen 
miteinimder verbunden werden. 

§. 29. 

Das Prüfungsergebniss wird durch die Stimmgebung der ordentlichen 
lilGtglieder (§. 20 der Eönigl. Verordnung) und der zu der mündlichen Prü- 
fiing hinzugetreten r n Privatdocenten (§. 27) festgestellt (§§. 7 — 9). 

Im Falle der Stimmengleichheit kommt die Entscheidung dem Vor- 
stande zu. 

§. 80. 

Die nadi Massgabo des §. 24 der Königl. Verordnung auszustellenden 
Zeugnisse wer^l' ti dem Königl. Jiisti/.ministeVium durch den Vorstand mit 
sämmtlichen Prufungsacten , namentlich auch den Vorträgen der Examina- 
toren und den Protocollen über die Berathung des Prüfungsergebnisses, so 
isie einer Uebersicht fiber die Looation der Geprüften, yoi gelegt. 

Findet der Vorstand bei der Beschlussfassung der Prüfungsbehörde 
einen erheblichen Anstand, so hat derselbe den Fall der Entscheidung des 
Ministeriums zu unterstellen (vergl. §. 17 oben). 

Die init dem Vidit des Departementsehefs yersehenen Zengnisse werden 
den Candidaten unverzüglich zugestellt. 

Auch wird von dem Mimsteriiun das £rgebniss der PrüAing Öffentlich 
bekannt gemacht {§. 10). 
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^. 31. 

Um hpi der Zutheilung" clor für befähigt erkaiintm und hiernach zu 
Referendären zweiter Claese bestellten Candidaten zu den Gerichtshöfen auf 
die Wfinflche Jener Rücksicht nehtoeH zn können (§. 25 der Konig'l. Yerord» 
nuug), sind diex lljcn jodesinal am Schlusso <\or schriftlichen Prüfattg durch 
den Actnar rn liozeichnunjT clcsjeiiiDron Gerichtshofs aufzufoi tlorn, welchem 
sie für die erste Hälfte des Probejahrs zugetheilt zu werden wünschen. 
Ihre diesfälligen Erklärungen hat der Vorstand der Prüfungsbehörde gleich- 
seitig mit dem Berichte üher das Profongsergebniss eincusenden. 

B, Vorschriften in Betreff der zweiten höheren Dieustprüfung. 

§. 32. 

Die Examinatoren der Jusli/refercndäre zweiter Classe werden von dem 
K^önigl. Justizministerium nach Massgabe des §. 2ö der Königl. Verordnung 
aus d<?r Mitte des Obertribunals bestellt. 

Zwei derselben werden aus dem Criminal- und Kwei aus dem Ciirilse- 
nate dieser obersten Gericht ssti llc fronommen; zum Examinator im Fache 
der nicht streitigen Gerichtsbarkeit wird ein Mitglied .des Pupilleusenats 
bestimmt. 

Das Actuariat bei der Früiüngseommission hat der Canzleivorstand .dea 
Obertribunale zu versehen* 

§. 33. 

Nach dem Ablauft^ dt r Meldungsfrist jeden Julirs (15. Januar tind 
" 15. Juli) erkennt das Ministerium über die Zulassung der im Termine auf- 
getretenen Bewerber, und erlässt sofort wegen Vornahme der Prüfung mit 
den zugelassenen Oandidaten das. Erforderliche an die PrQfungscommission. 

§. 34. • 

Hauptsächlicher Zweck der zweiten Dienstprüfung ist die Erprobung 
der prac tischen Fähigkeiten der zu Prüfenden; sie begreift daher vorzugs- 
wpi?;f die Bearbeitung von Proberolatinnrn im rrhninal- und im Civilf'ache 
und die Lösung einer practischen Aufgabe aus dem Fache der nicht strei- 
tigen Gerichtsbarkeit. 

§.35. 

Zur Bearbeitung von Proberelationen erhalten sammtliche, zn der 
Prüfung zugelusscnon TJeferendäre die g-lcichon Acten, welche ZU diesem 
Behufe gedruckt, stets in Bereitschaft gehalten sind. 

Es werd^ hiezu zweckmässige, bereits erledigte, processualische Ver- 
handlungen von kleinerem Umfange, und zwar im Cinilfache in der Regel 
Acten zweiter Instanz ausgewählt. 

§. 36. 

Sobald von dorn Kimifrl. Justizministerium über die Zulassuno-sgesuche 
der C'andidaton '-ntsc^hicden und die Prüfungscommiffsion mit der Vornahme 
der Prüfung bcuuliragt ist (§. 33), sind ohne Verzug, je in der zweiten 
Hälfte der Monate Januar und JuHus, jene gedruckten Acten durcli das 
Actuariat der Commission an die Referendare auszufolgf n, und i s ist hie- 
be! den letzteren zur Einsendung der gefertigten beiden Relationen, de- 
nen die gedrucjcteu Actenhefte stets wieder anzuschliessen sind und welche 
in der Kogel von der eigenen Hand des Examinaaden geschrieben sein 
müssen, ein Termin — beziehungsweise bis zum 1. April und 1. Octobor — 
unter dem Präjudiz anzuberaumen, dass eine diosslallio^e Verspätung den Aus- 
schluss des Säumigen von der betreffenden Semesterprüfung zur Folge ha- 
ben würde. 
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Bei der Bearbeitung der Relationen sind die Referendare im Gebrauche 
von Bii li-ni und anderen literarischen Hülfsmitteln nicht beschränkt; es 
ist ihnen aber verboten, sich hiebei der Hülfe dritter Perfionen zu bedienen. 

Erwiesene üebertretunsren diefies Terbotes werden anf die in der KgL 
Verordnung §. 3 Absatz 2 bestimmte Weise geahndet, und es ist jeder Re- 
ferendar in der Ladung hierauf ausdrücklich aufmerkaam an machen. 

§. 87. 

Je nach dem Ablaufe des zu Einreichung der Proberelationen anbe- 
raumten Termins hat das Actuariat der Prfifnnfr'^commission dem Königl. 
Justizministerium berichtlich anzuzeigen, von welchen Referendaren die 
Probearbeiten eingekommen axnd. 

Diejenigen» welche ihre Relationen in der festgesetzten Zeit übergeben 
haben, werden, wenn es doron mrhr als acht sind, in zwei oder nach Um- 
ständen drei, der Zahl nach — so weit es thunlich — gleiche Abtheilun- 
gen gebracht, von welchen jede auf einen besondem Termin zur Prüfung 
Unberufen wird; die Candidaten der einzelnen Abtheilungen aber werden 
unter die für das Criminal- und Civilfaoh bestellten vier Examinatoren gldch 
verthoilt. 

Von den Letzteren hat jeder die eingekommeuen Relationen seines 
Faches genau au prüfen und sich je im Laufe der Monate April und Oe- 
tober auf die mündliche Verhandlung mit deri TJeferendären (§. 40), so wie 
auf den Vortrag in der Commission über den Werth der gelieferten Ar- 
beiten so vorzubereiten, dass die gedachte Vorhandlung sofort je nach dem 
1. Mai und 1. Norember Statt haben könne. 

§. 38. 

Spätestens am 15, April und 15. October jeden Jahrs lässt die Com- 
mission ihre Anträge über die Abtheilungen, in welchen die Prüfung vor- 
zunehnirn v--^ , über die Ordnung der Candidaten uv.d über die Zeit der 
Einberufung- derselben an das Könio-1. .Tnstij^ministeriuni gelang*en. 

Gleichzeitig wird das Thema zu dem den Candidaten bei der Prüfung 
aufzugebenden Probeaufsatse aus dem Fache der nioht streitigen Gerichts- 
barkeit (§. 34) der Genehmigung des Departementschefs unterstellt (vgl. §. 15). 

Das Ministerium setzt sofort den Prüfungstermin fest, und beruft die 
Candidaten auf denselben nach Stuttgart ein (§. 29 der Königl. Verordnung). 

§. 39. 

Die Prüfung jeder Abtheiiung beginnt damit, dass den erschie- 
nenen Referendären die im vorhergehenden Paragraphen erwähnte Auf- 
gabe aus dem Fache der nicht streitigen Gerichtsbarkeit 
von dem Commission^actuar zur schriftlichen Ausarbeitung unter t^xuet 
Aufsicht (§§. t his 3) vorgelegt wird. 

Das Thema zu dem zu fertigenden Aufsatze ist aus denselben Mate- 
rien, welchen nach §. 16 die den Kotariatscandidaten rorznlegende Aufgabe 
aus dem genannten Fache zu entnehmen ist, zu wählen und, wie letztere, 
so festzustellen, d^'^s die Candidaten in einem halben Tage mit dem Auf- 
satze zu Stande kommen können. Wird die Prüfung in mehreren Abthei- 
hingen vorgenommen, so wird Jeder derselb«i dn l^onderes Thema vor- 
gelegt 

Eine schriftliche Fragen-Beantwortung fmdet bei der zweiten hohem 
Dienstprufong nicht Statt. 

§. 40. 

Sobald die Aufsätze der Beferendäre (§• vpn dem zum Examinator 
beiteUten Mitgliede des PupiUensenaia (§. SS) dor^esehen srnd, und spft- 

H. Orllsrr, lIsUio4slO|le d. Bsehls- a. Stsaliwinenstlitfl. 13 
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tepfpn<^ nm fweiten Tage nach Uebevgabe derselben» folgt die mnndliolie 

Prüfung:. 

Bei dieser werden zunächst die Proberelationen jedes Einzebien im 
GriminAl- nnd Omlfache yon den betreffenden Examinatoren mit dem Ge- 
prüften durchgegangfen und es wird demselben durcli anß-emessene Fragen 
Gelegenheit verschafft, seine Probearbeit in formeller und materieller Hin- 
sicht zu rechtfertigen und in freier Kede näher zu begründen, über die da- 
bei einschlagenden Recbtsgnindsätse oder damit verwandten Lehren sich 
zu verbreiten, auch eingeschlichene Iirthümer nnd Löcken in jenm Auf- 
sätzen zu verbessern und auszufüllen. 

Dabei steht es dem Vorsitzenden der Prüfungscommission, so wie de- 
ren äbrigen Mitgliedern, gleichfalls frei, an die Examinanden derartige Fra- 
gen zu richten. 

E'^ 1'önnen ferner solche nnt^h an «lipV.ninfen Referendare pf^'^fnllf wor- 
den, deren Proberelation der Würdigung gerade nicht unterlie<]^t, und end- 
lich ist aus Gelegenheit dieser Verhandlung auch eine anderweite Befragung 
öber Materien und Lehren, welche mit dem Gegenstände der Relationen in 
keiner Verbindung- stehen , ?mmal gegenüber von denjenigfen Examinanden 
nicht mi^p'esclilopsen, welche bfi der vorausgegangenen ersten Dienstprüfung 
sich in dem einen oder dem andern Fache verhältnissmässig schwächer ge- 
sagt hatten. 

Am Schlüsse oder in einem sonst geeigneten Abschnitte der münd- 
lichen Prüfung" findet eine nähere Befragung der Referendare durr-h das 
Mitglied des Pupillensenats über den Gegenstand des von ihm aufgegebe- 
nen Probeaofaataes, wie ftberhaupt aus den Fächern der nicht sl^itigen 
Gerichtsbarkeit Statt. 

§. 41. 

AVenn nach Beendigrunjy diesf^r mündlichen Verhanflluiifr tlin Referen- 
dare abgetreten sind, so wird Bolort, g-emäss der Vorsclinit des §. 7, über 
das Ergebniss der Prüfung Berathung gcpÜogeu und ein Collegialbeschluss 
nach Stimmenmehrheit gefasst, vorbehaltlich der Eatsohddnng des Bepar^ 
tementschefs (§. 28 der Köninrl. Verordnung) im Falle der Stimmengleich* 
heit , so wie in Fällen erheblicher Bedenken (vergl. §» 30 Absatz 2 oben). 

Im Allgemeinen sind die in den Paragraphen 8 und 9 für die Bestim- 
mung der Pröfiingszeugnisse gegebenen Vorschriften, der Classification der 
Gandidaten auch bei der zweiten höheren Dienstpo^fong ^um Grund zu 
li^en; vorzugsweipe jedoch ist hier die Absfnfun? naeh dem Grado (Kr 
practischen Geschäftsgewandtheit und Brauchbarkeit, den die Gandida- 
ten gezeigt haben, eu bemessen. 

§.43. 

Die PrnfottgsEengnisse , welche nach §. 31 der KönigL Verordnung je 
von den Examinatoren des betreffenden Candidaten au unterseichnen sind, 
werden durcli das Actuarinf der Pnirniii^slmliörde mit sämmtlichen Prü- 
fungsacten, namentlich auch den X'rotocoiien über die Berathung des Prü- 
fungsergebnisses, dem Königl. Justizministerinm zur MitvoUziehung vorge- 
legt, und von Letatftrem werden die Namen der Ar befiUiigt erkannten luid 
in dessen Folge zu Justizreferondären erster Olasse bestellten Candidaten 
durch das Hegierungsblatt bekannt gemacht (§. 10). 

IV. Vorübergehende Bestimmung. 
§. 43. 

Die nach den §§. M und 39 d^ Candidaten bei der zweiten höheren 
Dienstprfifimg m BehriftBeliai AuMirbeitang Tecmlefeiide A«%rabe «u dem 
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FacKe der nicht streitigen Gerichtsbarkeit ist erstmals bei der im Monat 
ICai 1840 Stfttt findenden SemesteTprflfluig stellen. 

Bit dfthin unterbleibt auch die im §. 40 angeordnete mnndliolie Prü- 
fung der Eeferendire in dem genannten Fache. 



C. Yorscfariften in Betreff der zweiten höheren Dienstpnifong im 

Justizdepartement. 

tJm der zweiten höheren Dienstprülung eine ihrem Zwecke mehr ent- 
Bpreehende E&niclitiing zu geben, werd^ venndge lidclister Entscbliessnng 
vom 3. Januar 1850 zur Vollziehung der Eönigl. Verordnung vom heutigen 
Tage, die Abänderung einiger Bestimmungen der König]. Verordnung vom 
2ö. April lödd über die Dienstprülungen im Justizdepartement betreffend 
unter tlieüweieer Abindening der Instraetion Tom 29. April 1839» den mit 
der Leitung und Vornahme jener Frfifüng beauftragten Behörden nachste- 
hende Vorschriften ertheilt, wdclie an die Stelle der §§. M bis 42 der 
genannten Instruction treten. 

§•!• 

Die Examinatoren der Jnstis 'Referendare zweiter Classe werden von 
dem Ednigl. Justizministerium nach Massgabe des §. 28 der Königl. Ver- 
ordnung vom 25. April 1839 aus der Mitte des Obertribuuals bestellt 

Zwei derselben werden aus dem Onminal- und zwei aus dem Civilsenato 
dieser obersten öerichtsstelle genommen; zum Examinator im Fache der 
nidit strdtigen Gerichtsbarkeit wird an Hitglied des PnpiUensenats bestimmt 

Das Actuariat bei der Prüfongsoommission hat der CanxleiTorstand des 
Obertribunala zu versehen. 

§. 2. 

Nach dem Ablanf der Meldungsfiist jeden Jahrs (15. Januar und 15. JuH) 
erirannt das Ministerium über die Zulassung der im Termine aufgetretoi^ 

Bewerber und erlässt sofort wegen Vornahme der Prüfung mit d&k xoge* 
lassenen Gandidaten das Erforderliche an die PrüfungscommiBsion. 

§. ^ 

Hauptsächlicher Zweck der zweiten Dienstprüfung ist die Erprobung 
der practischen Fähigkeiten der zu Prüfenden; sie begreift daher vor- 
xngsweise die Bearbdttmg von Kechtsfallen im Criminal- und Civilfache, 
sowie die Lösnnp' einer practischen Aufgabe aus dem Fache der nicht strei- 
tigen Gerichtsbarkeit. In den beiden ersten Fächern muss wenigstens Eine 
Arbeit ein Urtheil mit Eutscheidungagründen zum Gegenstand haben; die 
andere kann aus einer den mitzntheüenden Aot^ sa ratnehmcmd^ llso* 
tischen Darstelfauig, einer Anklageaote oder Verthddignngssohrifb bestehen. 

Die Prüfungscommission wählt, sobald sie wegen Vornahme der Prüfung 
Weisung erhalten hat (§. 2), die geeigneten Criminal- und rivilrechtsfUUe 
aus, und unterstellt solche nebst dem Thema zu dem den Gandidaten auf> 
zugebenden Anfssta ans dem Fache der nicht streitigen Gerichtsbarkeit der 
Genehmigung des Departementschefs. 

Zugleich lä^st dieselbe ihre Anträge über die Abtheilungen, in welchen 
die Prüfung vorzunehmen ist, über die Ordnung der Gandidaten und über 
die ZeH: der Einhemfimg derselben an das Königl. Justisministerinm gelangen. 

Hierauf setzt das Justizministerium die Prüfungstermine fest und beruft 
die Candidat«! auf dieselben nach StuUgart ein. 

18* 
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§.5. 

Die Bcbrlftliolie PrOAingr för die drei Fächer dauert drei Tage. Jeden 
Tags ist in der Zeit von Morgens acht Uhr bis spätestens Ab^ds leelis 

Uhr eine Arbeit zu fertigen. Hiezu sind , wenn die Prüfung' in mohrereil 
Abtheilungeu erfolgt, jeder Abtheilung besondere Aufgaben vorzulegen. 

Bei der Bearb^tung der^ Aufgaben ist den Gaadidaten die Benätzung 
der Gesetzbücher (eorpas juris ci^s und canonici, Landrecht, Strafo^esetz- 
buch und Strafprocessordnung, Regierungsblatt) und eines Lehrbuchs des 
Phvatrechts , dessen Wahl jedem Einzelneu überlassen bleibt , gestattet; 
fremder Hülfe dürfen sie sieb nicbt bedi^en. 

Erwiesene Uebertretungen (lioses Verbots werden auf die in der KÖnigl. 
Verordnung vom 25. April §. 3 Abs. 2 bestimmte Weise geabndet, 

§. 6. 

Die Candidaten dor pin?:elnen Abtheilungen werden unter rlie für das 
t'riminal- und Civilfach bestellten vier Examinatoren gleich vertheilt. Von 
diesen bat jeder die ihm zugetheilten Arbeiten genau zu prüfen, worauf sie 
auch den übrigen Mitgliedern der PrfiAmgscommistion «ir Durchsicht zuzu- 
stellen sind. 

§. 7. 

Am dritten Tage nach dem ächiuss der schriftlichen Prüfung folgt die 
mündliche Prüfung. 

Dieselbe beginnt in jedem der beiden fihkuptfftcher damit, dase der 

Candif^it -eine Arbeit mündlich vorträfft. 

Sodann werden die Arbeiten je von dorn Examinator mit dem Geprüften 
durchgegangen und es wird demselben durch angemessene Fragen Gelegen- 
hat yer8cha£Pt, seine Arbeiten in formeller und materielief Bmsioht zu 
rechtfertigen und in froifjr Rede näher zu beofriindnn, über die dabei einschla- 
o'onden Rechtsgrundsätze oder damit verwundten Lehren sich zu verbreiten, 
auch eingeschlichene Irrthümer und Lücken in jenen Aufsätzen zu verbessern 
und auszufallen. 

Dabei steht es dem Vorsitzenden der Prüfungscommission, sowie deren 
übrig^en Mitgliedern gleichfalls frei, an die Examinanden derartige Fragen 

zu richten. 

Es können femer solche auch an diejenigen Refn^dare gestellt wer- 
den, deren Proberelation der Würdigung gerade nicbt unterliegt, und end- 
lich ist ■^Mdegenheit dieser Verhandlung? aucli eine anderweite Befragung 
über Mateneu und Lehren, welche mit dem Gegenstande der Relationen in 
keiner Verbindung stehen, zumal gegenüber von denjenigen Examinanden 
nicht ausgeschlossen, welche bei der vorausgegangenen ersten Dienstproftin^ 
sich in dem einen oder anderen Fache ▼erhältnissmäsng schwacher gezeigt 
hab"n. 

Am Schlüsse oder in einem sonst geeigneten Abschnitte der mündlichen 
PrOAmg findet eine nähere Befragung der Refiandäre durch den Examinator 

im Fache der nicht streitig'en Gerichtsbarkeit nhcv den Gegenstand des von 
ihm aufge^ebf nen rrolx^aufsut/es wie überhaupt aus den Fächern der nicht 
streitigen Gerichtsbarkeit Statt. 

§. 8. 

Wenn nach Beendigung dieser mündlichen Verhandlung die Referend&re 

abg'etreten sind, v/ird sofort, g-emiiss der Torschrift des 7 über das 
fJrgebniss der Prüiunf? Herathung gepflopfen, und ein Colleg-ialbeschluas 
nach Stimmenmehrheit gefasst, vorbehaltlich der Entscheidung des Departe- 
mentschefs (§. 28 der Kdnigl. Verordnung vom 25. April 1889} im Falle der 
Stimmengleichheit, sowie in Fällen erheblicher Bedenken {veegh §. 30, Abs. 2 
der Instruction vom 29. April 18^9). 
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AusBer dem Ergebnisf^ der Pröfang lelbst dienon als Anhaltspunct für 
die Bcgntaclitung der Candidaten nicht nur das Erprebniss der ersten Dienst- 
prüfung, sondern auch und insbesondere deren Dienstleistungen während 
des Probejahre, worfibcnr in Gemftstbeit der Verordnoiig Tom beatigen Tage 
die Gerichtshöfe ihre Beschlüsse, unter Anschluss der von den Probe-Refe- 
rcndären gefertigten Criminal- und Ciyilrelfttionen, der PrufungeooxniniBdoii 
mittheilen werden. 

Im Allgemeinen sind die in den §§. 8 und 9 der Instruction vom 
29. April 1839 für die Bestimmung der IVfifungszeugnisse gegebenen Vor^ 
seliriften der ClassiTu-ation der Candidaten auch bei der zweiten höheren 
Bienstprüfung üum Grund zu legen; vorzugsweise ist jodoeh hier die Ab- 
stufung nach dem Grade der practischen Geschäftsgewaudtheit und 
Brauchbarkeit, den die Candidaten gezeigt haben, su bemeeeoi. 

§. 9. 

Die PrÖftmgBseugnisse, welche nach §. 31 der Kdnigt Verordnung 

vom 25. Aitril je von den Examinatoren des betreffenden Candidaten 

zu unterzeichnen sind, werden durch das Actuariat der Prüftingsbehörde 
mit sämmtlichen Prüfungsacten, namentlich auch den Frotocolien über die 
Berathung des PrOfungsergebnisses, dem König]. Justizministerium sur IGt- 
▼oUmehung vorgelegt, und von Letasterem werden die Namen der für befä- 
higt erlcannten und in dof^sen Folge zxi Justiz-Referendären erster Clasfe 
bestellten Candidaten durch das Regierungsblatt bekannt gemacht 10 
der Instmetion vom 29. April 1839). 

§. 10. 

Vorübergehende Bestimmung. 
Obige Vorschriften kommen bei der im Herbst 1860 abzuhaltenden zwei- 
ten höheren Dienstprüfung erstmals zur Anwendung. 

Bin dahin bleiben die Bestimmungen der Instruction vom 29. April 1S39, 

§§. 34 bis 42 in Kraft. 

. Stuttgart, den 3. .Januar 1850. 

Königl. Justizministerium. 



P. Aus dem Regierungsblatt des Königreichs Württem- 
berg. Jahrgang 1846. Nr. 39. S. 360. 

Verfiigung, betreffend eine Zusatzbestimmung zu der KöDigl. Ver- 
ordnung vom 25. April 1839, die Dienstprüfungen im Justiz- 
departement betreffend. 

Nachdem Seine Königliche Majestät vermöge höchster Entschliessung 

vom 6. d. M. als Zusatz zu dem §. 5 der königl. Verordnung vom 25. April 
1839, die Dienstprüfunpffn im Jnsti/departoment betreffend (Reg.-Blatt Seite 
417), zu verfügen geruht haben, dass zur Prüfung zugelassene Candidaten, 
welche ohne vorgängige triftige Entschuldigung am Prfifnngstermine aus- 
bleiboi, 80 wie diejenigen, welche bei der Prüfung zwar erschienen, jedoch 
vor dem Schlüpke der -ollion willkürlich ausgetreten ?ind, gleich don bei der 
Prüfung nicht bestaudencn Candidaten erst nach Ablauf eines Jahres 
»ufs Neue zur Prüfimg zugelassen werden sollen ; so wird solches zur Nach- 
achtung hiemit bekannt gmacht 

Stuttgart, den 11. August 18ie. 

Pries er. 
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£. Aus demRogierungsblatt für das KönigreichWürUem- 
berg. Jahrgang 1850. Nr. 1. S. i ff. 

KöDi^iche Verordnung, betreffend die Abänderung einiger Bestim- 
mungen der über die Dienslprüfungen im Justizaepartement 
am 25. April 1839 ergangenen Königlichen Verordnung. 

Wilhelm, von Gottes Gnaden König v n Württemberg. 

Zum Behuf der ^iweolvniiissinren Ausbildung- der Justizreferendärc zwei- 
ter Classe und im Zusammenkaug mit einer Aenderung in Einrichtung der 
zweiten höheren Dienstprüfung, wonach die Referendare nicht mehr, wie 
bisher, Relationen zu Hause sa fertigen, sondern ihre praotisehe Auebildun»- 
dadurch zu bewähren halten, dass sie während dos Examens selbst Fälle 
aus den verschiedenen Zweiffen der Kecht?pHefre bearbeiten und ihre Ar- 
beiten in mündhchem Vortrage rechtfertigen und in freier Rede näher be- 
gründen, Terordnen Wir, nach Anhdmng Unsores Geheimen Rathee, wie 
folgt: 

§. 1- 

Die Justizreferendäre zweiter Clanse haben in dieser Kipensehaft Behufs 
ihrer practischen Ausbildung während eines Jahres, und zwar in den ersten 
fünf Monaten bei einem Besirksgericbte, wfthrend der wdteren sieben Mo- 
nate bei einem Xreisgeriehtsbof Probedienste m leisten. 

§.2. 

Ueber die Beschäftigung der den Bezirksgerichten und Gerichtshöfen 
zugetheilten Referendare enthalten die mit Unserer Genehmigung erlassenen 
Ministehai-Verfügimgen vom 27. August 1836 und vom heutigen Tage die 
niheren Vorsehiilten. 

§. 8. 

Am SchlusF des Probejahrs wird von den Gerichtshöfen auf den Grund 
von Vertränken der Collejrialraitglieder über die ihnen beigegebenen Refe- 
rendare (Ministeria 1 Verfügung vom heutigen Tage) , so wie von Aeusserun- 
gen der Senatsvorstände über deren Ldstungcu im Ganaleidienst in einer 
Plenarttteong über die Geschäftstüchtigkeit der Referendare umfassende Be- 
rathung gepflogen und das Erg^ebniss derselben, unter Anschluss der von 
den Referendären gelieferten Relationen im Criminal- und Civilfache, der 
Prüfangscommission mitgethdlt. 

§.4. 

Die Bittschriften nm Zulassung zur zweiten höheren Dienstprüfung 
sind, wenn die Meldunpfen unmittelbar vor Beendigung der Probezeit ge- 
schehen, durch die Vorstände der Kreisgerichtshöfe, weichen die Referen- 
dare bis dahin zugetlieflt waren, mit den in §. 30 der Verordnimg vom 
S5. April 1889 Toigesdiriebenen Zeugnissen einziisenden. 

§. 6. 

Bei der xwdten höheren Dienstprüfung ist den Gandidaten der Gebrauch 
von Büehem und andern literarischen Hiiifsmitteln verbot rru mit Ausnahme 
derjenigen Gesetzes 8ammlungen, welche die Prüfungscommission ausdrück- 
lich gestattet, und, bei der Ausarbeitung der civilrechtlichen Aufgabe, eines 
Lehrbuchs des Privatrechts, dessen Wahl dem Candidaten freisteht. Eüne 
üebertretung dieses Verbots wird nach Massgabe des §. 8 der königL 
Verordnung vom 25. April 1839 geahndet. 

§• 6. 

Durch obige Bestimmungen erleiden die §§. 3, 25, 26, 27, 30 der kgl. 
Yerordnimg vom 25. April 1889 Ahandemngen. 
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ünser Ifbuttoriiim der Jnatis iat mit ctarYdUaehuiig dMwr YflrOKlnqng 
btanftragt. 

Stuttgart» den 3. Januar 1850. 

Wilhelm. 

Herdegea. Sehlayer. W&chter-Spittler. Raar. Häolein. 

Auf Befehl des König's, 
Der Cabinetsdirector : 

Mau der* 



F. Aus dem Regieninp^sbJait für das Kö nigreich Württem- 
berg. Jahrgaug 1836. Nr. 44. S. 446 IT. 

Bekanntmachung, betreffend eine Instruction über die Beschäftigupg 
der den Gerichtshöfen und Bezirksgerichten zu ErstenuDf; 
des Dienstprobejahrs zugetheilten Referendare. 

Um die zweckmässige Anl^tuug der den Gerichtshöfen und Bezirks- 

gericbtfTi zu Erstehung des vorgeschriebenen Dienstproljejabrs /iiDTtlipiltnn 
Refereiniarc zweiter Classe zu den bc*i jenuü Gerichtsstellen vorkommenden 
Geschäften zu sichern, und um insbesondere, neben der Rücksicht auf die 
Ein&buag im Ganzleinenste, die der Bildung zum Geschäftsmanne wesent- 
lich zum Grund liegende Bekanntschaft mit dem Materiellen der Rechts- 
anwendung zu fördern, sieht man sich veranlasst, die nachfolgende, von 
Seiner Königlichen Majestät allergnädigst genehmigte Instruction zui^ I^ach- 
aehtnng b^annt au machen. 

Stuttgart, den 87. Anguit 1886« Sohwab. 



Instruction üb^ die Beschäftigung der den Gerichtshöfen und 
Bezirksgerichten zu Erstehung eines Dienstprobejahrs zage- 
theilten Referendare. 

Die den Gerichten tum Behnfe practischer Ausbildung angetheilten 
Referendare awoiter Classe erstehen, wie bislier, die erste Hälfte ihres Probe- 
jalurs bei einem der Kreisgerichtshöfe, die andere Hälfte bei einem 
Besirksgerichte. 

A. Bei den Gerichtshöfen werden 

I. dem Canzlei<Hens te in der Regel die ersten drei Monate, nach 
dem Eintritte der Referendare, ausschliessend gewidmet. Hiebei wird, so- 
weit es thunlich, für die Einleittmg in die Geschäfte, die nachstehende 
Stufenfolge beobachtet: 

1) j( df^r T^ofcrendär hat zunächst mit der Form dar amtlichen Ausfin^ 
tigungen sich bekannt zu machen, sodann 

2) durch Lesen von Protocoilcn, von Criminal- und Civil-Acten sich einen 
Ueberbliok ftber den Gang der Gansleigeeclutfte und Kenntnise des Ge* 
schäftsstyls zu verschaffen, woneben er 

S) von der Registratur der verschiedenen Senate Einsicht nimmt, die Vor- 
merkungen aber einkommende Acten in die I>ianen, Bepertorien and 
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andere Ganzleibücher eintragen hilft, und sich in den daselbst zu Er- 
♦ haltung einer steten Ordnung^ emgeführten Manipulationen übt. 
Hierauf begleitet derselbe: 

4) von Zeit za Zeit den Secretair in die CoUegialsitzungen, nimmt unter 
der Leitimg des letzteren an den dem Secretariat obliegenden Aus« 
fertigungen und den hif init verhundonen weiteren Oe^tcdiäften des Ein- 
tragen«? in die Canzleibucher etc. Autheil, und geht sodann, nach hin- 
länglich erlangter Fertigkeit, 

5) zur selbstfltandigen Führung dar Protocolle und Besorgung der damit 
verknüften Ausfertigungen über, mit welcher Beschäftigung, soweit es 
ohne wesentliche Störung der übrigen, posyleinh zu erwähnenden Zwecke 
geschehen mag, bis zum Schlüsse des Halbjahrs fortgefahren wirdj 
endlich ist 

6) gleichzeitig den Referendaren ein fleissiges Studinm der bei dem Ge« 
richtshofe vorhandenen Xornialien- und Präjndizienliiudier empfehlen. 

Während des vorerwähnten ersten Zeitraums, weicher indess von dem 
Directorium nach Umständen, insbesondere je nach der Fähigkeit der Sub- 
jecte, abgekürzt werden kann, hat der Referend&T sieb durebans der für 
die Expeditoren bestehenden Canzleiordnung zu unterwerfen, namentlich 
die üblichen Canzleistunden pünktlich einzuhalten. 

II. Die Einleitung in die C ol legi al- Arbeiten beginnt der Regel 
nach mit dem vierten Monat, und bildet bis zum Ablaufe des Halb- 
jahrs den Hanpt.q'e.q'onsland der Beschäftigung. 

Der Heferciidar erliiilt: 

1) im Anfange von dem Directorium leichtere Currentgegenstände, z. B. Justiz- 
YerzögerungB- und andere aussergerichtlicbe Beschwerden, Bericht- 
erstattungen über Begnadigungsgesuche und dergleichen mi^dm^ be- 
deutende Of'ffenstände zur Bearbeitung. 

Hierauf folgt: 

2) unter allmähligem Aufsteigen zu bedeutendere Oeschllten dieser Art 

die Fertigung von Actenauszügcn, factischen und processnaiischen Yor^ 

trägen im Ci%nl* \mä Criniinalfache, später 

3) die Ausarbeitung des rechtlichen Theils solcher Relationen. 

Gegen den Schluss seiner Dienstzeit bei dem Gerichtshofe ist Be- 
dacht darauf zu nehmen, dass der Referendär sich auch 

4) mit den den Fupillensenaten übertragenen Geschäftszweigen, sowie 

5) mit dem (ianpe des ehegerichtiichen Verlährens durch eigene An- 
schauung, jedoch ohne Uebemahme von Referaten, bekannt mache. 

Die im Vorstehenden erwähnten Arbeiten werden unter steter Auf- 
sicht und Leitung des Collegialmitgliedes, aus dessen Beferate die zugethdl* 
ten Gegenstände gewählt wurden, besorgt. 

Insbesondere sind die Anträge des Referendars jedesmal zuvor dem 
Referent^ zur Durchsicht vorzulegen, worauf erst, im Beisein des letzteren, 
der Vortrag durch den Referendar im Collegium erfolgt. 

Der Referent erklärt am Schhtfse des Vortrags seine zuBtimmende oder 
abweichende Ansicht, wobei es sich von selbst versteht, dass bei der Ent- 
scheidung nur seine Stimme gezählt wird. 

Während dieser zweiten Periode ist dem Referendär gestattet, zu Hause 
zu arbeiten, soweit nicht die Ausfertigung ihm obliegender Expeditions- 
geschäfte seine Anwesenheit in dem Locaie des Gerichtshofs erfordert 
(vergl. oben A. I. 5). 

B. Bei den Bezirksgerichten erfolgt 

I. die Einleitung in den sogenannten laufenden Dienst der Regel 
nach in den ersten drei Monaten. Auch hier wird der Apfftng 
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1) mit der Eenntniss der Geschftftsformeu gemacht. Zvl diesem Zwecke 
hat der Koferendär niTÖrdersi die stur Yerhandlimg vorliegenden Crimi- 

nal- und Civil;; cteTi durchzusehen, iTiL':]pichen von r|nr Rogistralur Kin- 
sieht 7M nehinon und in deren BcRor^ung Beihülfe zu leisten, auch eine 
Zeitiaijg die Einträge in die eingeführten Processlisten und andere 
Geschäftsbücher za flbemebmen. 
Hifonachst wird ihm: 

2) die Fertigung Ieicht««r Expeditionen, z. B. von ActenverBoichniflsen, 

Tnquisitionskostenzetteln. T?c jnisitioiii^schreihen, Beantwortttllg BOlcher, 

Vorladungen und dergleiclien anvertraut; worauf 
3> m leichteren Berichten und Anzeigen an die höheren Behörden, sowie 
4) zu Verfügungen in aussergerichtlichen Beschwerdesaohen, Schuldklag- 

sachcn und ähnlichen Aiio-cleocMlieiteii fiborpro-angen wird, die nicht 

von dem Oberamtsüfonclits-('o]lef,num, sondern von dem Bezirksrichter 

oder dessen Stellvertreter für sich erledigt werden. 

Von den Letzteren sind jedoch diese Verfügungen (Ziffer 4), bevor 
sie wirklich erlassen werden, ent su prüfen und wie alle sonstigen Expe- 
ditionen (Ziffer 2 und 3) ausscliliessend mit ihrer Unterschrift, wodurch sie 
jede Verantwortlichkeit auf sich nolmun, zu versehen. 

In dieser Periode, welche jedoch gleichfalls von dem Gerichtsvorstande 
nach Umstanden, besonders nach Maßsgabe der Beföhigung des in den 
Dienst Einzuleitenden, abgekürzt werden kann (vergl. oben A. I. am Schiasse), 
wird auch das Studium der bei den Bezirksgerichten vorhandenen Normalien- 

sammluTi<7cri betrieben. 

II. Die Einführung in die richterlichen Functionen (im engeren 
Sinne) umfasst der Regel nach die letzten drei Monate des Prob^'ahrs. 
Hiebei wird: 

1) mit Führung des Frotocolls durch den Beferendir in dem vollständig 
besetzten GerichtscoUe^um begonnen. 

Der Actuar miips jedoch stets anwesend sein und das Protocoll, für 

dessen Richtijsrkeit er dadurch verantwortlich wird, unterzeichnen. 

2) Unter ähnlicher Beschränkung wird sodann dem Referendar die Füh- 
rung des Frotocolls bei minder feierlichen Verhandlungen in Criminal- 
und Civilsach^ gestattet. Desgldohen wird ihm 

8) die Entwerfung' von Hauptl)erichten in minder bedeutwden Oriminal- 

Untersuchungen anvertraut, nicht weniger 

4) die Entwerfung von Vorträgen über Rechtssachen für das Genchts- 
CoUegium, sowie 

5) die Fertigung von Uebersiehten der Streitverhältnisse, von Erkennt- 
nissen und Entscheidungsgründen in Criminal-, Civil- und Concurs- 

Sachen. 

Hat derselbe in diesen Geschäften iiinreichende Fertigkeit erlangt, 
so wird ihm 

6) unter der hiemach festgesetzten Beschrankung die Vornahme minder 
bedeutender Verhandlungen im Gebiete der eigentlichen Rechtsver> 
waltung, im Civil- und Griminalfache, anvertraut. 

Ueberdiess nimmt er 

7) an Haltung: der sogenannten Amtstage, unter Leitung des Oberamts- 
richters, welcher ihn in seiner Gegenwart Aiiiragen der Parteien be- 
antworten lasst, Antheil, sowie er 

8) den Gerichtssitzungen während dieser ganzen Periode mit berathender 
Stimme anwohnt 
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Gegen den Schlags seiner Dienttaot wird ihm 

9) zur nalinreu Kenntniss der den Bezirksgerichten obliegenden Geschäfte 
dvr t'reiwillij/en Gerichtsbarkeit Anleitung gegeben. Namentlich werden 
ihm nicht nur ii.utwürfe von Verfügungen auch in solchen Gegenständen 
ftbertvaipeii, sondern er hat auch einigen Pflegreduningsahh^en in der 
Oberamtsstadt anzuwohnen. Ebenso hat er 

10) um sich mit den notariatamtlichen Geschäften insbesondere bekannt 
EU machen, einige Inventuren und Theilungen durchzugehen, auch, wo 
möglich, bei der Aufhahme solcher Verhandlungen durch den Gerichts* 
notar zugegen zu sein ; sowie ihm femer 

11) von den Gppchäftsbüchem des Stadtraths der Oberamtsstadt den Raths- 
protocolien, Contract-, Pfand-, Güterbüchem u. s. w. Einsicht zu ver- 
schaffen ist. Endlich ist demselben Gelegenheit zu geben, 

12) von den bei den Bezirksgerichten Torkommenden ehegerichtliehen Ter* 
handlun^roTi, sowie 

13) von der Kinrichtnug des Rechnungs- und Cassewesens bei denselben 

sich die nötliige Kenntniss zu erwerben. 

Wie bei der Besorgung von Collegialarbeiten , so treten aber auch 
hier dieselben Controlemassregeln ein. Nicht nur in den oben (B. II. 1 und 2 
in dieser Beziehung ausdrücklich hervorgehobenen Fällen hat der 01m i -) 
amtsrichter oder der Actuar die von dem Referendar gelieferte Arbeit zu 
prüfen und die Verantwortlichkeit dafür zu übernehmen, sondern es findet 
das Gleiche auch bei allen weiteren Ausfertigungen und Y«*fögangen des- 
selben statt. Die Vorträge fOr die Geriohtssitsungen (Ziffer 4 und 5) legt 
er zwar selbst ab, jedoch nur nach vorgängiger Durchsicht und Prüfung 
durch einen der gedachten Beamten und ohne entscheidende Stimme. Bei 
den ihm snr eigenen Führung übertragenen Verhandlungen (Ziffer 6) ist 
derselbe von dem Bezirksriohter selbst unter stete Aufsicht zu nehmen, 
auch trägt die^^r r die volle Verantwortlichkeit für die nuter seiner Leitung 
besorgten Geschäfte; in welcher Beziehung er jedesmal noch vor dem 
Schlüsse der Verhandlung die letztere zu reassumiren und, nach Ergänzung 
etwaiger Mängel und Lücken, das Protocoll nebst den darauf sich be* 
aiehenden Ausfertigungen mit seiner Unterschrift zu versehen hat. 

Während seiner Dienstleistung >>'m' dem Bezirksgerichte ist der Referen- 
dar in jeder Beziehung die bei demselben eingeführten Dienstvorschriften, 
namentlich auch die Canzleistunden, einzuhalten verbunden. 

Zur Beglaubigung: 

Der Justiz-Ministerial-Secretir: 
Geyer. 



Bekanntmachimg, betreffend die Prüfung der iVotariat^caDdidaten, 
welche in dem Neckarkreis ihren gesetzlichen Wohnort haben. 

Diejenigen Candidaten, welche die Prüfung im Notanatsfache zu erstehen 
wünschen und im Neckarkreis ihren gesetzlichen Wohnort, auch das 28. Jahr 
zur&ckgelegt haben, werden aufgefordert, ihre Meldungen, unter Nachweisung 
der in der Bekanntmachunp- 1« s K. Justizministerium vom 22. Mai 1834 
(Re^ierung-sblatt v. J. 1834, 8. 38öj vorgeschriebenen Erfordernisse, inner- 
halb 45 Tagen, von heute an gerechnet, dem Oberamts- oder Amtsgerichte 
des Bezirks, in welchem sie sidi aufhalten, eu ftbergabea. 

Versäumung dieser Frist hat den Ausschluss von der diesjährigen Prü- 
fung zur Folge. 



Digitized by Google 



YL KMgrt/ulh Wtettemliefv. 14» 

Die BeBEkffgwicKte haben dk Bittielinftaii ohne Yenoflr hieriier ein« 

aasenden. 

Esslingen, den ö. September 1886. Hu her. 



G. Verfügung, betreffend die Beschäftigung der den Bezirksgerichten 
und Kreisgerichtshöfen zur Erstehung des Dienstprobejahrs 
zugetheilten Referendare. 

Um die Vorschriften ftber die Beschäftigung der den Bezirksgerichten 
und Kroisgerichtshöfen zn'jptheilten Referenr^firr zweiter C^ASse ntit don Be- 
stimmungen der Strafprocessordnung, so wie der königl. Verordnung vom 
heutigen Tage, betreflFend die Dienstprüfungen im Justizdepartement, in ISn- 
klang SU brin<^en , wird unter theilweiser Abänderung der Instruction vom 
27. August 18^ mit Genehmigung Seiner Königlichen M^iestät Naohste- 
hendes verfügt: 

Die Referendare zweiter Classe, welche nunmehr für die ersten fünf 
Monate ilves Dienetprobcgab» einem der Badrksgerichte , för die weiteren 
sieben Monate emem der Kreisgeriehtshofe sogeweilt werden, sind 

A. Bei den Bezirksgerichten 

in der Weise zu beschäftigen, dans sie die Geschäftsformen kennen lerueu, 
— eine lebendige Anschauung von der üebung der Rechtspflege gewinnen, — 
und schliesslich in die richterlichen Functionen selbst eingeführt werden. 

Den Bezirksrichtem, welchen alle Aufmerksamkeit auf die ihnen zuge- 
theilten Referendare anempfohlen wird , ist es überlassen , sich nach der 
Persönlichkeit dieser den Weg niher ▼onnueiohnai, auf welchem jene 
Zwecke erreicht werden können. Als Anhaltspuncte dienen die Vorschnftoi 
in der Instruction vom 27. August I^J^H R, 

Insbesondere können die Referendare, jedoch nur unter der Verant- 
worilichfceit, — besiehungsweise in Gegenwart des Oberamtsrichters oder 
Gerichtsactnars bei Criminaluntersnchungen zu Führung des ProtocoUs, 
femer zu Ausarbeitung factisoher Darstelhnip-rn . sn \x\o factischer und 
rechtlicher Vorträge; — nicht aber zu selbstständiger Führung von üntwr- 
suchungen verwendet werden. 

B, Bei den Gerichtshöfen 

haben sich die Referendare in den ersten Monaten aiis«ohlies8lich dem 
Canzleidienst zu widmen, worüber die Instruction vom 27. August 1B36 
eben&ns Anhaltspuncte giebt. 

Hierauf beginnt ihre EJinleitung in AesD. GoUegial dienst und in den letz- 
ten zwei Monaten haben sie sich vorsugsweise mit Referaten über Straf- 
und Civilrechtssschen zu beschäftigen. 

För jedes dieser Fächer ist ^Aet Beferend&r einem Collegialmitglied 
zuzutheilen, unter dessen Aufsicht und Weisung er nach Anleitung der In* 
struction vom 27. Anp-u^'t l*^8fi dir ihm von diesem augetheüten Arbeite 
au besorgen und im Collegium vorzutragen hat. 

Vorübergehende Bestimmung. 

Obiger Bestimmung zufolge, wonach die Referendar« >^ weiter Classe 
zuerft den Bezirksgerichten auf fünf Mnnnto nnä sodann den Kreisgerichts- 
höfen zugetheih werden, werden sofort diejenigen Candidaten, welche im 



Digitized by Google 



DeatBolie Stadien- nnd Eumeiiordniiiigeii. 



Lftiife des Monats Becember 3. die erste hohen Bienitprüfung erstan- 
den hahen, und in Fo]n;-e (Iosrpti zu Justizrofcrendären zweiter Ciasso be- 
stellt worden sind, BezirkH^r('nehten , uad nach ümilass von fünf Monaten 

Kreisgerichtshöfen zugctheilt werden. 

Dagegen haben diejenigen Referendare zweiter Glasse , welche gegen- 
wärtig Kreisgerichtshöfen zugetheilt sind , bei denselben im Ganzen neun 
MoTia+o zu verbleiben, so jedoch , dass sie bis zu ihrem Austritt je unter 
Zutheiluii/7 an zwei Collegiaimitglieder (s, oben) vorzufj^s weise mit Referaten 
in Straf- und Civilprucesssachcn zu beschäftigen sind. Für die drei letzten 
Monate de« IMenstprobejahrB werden sie Bezirksgertcbten zugetheilt werden. 

IMe nächstfolgende zweite Dienstprüfungr wird noch nach den früheren 
Normen, die im Herbst d. .T. erfolgende aber nach der nen^ings erlassenen 
Instruction abgehalten werden, 

Stuttgart, den Januar 1850. 

H,änlein. 



VIL Knifthrstentlram HeüeiL 



Mittheilungen über die jaristischen Staatsprüfungen 

im Kurfürstenthum Hessen. 

Die erste juristische Prüfung betreffend. 

(V ii c u 1 1 ä t s ]) r ii f u n n*. ) 

1. Nach dem Ausschreiben des iStaatsministeriums vom 20. Mai 1827 
soll jeder von der Landesuniversität nach vollendetem Studium abgehende 
Reohtsoaadidat ohne üntersehied, ob er sich um einen eigentlichen Staats- 
dienst zu bewerben oder dem Sachwalterstande zu widmen ^^edenlct, zunächst 
von der Juristen facultät in Marburg geprüft und nur, wenn er ^renü/?end 
tüchtig befunden worden, alsbald, ausserdem aber erst nach Verlauf von 
6 Monaten an der ferneren Prüfung bei der betreffenden juristischen Exami- 
nations-CSommission in Cassel «ngilassen werden. 

2. Zu derFacultätsprüfung, welche nach dem Gesetz vom 29. Octbr. 1833 
2 eine öfTentlichc sein soll, wird nur derjenipre zupfelassen, welcher 

seit der Immatriculation für das juristische Studium wenigstens 3 Jahre 
diesem Studium durch Benutzung der dasn erforderlichen Vorlesungen, 
worüber er ein beglanbigtes Verzeichniss vorlegen muss , obgelegen hat. 
Dies beruht auf dem Ausschreiben des Ministeriums des Innern vom 
5. April 1837. 

3. Das gedachte Ausschreiben ist durch einen Beschluss Kurfürstlichen 
Ministeriums des Innern vom 26. September 1847 dahin ausgelegt worden, 
dass ffir die Zulassung: zur Prüfung davon, dass der Rechtscandidat über 
die zum Umfange der Rechtswissenschaft gehörigen Hauptdisdplinen Vor- 
lesungen gehört habe, nichts abhängen soll. 

4. Die Juristenfacultät aber erstreckt ihre^ Prüfung auf alle diese 
Hauptdisciplinen, und bezeugt dem Candidaten die Tflcht^keit, welche er- 
forderlich ist, nm alsbald zu der weiteren Prfifnnir mgelassen an werden 
nur dann, wenn er wemsTstois ad multas quaestiones recte respondit» 
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witturend niedere Ghfade, wie: ttd oomplnres, plures oder nomniUas quaestiones 
reote reaponditi hienu meht lilr binreicliead gehalten werden« 

Harbnrgr» den 18. April 1861. 

Die Juristenfacnität hierselbst. 

Löbel], d. z. Decau. 



Die zweite juristische Prüfung betreffend. 
(Staatsprüfung.) 

N"aclidera dor Candidat zu der auf die Facultatsprüfung: folponden Staats- 
prüfung Auftrag" von dem .Instizministerium ausgewirkt hat, wird diese Prü- 
fung bei der juristischen Examinations-Commiasion dergestalt bewü*kt, dass 
demselben die Yarfertigong einer practischen Arbeit und zwar in der Regel 
die Ausarbeitung einer Relation aus Civilproc^sacten mit Gutaehtea und 
Entwurf des Erkenntnisses in der Wohnung eines der Mitglieder an einem 
bestimmten Tage und okne Gestattung literarischer Hülfsmittel aufgegeben 
wird und darauf die mündliche Prüfung erfolgt, welche für duenC^ndraaten 
in der Regel zwei Stunden dauert. In dieser wird der Candidat über Lehren 
aus dem römischen Rechte, aus dem deutschen Privatrechte, nns dem 
Lehen-, Staats-, Kirchen- und Criminalrechte, sowie aus dem Cmmnai- und 
Civilprocesse examinirt und werden ihm Stellen in dem corpus juris rom. 
zum Uebersetzen und sur Erklärung vorgelegt Ueber das Et^ebniss des 
Examens wird, nehen der Berichterstattung über solches an das Justiz- 
ministerium, dem Caudidaten ein Zeugniss ertheilt. Die (Jrade, welche er- 
theilt werden, sind : „ziemlich gut*', „gut", „aehr gut", „ausgezeichnet gut". 
Um darauf die Zulassung zum Vorbereitungsdienste zu erlangen, muss 
(nach Justizmimsterialbeschluss vom 14. December 1831) der Candidat 
weniiT^tons in der schriftlichen Prüfung den Grad „ziemlich gut.'' und in 
der mündlichen den Grad ,,gut*' erreicht haben, andernfalls wird derselbe 
zwar SU einer nochmaligen Prüfung, jedoch erst nach. Ablauf eines Jahres 
zugelassen, worauf es dann wieder darauf ankommt, ob er ba dieser die 
Grade „ziemlich gut" und bez. „gwt" erreicht hat. . 

Wir schliessen weiter noch die Mittlieilnng an, dass über die in den 
Vorbereitungsdienst eingetretenen Candidaten (bei den Übergerichten Refe- 
rendare, bei den Untergerichten Practic»nten genannt) Quaüficationstabellen 
periodisch aufgestellt werden und in diesen von dem betreffenden Ob^- 
gerichte darüber sich ausgesprochen wird, welche Vorbereitungsdiencr zur 
Bekleidung eines Amts und welchen Amts in der Justiz dermalen als be- 
fähigt erscheinen, oder dass specielle Prüfungen, und zwar insbesondere 
sunächst mittelst Einziehung yon Arbeiten, welche im Vorb^itungsdienste 
verfertigt worden, bei den Obergerichten vorgenommen werden, solche aber 
in der Regel nur bei denjenigen Vorbereitnngsdienern stattfinden, welche 
bei den Oliergerichten nicht beschäftigt gewesen sind. 

Cassel, den 21. Mai 1861. 

Kurfürstliche juristische Examinalions-Commission. 

Schellenberg. 
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Aus dem Grossherzoglich Badischen Regierungsblatt. 

Jahrgang 1853. Nr. 1. S. 429 ff. 

Allerhöchstlandesherrliche Verordnung über die Vorbereitung zum 
öffentlichen Dienste in der Justiz- und der innern Staats- 
verwaltung. 

Friedrich, von Gottes Gnaden Piuie und Regent von Baden, Henog von 

ZährunfTPn. 

Wir finden Uns bewogen, über die Vorbereitung zum öffentlichen Dienste 
in der Justiz- und der inneren Staatsverwaltung, auf unterthänigsten Antrag 
Unserer Ifinisterien der Justis und des Inneni su yerordnen, wie folgt: 

§. 1. 

Wer SU dnem Staatsdienste in dar Justiz- oder der inneren Staats- 
verwaltung-, zu dessen BekIoidun|>- umfassende Rechtskenntnisse erforderlich 
sind, oder zur Advocatur <>-f^lang-en will, muss 

1. die Rechtswissenschaft und die in §. 3, Ziffer 15 und 16 bezeichneten 
BtaatswissenschaMeliett Fftoher auf einer Hochsohnle studirt, 

2. hierauf eine Prüfung vor der in §. 2 bezeichneten Behörde bestanden, 

3. sodann der Fortsetzung seiner Studien, insbesondere in den Landes- 
gesetzen, sowie seiner practischen Vorbereitung mindestens weitere zwei 
Jahre geindmet vnd 

4. hierüber eine sweite Prüfung vor einer hiesu bestellten Conunission 
bestanden haben. 

I. Erste Prüfung. 

§.2. 

Bas Justizministerium wird die Prüfung der Kechtscandidaten jährlich 
zweimal, im Frülyahr und Spä^ahr, unter Mitwirkong von Commissarien 
des llUiterimns des Lmem yomefamen. 

§.8, 

Wer zu dieser Prüfung zugelassen werden will, muss nach Tollendetem 
Lycealcurs während sieben Semestern auf einer inländischen oder aus- 
ländischen Hochschule Vorlesungen über folgende Fächer fleissig be* 
sucht haben: 

1. Bömisohes Recht, 

2. Geschichte des römischen Rechts, 

3. franzÖsiscTies Civil- und badisches Landrecht, 

4. deutsches Fnvatrecht| 

5. CSvüprocess, 

6. Criminalrecht, 

7. CriminalproceSBi 

8. Staatsrecht, 

9. deutsche Staats- und Rechtsgeschiohte, 

10. Eirchenrecht, 

11. Philosophie des Beohts (Natnnreohi), 

12. LehonrccTit, 

13. Civiiprocesspraxis und Referirkunst, 

14. Geriohtliche Medicnt, 

15. Nationalökonomie, 

16. Poliaeiwissenschaft. 
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Nach mffiokgeleflriem ijebenten Semester kann sich ein Gttndidat togleich 

der Prüfunß* nntpr^^ioTioTt. 

£r musB sich derselben spätesienB anderthalb Jahre nach seinem Ab- 
gang Yon der Hochschule nntorsiehen. Spätere Znlastimg findet nur dann 
statin wenn Krankheit oder andere unabwendbare Hiudemisse bescheinigt 

werf^pn. "Wer die Prüfunp' niir tho{]%voipn ersteht^ wird SO angesehcni als 
wenn er gar nicht daran Theü genommen hätte. 

§.5. 

Die Anmeldung-en zur t rujahrsprüfung müssen im April, die zur Spüf- 
jahrsprüfung im October schriftlich bei dem Justizministeriiun eingeiexcht 
werden und folgende Beilagen enthalten: 

1. das Maturitätsi^eu^niss, 

2. Sitten- und Studienzeupnissc der besuchten Hochschulen, 

3. Nachweisungen über den Besuch dreier Vorlesungen aus dem Lehr- 
kreise der philosophischen Faenltät nach Mässgabe des §. 19 Unserer 
Verordnung? über die Gelehrten« chulen vom 31. Decemba> 1836 (Begie- 
runo'?l)!aft 18J57, Nr. VITT.) und der Bekanntmachung T'rn«ere8 Ministe- 
riums des Innern vom 1. November 1839 (Regierungsblatt Nr. XXX), 

4. endUch, soweit nöthig, eine Nachweisong tber das Staatsbürgerrecht 
dee Candidaten. 

§.6. 

Drr ArifaTirr''termin dfr Prüfung wifl jeweilß offentlieh bekannt gemaoht 
und deu zugelassenen Candidaten noch besonders eröffnet. 

Dieselben haben sieh am Tage vot dem Beginne der PrOfung dahier 
einzufinden nnd iwanaig Gulden als Pr&Inngstiize an ;die Begiitratwr dee 

JttstizminiBteriinng zu entrichten. 

Wer verliiudert ist, au der Prüfung- Theil zu nehmen, hat dies dem 
Justizministerium vor Beginn derselben schriftlich anzuzeigen. 

§.7. 

Deu erschienenen Caudidaleu werden gemeinschaftliche Fragen aus den 
in §. 8, Ziffer 1 bis 11, 15 und 16 genannten Fächern anr sohrmliohen Be- 
antwortung gegeben, bei welcher sie sich keiner anderen flSlfsmitteli als 
(bei Ziffer 1 und 2} des corpus juris civilis bedienen dürfen. 

§. 8. 

Nach der schriftlichen Prüfung hat sich jeder Candidat einzeln vor der 
in §. 2 bezeichneten Behörde einer mündlichen Prüfung aus dem romischen 
Beeht, dem badiiohen Landrecht» dem Orinunalrecht nnd CivilproceBs, so* 
wie der Nationalökonomie sn nntmiehen. 

§. 9. 

Nach Befnrüjriin!:: I niclfr Prüfungen setzt das Justizministerium auf des 
Grand collegialischer Berat hung fest, weiche Candidaten bestanden sind. 

Sie werden nach der Reihenfolge ihrer Beiuiug^utig mit einem der Pra- 
dicate : „Torzüglich** — , ,^t** — , „hinUUigMch befiUiärt^ unter die Beehts- 
practicanten aufgenommen und erhalten darüber eine Ton dmn Prisidoiten 
des Jnstisministeriams unterzeichnete Urkonde. 

§. 10. 

Die Candidaten, welche nicht bestanden sind, werden auf ein Jahr 
znrAekgewiesen. 

Sie müssen sieb spätestens nach anderthalb Jahren der weiteren Prü- 
fung unterziehen, wenn sie nicht Hindenugse der im §. 4 beamofaneten Art 
bescheinigen können. 
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Wer zum zweitenmale in der Prüfung nicht bestanden ist, wird fibr 
immer zurückgewiesen. 

n. Practische Vorbereitung. 
§. 11. 

Die Hechtspracticanten haben ibre Studien, besonders in den Landes- 
gesetEen, fleissig fortzusetzen und zum Behuf ihrer practischen Anabüdung 
wpin'o- totts swei JaJire lang sich in den Geschäften der ReobtsTeirwaltnng 
zu üben« 

§. 12. 

Diese practischen Uebungen werden bei den Bezirksämtern begonnen, 
können aber auch nach Massgabe der nachstehenden Yorsehriften bei den 
Hofgericbten fortgesetst und beendigt werden. 

§. 13. 

Den Rechtspraoticanten soll in der Kogel freigestellt werden, die Be- 
drks&mter, bei welchen sie die vorgeschriebene Praxis nehmen wollen, selbst 

zti wählen. De^n Tustizininisferium ist aber vorhehalten, dieselben auf ihr 
AnHuchen, oder auch ohne solches, bestimmten Bezirksämtern, bei welchen 
Gelegenheit zu ihrer tüchtigen Ausbildung vorhanden ist, zuzuweisen. 

Die Zahl der bei einem Amte zugelassenen Praoticanten soll in der 
Regel die der Beamten nicht übersteigen. Dem Justizministerium ist vor- 
behalten, in einzelnen Fällen weitere Zulassungen zu gestatten. 

§. 14. 

Die Besohäfti^ung eines Rechtspraoticanten bei Bezirksämtern miuis 
mindestens o i n .1 a Ii r gedauert haben^ bevor er zur Praxis bei einem Hof- ' 
gerichte zugelassen werden kann. 

Wünscht er Letzteres, so hat er seine Bitte dem Justizministerium vor- 
zutragen. Dieses wird über Leistungen und Betragen desselben Bericht 
erheben und ihn, wenn er hinreichend vorbereitet erscheint, auch sein Be- 
tragen untadelhaft war und Gelegenheit zu seiner Verwendung vorhanden 
ist, einem Hofgerichte zuweisen. 

Inzwischen hat er seine Dienstleistungen bei memAmie, und zwar in 
Justiz-» oder in Tei-waltungsgeschäitoa fortznsetzen oder anch bei einein 
Amtsrevisorate zu practiziren. 

Dem Justizministerium ist vorbehalten, in einzelnen Fällen, wo es dies 
fOr angemessen erachtet, Bechtspracticanten anch ohne ihr Ansndiai einem 
Hbfgerichte zum Behufe ihrer practischen Ausbildung znsaweisen. 

§.15. 

Diejenigen, welche zur Praxis bei einem Hofgerichte zugelassen werden, 

haben solche bis zum Ablaufe des zweiten Jahres fcn tzuspf zpn; sie muss, 
w^eim sie erst nach anderthalb Jahren beginnen konnte, jedenfalls sechs 
Monate dauern. 

m. Zweite Prüfung. 
§. 16. 

Diejenigen Rechtspmcticanten , welche sich um eine Anstellung als 
Richter oder Staatsanwalt, um eine selbstständige Beamten- oder CoUegial- 
stelle im Yerwaltungsfach, oder um die Anwaltschaft zu bewerben gedei&en, 

haben sich nach Beendigung der zweijülinüfen practischen üebunßfen und 
spätestens vier Jahre nadi der ersten Prüf ung einer zweiten Prüfung zu 
unterziehen. 
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§. 17. 

Diese Prüfung wird von einer Commission, welche das Justizministerium 
nach vorgängigem Benehmen mit dem Ministemm des Innern ernennt, 
jährlich pinmal (im Spätjaln) kostenfrei vorgenommen, 

Sie hat den Zweck, die practische Tüchtigkeit der zu Prüfenden, 
sowohl hinsichtlich der festeren Begründung ihres theoretischen Wissens 
und der genauen Eenntniss der vaterländischen Qesetee und Staatseinrieh- 
tunken, f^s auch m Befaeff der Geschäftsgewandthdt zn erforschen. 

§. 18. 

Die Bechtspractiointen, welche sich dieser Prüfung unterziehen wollen, 
haben sich im Laufe des Monats August bei dem Justizministerium zu 
melden, unter Benennung der Behörden, bei denen sie practisch beschäftigt 

waren. 

Der Meldung ist ein Yerzeichniss der von dem Bittsteller bearbeiteten 
Vorträge oder Urtheile mit Entsoheidnngsgränden ansuschliessen , welches 

am Schlüsse die Yersicherung desselben auf den abgelegften Diensteid ent* 
halten mnss, dafjs er diese Arbeiten selbst frefertig't habe. 

Das Justizministerium erhebt hierauf umfassenden Bericht der genannten 
Behörden darüber) ob der Rechtspracticant hinreichende Beweise von eifrigem 
Studium der Landesgesetze , von Fleiss , Gediegenheit und Gewandtheit in 
der Geschäftsbehandhingf ifeliefcrt habe. Es fordert ferner von den ver« 
zeichneten practischen Arbeiten je drei für das Civil- und das Criminal- 
fach ein. 

Alle diese Yorlagen werden der Prüfungscommission zugestellti welohe 
den Rechtspractioanten sofort zur Prüfung einruft. 

§. 19. 

Die zweite Prüfung umfasst: 

Badisches Staatsrecht (Verfassungs- und Verwaltungsrecht), 
Landrecht (einschliesslich des Hiuidels- und Wechselrechts), 
Strafrecht, 
Strafverfisliren, 

ProoesBordnung in bürgerlichen Rechtss^eitigkeiten. 

Sie beginnt mit sdirifUicher Beantwortung gemdnschaftlichOT Fragen 

aus diesen Fächern. 

Hierauf hat jeder Rechtspracticant vor versammelter Commission einen 
mfindliohen Vortrag aus dem OeschäflskreiBe des Riohteramtes, der Staats- 
anwaltschaft oder der Advocatur zu halten. Die Acten, aus welchen dar 

Vortrag- zn erstatten ist, werden ihm unter Bezeichniin;u^ der Anfgabe spä- 
testens aclit Tage vor der Prüfung ziig-estellt. Es können hiezu dieselben 
Acten, in welchen sich schriftliche Ausarbeitungen des Practicanten finden, 
benutzt werden. 

Zuletzt ist mit jedem dnzeln eine mündliche Prüfung aus den genannten 
Fächern vorzunehmen. 

§■ 20. 

Die Commission hat aul den Grund der in §. 18 erwähnten Vorlagen 
und der Ergebnisse der Torgenoniinmen Prüfiing gutachtlichen Bericht 
unter Anschluss sämmtlicher Acten an das Justizministerium darüber zu 
erstatten, welche der Geprüften als „vorzüglich", „gut" oder „hinlänglich** 
bestanden und welche als nicht bestanden anzusehen seien. 

Das Justizministerium entscheidet über das Ergebniss der Prüfung, es 
ernennt die bestandenen zu Beferendären und stellt ihnen eine Beur^ 
knndung darüber aus. 

14 
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Die Nichtbestandenen dürfen sioli noch einmal, jedocb nur zu einer 
der zwei nächstfolgenden Jahresprüfungen einfinden. Sie haben inzwischen 
ihre Praxis bei Aemtern fortzusetzen. Melden sie sich nochnra!? zur Prü- 
fung, 80 treten die Vorschriften des §. 18 abermals in Anwendung. 

17. B6BolLäftig:ung der Beferendäre. 

§ 21. 

Die Referendare können bei Bezirksämtern zu richterlichen oder 
Verwaltongsgescliäftai oder bei einem Gerichtshöfe od&t Staatsanwälte oder 
bei einem Verwaltimgscollegium als Hülfsarbeiter verwendet werden. Mit 
besonderer Bewilligung: des Hofgerichts dürfen sie auch bei einem Anwalte 
arbeiten und, so weit dies gesetzlich zulässig ist, als dessen ^Stellvertreter 
bei Geiicliten auftreten. 

Diejenigen, welche die erste oder doeh die sweite Prfiftmgmote erhalten 
haben, sollen in Bezug auf Anstellnng im Staatsdienste oder auf Verleihung 
von besoldeten Practicantenstellen, sowie bezüpflich der Erlaubuiss zur Aus- 
übung der Anwaltschaft vorzugsweise berücksichtigt werden. 

T. Allgemeine ond rorüb ergehende Bestimmungen. 

§. 22. 

Wir empfehlen Unseren Bezirks beamten, sowie den Vorstehern und 
Hitgliedem der Gerichtshöfe und Verwaltungscollegien , die bei ihnen be- 
schäftigten Bechtspracticanten und Referendäre in ihrer practischcn Aus- 
bildung, wie in der rortsetzung" ihrer Studien , namentlich im Studium der 
Landesgesetze, durch Aufmunterung und Anleitung kräftig zu unterstützen. 
Wir erwarten, dass sie fiber deren dienstliches und anMa^i«iBtliches Leben 
sorgfällige Aufsicht führen und bei Ausstellung Yon Dienstieugniss^ for 
dieselben mit strenger Gewissenhaftigkeit yexfahren werden, 

§ 23. 

Die Disciplinargewalt über die Rechtspraeticanten und Referendare wird, 

nach den zu erlassenden näheren Bestimmungen, den Behörden, bei denen 
sie beschäftigt sind, beziehungsweise den diesen vorrrp^'^tzten Behörden, 
übertragen. Dem Justizministerium ist das Recht vorbeiiaiten , denselben 
die durch die Prüfung erlangte Befähigung zur Frazis und Anstellong auf 
heitimmte Zeit oder för immer au oitraehen. 

§.»4. 

Ctogenwirtige Verordnung findet auch auf die sdion vorhandenen Rechts- 
praeticanten Anwendung. Dieselben haben sidh spätestmis im Spälgahr 1856 
der aweiten Prüfung zu unterziehen. 

Denjenigen, welche vor mehr &ls vier Jahren als Rechtspraeticanten 
aufgenommen worden sind, od^ welche wenigstens sechs Monate lang zur 
Zufriedenheit der vorgesetzten Behörden eine Amtsverwaltung geföbrt, die 
Stelle eines besoldeten Practicanten l)ei Aemtern bekleidet, bei einem Ge- 
richtshofe oder Ministerium oder einem Verwaltungscollegium practicirt 
haben, oder welche för beflhigt zur AnsAbung des Sohriftrarfsaaungireehts 
erklärt sind, kann das Justiz in inisterium die Ememiung au Beferendaren 
unter Erlassung der awdten Prüfung bewilligen. 

§. 35. 

Den Rechtscandidaten , welche vor dem Spätjahr 1852 die Hochsdinld 
verlassen, sich aber der Prüfung noch nicht unteraogen, od« welche vor 
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demselben Zeitpunct eine Prüfunq^ mit ungenügendem Erfolgro bestanden 
und Bich seitdem zu einer weitem nicht wieder eingefunden haben, wird 
hiem eine leiste FriBt von einem Jahre anberaumt. 

§. 26. 

Alle älteren Vorschriften über die Frafang und practieche Anebüdimg 
der fieohtepractioanten sind aufgehoben. 



Aus dem Grossherzoglich Badischen Regierungsblatt. 
Jahrgang 1854. Nr. XV. S. 127 ff. 

YoUzugsverordnung zu drr hnrhstlandesherrlichon Verordnung über 
die Vorbereitung zum ullciitlichen Dienste in der Justiz- und 
der inneren Staatsverwaltung. 

Zum Vollziif5re der allerhöchsten lande sherrh'chpn Vprordnung" vom 
16. December 1853, Regierungsblatt Nr. L., die Vorbereitung zum oßent- 
liohen Dienste in der Ji^stis" und der irniem Staatsverwaltung betreffend, 
mrä im Einverstindnisse mit grossherzoglichem Ministoinm des Innern 
verordnet: 

I. Beschiftigung der Rechtspraeticanten bei den Bezirks- 
ämtern. 

§1. 

Bei den Bezirksämtern fiind die Rechtspraeticanten in der Weise an 
beschäftigen, das« sie die Einrichtungen und Geschäftaformen Vonnon lernen, 
eine umfassende und lebendige Anschauung von der Uebung der iiechtspfiege 
gewinnen und schliesslich in die richterlichen Geschäfte selbst eingefiUui 
werden* 

§. 2. 

Sie sind zunächst zu Canzleirirlipiten aller Art zu venvondcn. 

Erst wenn sie sich vollkommeue Kenntiuss der Geschattsformen ver- 
schafft haben, darf ihnen anch die Entwetfiing einzelner richterlidher Ver- 
fügungen, Bendite, Urtheile mit Entscheidungsgründen, Zusammenstellungen 

in StrafBachen und dergleiclien anvertraut werden. 

Solche Arbeiten hat jedoch der Beamte, bevor sie aufgeff^rtigt oder 
sonst vollzogen werden, genau zu prüfen, dem Practicanten die daran wahr- 
genommenen formellen oder materiellen Mängel bemerklich au machen, die 
ndthigen Berichtigungen oder nach Umständen die völlig neue Bearbeitung 
von ihm vornehmen m lassen, und erst, wenn die Arbeit tadelfrei befun- 
den wird, solche zu unterzeichnen. 

§. 3. 

Die selbstständige Leitung von Untersuchungen oder von mündlichen 
Verhandlungen in bürgerlichen Rechtsstraitigkeiten ist den Rechtspraeti- 
canten nicht gestattet. 

Jedoch kann ihnen die Vornahme einzelner Verhandlungen oder ünter- 
suehungsgeschäfte, in Anwesenheit und unter Leitung des Beamten, tber^ 
tragen werden. 

§. 4. 

Die Befichäftignng der Rechtspraeticanten in VerM'altungssachen 
(§. 14 der Verordnung) ist nach Ajialogie der vorstehenden Bestimmungen 
einzurichten. 
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U. Beschäftigung der Beohtspracticanten bei AmtareTisoraten. 

§.5. 

Rechtspracticanten, \\clc']ie sich wenigstens ein Jahr lang bei Bezirks- 
ämtern in den Geschäften der Rechtspflege geübt haben, könuen auch bei 
Amtsreyiaoraten practiciren. Sie können diese Praxis mit der hei einem 
Amte oder Hofgerichte verbinden, wenn dies mit den Anforderungen des 
Dienstes vereinbar if^t. 

r)i(^ Amtsrevisorr-n \vprden rlonsolbon Gelegenheit geben. hIcIi mit allen 
Theilen der Rechtspulizeiverwaltung bekannt zu machen; sie können den- 
selben, nach gehöriger practischer Vorbereitung, auch einzelne Geschäfte 
£ur Bearbeitung übertragen. 

§. 6. 

Rechtspracticanten, welche nach einjährig er Amtspraxis zum Notariats- 
fach überzutreten wünschen, sind, sobald sie die rrror(lerlicbe practischo 
Befähigung erlangt haben, in derselben Weise, wie Amtsrevisorats-Assi- 
stenten, su den Geschäften der Rechtspoluseiverwaltung zu verwenden. 

Sie können alsdann, w< nn sie in dieser Eigenschaft ein Jahr lang 
sich mit g-ufeni Erfolge beschäftigt haben, ohne die für das Notariatsfach 
sonst vorgeschriebene practische Prüfung- (Verordnung vom 18. September 
1849, Regierungsblatt Nr. LXII.) zu Notaren ernannt werden. 

m. Beschäftigung der Rechtspracticanten bei den Hof- 
gerichten. 

§.7. 

Bei den Hof^jerichten sind die RechtspracticantcTi L'-^i^idifalls zunächst 
mit den Geschaitsformen bekannt zu machen und im Anlaug ausschlifssiich 
zum Secretariatsdienst zu verwenden. 

Später kann ihnen auch die Entwerfung wichtigerer Verfugungen, oder 
die Ausarbeitung von ürtheilen mit EntscheidungsgTÜnden nach den Be- 
schlüssen des Gerichtshofes, übertragen werden. 

§• 8. 

Zeigt ein Rechtspracticant bei diesen Arbeiten hinreichende Kenntnisse 
und praotiflohes Geschick, so kann ihm der Hofgerichtsvorstand die Erstat- 
tung von Vorträgen in einfacheren Civil- und Strafsachen auftragen. Sein 
Actenanszug mit dem Entwürfe des Ifrtlieils und der Entscheidungsgrüude 
ist jedoch von dem Vorstände vor der betreffenden Sitzung einem (ierichts- 
mitglied (in Strafsachen, nach §. 35 des Einführungsgesetzes vom ö. Februar 
1851. zweien Gerichtsmitgliedem) zur Vergleichung mit den Actiai und zur 
weiteren Prüfung zuzustellen. 

In der Sitzung hat der Recht*?praeticant den Vortrag mündlich zu er- 
statten und seinen Antrag zu begründen. Bei der Berathung wird ihm, 
wenn Anstände gegen den gestellten Antrag erhobmi werden, der Vorsitzende 
nochmals das Wort gestatten. Es' verst^t sich, dass er an der Abstim- 
mung nicht Theil zu nchiuen hat. 

Er hat in der Sitzung überhaupt, oder wenigstens bezüglich der von 
ihm vorgetragenen Sache, das Protocoll zu führen. 

IV. Beschäftigung der Referendäre. 

§. 9. 

Die Referendare dürfen bei Bezirksämtern hülfsweise zu richter- 
lichen Geschäften jeder Art, mit Ausnahme von Elu-sachen, verwendet wer- 
den j ihre Verfügungen bedürfen Jedoch vor der Ausfertigung, Verkunduug 
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oder sonetigen Yollzieliuug, der Prüfung des Beamten, welcher sowohl den 
Entwurf die AiiBfertigung zu unteneiclinen hat. Auch dürfen ihnen nur 
"bestimmte einzelne Geschäfte von dem verantwortlichen Beamten übertragen} 
nicht allo in o'mom sre^nsson Theilo des Amtsbezirkes vorkommenden Ge- 
schäfte ein für allemal zugewiesen werden. 

Nur wenn und so lange ihnen eine Amtsverwaltung übertragen ist, sind 
sie von diesmi Besobrönknngen befreit. Auch sind in der Regel nur Amts- 
Verwalter zur Abnahmf von Eiden und Hand*{oIü1jd(.'n 1 ^ rcrhfiL'f Den 
Hofgerichten ist jedoch gestattet, auch anderen Keferendarcu die Ermäch- 
tigung hierzu, sofern das Interesse des Dienstes bei einzelnen Aemtern es 
vwlangt, zn ertheilen. 

Die Hofgerichte werden streng darüber wachen, dass in anderen Fällen 
die «selbstptändijTP Vornahme richterlicher Geschäfte durch Reforendäre nicht 
btatt finde, und daas die den Amtsrichtern obliegende Prüfung der Arbeiten 
mit der gehörigen Sorgfalt geschehe. 

§. 10. 

Bei äm Ho fger lohten sind die BeferendAre zu Seeretariatadiensten 
und zur Vortragserstattung in der oben (§. 8) bestimmten Weise zu ver- 
wenden. 

§. 11. 

Referendare dürfen auch beim Oberhofgerichte beschäftigt werdoL 
Ihre Verwendung ist dem Ermessen des Oberhofgenohts-Vorstandes flber- 
lassen, jedoch mit der BoRcliränkung, dass ihnen die Erstattung von Yor- 
trägen nicht erlaubt werden darf. 

§. 12. 

Keferendäre, welche sich in der hofgerichtlichen Praxis besonders aus- 
zeichnen, können vom diesseitigen Ministerium auch zur Fnuds hei dem 
Staatsanwälte zugelassen werden. Sie dürfen von demselben zu schrift- 

liehen Ausarhcitnnp-en und zu mündlichen Vorträgen verwendet werden. 
Jene Ausarbeitungen sind aber von dem Staatsanwälte oder seinem Stell- 
vertreter zu prüfen und zu unterzeichnen, und den mündlichen Vorträgen 
hat einer von diesen beiden anzuwohnen, und die etwa nöthigen Ergänzungen 
oder Berichtigungen sofjleicli in poein-neter Weise vorzunehmen. 

Solche Referendare sollen aber nebcidjei auch von dem Hofgerichte 
noch zu Geschäften der bürgerlichen RechtspHege verwendet werden. 

§. 13. 

Den Anwälten ist die Art der Verwendung der bei ihnen beschäf- 
tigten Referendäre zwar freigestellt, es wird aber auch ihnen zur Pflicht 
gemacht, sich die gründliche und allseitige Ausbildung dovelhen for ihren 

Beruf angelegen sein /n fassen. 

Auf eigenen Namen dürieii die bei Anwälten beschäftigten Referendare 
vorbehaltlich der Bestimmung des §. 124 der Processordnung keine An- 
waltsgeschäffce vornehmen, ausser in Armensaehen oder in Strafsachoi) welohe 
ihnen von einem Gerichte übertragen werden. 

Zur Uebernahme von Armensaehen nnd Officialvertheidigungen sind sie 
in gleichem Maasse, wrie die wirklichen Anwälte, verpflichtet. 

So lange ein Beferendär bei einer Staatsbehörde beschäftigt ist, darf 
er keine Anwaltsgesehäfte besorgen. Dagegen darf er gldchzeiUg bei meh- 
reren Anwälten, mit Wissen derselben, arbeiten. 

§. U. 

Bei Bezirks äintern in ihrer Eig'en??chaft als Verwaltungs- 
behörden ist die Bebchaftigung der Referendäre nach Analogie der obigen 
Yorschxiften (§. 9) einzurichten. 
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Bei Verwaltung-scoilegieu siud dieselben zu Secretariatsdiensten und 
nach Stessen des Vorstands auch zu Referatsarheiten zu Terwenden, 

V. Disciplinar-Bestimmungen. 
§. 15. 

Binnen acht Wochen nach seiner Aufnahme hat jeder RecUtspractioant 
bei diesseitigem Ministerium B&aaea Eintritt bei mem Bearksamte anzu- 
zeigen oder um Zuweisung an ein solches nachausacheii. 

§.16. 

Die Rechtspracticauten werden von dem Amte, bei welchem sie zuerst 
eintreten, nach folnrender Formel beeidipt : 

,ylch schwöre Treue dem GrosHher/.og und der Verfassung, Gehorsam 
„dem Gesetze, des Försten und des Vaterlandes Wohl nach Kräften 
,,2U befördern und iilx rhaupt alle Pflichten des mir übertragenen 
„Dienstes ^ifewissenhaft zu erfüllen." 
Diese Beeidigung umfasst »ämmtliche Arten der Beschäftigung im öffent- 
lichen Dienste oder in der Advocatur. 

§. 17. 

IMe Rechtspracticanten und Referendare, welche mit Gehalt angestellt 
sind, haben zunächst die damit verbundenen Geschäfte zu besorg^en und 

können nur irif^owoit, os nnbo^^chadet dieser Dienstleistung möglich ist, 
zu anderweiteu (icsrliart' ii zusrfiassfn werden. 

Söhne, Brüder, NeÖen oder Schwäger des Vorstandes oder eines Mit- 
gliedes einer Stelle dürfen bei derselben nicht mit Gehalt angestellt werden. 

§. 18. 

Sie haben die Gfeschältsammer deijenigoi Behörden, bei denen sie be- 

schäftig-t sind, regelmässig während der vorgeschriebenen Ai!)eitszeit und 
so lange fs der Dienst sonst erfordert, zu besuchen, und sich allen Anord- 
nungen dieser Behörden in Bezug auf die Besorgung der vorkommenden 
Arbeiten sowie hinsichtlich ihres Verhaltens im Dienste pünetlich und willig 
zu fugen. 

Auch die unenf treltlich Arbeitenden haben sich allen Geschäften, die 
ihnen nach dem Bediirthisse des Dienstes übertragen werden, zu unierziehen. 

Sie haben das Dienstgeheimniss streng zu bewahren. Sie^ sollen sich, 
neben gediegener und rascher Behandlung derOe Ii ifte, auch die Integrität, 
Ordnung und Reinlichkeit der Acten angelegen sein lassen und sich einer 
deutlichen Handschrift liefleissipfen. 

lieber die von ihnen bearbeiteten Vorträge oder Urtheile haben sie 
ein Veraeichniss m flhren. 

Auch ilir Verli alten ausser Dienst haben sie so dnzurichten, wie es ihr 
konitiger Beruf erfordert 

§. 19. 

Sie dürfen ihre Beschäftigung bei einer Staatsbehörde ohne Urlaub 
nicht unterbrechen. 

Dieser Urlaul) wird bis zur Dauer von vier Wochen von der Behörde, 
bei welcher der Betreffende beschäftiget ist, ertheilt. Längerer Urlaub ist 
bei dem betreflenden Ministerium nachzusuchen. 

Diejenigen, welche einer bestimmten Stelle zugewiesen sind, dürfen die- 
selbe nur mit Erlaubniss der Behörde, von welcher die Zuweisung ausging, 
verlassen. Dcti;- ni^en, welche nur von dem Vorstand einer Stelle zur Praxis 
bei derselben zufcelapsen sind, kann di^se ?jrlaubniss jederzeit \vieder ent- 
zogen werden, sowie auch ihnen der Austritt freisteht^ Beides vorbehaltlich 
der üblichen oder bedungenen Aufkündigung. 
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§.20. 

Für jeden Rechtspracticanten werden ])ei seinem ersten Eintritt in die 
Praxis Dienstactcn angeleigt , welche l)ei jedem Dienstwechsel an die neue 
Behörde, bei welcher derselbe eintritt (rücksichtlich der bei Anwälten 
Beschäftigten an das betreffende Bezirksamt) , abzugeben und von dieser 
fortsuföhren sind. 

§. 21. 

Jährlich in der ersten Hälfte des Monats Mai haben die Bezirksämter 
an das vorgesetzte Hofgericht einen Bericht über die bei ihnen beschäftigten 
Rechtspracticanten und Referendare za erstatten, welcber sich bei jedem 
derselben mnständlich und genau äussert: 

1. über dessen Betrag-^ n im Dienste nnd ausser dem Dienste; 

2. über dessen Fleiss m Besorgung der ihm obliegenden Geschäfte und 
in Fortsctsnng seiner Studien; 

8. über die yqu demselben i>fefeitigten grösseren Arbeiten, unter nament- 
licher Annfabe der Betreffe. 

Kücksichtlich der hei einem Amtsrevisorate Arbeitenden ist eineAeuaae- 
rung dieser Behörde beizufügen. 

Die Anwdlte, bei denen Refer^däre beschäftigt sind, übergeben ein 
pflichthaftes Zeugniss über die nämlichen Puncfe dem Bezirksamt, welches 
dieselben mit seinem Berichte dem Hofgerichte vorlegt. 

Das Concept oder eili Auszug des Berichtes (beziehungsweise eine Ab- 
schrift des Zeugnisses) wird su den Dienstacten des Betreffenden genommen. 

§. 22. 

Das Hofgericht lässt eine tabellarische ZnsammensteUung der einge- 
kommen^ Berichte nnd Zeugnisse fertigen und legt dieselbe unter Beifügung 
seiner eigenen Aeusserung über die darin verzeichneten, sowie über die bei 
ihm selbst oder dem Staatsanwalt beschäftigten Rechtspracticanten und 
Referendare hierher vor. 

Hinsichtlich der bei dem Oberhofgoricht arbeitenden ReferendSre madit 
dieses die entsprechende Vorlage. 

§. 23. 

Bei denjenigen, welche im Laufe des Jahres von einer Stelle austreten, 
ist der erwähnte Bericht an das Hofg^ericht sofort zu erstatten, und dessen 
Inhalt seiner Zeit in die Jahrestabellen aufzunehmen. Kücicsichtlich der bei 
einem Gerichtshofe Arbeitenden wird einstweilen Vormerkung za den Dienst- 
acten genommen. 

§- 24. 

Ueber die in der Verwaltung- Beschäftigten berichten die Aemter in der 
angegebenen Zeit an die Kreisregierungen, welche darüber Vorlage an Gross- 
herzogliches ]lBnist«rium des Iimem machen. . Mittdbehörden machen über 
die ba ihnen Beschäftigten dem betreffenden Ministerinm Vorlage. 

Carlsrnhe, den 7. April 1854^ 

Grossherzogliches Jostizininisteriam. 

Wechmar. 

Vdt. Heydw eiller. 
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Aus dem Grossherzoglich Badis« hon Regierungsblatt. 

Jahi^ang 1857. Nr XXXU. S. 343. 

Die Vorbereitung zum öffentlichen Dienste in der Justiz und in 
der inneren Staatsverwaltung betreffend. 

Mit allerhöchster Ermächtigung aus grossherzogüchem Staatsmimsterium 
vom 18. d. M., Nr. 801 und 802, wird die allerhöcliatlaiideBherrlielie Ver- 
ordnung vom IG, December 1858 über die Vorlx i citung zum öffentlichen 
Dienstn in der Justiz und der ümeren Staatsverwaltung in folgenden Puncten 

abgeändert : 

1. die Pr&fung der Bechtscandidaten wird ^ statt jährlich zwei Mal, 
§. 2 der genannten Verordnung — jäbrlicli ein Mal und zwar im Spät- 
jahr vorgenommen; 

2. die in der Prüfunj*- nicht l)e3tandeiien Rechtscandidaton müssen sich 
spätestens nach zwei Jahren — statt nach anderthalb Jahren, 
§. 10 — der weitem Prüfung unterziehen; 

8. die Rechtspracticanten , welche Rieh der zweiten Prüfung unterziehen 
wollen, haben sich — statt im Laufe des Monats August, §. 18 — im 
Laufe des Monats Juli bei dem Justizministerium zu melden. 
Karlsruhe, den 23, Juli 1857. 

Grossherzogliches J ustizministerium. 
von Stengel. 

Vdt. Wielandt. 



DL GrottHherzogthum Hessen« 



Aus dem Grossherzoglich Hessischen Regierungsblatt 

Jahrgang 1851. Nr. 33. S. 4«! «1 

Verordnung, die Voibereitntiu zum Staatsdienste im Justiz- und 

Regi e ru n gs fache betrelle 1 1 d . 

Ludwig^ III. von Gottes Gnaden Grossherzog von Hessel und bei 

Rhein etc. etc. 

Da es zweckmässig erscheint, für solche Au.stelluno'en im Justiz- und 
Regierungsfache, zu deren Bekleidung umfassende Kechtskenntnissc erfor- 
derlich sind, gleiche Bedingungen festzusetzen und die desfalls nötbigen 
Vorsdirilten für die drei Provinzen des Orossherzogthums in Eine Verord- 
nun^r zusammen zu fassen, so haben Wir Uns bewogen gefunden, zu ver- 
ordnen und verordnen hiermit, wie folgt: 

Art, 1. 

Um zur Uebernahme irgend einer Stelle im Justiz- oder Kegierungs- 
fache, zu deren Bekleidung umfassende Rechtskenntuisse erforderlich sind, 
namentlich eines Raths oder Assessors oder Bezirksbeamten od«r Secretärs 
in der Verwaltung, sodann eines Richters oder Staatsprocurators oder auch 
eines Secretärs bei einem Gerichte (Oberrrf^riehtsschreibers, Kreisgerichts- 
schreibers oder HandelsgeriühtBSchreibers) oder eines Hypothekenbewahrers, 
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oder endlioli einer Notariatstelle oder zur Adyooatur gelangen za können, 
müssen die Aspiranten: 

1) äic Jurisprudenz auf einer Universität studirt und sich über den gf^tm- 
genden Erfolg durcli Prüfung bei der juristischen Facultät 2U Glessen 
in vorgeschriebeiiCT Weise ausgewiesen'^), 

2) durch den Access bei den betreffenden Behörden sich im Fraciischen 

genügend vorl"reifet, und 

3) nach vollendetem Access eine zweite Prüfung bestanden haben. 

Art. 2. 

Nach gut bestandenem Facnltiitscxampn kann der Rechtscandidat, auf 
den Grund des über das Ergebuiss der Prüfung von der juristischen Facultät 
zu erstattenden Berichts, von Unserem Ministeriam der Justiz, besiehungs- 
weise ItGnisterium des Innern, zum Access hei den Behörden, auf sein Nach- 
suchen, zugelassen werden. 

Art. 3. 

Die Dauer des Accesses wird auf die Zeit von wenigstens zwei Jahren 
festgesetzt und zwar in der Art, dass 

A* in den Provinzen Starkenburg und Oberhessen der Access 
zuerst wcnigfRtens ein halbes Jahr bei dem Secretariat eincB Hof- 
gerichts und sodann, in der Keihenfolge nach eigener Wahl, wenig- 
stens ein Jahr bei einem Stadt" oder Landgericht und wenigstens 
ein halbes Jalir })oj einer Regierungsbehörde zu nehmen ist ; 

B. in der Proviuz Rheinhessen der Access zuerst woni^^sf nn=^ ein 
halbes Jahr bei dem Parquet des General-Staatsprocurators am Ober- 
gerichte oder bei der Canzlei des Obergerichts, oder bei dem Parquet 
oder bei der Canzlei eines Ereisgerichts zu nehmen ist und sodann, 
in der Reihenfolge nach eigener Wahl, der Accesn wenigstens ein 
Jahr entweder in der bepfonnenen Wei^e oder bei der Canzlei des 
Handelsgerichts oder bei einem Friedensrichter, Notar oder Advocaten 
fortges^ast und wenigstens ein halbes Jahr dem Access bei einer 
Begiemngsbehörde gewidmet wird. • 

Art. 4. 

Die Beeidigung d( r Accessisten findet bei dmjenigen G^cht stattt 
bei welchem sie ihren Access beginnen. 

Art» 5. 

In den Provinzen Stark enburg und Oberhessen sind die Ac- 
cessisten 

1) bei den Ilofgerichten nach der Bestimmung der Vorsitzenden einzelnen 
Mitgliedern oder SecretBren znzutheilen, unter deren Anleitung sie sich 
in practischen Arbeiten üben. 

2) Bei den Stadt- und Landgerichten Bind sie wie Assessoren ohne Votum 
zu Geschäften aller Art zu venvenden. 

Art. G. 

In der Provinz Rheinhessen haben die Präsidenten der Gerichts- 
Gollegien die bei den Ganzleien der letzteren zugelassenen Accessisten, 
insofern diese nicht zu den Gerich tsschreibergescliäften verwendet werden 
und zugleich als Unterg-erichtsschreiber recipirt sind, den einzelnen Mitglie- 
dern, auch den Untersuchungsrichtern, zuzuiheüen. 



*) S. f . Kwniincollegia giebt ea in 6ronh«rzogllniiii H«mmi nicht mehr. Dts Faeui» 

tit<?PT!^mpn «oll sich auf alle Theile der Jurisprudenz, nur niclit auf Parlicularrecht ersirccken. 
Dann werden theils schriruich uoter Clausur zu beaniworiende, lh«iU miindliche Fragen TOr- 
getagt. (Haatf sdiHraicke Mlttbeilmg im Rem JwUsnlnittevf y. Lindalor.) 
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Desjenigen, welche zam Access bei Anwälten zugelassen sind, ist es 
naoh wie vor gestattet, unter dem Beistande desjenigen Anwaltes, bei dem 

sie beschäftio-t -inrl, hol den Gerichten zn plaidiren; es wird jedffeh durch 
gegenwärtige Bestimmung an dem Art. H der Vorordnanrj vom 4. März 1842, 
befarefiend: die in der Provinz Rheinhessen von Gerichtswegen den Ange- 
sehuldigten tn bestellenden Tertheidiger, Nichts geändert. 

Art. 7. 

Bei den Regienmgsbebdrden sind die Accessisteti zu Secretariatsarbeiteii 

und sodann unter Verantwortlichkeit und naob dem Ermessen der Regie- 
rungsbehörden zu allen den Arbeiten ?m verwenden, welche nach ihren 
Kenntnissen von ihnen geleistet werden können und sie in nützliche Uebung 
za setzen geeignet sind. 

Artb 8« 

Wenn Accessisten nach Massgabe des Art. 3 von einem Accesse znm 
andern überg-ehen wollen, haben sie ihren Wunsch in den Provinzen Star- 
kenburg und Oberhessen bei dem Gericht, bei welchem sie den Access 
haben, in der Provinz Bheinhessen bei dem Staatsprocnratoir des Kreis- 
gerichts, in dessen Sprengel sie bis dahin beschäftigt waren, oder bei dem 
Gen-Talstaatsprocnrator des Olterirerichts , wenn ihnen der Aceoss bei dem 
Parquet oder der Canzlei des Obergerichts ^restattet war, anzubringen. 

Wollen Accessisten von tlem Access bei einer Regierungsbehörde zu 
einem andern Accesse flbergehen, so haben sie ihren Wunsch bei der 
Regierungsbehörde, bei welcher sie bis dahin beschäftigt waren, an- 
zubringen. 

Die Behörde, bei welcher der Wunsch eines Wechsels im Access ange- 
bracht wird, hat darüber entweder unmittelbar oder durch Yemiittelung 

der höheren Behörde an das vorgesetzte betreffende Ministerium Bericht 
zn erstatten, welcher umständliche Aeusserungren über Dauer d^« Accesses, 
über Leistungen und Befähigung, das amtliche und ausserdienstliche Be- 
nehmen des Accessisten während der Accesszeit enthalten muss und worin 
sowohl Lob als Tadel m jenen Beziehungen nach Umständen auf passrade 
Thatsachen zu gründen ist. 

Auf Grund diesei? Berichts kann die Fortsetzung des Accesses bei der- 
jenigen Behörde, bei welcher der Accessist denselben zu erhalten wünscht, 
so weit zweckmässige Yertheilung der Accessisten es erlaubt, gestattet 
werden. 

In der oben bemerkten Weise ist auch von deijenigen Behörde Bericht 
zu erstatten, bei welcher ein Accessist unmittelbar vor der zweiten Prüfung 
zun Access zugelassen war. 

Art 9. 

Die Prüfung, welcher sich die Aocessiflten nach Ablauf det Torge- 
schriebenen Yorbereitungszeit zu unterwerfen hab^, besteht 
1) für die Accessisten in den drei Provinzen: 

a) in Beantwortung schriftlicher und mundlicher Fragen aus allen 
Zweigen der Jurisprudenz, mit Einschluss des öffentlichen Rechts- 
zustandcs des Grossherzogthumf?, wobei für die Accessisten, welche 
ihre Kenntnisse in der rhein h e s sis che n Gesetzgebung nach- 

. zuweisen haben, die Prüfung mit Üucksicht hierauf einzurichten ist ; 

b) in Beantwortung schriftlicher und möndlicher Fragen aus derPoli- 
zeiwissenB<Äaft, Nafionaloconomie und Staatswirthschaft; 

ausserdem 

2) für die Accessisten in den Provinzen Starkenburg und Oberhessen in 
Auzarbeitang einer Helation aus Criminaiacten und einer Relation aoa 
Ciyilacten; 
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8) für die Accessisteu in der Provinz Rheinhessen in Fertigung von 
schriftlichen Ansarbdiitiigen aus dem Gebiete des CivU- imd Straf- 
rechts. 

Art. 10. 

Die Acten zur Ausarbeitung von Relationen (Art. 9 Nr. 2) werden den 
Accessisten, auf ihr Nachsuchen, von den Hofgerichten mitgetheilt und sind 
von den AocessiBten wenigstens acht Wochoi TOr der im Art. 9 Nr. 1 
erwähnten Fkufung bei jenen Behörden einzureichen, ^ehhc sodann un- 
verzüglich übor den Werth der Relationen einen Beschluss zu fassen 
haben. 

Art. 11. 

Die in Art. 9 Nr. 1 bemerkten PrüXuugen werden von der bes<mdflrB 
angeordneten Prüfungs-CommiBsion für das Justis« und Regie- 
rungsfaoh in Unserer Residenz Barmstadt Torgenommeu. 

Art. 12. 

Die Commission hat jibrlii^ zweimal — im Frühjahre und im Herbste — 
diese Prüfungen vorznnrhmen untl die Zeit des Anfangs derselben jedesmal 
sechs Wochen vorher durch die Darmstädter Zeitung bekannt zu machen. 

Art. 13. 

Um zu der im Art. 1 Xr. 3 vorgeschriebenen zweiten Prüfun^jf zuge- 
lassen werden zu können, ist bei Unserem Ministerium der Justiz aUbald 
nach erfolgter Bekanntmachung der Zeit des Anfangs der Prnfuxig ein 
besonderes Gesuch einzureichen. 

Diesem Gesuche müssen beiliefi'en : 

1) die Bescheinio-nn^^^eu der betreffenden Behörden darüber , dass der 
Examinand bei ihnen den Access während der vorgeschriebenen Zeit 
gehabt, 

2) bei AcoMsisten in den Provinzen Starkenburg und Oberhessen Be- 
scheinigung der Refrii^tratur des l^etrefTendcn Ilofgerichts , dass und 
wann die Proberelationen bei dieser Behörde eingereicht worden sind. 
Gleichzeitig haben diejenigen Accessisteu, welche zur zweiten Prüfung 

zugelassen zu werden wünschen, hiervon in den Provinzen Starkenburg und 
Oberbessen bei der Geriehts <]r>r Yerwaltunp^sbehÖrde , bei welcher sie 
unmittelbar vor der zweiten Prüfun/r zum Access zupfelassen waren, in der 
Provinz Ilheinhesseu aber bei dem Siaatsprocurator des Kreisgerichts, in 
dessen Sprengel sie zuletzt beschäftigt waren, besiehungsweise bei d^ 
Generalstaatsprocurator am Obergerichte, wenn sie bei dem Parquet oder 
der Canzlei des Obergerichts in der letzten Zeit vor der Pnifung den 
Access hatten, oder bei der Ilegierungsbehördc, bei welcher dieses der Fall 
war, Anzeige zu machen, damit von der betreifenden Behörde, entweder 
unmittelbar oder durch Yermittelung der höheren Behörde, der am Schlüsse 
des Art. 8 erv\'ähnte Bericht an das vorg'esetzte Ministerium erstattet wer- 
den kann. Letzteres muss längstens vier Wochen vor der bevoratehenden 
Prüfung geschehen. 

Das Ministerium der Justiz hat in Folge des eingereichten Gesuchs von 
derjenigen Behörde, bei welcher der Examinand zuerst zum Access zuge- 
lassen wurde, die Facultätsprüfungsacten, überhaupt die auf die Anstellung 
des zu prüfenden Accessisteu Bezug habenden Acten, ausserdem in den 
Provinzen Starkenbuig und Oberhessen von dem betreffenden Hofgeriohte 
die erstatteten Proberelationen nebst den denselben ertheiltmi Censuren ein- 
zufordern, hierauf aber die Prüfungscommission, falls keine Anstände ent- 
gegenstehen, zur Vornahme der Prüfung au veranlassen und der Commis* 
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sion zugleich sämmtliche nach Art. 8 erstattete Berichte mit den einscWa- 
genden Acten nnd Proberelationen mitsutheflen. 

Art. 14. 

Bei der Prüfongr sind dem Examinanden voremt Fragren zur Bchrift- 

liehen Beantwortung- aus den im Art. 9 bnnorlcf oii Zwoi^ren vorzulegen« 

Nach Beantwortung dieser Fragen folgt das mündliclie Examen, wel- 
ches sich ebenfall« auf die bemerkten Zweige zu erstrecken hat. 

Die Examinatoren werden bei jeder einzelnen WissenBchaft ihr Bestreben 
dahin richten, dur(;h zusammenhängende^ in die wichtigsten Lehr- und 
Grundsätze eingehende Befrairunf*- ein sicheres Urtheil darüber zu begriin- 
den, ob die Candidatcn rlas Studium der Theorie fortfresetzt, sich ausserdem 
im Practischen genügend auszubilden gesucht und sich überhaupt diejenige 
Qualifieatlon und die Kenntoisee erworben haben ^ welche die Üebernahme 
einer der im Art 1 gedachten Stellen bedingen. 

Art 15. 

Xacli geendigtem Examen hat die Prüfungscommission vibtst den Grad 

der dadurch bewiesenen Fähigkeit nach Mehrlieit der Stimm'^n zu entschei* 
den und sind bei der Censur drei Classen anzunehmen, nämlich 

1) sehr gut, 

2) gut, 

3) unzureichende Befähigung. 

Bei der Cla^^sification ist nicht nur über das Resultat der Prüfungen 
in den einzelnen Zweigen der oben bemerkten Fächer speciell, sondern 
auch über das Resultat der Prüfung im Gamsen eine der drei GeoiBumoten 
anzugeben. 

Art. 16. 

lieber das Ergebniss der Prüfung hat die Commission Bericht an das 
Ministerium der Justiz zu erstatten und sicli hierin nicht nur über die 
Kenntnisse des Geprüften überhaupt zu äussern, sondern auch eine umfas- 
sende Schilderung der Qualification desselben zu geben. 

Bei dem zu erstattenden Berichte hat die Prüfungscommission die in 
den ihr nach Art. 13 mitzuthoihnden Acten enthaltenen Angaben über die 
Leistungen, die practischc Befähigung, das amtliche und ausserdienstliche 
Benehmen des Accessisten während der Acoesszeit zusammen zu fassen und 
dies^ Berichte sämmtliche Prüfungsacten beizuschliess^. 

Art 17. 

Die Ministerien des Innern und der Justiz werden den geprüften 
Acf>f <^sisten ü1)or das Ergebniss der Prüfung Nachricht und Entschliessung 
zugehen lassen. 

Art. 18. 

Accessisten, welche die zweite Prüfung nicht befriedigend bestanden, 
haben, wenn sie gesonnen sind, sieh einer nochmaligen Pi^fung zu unter* 
werfen, in Gemäsaheit der ihnen auf ihr Nachsuchen zu gebenden Anwei- 
sung den Access bei Unseren Behörden so lange, als sie dazu an?TP\vir.c;pii 
werden, fortzusetzen und können erst hierauf sich zu einer wiederholten 
Prüfung melden. 

Art 19. 

Jeder Acceesist kann auch nach bestandener zweiter Prüf img den Access 

zu seiner weiteren Ausbildung bei deijenigen Unserer Behörden fortsetzen, 
welcher Unsere- Ministerien des Innern und der Justiz ihm zutheüen 
werden. 
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Jedoch soll bei dieser üeberwoisung stets auf die Wünsche der Ac- 
cessisten möglichst Rücksicht geuoinmen werden. 

Denjenigen Accessisten, welche sich der Advocatur oder dem Notariat 
^vidmeTl wollen, steht es frei, nach vorher eingeholter Genehmigung Unso^s 
isiiiiistoriaiiis der Justiz» ihre weitere Ausbildong bei einem Advooaten oder 

Notar zu siichen. 

Zum Notar kann nur derjenige Accessist ernannt werden, welcher we- 
nigstens zwei Jahre bei einem Notar gearbeitet hat. 

Art. 20, 

Accessisten, welche vor Erscheinen gegenwärtiger Verordnung- bereits 
den bis dahin bestandenen Vorschriften gemäss sich allein der Frütung im 
Justizfoche unterworfen haben ^ können die Zulassung zu einer Anstellung 

im ReffieruTig-sfache erlang-en, wenn fie noch einen lialLjährigen Access bei 
einer Kegierungsbehörde mit gutem Erfolge genommen haben. 

Art. 21. 

Für diejenigen Ac(;e&sisfen, welche ihre Qualißcation zu den im Art 1 
bezeichneten Anstellung-en in den drei Provinzen naehzeigren wollen wird 
die Dauer des Accessea auf die Zeit von wenigstens zwei und einem halben 
Jahre festgesetzt, wovon 

1) ein halbes Jahr bei dem Secretariat eines Hofgmchts, 

2) ein halbes Jahr bei einem Stadt- oder Ijandgericht, 

3) ein halbes Jahr bei demParquet des General-Staatsprocurators am Ober- 
gerichty oder bei der Ganzlei des Obergerichts, oder bei dem Parquet 
des S taatsprocurators oder der Canzlei eines Kreisgerichts, 

4) ein weiteres halbes Jahr entweder bei den unter 3 genannten Behörden 
oder bei der Canzlei des Handelsfrcricbts , oder bei einem Friedens- 
richter, Notar oder Advocaten, und endlich 

5) ein halbes Jahr bei einer Regierangsbehörde 
zuzubringen ist. 

Nach Ablauf dieser Vorbereitnng-szeit haben die Accessisten die in dem 
Art. 9 unter 2 xind 3 angeordneten Rchriftlieben Arbeiten zu liefern und 
müssen sich ausserdem in allen Zweigen der Jurisprudenz, mit Einschluss 
des öffentlichen Rechtszustandes des Grossherzogthums, prüfen lassen und 
hierbei namentlich auch ihre Kenntnisse in der rheinhessiscben Gesetz- 
gebung nachweisen. 

Art. 22. 

Diejenigen Accessisten sodann, welche nach bestandener Prüfung für 
die im Art 1 bezeichneten Anstellungen in den Provinzen Starkenburg und 
Oberhessen auch ihre Befähigung für solche Anstellungen in der Provinz 
Ebeinhessen oder uniorekebrt nach bestandener Prüfung für solche Anstel- 
lungen in dieser Provinz aueh ihre Befähigung für solche Anstcllung-en in 
jenen Provinzen nachzeigen wollen, haben, nachdem sie noch ein ballies 
Jahr bei einem Gerichte in den Provinzen Starkenburg und Oberhessen 
beziehungsweise bei den m Art 21 unter 3 genannten Behörden in der 
Provinz Rheinhessen beschäftigt war* ii , sich einer PrudFiing bezüglich der 
weiter erforderlichen Bechtskenntmsse zu unterwerfen. 

Art. 23. 

Die Verordnung vom 1. August 1832, sodann diejenij?en Bestimmungen 
der Yerordnungen vom 20. Januar 1838 und 29. Juni 1850, welche sich auf 
Vorbereitung und Prüfung der Aspiranten zu den in den Art 1 und 23 der 
YeroT dn mg voin 20. Januar 1838 bezeichneten Anstellungen bedefaen, sind 
aufgehoben. 
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Art. 24. 

Tiif^pre Ministeric-n dc^ Innern and der Justiz sind mit der VoUziehunjr 
gegenwartijgfer Verordnung beauftrafrt. 

Urkundlich Unserer eigenhändigen Unterschrift und des beigedrückten 
Staatssiegels. 

Leopoldskron den tO. September 1851. 

(L. S.) Ludwig. 

V. Daiwigk. V. Ltodelef. 



X. Grosskerzogthum Mecklenburg -ScliweriiL 



Im Grossherzogthum M eck ! fnbiirg-Sch werin c^ipbt es für Juri«?f en 
verschiedene Wege des Eintritts m den öifentiichen Dienst und des Fürt- 
Bchritts in der öffentlichen M^ksamkeit, die mit verschiedenen Prüfungen 
verbunden sind *). 

L Die Advocatur. Die Erlangung derselben, die durch Verleihung 
der Advocaten - Matrikel von einer der drei Justizcanzleien in Schwerin, 
Güstrow und Rostock erfolgt, ist bedingt durch das Bestehen des A d v o - 
caten<£xamens, flür wdches eine besond^ PrüfungscommiBsion, be- 
stehend aus drei Mitgliedern der Justizcanzleien , 1 aus jeder, und 2 Mit- 
gliedfni der Rostocker Juristenfacultät, zweimal im Jahre, Oetern und 
Michaelis, in Rostock zusammentritt. Hierauf beziehen sich nachfolgende 
Bestimmungen: 

A. Die Verordnung vom 21. April 1897, B. die Verordnung vom 6. 
August 1837, C. das Publicandum vom 20. Januar 1851 und D. die Yerord- 
nung vom 27. Januar 1857. 

A. Aus dem Grossherzoglich Mecklenburg- Schwerin- 
sohen officiellcn Wochenblatt. Jahrg. 1837. 

15 Stü€k. S. 10 ff. 

Paul Friedrich, von Gottes Gnaden Grossherzog von Mecklenburg, Fümt 
zu Wenden, Schwerin und llatzeburg, auch Graf so. SchwenUi der 

Lande Rostock und Stargard Herr etc. 

Um wegen der Zulassung und Prüfung der Rechtscandidaten, welche 
eich der Advocatur widmen wollen, eine mehr geregelte, dem x&lldgeii Be- 
durfiiieiie enteprechfflnde VerfahrungweiBe festsuBtellen, verordne Wir, nach 
abgegebenem rathaamen Bedenken Unserer getreuen Stande, wie folget: 

§. I. 

"Wer zu der Pnifinio-, zwecks der Zulassung zur Advocaturpraads, ge- 
langen will, hat sein Gesuch bei Unserer Regierung vorzutragen. 

Dieser Antrag muss eine Darlegung der Famihen- und Lebens verhält - 
nisBe, so wie der bisherigen Studien des Nachsuehendai enthalten und hat 
derselbe insbesondere 

1) die Vollendung des 21. Lebensjahres nachzuweisen; 

2) die Zeugnisse über die erlangte Reife in den Schulkenntnissen , in 
Grundlage der dafür bestehenden Verordnungen, vorzulegen; 



*) IlSadteliriftlidie WtOi^Bg des Hem Ififlitim v. Scliritsr. 
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3) von den von ihm besuchten Universitäten darüber genugsam beglaubigte 
Nachweisungen beizubrinfr'^n, rlass er mindestens 3 Jahre dem Studio 
der liechtswissenschaft in allen ihren Theilen mit anhaltendem Fleisse 
und untadelicbem, sittfiobem Betragen obgelegen, und kwar unter be- 

scheinigter Angabe aller von ihm gehörten CoUegi^; 

4) falls er beroit^ lihifj-ere Zeit die Fnivorsität vpr1a«sen hat, ein Zeugiiiss 
seiner ])etreüeii(ieu Obrigkeit über seinen seit der ^eit ohne Vorwurf 
geführten Lebenswandel beizuschlicssen. 

§. n. 

Unsere Regierung wird darnach und nach den etwa sonst noch einge- 
zogenen Erkiradigongen, wozu sie sich nnter Umständen venmlAstt finden 
kann, die Zulassung zur Prüfunpf erwäg-en und im Fall ihr dagegen keine 
Befl<^TiVen entstehen, der Prüfuiig-sbehürde, bei Mittheilung der yon dem 
Kandidaten beigebrachten Zeugnisse, den Auftrag zur Prüfung ertheüen. 

Wäre nisbefiondere ermittelt, daes der Gandidat rioh Bohon solcher 
Handlungen schuldig gemacht hätte, widohe BesorgniBee erregen müBBten, 
dasB er die BefugTiiss zur Advocatur missbrauchen werde, BO ist er zur 
Prüfung nicht zuzulassen und ihm auf Verlangen der Grand der Zurück- 
weisung zu eröffiien. 

§. m. 

Zur ConBtituirung nur einer Pnifungsbchörde werden Wir aus jeder 
Unserer drei JuRtizeanzleien ein Mitglied und aus der Jurütenfacnltat 
Unserer Universität Kostock zwei Mitglieder bestellen. 

Diese PrüfungBcommistion wird zweimal im Jahre zu noch näher zu 
bestimmenden Zeiten in Rostock zusammentreten, um nach einer, ihr Yon 
Uns SU gebenden GeschäftBordiinng die Prüfungen yonranehmen. 

§. IV. 

Da^ Resultat <L r Prüfung, als Bedingung der Zulassimg zur Advoca- 
turpraxis, musa sich dahin ergeben, dass der Candidat, neben einer gesunden 
Beurthaiiaugskraft, als das Krgebniss eines guten, natürlichen Verstandes -~ 
und neben den zur allgemeinen Bildung OTforderlichm VorkenntnisBen, in 
den Hauptgrundsätzen und Grundbegriffen der Rechtswissenschaft fest^ 
stehe — richtige Folgerungen aus ihnen zu ziehen wisse — das ganze 
Gebiet der Rechtswissenschaft in seinem innem Zusammenhange übersehe 
und mit Klarheit aufgefaBst habe. 

§• V. 

Die Prftf\gaigaweiBe anlangend, bo hat die ComiüHMBon nach Empfang 
des Auftrages aus üneerer B«g&Brttng auf BchrifHicheB Ansuchen des 

Candidaten 

1) demseibeu zur Ausarbeitung einer Relation aus Civilprocessacten — 
eines Appellationslibells — und einer Defensionsschrift in einer Criminai- 
UntersuchnngsBache geeignete Acten zuzustellen, deren Auswahl mit 
Umsicht so zu treffen i f, du s sie dem Candidaten schon bei Vollfüh- 
rung dieser Arbeiten zur Entwickelung seiner Fähigkeiten in den aub 
IV. bezeichneten Rücksichten Gelegenheit darbieten. 

Diese verschiedenen Arbeiten hat derCw&didat iunerhalb 6 Mona- 
ten abzuliefern und jede derselben mit der eigenhindigen Yersichernng 
an Eidesstatt: 

„dass sie ohne fremde Beihülfe von ihm ausgearbeitet und von 

„Niemanden verbessert sei," 
zu versehen. 

Erfriln-t (\[q Uebergabe der Arbeiten nicht in der bestimmten Frist 
und wird die Verzögerung nicht genügend entschuldiget, so ist noch 
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«ine Tierwöoliige Frist von Amta wegen ertheilen und nach auch 

deren unbenutztem Ablaufe, unter gleicher YoraiisBetciing, die Znrück- 

lieferung' der Acten zu \erfüg-pn. 

In diesem Fall kann der Candidat erst nach Ablauf von 6 Mona- 
ten, auf Ansuchen, noch einmal andere Acten zn den vorgeschrie> 
henen Arbeiten innerhalb ^enet Fristen erhalten. 

9) Erlangt die Commissiou schon aus diesen eingelieferten Arbeiten die 
Ucberzeugung , dass die sub TV. bezeichneten Erfordernisse in einem 
entsprechenden Grade nicht vorhanden sind, so wird der Candidat 
cor weitem Prüfung nicht zugelassen und ihm dies, unter Hervor- 
hebung der Mangel seiner Arbeite, sdiriftUch eroffiiet. 

3) Werden aber die Arbeiten, nach jenen Rücksichten erwogen, genügend 
befunden, oder liegt mindestens noch keine vollständio-e Uoberzcngunsr 
einer danach abgemessenen Unfähigkeit vor, so folgt das unter Auf- 
sicht abmhaltoide schriftliche Examen, und zwar: 

a) durch die Uebersetzung und Commentiru ug einiger Stellen des 
corpus juris civilis; 

b) durcli die BeantwoitnnL' mehrerer Frajfon aus den Haupttheilen 
der Kechtswisseuschaft — einiger derselben in lateinischer Sprache; 

c) durch die Ausarbeitung einer Klage- und einer Einredenschrift nach 
zu gebender verschiedener species facti; 

d) durch Anferti^niii^ einei^ Contracts und eines Testaments, wozu die 

Contenta zu «'•eljen sind. 
Ausser dem corpus juris civilis und canonici werden nur zu den 
Arbeiten sub o) und d) auch andere geeignete Hülfsmittel gestattet, 
welche dem Candidaten auf Anordnung und Auswahl d^ Oommission 

zuzustellen sind. 

Zur Vollendung dieser schriftlichen Arbeiten sind mindestens drei 
Tage zu gestatten. 
4t) Lassen diese Arbeiten zur vollen Ueberzeugung der Commission er- 
kennen, dass der Candidat den Erfordernissen nicht entspreche, so 
erfolgt in gleicher Art, wie sub 2) bestimmt ist, die Zurückweisung 
von der weitern Prüfung. 

5) Ist jenes aber nicht der Fall, so folgt demnächst die von der Com- 
mission abzuhaltende mündliche Prüfung. Diese ist auf die nähere 
Ermitteluno: der sul) TY. bezeichneten Erfordemisse tm richten nnd sind 
dieses Zwecks die Fraß"en ans dem ^ranzen Gebiete des (xemeinen Hechts, 
insbesondere der Ilauptdisciplineu desselben, zu entnehmen. 

Dabei ist auch das Mecklenburgische Particularrecht in soweit 
mit zu berücksichtigen, dass entnommen werden kann, ob der Candidat 
sich eine allgemeine Einsidit in die abweichenden vaterländischen 
Bechtsinstitutionen, insbesoudeie auch in die Gerichtsverfassung in 
alkn ihren Theilen, erworben habe. 

6) Nach vollendetem mündlichen Examen hat dann die Commission, in 

Mitberücksichtigung der Ergebnisse der voraufgegangenen schriftlichen 
Prüfungen, den Ausspruch über die Befähi«rung oder Nichtbefähigung 
des Candidaten zur Advocaturpraxis abzugeben, und zwar im letzten 
Fall durch einen schriftlichen Erlass an den Candidaten, worin demsel- 
ben diejenigen seiner Prüfungsarbeiten, welche nicht für gentgend zu 
achten gewesen, mit speeieller Anführung ihrer Mängel nicht nur zu 
bezeichnen, sondern auch ihm überhaupt zu erkennen zu geben, in 
welchen Theilen es ihm hauptsächlich noch fehle und worin er vor- 
zugsweise s^e weitere Ausbfldung zu betfS5rdem habe. 
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Ein solcher Ausgang des Examens ist mit oinor Abschrift des 
Erlasses an den Candidaten von der Commiasion zu Unserer Regierung 
«ixizaberichten. 

7) lat aber der Ausgang der Prüf^mg ein günstiger, so hat die Gommission 
zwar auch den Candidaten davon vorläufig in Kenntniss zn setzen, dann 
aber auch davon , unter Beischliessung gesammter Prüfungsacten, an 
Unseire Hegierung zu bericliten nnd dabei besondem lieiTOVziiliebeii, 
wenn und in welchem Umfange der Candidat mehr als das Erforder- 
liche geleistet, sich in irgend einer Beziehung als ausgezeichnet aus- 
gewiesen hat. 

Unsere Regierung wird darauf an diejenige Justizcanzlei, in deren 
Bezirk der Candidat zunächet fieinen Wohnsitz nehmen wird, das Man- 
dat zu seiner Aufnahme in die Zahl der Advocaten ertheilen und jene, 
dass solches geschehen, durch das officielle Wochenblatt bekannt 
machen. 

§. VL 

Der Candidat» welcher, gleichviel nach welchem Theile der Ftfifbng, 

als nicht befähiget zurückgewiesen ist, kann sich noch einmal zu einer 
zweiten Prüfung bei der Gommission melden, jedoch frülicstcns erst nach 
Ablauf eines Jahres, von der Zeit des Zurückweisungserlasses an gerechnet. 

Bei einem solchen Antrage hat der Candidat Zeugnisse ober semen 
inzwischen geführten nntadelichen Lebenswandel vorzulegen und die Gom- 
mission wird dann, wenn kein hesonderos Bedenken obwaltet, — welches 
zu Unserer Regierung einzuberichten wäre — mit Berücksichtigung der 
Ergebnisse der schon vorgewesenen ersten Prüfung, die zweite Prüfung, in 
Ghnindlage der sub V. gegebenen Bestimmungen, vornehmen. 

Ob etwa in snlrlirr Mitberücksichtiß-iini[7 ein oder der andere Theil der 
vorgeschriebenen i'rufunj^saote bei oinpr solclien zweiten Prüfung^ nachgre- 
lasseu werden könne, wird die Comnussion zu bestimmen haben und dies 
dem Candidaten in dem Erlass auf seine «weite Meldung eröffnen. 

Wer auch durch eine solche zweite Prüfung seine Befähigung zur 
Advocaturpraxis nicht nachweiset, ist davon für definitive ausgeschlossen 
zu achten. Nur ganz besondere Umstände können auf Antrag der Prü- 
fungsoommission die Erlanbmss der Regierung zur Zulassung noch zu 
einor dritten PrOfung motiTiren. 

§. vn. 

Die juristische Doctorwürde befreiet, um zur Advocaturpraxis zuge- 
lassen zu werden, nicht von dem hier vorgeschriebenen Examen bei der 
Prüfungscommission. 

Auch soll es hinüiiro zum Betrieb der Advooatur des Erwerbs der 
Doctorwürde, und also auch einer spedellen Dispensation soloherhalb nicht 
weitor bedürfen. 

§. vm. 

Die nach bestandenem Advocatenexamen erfolgte Immatricuhrung als 
AdTOcat giebt keine Befugniss zur Ausübung des Bachteramtes in ij^end 
einem Yerhältnisse. 

Diese Befugniss bleibt vielmehr von einem besondem Richterexamen 
abhängig, weshalb Wir Uns specielle Yeroicdnung vorbehalten. 

§. IX. 

Wegen etwaniger Beschwerden gegen die Prüfungscommission findet 
nur der Beonn an Unsere Begienmg statt 

§. X. 

Die Pruftuigsoonunission beginnt ihre Functionen mit Johanms diese« 

H. Ortlofr, Methodologie d. Rechts- u. SUatswissenschafl. 15 
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Jahres und auch von solchem Zeitpunkte an tritt diese Unsere Verordnungr 
in Anwendung. 

Diejenigen Recht scaiididiiten, welche nicht bis dahin das Advocaten- 
Examen auf clie bislier vorgeschriebene Weise abgelegt haben, sind diesen 
neuen Bestimmungen uutemorfen. , . , 

Wären Prüfungen schon vor Johannis bei den Justizcanzleien begon- 
nen aber noch nicht vollendet, so würde unter Leitun;": der Prüfuj^i^scommis- 
sion das nach den bisherigen Vorschriften noch I'elileudo zu besciialten sein. 

Bieienigen, welche von einer der bisherigen l'rüfuugöbehörden bis vor 
jenem Zeitpunkte bei der ersten Ftafung zurückgewiesen sind, können sich 
anr sweiten Prüfung bei der Prüfungscomraission melden, jedoch nicht Tor 
Ablauf eines Jahres von Zeit jener Zurückweisunj? an gfcrochnct. 

In Fällen dieser Art sind die über die erste Prüfung erwachsenen Actea 
von der betreffenden Behörde an die PrÜfimgsconiniission abzugeben. 

Hiemacb hat ein Jeder, den es angeht^ sich zu richten. 

Gegeben dnroh Unsere Regierung, Schwerin, am 21. April 1837. 

Paul Friedrieh. 

(L. S.) L. H. von Plessen. 

Verordnung, 
betreffend die Zulassung und Prüfung 
der Rechtscandidaten, welche sich der 
Adyocatnr widmen wollen. 

B. Aus dem GrosshcrzogUch Meclilcnburg - Schwerin- 
schen officiollen Wochenblatt. 
Jahrgang 1837. Zweiuiuldreissigstes Stück. S. 173 ff. 

Wir Paul Friedrich, von Gottes Gnaden Grossherzog von Mecklenburg-, 
Fürst zu ^^' enden, Schwerin und Ratzeburg, auch Graf stu Schwerin, 
der Laude Kostock und Stargard Herr etc. 
Lassen in Bezug auf den §. HI. Unserer Verordnung vom 21. April d. J., 
betreffend die Prüfung der Candidaten der Rechte, welche sich der Advocatur 
widmen wollen, und nach der Vcrordnunpr vom 28. Juvhv-- d. J. weg-on 
Prüfung- der Auditoren — zur Nachachtunnp diesen Kxtraet aus der von 
Uns 8ub hodiemo bestätigten Geschäftsordnung für die l'rüfungBCommission: 

§• 1- 

Die ComraisBion besteht aus von Uns zu bestellenden und bereits 
ernannten fünf Mitgliedern, nämlich ans einem Mitgliede ans jeder der 
drei Justizcanzleien und zwei Mitgliedern der Rostocker Juristenfacultät, 
und zwar ;^ur Zeit aus dem Justizcanzlei-Vicedirector Rädel in Güstrow, 
dem Justizrath Martini in Schwerin, dem Justizrath von Oertzen, Pro- 
fessor Kämmerer und Professor Raspe zu Rostock. 

§• 2. 

Die Commission hat ihren Sits in Bostoek und ▼ersammelt sich in 

dem bis anf "Weiteres ihr vom Director der Justizcanzlei zu Rostode 
angewiesenen Locale im dortigen CanzIeitr'^tKiiide. Dieselbe, welche am 
3. Julius 1837 eröänet worden, ist als permanent zu betrachten. 

" ~ ^ §. e!' " 

Ple Comnuasion bat gegen die in Unserm Namem sprechend«! 
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Behörden die gewöhnlichen Curialien zu beobachten, die an XJmeee Re- 
grierungr gerichteten Voi ti ä^jfe und Berichte sind von den Mtgliedein der 

Commission zu unterschreiben. 

Schreiben der Commission an andere obrigkeitliche Behörden oder 
Gerichte, sowie an Privatpersonen, insofern letztere bei der Comnüssion 
nichts nachsuchen, sind m Form von ErsuohnngBSohreiben abzufassen, 
und Verfugungen an antragende Privatpersonen auf die bei Unsem 
Landesgerichten vorgeschriebene Art mit der Unterschrift : „Grossherzogl. 
Meckl6nb.-Schwerin8ohe aur Prüfung' der Rechtscandidaten allerhöchst 
verordnete Commission^' zu erlassen. 

VuT die an die Prüfungscommission gerichteten Schreiben haben 
obrigkeitliche Behörden und Gerichte die Form von Schreiben, Privat- 

Eersonen aber bei ihren Vorträgen an die Commission die Unsern 
landesgerichten sukommenden Curialien zu beobachten. 



§. ö. 

An ordentlichen Zusammenkünften der Commission sind alljähr- 
lich zwei, welche am Montag der vollen ^yoohe nach Ostern und am 

Montag nach Michaehstagr joden Jahres anfan^ren, bestimmt. Sollte sich 
die dringende Nothwcndin^koit einer ausserordentlichen Zusammenkunft 
ergeben, so steht auch diesti mit Genehmigung der Eegieruug der 
Commission firei. 



§. 12. 

Bis auf weitere Bestimmung sind von jedem Rechtscandidaten an 
Prüfungsgebühren 50 Rtklr., wovon die eine Hälfte sofort bei der 

ersten Verführung zum Zwecke seiner Prüfung, die andere Hälfte jedoch 
nur im Fall seines Bestehens bei der Prüfung wahrzunehmen, zu ent- 
richten. An sonstigen Ausfcrtigungs- und Stempelgebühren ist nichts 
zu erlegen. 

Die Gebühren werden von dem Actuar erhoben, die executivische 

Beitreibung derselben geschieht, im Falle eine wiederholte Aufforderung 
fruchtlos bleiben sollte, mediantibus requisitoriaübua an die competen* 
tea G«riohf«. 



hiemit zur allgemeinen Keinitniss zu bringen. 

Im Uebrigen haben auch diejenigen Candidaten der Rechte, welche von 
einer der bisherigen Prufungsbehörden bei der ersten Prüfung zurück- 
gewiesen worden sind, und von der im §. X. der Verordnung vom 
21. April d. J. gestatteten Befugriiss, sich zur zweiten Prüfuno- nach Ab- 
lauf eines Jahres bei der Prüfungscommission melden zu können, r: Ijrauch 
machen wollen, die mandata de examinando in Grundlage der i» und II 
jener Verordnung vorgängig aus Unsen r Regierung au erwirken. An dem 
geschieht Unser gnädigster Wille und Meinung. Gegeben durch Unsere 
Regierung, Schwerin, am 5. August 1837. 

Paul Friederich. 

Verordnen er (l-^- S.) C. F. Krüger» 

wegen der der Pruiungscomniission für 
die Candidaten der Rechte erthdlten 
Gescbfifts-Qrdnung. 

16* 
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C* Aus dem Regierungsblatt für das Grossherzogthum 

Mecklenburg -Schwerin. 

Jahrgang 1851. I. Abtheiluog. Nr. 7. S. 63. 

Zur Beseitigung von Zwdfeln über das Mass der, far die Zulassung 

der Rechts candidaten zu der Advocaten- und AuditorenprüfuTiö- nach den 
Verordnungen vom 21. April und 2'J. .Tunius 1837 erforderiiclieii juristischen 
Ausbildung, wird hierdurch darauf hingewiesen, dass dazu auch der Nach- 
weis erfoKterhoh ist,' dass der Caadidat auf der Universit&t die Yorlesungeii 
über die Geschichte des römischen Rechts, über deutsche 
Staats- und Rcchtsgescbichte und über Staats-, Lehn- und 
Kirchenrecht «gehört habe. 

Schwerin, am 20. Januar 1851, 

Grossherzoglich Mecklenburgisches Justizministerium. 

¥. Schröter. 



D. Aus dem Regierungsblatt für das Grossherzogthum 
Mecklenburg-Schwerin. Jahrgang 1857. Nr. 3. S. 20. 

Friedricli Franz, von (lottes Gnaden Grossherzog" von Mecl<leny)urofj 
Füiöt zu Wenden, Schwerin und Ratzeburg, auch Graf zu Schwerin, 
der Lande Rostock und Stai^fard Herr etc. 

Nachdem W ir durch Unsere Verordnung vom 20. September v. J. die 
Prüfung der Auditoren in mehreren Besiehungen vereinfacht haben, finden 
Wir Uns veranlasst, auch eine verhältnissmässige Vereinfachung der Prüfung 
der Kechtscandidaten, welche sich der Advocatur widmen wollen, eintreten 
zu lassen, und verordnen daher, nach stattgehabter Verhandlung mit Unseren 
g-etreuen Stünden, wie folgt. 

L Die Bestimmungen Unserer gedachten Verordnung unter Nr. 1, 2, 4 
und 5 sind auch auf die Prüfung der Rechtscandidaten, wdche sich der 
Advocatur widmen wollen, anzuwenden, jedoch 

1) Nr. 2 mit der Aliändcrung, dass: 

a. ausser den dort unter a. und b. erwähnten Olausurarbeiten, zu 
dieseir PrQfnng noch die Ausarbeitung entweder einer Klage, 
oder, nach dem Ermessen der Pru&ngscommission, einer Ver- 
nehmlassung nach gegebenen, nicht £n verwidcelten Thatsachen zu 
erfordern ist; 

b) die sämmtlichen bezeichneten Arbeiten auf drei Clausurtage, nach 
dem Ermessen der Prüfungscommission, zu verthdlen sind; 

und 

2) Nr. 4 mit der Abänderung, welche zugleich auch für Unsere gedachte 

Verordnung ^ifetroffen wird, dass der dort erwähnte Beschluss und 
dessen EröfFnun;^'- rlen Umständen naeVi bis zu dem nächstfolgenden 
Tage oder, wenn dieser ein Sonn- oder Festtag sein sollte, bis zu 
dem Tage nach dem letsterea ausgesetzt werden ddrfen. 
n. In den vorstehenden Puncten wird Unsere Verordnung vom 
21. April 1837, betreffend die Zulas<5unßf und Prüfung der Kechtscandidaten, 
welche sich der Advocatur widmen wollen, hierdurch abgeändert und sollen 
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diese Abändenuigf en , soweit thmilioli, anoh auf die bereits anli&iigig^en 
Pröftingen zur Advoeatur angewendet werden. 

Gegeben durch Unser Staatsministerium, Sobwerinj am 27. Januar 1857. 

Friedrieh Rrani. 
Onif V. Btlew. v. Bebrtltar. f. Broefc. 

Verordnung, 

betreffend die Vereinfachung der Prüfung 
der Reohtscandidaten, welclie sich der Ad- 
voeatur widmen wollen. 



II. Der Eintritt in den Justiz- oder Adminisbrativdienst, beginnend mit dem 
Au ditorate bei einem Niedergericbte oder bei einem GrossbersogL 

Amte, oder einer Justizcaiizloi. Hierzu qualificirt auch das Advocatcn- 
Examen; es genü^j^t jedoch das minder schwere Auditoren- 
examen, welches bei derselben Prüfungscommission wie das Advo- 
catenexamen abgelegt wird. Hierauf beaiebt sieb; 

A. die Verordnung vom 28. Jnnius 1837; B. die Verordnung vom 
20. September 1856. 

In Verbindung hiermit stehen nachfolgende Verordnungen wegen 
der Anstellung und Beförderung der Auditoren: 

r die Verordnung vom 15. Januar 1836; D. die Verordnung vom 
IG. März 1846; E. die Verordnung vom 11. JuÜuh 1804; F. das 
Regulativ vom 20. August 1865 und G. die Verordnung vom 9. 
Februar 1859 '). 

A. Aus dem Grossherzogl. Mecklenburg-Schwerinschen 
officiellen Wochenblatt. Jahrg. 1837. Fünfundzwaozigstes 

Stück. S. l4l ff. 

Paul Friedrich, von Gottes Gnaden Grossherzog von Mecklenburg, Fürst 
zu Wenden, Schwerin und Eatzeburg, auch Graf zu Sobwerin, der 
Lande Rostock und Stargard Herr etc. 

Um für die Prüfungen auch dei;jenigen Kechtscandidaten, welche sieb 
nicht zunadist d«r Advoeatur widmen wollen, sondern auf dem Wege des 
Auditorats bei Uns«pn Ni^crgerichten, oder bei den Magistratsgerichten, 
ihre weitere Ausbildung für den Staatsdienst zu befördern beabsicbtigen, 
verordnen Wir wie folget: 

I* 

Auch diejenigen Becbtseandidaten, welche die Zulassung zum Auditorate 
bei ünsern Amts- oder Stadtgerichten, auch Magistratsgerichten nachzusu- 
chen wünschen, ohne bereits das Advocatenexamen in Grundlage der Ver- 
ordnung vom 21. April d. J. bestanden zu haben, müssen sich vorgängig 
ebenmässig einer Prüfung, sonst allenthalben nach Vorschrift der eben 
gedachten Verordnung, bei der fär die Advocatenprufungen zu Rostock 
constituirten Prüfungscommission unterwerfen, nur das hinsichtlich der Er- 
fordernisse zur Beföhigung und der Weise zu deren Ermittelung hier naber 
bestimmt wird: 



>) Hsadtdirimiclie MitthtUnof des Herra Minist«» v. SclirStsr. 
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Beatsclie Stadien- und Eiamenordnnng^n. 



1) Die Priifim^ mues ergeben, dass der Candida! eine geennde Beurthei- 

lungfsknift und ß-nte nfitürliclie Anlagen besitze — neben df^Ti zur 
allgemeinen Bildunff erforderlichen Vorkenntnissen, in den Hauptgrund- 
sätzen und in den Grundbegriffen der Rechtswissenschaft feststehe und 
richtige Folgerungen aus ihnen su sdehen wisse -~ sich solche gründ- 
liche, deutliche und zusammenhängende Rechtskenntnisse erworben habe, 
als man bei gut anfrowandter Studienzeit von einem mit den erforder- 
lichen Vorkenntnissen versehenen und mit einem guten natürlichen 
Verstände begabten Gandidaten 2a erwarten herechtiget ist. 

2) Zu den ersten schriftlichen Arbeiten sind dem Candidaten zur Ausar- 
beitung einer Civilrolation oder eines Appellationslibells solche Acten 
auszuhändigen, welche ihm (rclegenheit darbieten, sich über die Erfor- 
dernisse aub 1. gchorijL^ ausweisen zu können. 

3) Nach genügend befundener solcher Arbeit und der demnächst weiter 
unter Aufsicht in beschaffender schriftlichen Leistungen, wie sie 
§. V. Nr. 3 der oben angezogenen Verordnung vom 21. April d. T., 
jedoch mit Ausschluss der daselbst sub 3. d. bezeichneten practischeu 
Arbeiten, vorgeschrieben sind, ist die vorzunehmende mündliche 
Prüfung auf die weitere Ermittelung der hier sub 1. bezeichneten 
Erfordernisse durch Fragen «u richten, welche nach Auswahl der 
Prüfungsbehörde aus dem ganzen Rechtsgeljiete, insbesondere aus den 
Hauptdisciphnen derselben zu entnehmen sind. 

n. 

Das gute Bestehen dieser Prüfung befähiffet so wenig zum Betrieb 
der Advocatur, als zur Ausübung der Richterfunctionen in irgend einer 
Beziehung. 

Eben so wenig giebt dieselbe ein Recht auf die Zulassung zum Audi- 
tomt, vielmehr behalten Wir Utis in dieser Beziehung, soweit e? Unsere 
Amts- und Stadtgerichte betrifft, in jedem einzelnen Fall Unsere Ent- 
schliessnng vor, und werden diejenigen Candidaten, welche bei Ünsem 
Domanialamtem eine solche Zulassung wünschen, »och insbesondere auf 
die Erfordernisse der bezüglichen Verordnung vom 15. Januar 18d6 ver- 
wiesen. 

An dem geschieht Unser gnädigster Wille und Meinung. 
Gegeben durch Unsere Regierung, Schwerin, am 28. Junius 1837. 

Paul Friedrich. 

(L. S.) ii. von Latze«. 

Verordnung, 
betreffend die Prüfung der Auditoren. 



B. Aus dem Regierungsblatt für das Grossherzogthum 
Mecl&lenburg-Schwertn. Jahrg. 1856. Nr. 33. S. 185. 

Friedrich Franz, von Gottes Gnaden Grosshensog von Mecklenburg, 
Forst zu Wenden, Schwerin und Ratzeburg, auch Graf au Schwerin, 
der Lande Rostock und Stargard Herr etc. 

Nach den an Unserer Verordnung vom 28. Junius 1837, betreffend die 
Prüfung der Auditoren, gemachten Erfahrungen sind Wir der Ueberseugung 
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g-eworden, dass es an^rpmossen ißt, diese Prüfang noch mehr zu verein- 
fachen, und verordnen daher wie folgt: 
1) Statt der in §. V. 1 der Verordnung vom 21. April 18^7, betreflfend 
die Zulassnnfir xmä Prüfung der Rechtscandidftten) welche sich der 
Advocatur widmen wollen, vorgeschriebenen mehreren Bcliriftlichen 
Arbeiten poII fortan nur eine Ci vilrel ation aufgegeben und zu 
deren Anfertigung eine Frist von nur sechs Wochen gewährt werden. 
Ist diese Frist abgelaufen, ohne das« die Arbeit eingereicht oder die 
VerxSgening nach dem Ermessen der Pr&fnngscommission genügend eni* 
Bchnld^gt ist, so kann von Amts\v( ffon noch eine vierzehntägigo Frist 
jTPwährt werden. Ist aber auch diese ii])0'elanfon nnd liegt keine genü- 
gende Entschuldigung vor, so sind die Acten zurückzufordern. 

Ber Oandidftt kann hierauf «nt nach drei Monaten wieder neae 
Acten zu der Anfertigung einer Relation erhalten. 

3) Die Cl ausurarbeiten werden beeolir&nht: 

a. auf die T^el)ersetznn?* und Erklärung zweier, nicht besonders schwie- 
riger Steilen dos eoi-pus juris civilis; 

l») anf Beantwortun^r von fünf Fragen ans dem römischen Rechte, 
zwei Fragen aus dem deutschen Frivatreohte, zwei Fragen aus 
dem gemeinen Civilprocesse, zwei Fragen aus dem gemdnen Grimi- 
nalrechte. 

Diese Arbeiten sind auf zwei Clausurtage, nach dem Ermessen der 
Ftöfangseommission, zu vertheilen. 
8) Aus der mündlichen Prüfung fallt das Staats- und Kirchenrecht, 
das Lehnrecbt und das gesammte Mecklenburgische Recht 

hinweg. 

Jedoch verbleibt es bei der Bestimmung, dass der Candidat das Staats-, 
Kirchen- und Lehnrecht auf der Universität gehört und die Zeugnisse 

darüber beigebracht haben nuiss. 

4) Der Beschhiss über das Gesammterffeltniss einer Prfifnrttr ist sofort 
nach beendigtem mündlichen Examen zu fassen und dem dann wieder 
vorgerufenen Candidatcn sofort mündlich zu cröfihen. 

5) Ist der Candidat, gleichviel nach welchem Theile der Prüfung, als nicht 

befähigt zurückzuweisen,- so stehen nicht allein die Zeit, n:icli welcher 
er sich wieder rv l lfn darf, sondein nueh die Gegenstände, auf welche 
sich etwa die weitere Prüfung beschränken kann, in dem Ermessen der 
Prüfungs commission. 

6) In den vorstehenden Bestimmungen wird Unsere gedachte Ver<»dnung 

vom 28, Junius 1837 hierdurch abgeändert und sollen dieselben, soweit 
thunlich, auch auf die bereits anhängigen Prüfungen der Auditoren an- 
gewendet werden. 

Gegeben durch Vn&ex Staatniinisterium, Schwerin am 20. September 1856. 

Friedrieh Frani. 
V. SeMtar. v. Brock. 

Verordnung, 

betreffend 

die Vereinfachung der PruAmg der Auditor«!. 
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Deutsche Studien- und jBzamenordnungen. 



C. 

üm eine j^poi^ete im Interessp Serenissimi und der Cammer gebotene 
Ausbildung der Amtsauditoren in oeconomicis /.u erzielen und damit rück- 
richtlieb derselben dem Collegium eine genügende, die mündliche Exami- 
nation vertretende Bäigsoliaft gewährt werde, sollen fortan nachstehende 
Bestimmunpren allgemein zur Anwendung kommen: 

1) Nach bestandenem Ric-hterexamen wird den Auditoren, je nachdem sie 
sieb liüher bereits mit oeconomicis beschäftigten oder nicht, zur theo- 
retischen und praktischen Ausbfldungf in denselben eine Frist von 
18 Monaten oder 2 Jahren gesetzt. Die Aemter, woselbst sie zu dem 
vorgedaehten Zwecke ihren einstweiligen Aufenthalt zu nehmen habeOi 
werden ihnen von der Cammer bestimmt. 

2) Die Beamten der designivten Aemter haben während der gesetzten Frist 
den Kovitien nicht nur alle Anleitung za ihrer Ausbildung /.u u wäh- 
ren, sondern dieselben auch practisch selbstständi^i: in allen Zweigen 
der Verwaltung zu beschäftigen ; den Novitien aber liegt es ob, über 
ihre desfallsigen Arbeiten ein detaillirtes Tagebuch zu führen. 

3) Nach Ablauf der bestimmten Frist haben Beamte, unter Vorlegung des 
gedachten Tag'oljuchs, über die Qualification der Auditoren, ihre Lei- 
stungen und den Grad ihrer Ausbildung gutachtlichen Bericht zu er- 
statten, und zwar getrennt nach Ordnung der einzelnen Verwaltungs* 
Bweige; worauf sodann auf den Orund und nach Hassgahe solcher 
Berichterstattung entweder die Ausbildungszeit übodianpt nodi Ter- 
längert, r^^ler wo es etwa in speciellen Verwaltimgßzweigen nur man- 
gelte, in diesen noch eine weitere Ausbildung desiderirt, oder endlich 
die Zulassung zur öoonomischen Probearbeit: 

einOT Begulirungs- und Gontrahirongsarbeit 
und 

einer wissenschaftlichen Ausarbeitung über einen beliebigen Ge- 
genstand des Yerwaltungsbereichs 
genehxndgt werden wird. ^ 

Sämmtliche Grosshonogliche Beamte werden von dieser Beschlnss- 
nähme hierdurch in Kenntaiss gesetst und habtti sie ihrersäts die Audi* 
toren zu benachrichtigen. 

Schwerin, den 16. März 184fi. 

Grossherzoglich Mecklenbargsche Gammer. 

Circular 

an sämmtliche Domanial* 
Aemter. 



D. Aus dem Regierungsblatt für das Grossherzogthum 

Hecklenbarg-Schwerin. 
JabrgaDg 18S5. Nr. 31. S. 164 ff. 

Regulativ, betrciTend die Ausbildung der künftigen Justizräthe bei 
den Justizcanzleien. 

"Wiewohl die Wahl der anzustellenden Justizräthe aus den dazu geeig- 
neten Bechtsgelehrteu des Landes, ohne Unterschied ihres bisherigen Ge- 
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■chäftflbetriebes , na li wie vor ledigHoli dem landesherrlichen Ermessen 
unterlipß-t, so soll doch die Vorl<ehr p^rfroffen werden, dass fli für die 
Ergänzung der Justizcanzleien und zu Hülfsleistungen bei denselben erfor- 
derlichen Männer thunlichst für diesen Beruf bei den Justizcanzleien selbst 
rorbereitdt und ftusgfebfldet werden. 

Zu dem Ende fiollen bei den Justixcanzleieii, npben deren ordentlichen 
Mitgliedern, Auditoren, Assessoren mit berathender und Canzlei- 
räthe mit entscheidender Stimme angestellt werden, 

§. a 

Die Avditoren sind aus der Zfthl dajemgen jüngeren Beehisgr«- 
lehrten zu nehmen, weldie das Advocaten- oder Auditorenexamen so be- 
standen haben, dass von ihren dabei hervorgetretenen Kenntnispen und 
Fähigkeiten und ausserdem, von ihrer wissenschaftlich^ und sonstigen all- 
fifemeinen ^dung, ihrem Ghamcter, ihrer Oesinnung und ihrem bisherigen 
y^hftlten die allseitige Begabung für den höheren Richterberuf zu erwartoi 
ist. Ausserdem miisü^n -ie die erfordorlichon Subsistenzmittel besitEen, um 
bis zu ihrer Anstollun? mit Besoldung- uTient^eltlich dienen zu können. 

Die Wahl und Zahl der anzustellenden Auditoren unterliegt ganz dem 
landesherrlichen Ermessen, so dass Niemand einen Anspruch auf Zulassongr 
za diesem Auditorate hat. 

Die Auditoren sind, bei Vermeidung ihrer Entlassung, verbunden, 
spätestens binnen drei Jahren nach ihrem ersten Examen das Niederrichter- 
examen zu bestehen, um dadurch die Eigenschaft ssu erlangen, su Asses- 
soren mit berathender Stimme bei den Jnstiscanzleien befördert su 
werden. 

§. 4. 

Die Assessoren mit berathender Stimme sind aus der Zahl der> 
jenigen jüngeren Bechtsgelehrten su nehmen, welche das Niederrichter-, 
ezamen bei dem Oberappellationsgerichte so bestanden haben, dass sie, 
neben ihren sonstigen Eigenschaften, den bereits in §. 'S ausgedrückten 
Erwartungen für den höheren Richterberuf entsprechen, und die daselbst 
beregten Subsistenzmittel besitzen. 

Unter diesen VoranssetEungen können nicht allein die Auditoren der 
Justizcanzleien, Rondem, nach laiulesherrHcheni Ermesj^on. auch andere jün- 
gere Hechtsgelehrte, die noch nicht Auditoren bei einer Justizcanzlei gewesen 
sind, als Assessoren mit berathender Stimme bei denselben angestellt werden. 

Auch für die Wahl und Zahl der anzustellenden Assessoren gilt das 
in §. 3, Absatz 2 Bemerkte. 

Die Assessoren sind, bei Vcrmeidnno- ihrer Entlassung-, verbunden, spä- 
testens innerhalb dreier Jahre von dem Tage ihrer Anstellung an, in Grund- 
lage eines rorher von der Justizcanzlei, bei welcher sie angestellt sind, er- 
langten Zeugnisses ihrer theoretischen nnl j ractischen Reife und sonstigen, 
auch durch Fleiss, Diensteifer, Geschaftsgewandthi if -nul ein fnflf^lloses 
dienstliches und ansserdienstliches Verhalten bewährten allseitigen Tüchtig- 
keit zu dem Beruie eines Justizraths, das Justizrathsoxamen bei dem Ober- 
appellationsgeriehte zu bestehen, um dadundi die Eigenschaft za erlangen, 
zu Canzleiräthen mit entscheidender Stimme bei d^ Justizcanalden 
befördert zu werden. 

§.5; 

Die Canzleirathe mit entscheidender bümme sind aus der Zald 
derjenigen Beohtsgdeliiten zu nehmen, welche das JustizrathseKamen bei 
dem Obcrappellationsgerichte bestanden haben und den sonstigen in §. 8, 
Abs. 1 und §. ^ Abs. 1 beregten Eigenschaften entsprechen. 
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Deutsche Studien- und Ezameiiordniuiigeii. 



Unter diesmi Yoraiusetsungen können nicht allein die Assessoren der 

Justizcanzlpi'PTi, 80n<lpm . nach laruleshenUclioni Ermessen, aueh andere 
Rechtsgelehrte, die vorher nicht als Assessoren bei einer Justizcanzlei fun- 
gfirt oder vorher das Niedenicliterexauiexi bestanden haben, als Canzleirathe 
mit entscheidender Stinune aaigestellt werden. 

Für die Wahl und Zahl der anzustellenden Canzleirathe gilt ebenfalls 

das in §. 3, Abs. 2, §. 4, Abs. 3 Bemerkte. 

Die Canzleirathe mit entscheidender Stimme sollen demnächst, bei ein- 
tretenden Yacanzen, nach ihrer Anciennität zu Justizräthen befördert wer- 
den, sofern sie seit ihrer Anstellung als Canzleir&the in ihrer dienstlichen 
Thätigkeit, insbesondere auch durcli Fleisn und Strebsamkeit, und in ihrem. 

jranzen sonstip'cn Verhalten andauernd denjenipf« n Anforderungen entsprochen 

halten, welche an einen tüchtigen Justizrath ijreinacht werden müssen. 

In dem entgegengesetzten Falle kann nicht allein ihre Anstellung als 
Justizrath yersi^ w^en, sondern es bleibt unter derartigen Umstönden 
auch ihre Entlassung aus dem Amte eines Ganzleiraths zu jeder Zeit un* 
benommen. 

§• 

Auch die Auditoren und Assessoren mit berathender Stimme können 
nicht allein in den bereits in §. 3, Abs. 8, §. 4, Abs. 4 bezeichnete Fallen, 
sond rn auch ausserdem wieder entlassen worden, wenn sie den bezeich- 
neten Voraussetzungen ihrer ESrhaltung für den höheren Hichterberuf nicht 

genügen. 

Alle genannten Personen, Auditoren, Assessoren und Canzleirathe, kön- 
ne beliebig von der einen Justizcanzlei an eine andere versetzt werden. 

Auch ljleil)t es vorbehalten, dieselben theih zu ihrer allseitipfen Aus- 
bildunof, theils zur Hülfslcistung oder Yertrotung, zeitweilig anderweitig in 
dem Dienste der Justizverwaltung, den Umständen nach gegen angemessene 
Remuneratiott, beziehungsweise gegen die ihnen beigelegte &kt«rimsbesoIdung, 
zu beschäftigen. 

Die Anrlitoren und Assessoren haben, jene Remuneration auagenommen, 
unentgeltlich zu dienen. Dagegen erhalten die drei ältesten Canzleirathe 
eine Interimsbesoldung von jährlich 500 Thalem Cour., wo nicht besondere 
Umstände dne Erhöhung derselben veranlassen. 

§. 7. 

Dis Auditoren, Assessoren und Canzleiräthe sind bei ihrer Anstellung 
mit diesem Begulative bekannt zu machen. 



£. Aus dem Regierungsblatt für das Grossherzoglhum 

^Mecklenburg- Schwerin. 

Jahrgang 1859. Nr. 9. S. 68 if. 

Wir Friedrich Franz, von Gottes Gnaden Grossherzog von Mecklenburg, 
Fürst zu Wenrlen, Scbwonn und Ratzeburg, auch Graf zu Schwerin, 

der Lande Rostock und Stargard Herr etc. 

Wollen die wesren Anstellung, practiöcher Ausbildung und Beförderung 
der Amtsauditoreu erlassenen Verordnungen vom 16. Januar 1886 und 
11. Julius 1854, wie hiemit geschieht, idederum aufheben und ausser An- 
wendung setzen, und verordnen dagegen wegen Anstellung und Beförderung 
der Amtsauditoren, was folgt: 
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Die Bewerbung mn AnBtellnng als Auditor bei einem Unserer Domanial* 
imter wird bei Unswer Gammer angebraebi. 

§. 2. 

Das desfaUsige Gesncb muss, neben allgememer Darlegung der person- 
lichen Verhiltnisse des SnppUcanten und eventnaliter der Gatehmigring' 

seines Vaters oder Vormuntlos, enthalten : 

1) don Nachweis, das?? der Bewerber sicb mindestens 3 Jahre den Univer- 
BitätHStudien gewidmet habe; 

2) «in Zeagniss seines sittlich guten Betragens aof der Universität; 

3) Bescheinigung, dass er über die wichtigsten Theilc der cameraliRtisehen 
Wissenschaften, besonders über Landwirthschaft , Natioiialoconomie, 
Finanz- und Polizeiwissenschaft akademisuhe Vorlesungen gehört habe ; 

4) das ZengnisB, gut bestanden sa sein in der o'BtCT jaristisoben Prüfung, 
wie sie für Amtsauditoren zur Zeit angeordnet ist, oder künftig ange- 
ordnet werden wird. 

§. B. 

Von diesen Erfordernissen behalten Wir T'ns jedoch vor, nach dem 
Bedürftiisse des Dienstes, solche Aspiranten zum Amtsauditorate zu diepen- 
siren, welche genügend nachweisen, dass. sie mindestens zwei Jabre der 

practischen Landwirthschaft in Mecklenbnr[r sich gewidmet, ausserdem 
mindo'^tens ein Jahr über Landwirthschaft, Nalionnloconoinie, Finanz- und 
Polizeiwissenschaft auf dazu geeigneten Lehranstalten Vorlesungen gehört 
und die nöthige allgemeine Bildung sieb angeeignet haben. 

§. 4. 

Findet Unsere Cammer den Antrag des Bewerbers in Grundlage der 
Erfordernisse im §. 3, eventnaliter der Besthnmnng des §. 3, binlftnglich 

motivirt, auch des Aspiranten Anstellung als Auditor dem Interesse des 
Dienstes entsprechend, so hat dieselbe, unter Angabe des Amtes, bei dem 
die Anstellung geschehen soll, Unsere Allerhöchste Entschliessung bei Un- 
serem Finanzministerium naobznsucben. 

§. 5. 

Das Auditorat gewährt so wenig einen Anspruch auf Besoldung , als 
auf Beförderung in Unserm Dienste^ beides hingt lediglich ab von Unserm 
Gutbefinden , sowie von der guten Führung, der Fähigkeit und den Lei- 
stungen des Auditors. 

§. 6. 

Es wird aber kein Auditor zum Beamten befördert werden, der nicht 
entweder das zweite juristische oder Bichterexamen gut bestanden, oder 
auch in der vor Unserer Cammer angeordneten cameralistischen Prüfung 
hinlängliche theoretische und practische Befähigung im Verwaitungsfache 
dargethan hat. 

§. 7. 

Beiden Prüfungen muss eine im Ganzen dreijährige practische Thätig- 
keit des Auditors in gerichtlichen und administrativen (Geschäften vorauf- 
geheu. ünf?ercr Cammer, als Dienstliehürde der Auditoren, steht indepsen 
ebensowohl die B''fnG"nisö zu, ausnahmsweise diesen Zeitraum auf Antrag 
des Auditors abzukürzen, als bei nicht genügend an den Tag gelegtem 
Fleisse und Diensteifer des Auditors, oder mangelhafter Führung desselben, 
den Zeitpunct der Prüfungen hinauszusehieben, oder mit Genehmigung Un- 
seres Finanzministeriums die Prüfungen ganz zu versagen. 
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Deatsohe StncUen- «nd ExtmenordinixigeB. 



§.8. 

Unseror Cammer, wie saramtliclien Unseren Beamten wollen Wir hi^ 
durch zur Pflicht machen, dass sie den Auditoren die den Zwecken dieser 
Verordnung entsprechende Gelegenheit un.d Anleitung geben zur practischen 
Thätigkeit in allen Zweimen der Amts- und smtagericht)ich«i Yerwsttaiig, 
damit dieselben sich zu ihrem eignen Besten, wie zum Nutzen Unsere* 
Dienstes zu tüchtigeil Geschäftsmännern und jKflichtgetreaen Dienern ans- 
bilden. 

Gegeben durch Unser Staatsministerium, Schwerin, am 9. Februar 1859. 

Friedrieh Frani. 
J. V. Oertien. t. Seitfiter, i . tltee«. 

Verordnung, 

wegen Anstellung und Beförderung 
der Amteauditoren. 



III. Das Hichteramt bei einem Niedergericht — Stadtgericht, Magistratsgericht, 
Amtsgericht, Patrhnonialgericht n. b. w. — ist bedingt darch dae 
Niederri chter-Examenbei demOberappellationsgeriohtinBoBtock. 

HBerauf bezieht sich: 

A. Die Verordnung vom 27. September 1837 und B. die Yerord> 

nungr vom 10. Mai 1848 •). 

A. Aus dem Grossherzogl. Mecklenburg-Schwerinschf n 
officiellen Wochenblatt. 37. Stück. Jahrg. 1837. S. 205 ff. 

Paul Friedrich, von Ck^ttes Gnaden GroBsheizog von MecUenbnrg, Füret 

zu Wenden, Schwerin und Ratzeburg} anch Graf m Sehwenn, der 

Lande Rostock uiul Starg-ard Herr etc. 

T)i'^ in dem §. VIII. Unsoror A'rrordnung vom 21 April rl. .T., betreffend 
die Pruluntr der Advocaten, vorbehaltene Bestininumg auch über die 
Prüfung der Richter — geben Wir, im Eiuverständniss mit Unsern 
getreuen St&nden, in den nachstehenden Fnncten: 

I. 

Diejenigen Rechtegelehrten, welche zur Verwaltung des Bichteramte 

bei Unscm Amts-, Stadt-, auch sonstigen .Specialgerichten, so wie auch bei den 
Magistrats- und allen fi!)rip|-cn Patriraonialgerichten, nach den dafür bisher 
bestandenen Bestimmungen noch nicht befähiget erkannt sind, sollen von 
jetzt an die Befugniss dazu nur durch ein, nach den folgenden Anordnun- 
gen abgelegtes Examen erwerben können. 

Dies gilt auch von Neujalir 1839 an von den Stihstituten bei den ritter- 
schaftlichen Patrimonialgerichten , in Gemässheit Unserer Verordnung vom 
4. März d. J. (Offic. Wochenbl. 9 St.) 

n. 

Die Zulassung zur ^chterprüfung setzt voraus, dass schon früher, ent- 
weder das Advocatenexamen, oder aneh das eines Auditors, resp. nach den 



0 HaodichrifUichc Hittbeilang de» Herr Minitters v. Scb roter. 
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ftShet dafür bestandenen BeBtimmmigea nnd nach den neuem desfallrigren 

Verordnungen vom 21. April und 28. Junius d. J. abgelegt ist. 

Die im §. 3 dor Verordnunf»^ vom 15. Januar isSi», l)r>trofi'end die An- 
stellung etc. der Amtsauditoren^ enthaltene Zeitbeschraukung für die Zulas- 
sung zum Richterexamen soll hiemit aufgehoben sein. 

m. 

Die Zulassung zur Prüfung als Eichter muss bei Unserer Regierung 
naehgesnolit werden. 

Dabei iat die YoIletKlung des 25. Lebensjahres, die bestandene Prüfung 
nach II., 90 wie fin bisheriger, völlig' unbescholtener Lebenswandel tind 
Geschäftsbetrieb durch genügsame Zeugnisse, in letzter Beziehung insbe- 
sondere durch amtliche Zeugnisse der Justizcanzlei, bei welcher die Imma- 
triculirun^ statt gefunden, oder in deren Bezirk der Nachsuchende bis 
dahin seinen Wohnsitz gehabt, oder der Behörde, bei welcher er bisher alt 
Auditor fanß'irte, nachzuweisen. 

Findet Unsere Regierung, nach solchen Vorlagen und i^ach etwa ander- 
weitig durch geforderte BeriohtBeretattong eingezogenen Erkundigungen, 
kein Bedenken darüber, dass der Antragsteller an nnd für sich zu den 
Functionen eines Richters nicht ung-eeignet zu halten, so wird sie dem 
Oberappellationsgerichte zu Parchim den Auftrag zur Vornahme der Prü- 
fung ertheflen. 

IV. 

Diese Prüfungtbehörde wird demnächst auf gesiemendes Ansuchen, nach 

eingeforderten und eing-c^rTifnen Acten, die von dem Supplicanten schon 
früher bestandene Prüfung betrefiFend, deinf^elhoTi zur Ausarbeitung von 
Relationen, nichi zu leichte Civilprocess- und Criminaluntersuchuugsacten, 
so W16 BttDk ßntwnirf eines Bescheides auf abgelegte Tormnndschidtsrech'' 
nnngen, Yormundschaftsacten , od^ auch statt der letztem Conoursacten, 
zur Abfassung eines Prioritätserkenntnisses zufertigen lassen, und zwar mit 
Stellung angemessener Fristen zur Einlieferung der aufgegebenen Arbeiten. 

Jede derselben mnss mit der eigenhändigen, an Eidesstatt abgege- 
benen Versicherung versehen sein, 

„dass sie ohne fremde Beihulfe ausgearbeitet und von Niemand ver- 
bessert sei." 

Die dazu erforderlichen Acten wird das Oberappellationsgcricht , in soweit 
sie zu dem beabsichtigten Zweck in der eignen Registratur nicht vorhanden^ 

von dem Criminalcollegium , den Justizcanzleien , welche demnach auf die 
geeigneten Fälle zu achten haben, oder auch nach Beünden von andern 
Gerichten, einzufordern berechtiget sein, 

V. 

Erlangt die Prufuugsbehörde schon aus der Beschaffenheit jener (IV.) 
Arbeiten £e swdfellose üebmengung, dass der Candidat sich nach seinen 
Rechtskenntnissen — > die ihm nicht nor in allen Zweigen des in Mecklen* 
bürg geltenden Gemeinen Rechts, sondern insbesondere auch in dem vater- 
ländischen Particular- und Statutarischen Rechte eigen sein müssen — und 
nach der Fähigkeit, dieselben anmwenden, mr BeUeidung eines BiditeramtB 
nicht eignet, so erfolgt sofort die Zurückweisung, mit HinwdBung auf die 
Mängel der Arbeiten. 

VT. 

Im entgegengesetzten Fall, wenn eine Nichtbeiahigung nicht schon 
sweifellos vorliegt, so ist noch eine anderweitige sehriftUohe Prüfung unter 
Aufsicht in der Art anzuordnen, dass der Candidat an einem Tage auf 
die Verhandlungen eines Unteigeriohts in einer Civilprooesssache mit Ent- 



Digitized by Google 



338 Deataehe Studien- und Ezamenordniingen. 

seheidungsgTÜnden verabsohiedet und an einem andern Tag-e auf nicht 
umfäno-liche Criinina.luntersuchung'f'acfon mit Grüuilen orkonnt ruL r informirt. 

bi ])eiden I< allen ist die Arbeit mit auf die Critik der Mängel des Yer- 
falireus zu richten. 

Literariiche Hülfsmittel und Gesetseammlungen nnd bei diesen Arbeiten 
luläBiiff. 

VII. 

Untor Jen \ oraussclzuugen sub §. V. erfolgt auch hier die Zurückwei- 
Bung in dort bezeiclmeter Art. 

vm. 

Wird aber die Zurückweisung nicht für genugsam motivirt erkannt, 

so ist das mündliche £xamen abzuhalten, welches mit einem mündli- 
clu'ii Vortrage dos Examinanden aus Tages vorher ihm zu^restellteii Acten 
beginnt und demnächst durch Befragung auf die weitere genügsame Ermitte- 
lung umfassender theoretischer und practischer Rechtskenntnisse in dem 
§. y. beadclineten Umfange xu richten iat. 

IX. 

Den darauf über die Zulässigkeit oder Nichtzulässigkeit zu fassenden 

Colle/^nalbeschluss hat das Olierappellationsgericht dem Exaininaten bekannt 
zu inachen, auch, unter Beisclilicssunör öf-esamniter Pvüfungsacten, darüber 
au Unsere iiegierung zu berichten, welche deniuuchst, im Kall der Zuläsuig- 
keit, die dessfaUsige Bekanntmachung im oüficiellen Wochenblatt ver- 
fügen wurd. 

X. 

Im Fall der Zuruckweisunß- wird das Oberappellations/Tfcricht nach 
seinem Ermessen, entweder bei erkannter solcher absoluter Uuiiihigkeit, 
dasB eine genogsame, nachträgliche Qualificirung nicht erwartet werden 
kann, dies durch eine entsprechende Fassun^r des Bescheides dem Exami- 
naten benierklich machen, oder auch ihn auf die nachzuholenden Studien 
hinweisen und eine Zeit bestimmen , nach deren Ablaufe er sich zu einer 
wiederholten PrOiung noch einmal melden könne. 

XL 

Auf das bestandene Richterexamen kann zwar auch die ImmatricuHrung 

als Advocat bei der Justizcanzlci, in deren Juiisdictionsbezirk der Examinat 
seinen Wohnsitz hat oder zunächst nehmen will, und damit im Allsfcnieinen 
dip Befu^niss zur Betreibung der Advocatur nachgesucht und erlan^j^t 
werden, allein hinsichtlich der in einem öffentlichen Amte Stehenden sind 
und bleiben diese den Beschränkungen unterworfen, welche Beamte schon 
jetzt oder nach künftigen anderweitigen Bestimmungen von dem Betrieb 
der Advocatur ganz oder theüweise ausschliessen. 

XII. 

Nur diejenigen Rechtsgelehrten, welche bei Bewerbung um ein Richter- 
amt das ßichterexameu bereits abgelegt haben, werden hinfüro auf eine 
etwanige Berücksichtigung ihres Gesuchs rechnen können, wahrend die 
Absicht, jenes noch erst nachholen zu wollen, solchem hinderlich sein irird. 

XIII. 

Diese Unsere Verordnung tritt mit Michaelis d. J. in Anwendang, und 
haben Unsere Justizcanzleien von jetzt an keine weitere Ansuchungen um 
die Eichterprüfuug anzunehmen, die bei ihnen aber schon früher anhän- 
gig gewordenen Rrfifongssachen jedoch nach den bisherigen Bestimmungen 
zu beendigen, wenn bei Publication dieser Verordnung die ersten schriftli- 
chen Präftmgsarbeiten schon abgeliefert sind und demnächst zum weitem 



Digitized by Google 



X. Grossherzogthum Meoklenburg-Sohwerm. 



S89 



Yerfolg der Prfifimg geeignet gefunden worden: Yon den Examinanden da- 
gegen, welche zwar schon Acten zu den ersten schriftliclion Arbeiten rin- 
pfangen, aber diese noch nicht abgeliefert haben, sind jene zurückzufordern 
und sie zum weitem Verfolg ihrer Prüfung auf diese Verordnung zu ver- 
weisen. 

Zur Nachachtung für Alle, die es angeht, Gegeben durch Unsere 
Regierung, Schwerin, an^ 37. September 1887. 

Paul Friedrich. 
(L. S.) 

G. F. ILrtger. 

Verordnung, 

betreffend 
die Präfang der Kichter. 



B. Aus dem Grossherzogl. Mecklenburg-Schwerin fachen 
officiellen Wochenblatt. Jahrg. 1848. Nr. 22. S. 136 ff. 

Wir Friedrich Franz, von Gottes Chiaden Grossherzog Ton Moekien- 
burfif, Fürst zu Wenden, Schwerin und Ratzeburg, auch Graf su 

Schwerin, der Lande Rostock und Stargfard Horr etc. 

Verordnen, im Ei^iverstiindnisse mit Sr. Koniti-l. Hoheit dem Grossherzofi-e 
von Mecklenburg-.Strelitz und nach verfassungsmässiger i3orathung mit ün- 
sem getreuen Ständen, su mehrerer Verdoifachnng des Hiehterprüfungs- 
Verfahreiis nach der Verordnung vom 27. September 1837, wie folgt: 

1) An die Stelle der unter Nr. IV. dieser Verordrmng- bestimmten Arbeiten 
soll ein am Orte des Prüfungsgerichts binnen acht Tagen aus Civil* 
oder Griminal- oder Gononrsacten ansofertigendes Erkenntniss mit Xäii- 
Scheidungsgründen — wiewohl ohne Relation — treten. Sodann soll 

2) mit Fertißrunfr der Ol au surarbeiten in deren bisheriger Weise immittel- 
bar weiter geschritten werden, und demnächst 

3) vor Weiterem eine Prüfung dieser sämmtlichen Arbeiten unter 1. und 2. 
vorgenommen werden. 

Erlangt dir Beliörde niclit die in Nr. V. des Gesetzes vom 27. September 
1837 bezeichnete zweifellose Ueberzeugung von der Unfähigkeit des Candi- 
daten, so tritt uuu das in Nr. VIII. vorgesührit-bene mündliche Examen ein. 

Hiemach soll jenes GesetK vom 27. September 1887 in den Pnncten 
TV. bis Vn. inclusive hierdurch abgeändert, auch dem Oberappellations- 
gerichte die Anwendung auf bereits anhängige Riobterprufiingen über^ 
lassen sein. 

Gegeben durch Unsere Reofierung, Schwerin am 10. Mai 1848. 

Friedrich Frans. 

L. loo LüUow. 

Yerordnung, 

betreffend 
die Abanderong der Bichteiprfifimgen. 
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lY. Bat Riohieramt in einer Justizcanzlei beew. der Gerichte zweiter 

Instanz, die zncHeicli für alle Schriftsässig-on die erste TiiHtanz bilden, 
ist bedingt durch das .lustizratha -Examen bei dem Überappella- 
tionsgerichte zu HuBtock. Es besteht über dan^elbe keine besondere 
Verordnung, doch greift das erw&lmte Regulativ vom 20. Auguet 1855 
einigerraassen ein. 

V. Das Richteramt in dem Colleg-ial-Colleg'i'im in Bützow ist bedinjoft 
durch das Criuiinalraths- Examen bei dem Oberappellationsgericht 
zu Rostock. Auf dieses besiehen sich die nachfolgend im Extract 
mitgetheilteii §§. der Griminalgeriehts-Ordiiiuig'). 

Bxtract aus der Criminalgerichts- Ordnung für das 
Grossherzogliche Criminai-Collegium zu Btttzow, 

d. d. 31. Januar 1817. 



§. 5. Bestall nnf? der Mitglieder des Collefrü und dcf?sen 
Subalternen. Die Bestallung wird den Mitgliedern des Collegii, sowie 
dessen Subalternen ans Groseherzogl. Regierung ohne Kündigungsclauäel 
ertheilt. 

§. 6. Erfordernisse. Gesammte Crinvinal-Geriehis-Verwandte müssen 
von Seiten der Rochtschaffenheit und eines unbescholtenen Lebenswandels 
glaubhafte Zeugnisse für sich haben. Es soll auch insbesondere 

§. 7. a. Der Richter, xur mchterstelle nnr ein soleher gelan- 
gen, der durch Redlichkeit, Fleiss und Fähigkeiten sich ausgezeichnet hat, 
und in einer zum Zwecke «fiifer Ajistellung vom Oj^ergeriohte mit ihm 
vorzunehmenden Prüfung wohl bestanden ist. 

§. 8. b. Deren Frdfnng. Bei dieser Pröfcmg ist ansser dem münd- 
lichen Examen aus der Theorie des Civil- und Criminalrechts und d^ 
Landesverfassung, wobei Frafron und Antworten zu Protocoll genommen 
werden, eine schwierif^e Proberelatiou aus Criminalaeten zu ei^orderii, be- 
sonders aber dem Exannuando noch ein Bund Crinünalactea zur Ausarbeitung 
seiner critischra Bemerkungen übet den Untersuchungsprocess zuzustellen. 
Ueber den Werth der letzteren soll das Obergericht des Criminalcollegü 
Erachten erfordern und unter beiden schriftlichen Arbeiten an Eidesstatt 
versichert werden, dass solche ohne fremde Beihülfe gefertiget werden. 



VI. Dias Richteramt in dem Oberappellationsgericht ist bedingt 
durch die Oberappell ationsraths-Prüfung, welche in der Ober- 
appellation sg-erichts- Ordnung regulirt ist. Der betreffende Eztraoi 

daraus folgt hier 

EjLtract aus der revidirtcfi Oborappeilationsgerichts- 

Ordniing. d. d. 20. Juli 1840. 



§. 3. 1) - - - - - - - - - 

3) Ueber seine reclitswissenschaftliclic Tüchtigkeit hat sich der anzu- 
stellende Rath zuvor bei dem Oberappellationsgcrichte durch Ausarbeitung 



Uaiidscbriniicbo MiUbeihmg des Herrn Hinteert v. Sebroter. 
t) HmtltcItrifUiche Mittlinluig d«s Herrn Miniiten v. Selirvler. 



Digitized by Google 



XL OroBslienogihiim Oldenburg. 



241 



förmlicher Relationen über eine Civil- und eliir f i iminalreclitsaaelie und 
demnächst in einem vom Gerichte mit ihm abzuhaltenden Colloquium näher 
auszuweisen. 

Nur wenn derselbe berate als Ifitglied eines andern dmiechen Ob<»^ 

appellationsgeriohte oder einer Mecklenburgischen Justizcanzlci, oder als 
Universitätslehrer und Mitf^lied des SpruchcolloiJfitimg einer .Tiiristenfacultät 
genügende Beweise seiner Befähigung zum höheren liichteramte gegeben 
hat, hängt es, nach vemonunenem Erachten des Oberappellationsgeiichts, 
von der landesherlichen Bestimmung ab, ob die yorgeschriebene Prüfung 
ganz oder theilweise zu erlassen ist. 

4) Hinsichtlich des zu bestellenden Präsidenten bedarf es keiner be- 
souderen Prüfung, wenn der für dies Amt Bestimmte Mitglied des Ober- 
appellationsgoicbts ist. In andern Fällen bleibt es dem Landesherm vor- 
b^alten, über die Anwendlichkeit und über die Art der Prüfung nach 
vernommenem rathsamen Bedenken des engem Auaschusses Bestimmung 
zu treffen. 

5) Die Anordnung der Prüfung und beriehungsweise das Erlassen der- 
selben erfolgt von dem bestellenden Landesheirn, an welchen auch über 

das Erofpbniss der Prüfung, mit Beischlies'sung' der Helationen \mä des 
über den Gang des Colloquiums aufzunehmenden Protocolls, vom Ober- 
appellationsgerichte au berichten ist, und «war mit Abgabe eines bestimm- 
ten Urthefls über die ^ssensohaftliobe Befähigung des Geprüften. 



4 



XL Grossherzogthum Oldenburg. 

A. Aus der Oldenburgischen Gesctzsammlaiig« 

Jahrgang iSao. S. 260 ff. 

Landesherrliche Verordnung vom 20. März, publ. am 27. Marz 1830 

Wir Paul Friedrich August, von Gottes Gnaden otc 
Thun kund hierait: 

Prürnng der ^ för nöthig erachtet haben, die Verordnung vom 

EechtäcandidstoBu 18. Julius 1815, die Einrichtung der Prüfung der CandMaten 
Prtirunga- der Rechte :^um Civilstaatsdionst. betreffend, einer Revision 
commisnoD. unterziehen und demzufolf,'e in mehreren Puncten abzu- 

ändern: so verordnen Wir nunmehr, anter Aulhebung der gedachten Ver- 
ordnung, wie folgt 

§. 1. 

Jeder Candidat der Rechte, der nach vollendeten academisohen Studioi 
in den Civilstaatsdienst aufgenommen zu werden wünscht, muss sich einer 
vorläufigen Prüfung unterwerfen, von deren günstigem Ausfalle die 
Znlassnng rar üntergeriehteprazis, die Anstellung als Seoretair bei den 
Landgerichten, die Anstellung als Auditor bei den CoUegien und bei den 
Aemtenii ohne entsoheidendea Votum, abhängig ist. 

§.2. 

Jeder, welcher sich demnächst zu einer Beförderung im Güvflstaats- 
dienste quaMcirt zeigen will, moss sich einer Haaptprufung onter- 

& Or tl • rr, HslhodalogiA d. Mili- a. SMstsiriiaensciBfl. 16 
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werfen, von deren Erfolge die Zulassung" zur Praxis hei den Oberg-erichten, 
die Anstellungf als Secretair bei den obern Tjandesbehördeii, die Beförde« 
rung zu Stellen, welche ein entscheidendes Votum geben, abhangt. 

Ein g&Dxlioli ungünstiger Ausfall der Hauptpräfang hat die Znrfiek- 
nähme der Zulassung zur Unteigerichtsprazie , sowie auch der bisherigen 
Anstellangl xar Folge* 

§. 3. • 

Zu diesen Prüfungen bestellen Wir eine Gommission ; die Unserem 
Cabinet unmittelbar untergeordnet sein nnd aus einem Präsidenten, aus 
einem Mitgliedc Unscrs OberappeUatiousg-erichts, zwd Mitgliedern Unserer 

Oldenburgäscheii Regierung, zwei Mityliedcri) Unserer Oldenburg-i sehen 
Justizcanzlei und einem Mitg-liedc Unserer Oldenburgischen Cammer be- 
stehen soll, welche Wir ernennen werden. 

Ausseidem werden Wir aus den gedachten GoUegien sechs ausser- 
ordentliclio Mitglieder der Gommission bestellen, welche im Fall der Ab- 
wes( t ili il. Krankheit oder sonsti^^fer Verhinderung ordentlicher Uitglieder 
für sie emstweiien einzutreten verbunden sind. 

§• 4. 

Die Prüfungscommission soll sicli von di*ei Jahren zu drei Jahren in 
der Maasse erneuern, dass mit Ablauf eines jeden Jahres zwei ordentliche 
Mitglieder nach dem Dienstalter aus- und zwei ausserordentliahe Mtglieder 
aas demselben Gollegium wieder eintreten, deren .Stelle sodann gleichfalls 
aus demselben Gollegium wieder zu besetzen ist. Die solchergestalt nach 
und nach ausgetretenen Mitglieder sind verbunden, nach beendigtem 
Turnus, in der Ordnung ihres Austritts, der Gommission wieder beizutreten. 

§. 5. 

Zur vorläufigen Prüfung kann sich bei der Pröfungscommission jeder 
Rechtscandidat, welcher unser ünterthan ist^ od^ dazu besondere Firlanb> 
niss erhalten hat, melden, sobald er seine academischen Studien in den drei 

VOrscliriftsraässigen Jahren vollendet hat. 

Das zu dem Ende von ihm 8elb.st zu entwerfende und eigenhändig zu 
schreibende Gesuch muss eine kurze Erzählung seiner Lebensumstände und 
seiner wissenschaftlichen Bildung enthalten, und zu Anlagen haben: 

1) das vor dem Abgange zur Universität erfurderliche Zeiig^niss der Ma- 
turität und des dreijährigen ') Besuchs der ersten Classe einer zur 
Vorbereitung auf die Universität geeigneten Unteirichtsanstalt oder der 
erhaltenen Befreiung yon letzterem! 

2) die academischen Zeugnisse, und 

3) die etwa schon abgelegten Proben erlangter Kenntnisse. 

§. 6. 

Die vorläufigen Prüfungen sind künftig in jedem halben Jahre 
auf einmal vorzunehmen. Es hat daher Jeder, welcher dazu zugelassen zu 
werden wünscht, sich innerhalb vier Wochen nach Oatern und Michaelis 
bei der Gommission za. melden und sdn Torschnftsmässig verfesstes Gesuch 
(§. 5) einzureichen. Wer sich zu spät meldet, ist zum nächsten Termin an 
verweisen. Ebon so soll es gehalten werden, wenn die erforderlichen Zeugf- 
nisso nicht vollständig oder nicht in gehuriger Form beigebracht oder nicht 
genügende Ursachen zur Erlangung einer angemessenen Befristung vorge- 
bracht sind. 



i) DMTch späten» V«r(iigiiig auf eines xweijähriges Beisch efinäsfigl. 
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§. 7. 

Die vorläufige Prüfung derjenigen Candidaten, gegen deren -ZuIab- 
mmg die Prüfungscommission kdnen ^stand findet, soll in der Aufgabe 

eines Thema, das den Candidaten zur Ausarboitutig in ihrer Wohnung ge- 
geben wird und wobei dieselben sich aller ihnen bekannten lifi T tischen 
Hülfsmittel aber keiner fremden persönlichen oder schriftlichen iiulfe be- 
dienen dürfen, qnd in der Vorlegung von 34 Fragen bestehen, welche von 
den Candidaten im einsamen Zimmer blos aus dem Gedächtnisse und ohne 
alle literarische Hülfsmittel seliriftHeb zu beantworten sind. Zur Kinrei- 
chung der Ausarbeitung des Thema ist eine in der Regel nicht zu verlän- 
gernde Frist zu bestimmen. Wird dieselbe nicht eingehalten, so kann der 
Candidat im nächsten und in dem darauf folgenden halben Jahre sich wieder 
melden, hat aber zu /Tfewärtig-cn , dass er bei abermali<]rem Yersäumniss 
nicht weiter zugelassen v.-rrde. In jedem l'alle ist ihm ein neues Thema 
aufzugeben. Die Caudidateu haben in ihren Probearbeiten die von ih^en 
gebraucliten literarischen Hülfsmittel jederzeit genan anraführen, und den- 
selben ist <die Versicherung auf Ehre und Gewissen hinsnzofüg^ dass sie 
sidi dabei keiner fremden Hülfe bedient haben. 

§.8. 

Wenn ein Rcchtecündidat zuo*leich in den cameralistischen Wissen- 
schaften, Polizei, 0 economic, Baukunst, Mathematik, sich einer Prüfung zu 
unterwerfen wünscht: to bat er solob^s in sdnem Ctmcbe anzuläbren, 
damit darauf bei der Einiichtuag der Prüfung' Bücksicht genommen werden 
kann. 

§. 9. 

Die PrüfunprsGommission hat die Arbeiten der Candidaten einer sorg- 
fältigen Beurtheilung zu unterziehen und den Grad der befundenen Tüch'- 
ügkeit der G^nrfiften mit dem ersten, sweiten und dritten Charakter, nach 
Umständen mit angemessener besonderer Hodifioation» an bezeichnen, und 
darüber denselben ein Attestat ausaustellen. 

§.10. 

Zu den Hauptprüfungen können diejenigen, welche als Sekretaire bei 
den Untcrperichten oder als Auditoren bei einem Collcpfium oder Amte an- 
gestellt sind, sich melden, wenn sie zwei Jahre im Dienste gestanden, und 
sich in den ihnen anvertrauten OMohitften die Zufriedenheit ihrer Vorge- 
setsten erworben haben. Ein Anwalt, der zur Praxis bei den Obergerichten 
^iicfelaBsen zu werden wünscht, muss awei Jahre bei den üntergerichten su 
deren Zufriedenheit practicirt haben. 

§.11. 

Die Hauptprüfung soll theils schriftlich, thcils mündlich sein. Dem 
Candidaten ist zu dem Ende von der Prüfungscommission eine Acte zur 
schriftlichen Relation zuzustellen, welche in einem zu bestimmenden Ter- 
mine, unter Beobachtung dessen, was oben am Schlüsse des §. 7 vorge- 
schrieben ist, um so gewi<^ser einzureichen ist, als eine Vt^rlänfremno- des- 
selben nur aus den erheblichsten Gründen ])e\villij>-t werden darf, ausserdem 
aber gegen den »Saumigeu mit angemessenen Verfügungen zu verfahren ist. 
Zur Prüfong der Relation ist, sofort nach deren E^^fang , von dem. Präsi- 
deuten, ein Mitglied der Commission, in der Kegel nach einem bestimmten 
Turnus, zu ernennen, welches dieselbe einer g'enauen Critik zu unterziehen 
und dann mit dieser in Umlauf zu setzen hat. Hiemächst ist die münd- 
liche Prüfung, welcher fn der Reffel die auaserordentliohen Mitglieder der 
Commission beiwohnen sollen und die Hiiiglieder Unsere Huusteriums, so 

16* 
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wie die Vorstände der obem Behörden heivohnen können, vorzunehmen, 
bei welcher der Candidat /iivörder<?t aus einer dvil- oder Cruninalacte 
mütidlichon Vortranr abzustatten liat, 

Sodauji sind ihm von dem Mitgliede der Commission, welches die Prü- 
fung der Relation yorgcnommen hat, und einem andern, durch den Prisi- 
denten, nach einem in der Regel zu beobachtenden Turnus, zu ernennenden 
Mitg-liede, Fragen ans den verschiedenen Thcilon der Rechtswissenschaft, 
auch aus dem vaterländischen Rechte, sowie aus den wichtigsten Theilen 
der Staatswissensohaften , vorzulegen, wobei es aber den übrigen Mitglie- 
dern der Commisrion imLciuimmen ist, auch einzebie Fragen an den Candi- 
daten zu richten. Will sich ein Candidat vorzüglich in dem Fache der 
Administration eine Aussicht der Beförderung eröffhen, so ist ihm noch ins- 
besondere ein Thema aus dem Gebiete der Staatswissenschaften aui'/ugebeu 
und die mfindliche Prüfung auf dieses Fach in gleichem Yerhältnisse wie 
auf das juristische au richten. 

§. 12. 

Unmittelbar nach fi-eendigter Prüfung ist über den Grad der dadurch 
und durch die rroberelation bewiesenen Geschicklichkeit von der Commission, 
nach der Mehrheit der Stimmen der ordentlichen Mitglieder derselben, zu 
entscheiden, welcher Character dem Candidaten in der oben §. 9 bestimmten 
Art beizulegen sd? worüber ihm dann ein Zeugniss aussustellen ist. 

§. 13. 

Einem Candidaten, der in Folge der TorUufigen Prüfling nur den dritten 
Character verdient hat, und dem daher weder die Zulassung zur Advocatur 
noch die Anstellunfr bei den im §. 1 benannten Behörden bewilliirt werden 
kann, sowie demjenigen, der in Folge der Hauptprüfung nur den dritten 
Character erhalten hat oder der zurückgewiesen ist, in welchem letzeren 
Falle die Bestimmung im §. 2 eintritt, wollen Wir gestatten, sich zu einer 
SWeit^ Prüfung zu melden, bei deren Erfolg es dann sein Bewenden haben 
muss. Ein Candidat der Hauptprüfung, welcher um Zulassung zu einer 
zweiten Prüfung nachsuchen will, ist aber verbunden, solches innerhalb 
Jahresfrist nach der ersten Prüfung zu thun. 

^- 

üeber den AuBiaii der Prüfungen ist au üus, unter Beifüguug der Ar- 
beiten, deren Gritik und der aufgenommenen ProtocoUe Bericht m erstatten, 
auch, nach einer Hauptprüfung zu bemerken, zu welchem Theile des Staats- 
dienstes der (Geprüfte von&üglich fähig scheine. 

Die Canzleigeschäftc und sonstige Dienstleistungen sind von dem bei 
Unserm Oberappeliationsgerichte angestellten Personal zu besorgen. 

§. 16. 

Getrenwärticre Verordnung soll für T'nsero gesammten Lande verbind" 
liehe Kraft haben und iu solche mit dem 1. Junius d. J. treten. 

Wornach sich Jeder, den es angeht, zu achten hat. ^ 
Urkundlich Unserer n. s. w. 
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B. 

Da Wir bei der 7iinohmen(l(!ii Anzahl der Candidaten zum Civilstaatsdienst 
und bei dem Mangel einer Einrichtung' für dieselben sich zum Geschäfts- 
leben vorzubereiten, beschlossen haben, ihnen Gelegenheit zu geben, sich 
dnrcli practdflche Arbeiten bei den üntergerichten and Aemtem zu ibrem 
künftigen Beruf auszubildon, wenn sie Tiiclit selbst vorziehen sollten, sioh 
unter Leitung tüchtiger und rechtlicher Anwälte dazu geschickt zu machen; 
so finden Wir Uns veranlasst, hiedurch Nachstehendes anzuordnen: 

1. Denjenigen Candidaten zum Civilstaatsdienst, welche beim Tentamen 
wenigstens den zweiten Gharaeter erhalte» haben, kann der Zutritt zu den 
Untergerichien und Aemtern, unter der Benennung Accessisten gestattet 
werden, um sich in den vorkommenden Geschäften jeder Art, besonders 
bei dem Secretariat und der Registratur, auch dem Yormundschafts-, Spor- 
tehi- nnd Beohnnngswesen und dar Expedition so dben und Beweise ihrer 
Geschicklicbkdt nnd Brauchbarkeit zn geben. 

Um dienen Zweck desto sicherer zn »erreichen, ist den Ciindidaten an- 
zurathcn, sich zu bemühen, wenigstens Jban Jahr bei einem Amte den Access 
zu erhalten. 

2. Diese Yergfinstlgung ist keine Aufnahme in den Staatsdienst und 

berechtigt so wenig^ zu Ansprüchen auf dieselbe, als zu irgend einer Aua- 
zeichnung oder Belohnung für die Arbeiten, welche von dem Accessisten 
übernommen werden. Nur in einzelnen Fällen, wo der Accessist als beei- 
digter ProtocoUlÜhrer gebraucht werden kann, hat derselbe auf freien 
Transport Anspruch, jedoch so, dass weder d^ HenrschafUiohen Gasse noch 
iigend Jemanden dadurch besondere Kosten erwachsen. 

3. Jeder, der um den Access bei einem Amte nachsuchen will, muss 
sich bei der Regierung melden, welche ihm diejenigen Aemter bezeichnet, 
bei welchai die Annahme dnes Aoeessisten wünachenswerth erscheint und 
der Oandidat sich melden kann, wo dann von dem Amtmann, welcher das 
Gesuch desselben bewilligt, die Oenehmigun,y- der Heg-ierung einzuholen ist. 
Ohne Antra? oder Zustimmung des Amtmanna kann der Access bei einem 
Amte nicht ertheilt werden. 

Wer dagegen bei einem Landgerichte zugelassen zu werden wünscht, 
muss sich bei der Justizcanzlei melden, welche über die Bewilligung des 

Gesuchs entscheidet, und, nach eingezogenem Berichte, das Land^irericht 
bestimmt, bei welchem der Candidat zug-elassen werden soll, und von der go- 
trofi'enen Verfügung das Präsidium des Oberappellationsgerichts in Keuntniss 
setzt. 

4. Da die Accessisten nicht in den Staatsdienst angenommen werden, 

so leisten sie auch keinen Diensteid , müssen sich aber eidlich reversiren, 
die ihnen aufzutragenden Geschäfte der ihnen gegebenen Anweisung gemäss 
zn Terrichten und &ber alle zn ihrer Kunde kommoden Dienstgeschäfte 
Still8ch\M 11 11 beobachten. Zur Protocollführung kann der Accessist 

nur mit Genehmifjnng der obern Dienstbehörde heeidi/jt werdeii , wenn er 
hinreichende T5eweise seiner (ieschicklichkeit dazu »repfeben haben wird. 

5. Die Erlaubniss zum Access, auf die der Accessist, nach vorgängiger 
Anzeige, zu jeder Zeit verzichten und welche von denen, welche sie bewilligt 
od(>r genehmigt haben, ohne Angabe eines Grundes, zurückgenommen werden 
kann, int auf \\ev Jahre beschränkt und erlischt nach Ablauf derselben, 
kann jedoch, auf Ansuchen des Candidaten, den Umständen nach, auf zwei 
Jahre erneuert werden. Wird der Candidat während der Zeit, dass ihm der 
Access bewilligt ist, examimit nnd erhält nur dm dritten Character, so 
wird die Er1aiä>msB sofort zurfickgenommen» 
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6. Alle zu Acten stücken bestimmte Arbeiten der Accessisten, müssen 
insofern dieselben nicht als Hülfsprotocollisten beeidig-t und in dieser EijOfcn- 
schaft zu der Arbeit autorisirt sind^ von demjenigen , welchem die Arbeit 
dgentlich obbegt und der dafnr Terantwortlich ist, signirt werden. 

7. Von den verschiedenen Behörden, bei welchen Acceasiston zugelassen 
sind, wird zu Aiifaiii,'^(> eines jeden Jahrs ein Bericht über die Fähigkeit und 
Brauchbarkeit dersellien an die Vorstände der höhern Dienstbehörde erstattet» 
und dem Staats- und Cabiuetsniiiiisterid mitgetheilt. 

Hiemaeh hat nun Unsere Regiming, soweit es sie betrifft, das Weitere 
zu verfügen, wobei Wir noch bemerken, dass es angemessen sein werde, 
in das Beeret worin die Zulassung eines Accessisten genehmiß't oder be- 
willigt wird, den Inhalt der vorstehenden Bestimmungen, so weit nöthig, 
anfzunebmen. Zu dem Ende werden solche Beotite sm drucken oder m 
lithographiren sein und es hat daher TJns('re Regierung mit Unserer Justiz* * 
canzhn, an welche eine j^leiche AufnraLe erlassen ist, den Entwurf dasu 
anzufertigen, und zur Genehmigung einzureichen. 

Auf dem Sehlosse zu Oldenbui^, den 10. Januar 1831. 

(gez.) Aogfost 

(g. g.) V« BrndMutelB. 

Aufgabe 
an die Regierung, die Zulassung von 
Aecessisten bei den Untergerichten 
und Aemtem betreffend. 



C. Bekanntmachung clor Priifungscommission vom 21. Januar, nnbl. 
den 25 Janü ir 1832, betreifend Anmelduag der Candioateu 
zur vorläuiigen Prüfung. 

Der in der Landesherrlichen Verordnung vom 20. März 1880 für die 
* Anmeldung der Candidaten zur vorläufigen Prüfung im Sommerhaibenjahre 
bestimmte Termin von yierWoehoi nach Ostem isl^ bei derVerinderli<uikeit 
dieses Anfangstermins, mit Höchster Qenehmigung du für allemal bis su 

dem 31. Mai erstreclit worden. 

Für die Anmelduntr zur vorläufigen l^niltmg im Winterhalbenjahrc 
bleibt der Termin bis vier Wochen nach Michaelis. 



D» Aus der Oldenburgischen Geselzsammiung. 

Jahrgang 1856. S. 501 ff. 

Bekanntmachung der Prüfungsoommission vom 28. Juni, publ. den 
9. Juli 1836. 

Eiwijjc Durch eine landesherrliche Resolution vom lö. Juni d. J. 

Hodificationen in ^ Einnohtung der duroh die Verordnung vom 
^ Mn!^' 20. März 1830 angeordneten Prufungscommiision folgende 
conniwiMi. Modificationeu genehmigt: 
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1) Die Prüfungecommission soll, statt des im §. 3 der Verordnung be- 
stimmten Personale, künftig bestehen: 

aus aeht HUgHedem der oberen Jnstucollegien, 

ans vier Mitgliedem dsat oberen AdminiBtrativcoUegieiL 

2) Die vorläufige Prüfung, welcher sich jeder Candidat der Rechte 
der nach vollendetem akadomi^chrn Studinm in den Civilstaatsdienst 
aufgenommen zu werden wuusclii, unterwerfen muss (§* 1. 6. 7 der 
yerordBimg), lie^ alleiti den Milgliedem ans den Juettecollegien ob, 
und wird vom l'r i i lenten und 4 Rathen vorgenoinnien, von letseren, 
nach einem Weclisl mittelst dessen jährlich am I.Juni zwei aus- und 
zwei eintreten, die ausgetretenen aber auch in Yerhmderungsfailen 
Ersatz geben. 

3) iSne im §. 8 der Verordniing frdgestellte voriäufige PrQfung in den 

cameralistischen Witsenscbaften wird, wenn von einem Candi- 
daten der Rechte darum na( hi^f •^ncht ist, besonders unter Leitung des 
Präsidenten von den 4 Mil.shedern aus den administrativen Collegien 
vorgenommen, und darüber ein besonderer Character ertlieilt und Bericht 
erstattet. Aiissw der schriftliclieii Ausarbeitimg (welche, nach der Be- 
schaffenheit des Thema entweder in der Wohnung des Candidaten oder 
in einem einsamen Zimmer der Prüfungacommission, etwa mit ihm dazu 
gegebeneu Hülfsmitteln, zu verfertigen aufgegeben werden kann), genügt 
eme Anzahl von 12 Fragen zur schriftlichen Beantwortung ans dem 
GedäohtmsB ohne literarirohe.HülfsmitteL 

4) An der Hauptp rufung, wie solcher nach §. 11 der Verordnung ein 
Jeder, der sich zu einer Beförderung im Civil Staatsdienste qualificirt 
zeigen will, sich unterziehen muss, nehmen mit dem Präsidenten, so- 
wohl die yiet bei den yorläufigen Prüfungen (Nr. 2) fangirenden ICt» 
glieder aus den Justizcoll^en, als zwei durch gleichen Wechsel be- 
stimmte Mitglieder aus den administrativen Collegien Theil, den ersteren 
liegt aber ob: die specielle Critik der schriftlichen und mündlichen 
Proberelation aus der Civil- und Criminalacte, sowie die mündliche Pru- 
fiing äber die Rechtswissenschaft, deren Hülfswissensohaften und die 
Benutzung der dem Candidaten in seinen Vorbereitungsstcllen gege- 
benen Gelegenheit zur Anwendung derselben. Ist der Candidat mehr 
und besonders in der letzten Zeit in Stellen angewandt gewesen, welche 
ihm zugleich Gelegenheit gegeben haben, sich in administrativen Ge- 
schafken zu üben, so wird eines der beiden fungirenden Mitglieder ans 
den administrativen Collegien zum Mitexaminator, besonders über ad- 
ministrative Gegenstände, ernannt, aus welchem Fache denn auch die 
Acte znm mündlichen Vortrage gewählt werden kann. Alle 7 Mitglieder 
votiren über die Qualifieation des Candidaten zur Beförderung im Civil- 
Staatsdienste überhaupt und den danach zu bestimmenden Character: 
die genaueren Modificationen , auch in Beziehunfr auf Verschiedenheit 
der Fächer, werden in den die Stelle eines detaillirten ProtocoUs ver- 
tretenden Bericht aufgenommen. 

5) Meldet sich ein Candidat der Hauptprüfiing, ausser jener nothwendigen 

Prüfung, nach §. 11 a. E. der Verordnung zu einem besonderen 
Staats wissenschaftlichen Examen, so fällt dasselbe unter Lei- 
tung des Präsidenten, den vier Mitgliedern aus den administativeu 
Collegien zn. Dem Candidaten wird ein staatswissensohaltliches oder 
cameralistisches Thema zur schriftlichen Bearbeitung (nach Beschaffen- 
heit desselben im Hause oder in einem einsamen Zimmer der Prfifungs- 
commission, mit oder ohne Hülfsmittel) , gegeben, und nach dessen 
Einlieferung und Critik, ein Termin zur mündlichen Prüfung im Fache 
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der Staatswissenschaften, durch zwei Mitglieder, angesetzt) in Folge 
dieser Prüfung aber dnrch den Piriksidentä und die 4 IMBtgEeder der 
CSiaiaoter besonders bestunmt und darüber Bericht erstattet. 



Xn. Grossherzogtlium Sachsen -Weimar 

und die 

Pttrstenthümer Schmrzlrarg^EudolBtadt n» Bondershaiuen* 



A. Regulativ über die Prüfungen, die Ausbildung und die Beschäf- 
tigung der Recfatscandidaten, Accessfsten und AadHoren. 

Da in Folge des neuen Gerichtsverfahrens sich als angemessen darstellt, 
sowohl die Vorschriften über die Präfungeu der Rechtsoandidaten in einigen 
Besdehungen zu ändern, als auch allgemeine Regeln über deren practische 
Ausbildung und Bösel läftigun^ aiifzustellcii : so verordnet, nach eingeliolter 
Genehmigun<? Sr. Kiinirrlichen Hoheit des Grossherzogs, das Grosshorzog-- 
liche Staatsiiiiiiisteriuia im Einverständniss mit den Fürstlich Schwarzburg. 
MmisterioL za Rudolstadt und Sondershansen und zur Erledigung d^ im 
§. 19 des Vertrages über die Errichtung eines gemeinschaftlichen Appel- 
lationpjrcrichtes erfolgter Verabredung, betreffend den Erlass einer gemein- 
schaftlichen Verordnung über die Prüfungen und die Beschäftigung der 
Bechtscandidaten nnd Auditoren aus den yerschiedenen zu dem Appellations- 
geriohte verdmgtai Länder, wie folgt: 

1. Die erste Prüfung betreffend. 

§• 1. 

Die Prüflingen der RcchtsL'andidaten finden Statt, sobald sich eine an- 
gemessene Zahl von Caudidaten gemeldet hat. 

§. 2. 

Diejenigen, welche zu diesen Prüfungen zugelassen zu werden wünschen, 
haben sich unter Ueberreichnng 

1) des Al^^angsseugnisses des betr. GyninaBiums; 

2) der Zeugnisse über ihr sittliches Verhalten seit Abgang von dem 
Gymnasium; 

S) über ihre seitdem stattgefimdene wissenschaftliche Ansbfldnng, nament- 
lich ülier die auf Umrersitäten gehörten Lehrvorträge, wobei was ins- 
besondi ] <lie fachwn!?5'on<;chafthohen Vorträge betrifiBb, nachgewiesen 
werden imisK, dass wenigstens 

a. juristische Encyclojiädie und Methodologie; 

b. Natnrrecht (Rechtsphilosophie); 

c. Geschichte und Institutionen des römischen Rechts; 

d. Pandecten mit Einsuhluss des Familien^ und Familiengüterrechtes 
und des Erbrechtes; 

e. deutsche Rechtsgeschichte; 

f. deutsches Privatrecht mit Eänsohlnss des Handelsrechtes, sowie 

des Lehnrechtes; 

g. Kirchen recht; 

h. deutsches Staatsrecht; 
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i Criminalrecht and GrinunftlprooesB ; 

k. Civilproceas ; 
L Civilprocess-Practicum j 
m. Belatorium 
gehört worden sind*); 
4) einer in deutscher Sprache verfasston kurzen Darstelliing ihrer persön- 
lichen Verhältnisse und ihres Bildungsganges 
bei dem Ape11atioii8g«riohie ansomelden. 

Dasselbe macht nach erfolgter Prüfung der Gesuche noch vor der Vor- 
ladung zuTTi Examen f]"Ti hotreffenden Ministerien f^fno berichtliche Anzeige 
über diejenigen Candidaten, welche sich zum Examen gemeldet haben, wobei 
anzuführen ist, in wie weit sie den gesetzlichen Erfcmieniissen entsprochm 
haben» oder in wie weit ihrer Zulassung sum Ex»men Bedenken entgegen- 
stehen. 

§. ^- 

Der Präsident des Appellationsgerichtes ernennt darauf die Prüfungs- 
commission, welche wenigstens drei Mitglieder zählen muss, jedoch aus einer 
grossem Anzahl bestehen kann. Regelmässig ist dieselbe durch Mitglieder 
des Appellationsgerichtes zu bilden, ausnahmsweise können jedoch auch 
andere Staatsbeamte -mit Genehmigung iles betreffenden Ministeriums zu- 
gezogen werden. Die Zusammensetzung der Prüfungscommission erfolgt 
in der Begel • in der Weise , dass jeder der zu dem Appellationsgerichte 
vereinigten Staaten mindestens durch ein aus der Z«hl der Ton ihm ange- 
stellten Räthe des Appellationsgeriehfes, oder seiner sonstigen Beamten, in 
die Prüfungscommission abzuordnendes Mitglied an denselben Thcü zu 
nehmen hat; jeden Falles aber sollen diejenigen der drei verbundenen 
Staaten, denen Ii zu prüfenden Rechtscandidaten im einseinen Falle an- 
gehören, in dieser Weise in der Prüfungsoommission vertreten sein. 

Das Appellationsgericht lässt jedem der gehörig angemeldefon Rechts- 
candidaten reponirte Acten erster Itistan/, über einen scliwiengen ordent- 
lichen und über einen minderwichtigen Civilprocess zugehen. Aus diesen 
sind spätestens binnen sechs Wochen swei Proberelatilonen ansufertigen 
und dem Appellationsgerichte zu überreichen. Statt der Relation aus den 
Acten über einen minderwichtigen Process kann auch die Anfertigung einer 
Anklage- oder Vertheidigungsschrift aus reponirtcn Crirainalacten als zweite 
Probearbeit gefordert werden. Von dem Appellationsgerichte gelangen 
die eingereichten Probeschriften an die Prüfungscommission und circuliren 
bei ib rcn einzelnen Mitgliedern. Bei Prüfung dieser Arbeiten soll das Ge- 
\vicht nicht nur auf die richtige Auffassung und Beurtheilung der Sache, 
sondern auch auf eine übersichtliche und klare Verarbeitung des gegebenen 
Stoffes gelegt werden. 

§. 5. 

Falls sich dabei crgicbt, dass es dem Candidaten an einer genügen- 
den Befähigung zur Zulassung zu der weiteren Prüfung fehlt, so ist er auf 
eine zu bestimmende Zeit zurückzuweisen, ausserdem erfolgt die Vorladung 
KU der Prüfung durch die Prüfungscommission. Ueber die erfolgte Zurück- 
weisung eines Candidaten, desgleichen über die etwaige anderweite Mel- 
dung desselben zum Examen ist dem Mimsterium des Landes» welchem der- 
selbe angehört, Anzeige zu machen. 



>) Das Pubiicandum vom 15. August 1817, da» die Candidateo des Bsdils im Gross- 
berzogthum Sachsen-Weimar auch sächsische« Recht und f äcbsisehea Frscsis gehfirt 
feabes soUen, ul siclit «Ii beseiligl m betradUM. 
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§. 6. 

Zu der nach Einreiohtmf der Probesdinfteii aniuberanmenden PrSfimg 
aüid drei Tace bestimmt. 

Vor Befrinn der Prüfung hat der Candidat an Eidesstatt anzugeloben, 
dasß er die ßelaiioueii ohne fremde Beihülfe gefertigt habe. 

Der eine Tag ist der mündlichen Prüfung gewidmet, welche Vormittags 
und Nachmittags, je nach der Zahl der £xuninandeii, im Ganzen fünf bis 
sieben Stunden hindurch Statt hat. 

Es wird dabei mit dem Uebersetzon und der Exogene pchwierigerer 
Stellen der Quellen des römischen Rechtes der Anfang gemacht und dann 
Vormittags vorzugsweise Rechtsgeschichte und römisches Recht an sich 
und in seinen Beriebnngen zu den sp&teren BecbtsqueUen bebandelt 

Der Nachmittag ist fw das Examen m den fibrigen Theilen der Rechts- 
wissenschaft V^^timmt. 

Die Candidaton sind 7iir Erforschung ihrrr Tfrtheilskraft auch über 
kürzere zweifelhatte Rechtsfragen aus der gerichtlichen Praxis mit ihrer 
Ansiobt nnd Entscheidung zu hören. Die lateinische Sprache wird bei der 
mündlichen Prufting im Allgemeinen nicht angewendet. 

§■ 7. 

An den Vormittagen der beiden anderen Tage werden den Candidaten 
je zwölf und an dem Nachmittage des ersten derselben sechs Fragen in 
deutscher und lateinischer Sprache aus allen Gebieten der Rechtswissen- 
schaft vorgeleg-t, die in derselben Sprache, in welchw die Frage gestellt 
ist, unter Clausur zu beantworten sind. 

Am Nachmittage des letzten Tages wird ein kurzer Rechtsfall schrift- 
lich vorgelegt, dessen Entscheidung mit Gründen, ebenfalls unter Clausur, 
sofort auszuarbeiten ist 

§.8. 

Snd mehr als sechs Candidaten ▼orfaanden: so zerfallt die Prfiftmg in 
zwei Tage, an deren jedem die Hfilfte der Candidaten zu prüfen ist 

§. 9. 

Die mündliche Prüfung ist öffenthch und eine protocoUarische Nieder- 
sohreibung findet bei derselben nicht Statt. Das Ergebniss der Präfhng 
ist in Bezug auf jeden einzelnen Candidaten von den Commissaren kürzlich 
zu den Acten zu bringen und das Ergebniss von ihnen sämnitlich durch 
Unterschrift zu .be<>^lanbifrcn. Während die schriftliehen Fragen beant- 
wortet und der aufgegebene Rechtsfall ausgearbeitet werden, soll ein 
Secretair gegenwärtig sein, um darauf zu sehen, dass die Candidaten sich 
nicht unter einander nher die Arbeit besprechen und sich, das Nachschlagen 
im corpus juris ausgenommen, keiner fremden Hülfsmittel bedienen. 

§. 10. 

Die Prüftmgscommission ertheilt die Censuren nach dem Ausfiskl] der 
Präung selbsstandig und lässt sie in ihrem Namen ausfertigen. Die Acten 
werden sodann, insofern nicht das r'm^' odf^r andere der zu dem Appellations- 
geriehte verbundenen Ministerien dieselben zu seinen eigenen Personal- 
acten zu nehmen für angemessener erachten sollte, an das Appellations- 
gericht abgegeben, welches jeden Falles das Ministerium und ebenso die 
Kreisgcriehte des Landes, welchem der Candidat angehört, TOn dem Er- 
gebnisse der Prüfung in Kenntniss setzt 
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g. U. 

£b giebi drei Grade der Oeiurar: 

1. au8gezeic)met, 

2. gut, 

S. ausreiclieiid. 

Aucli kann die Yerbindong zweier, einander näoliflter CenBurgrade in 
dem Zeugnisse Statt finden. 

§. 12. 

Wer nicht eiimial die dritte Censur erhalt, bat nicht beBtandeu und 
darf sich vor Ablauf eines Jalires niclit wieder melden. Erlangt er aucli 
dann tdakt einmal den dritten Censurgrad, so kann seine abermalige Za- 
lassung^ ZU der. Präfang nur auf besondem Befehl des Landesfursten er- 
folgen. 

§. 18. 

Für die Prftfnng eines Kecbtsoandidaten sind demselben als Beparat- 

gebflhr zuzuliquidiren : 

2 Thlr. für jeden der Präfangscommissare, 
1 Thlr. für den Secretair, 
15 Sgr. Dienergebühr, 
1 Sgr. an durohdie Prüfang veranlassten Absebrifteii fSr jede Seite 
für die betreffenden Canslisten. 

n. Die Ausbildung der Aeeessisten naob der ersten Prüfung 

betreffend. 

§. 14. 

Alsbald nach bestandenem Examen wird jeder Rechtscandidat, der von 
nun an die lie/eichnung- „Accessist" erhält, durch das Appellationsgericht, 
insoweit das betreftende Ministerium über die Verwendung' desselben nicht 
unmittelbar verfügt, einem Kreisgerichte des Landes, welchem er augehört 
und insbesondere also die Aecessistra des Orossberzogthums dem Kreis- 
gerichte Weimar, Eisenach, Weida, Sondershausen oder Arnstadt, die 
Aeeessisten des Fursf r-nthnmF Seh warzburg - Rudolstadt dem Kreisgerichte 
Sondershausen oder Kudolstadt, die Aeeessisten des Fürstenthums Schwarz- 
burg^Sondershansen dem Kreisgericbte Sondershausen oder Arnstadt zu- 
gewiesen. 

Es gilt dabei, damit der Zweck gehöriger practischer Ausbildung der 
Aeeessisten auch wirklich erreicht werde, als Regel, dass, soweit thunlich, 
jedes der betreffenden Kreisgerichte diejenige Zahl von Aeeessisten erhalte, 
denen bei ihm selbst oder bei den ünt^ericbten desselben nach Verhalt- 
niss des Geschäftsumfanges dieser Behörden im Vergleiche zu dem Ge- 
schäftskreise der übrigen Kreisgerichto des Landes einschliesslich der Einzel- 
gerichte derselben genügende Gelegenheit zu practischer Ausbildung ge- 
wahrt werden kann. Nur soweit es sich mit dieser obersten Rficksicbt 
vertragti ist bei der Zuweisung der Aeeessisten an die verschiedenen Kceis- 
gerichte auf die eigenen Wünsche der ersteren Rücksicht zu nehmen. Bas 
Kreisgericht, welchem der Accessist zugewiesen worden ist, hat denselben 
nach der dem Gesetze über den Civilstaatsdienst unter Lit. A. beigefügten 
Formel zu verpflichten und eine Abschrift des Verpflichtuhgsprotocolls 
an das Appellationsgericht einzusenden. 

Die Verpflichtung und die künftige Beschäftigung als Accessist giebt 
an sich keinen Anspruch auf Anstellung; sie verleiht auch nicht die Be- 
fähigung zu höheren Aemtem (§. 18), welche vielmehr nur durch eine «weite 
PrüÄing, das Auditorenexamen, und die Beschäftigung als Auditor erworben 
werden kann. 
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§. 15. 

Ein jeder Aoeem&d, welcher zur Auditorenprüfung zugelassen zu wer- 
den wünscht, ist zuvor ein und ein halbes Jahr hindurch hei ^Sfe richtlichen 
Behörden und zwar während des ersten halben Jahrs entweder bei einem 
lu-eifegerichte oder einem Einzelgerichte, in dem darauf folgenden Jahre 
aber nur bei einem Einzelgrerichte in folgender Weise xxl beschältigren: 

1) in dem ersten lialben Jahre ist derselbe unter gehöriger Anleitung 
zu dem mehr mechanischen Dienste, namentlich zum Führen der Re- 
gistrande, Instruiren der Acten, Collationiren, daneben aber insbesondere, 
man Frotoeolliren zu verwenden. Dabei ist darauf zn sehen, dass der 
AcceBsist eine gewisBe üebersicht über den Geschäftsgang im AUge- 
meinen und über c!io verschiedenen, bei der betreffenden Behörde vor- 
kommenden Angelegenheiten gewinne. 

2) Nach dieser Zeit soll die Beschäftigung eines für das Auditorenexamen 
sich praotisch vorbereitenden Accessisten nicht blos in mechanischen 
Verrichtungen hestt^hen, dieselbe soll vielmehr, soweit thunlich, auf 
alle Zweige der RechtspHege und der Justizverwaltung (Deposital- und 
Cassenwesen) sich erstrecken, namentlich ist der Accessist, soweit thun- 
lich, zur An&ahme von Anbringen und Klagen, zur Abhaltung von 
Terminen, zum Moniren von Rechnungen, sovrie Eum Expediren und 
später zum Entwerfen der betreflFenden Verfügungen und Bescheide in 
Civilprocess- , Vormundschafts- und Hypothekensachen , jedoch stets 
unter specieller Aufsicht des Dirigenten oder eines anderen Mitgliedes 
der betreffenden BelK)rde zu verwenden. 

Dem Justizministerium des l)etreffenden Staats bleibt es vorbehalten, 
in geeigTieten Fällen davon, dass der Accessist nach Ablauf des ersten 
halben Jahrs ein Jahr lang nicht bei dem Kreisgerichte, sondern bei einem 
Einzelgeriehte zu besehäf^en sei, Dispensation dntretai zu lassen. 

§. 16. 

Die Vertheilung der Accessisten in dem Bereiche eines jeden Kreis- 
geriohts hängt von diesem ab, dergestalt jedoch, dass, was die gemein- 
schaftlichen Kreisgerichte Itotrifft, der betreffende Accessist, wenn er einer 
Unterbehörde überwiesen wird, nur einer solchen desjenigen Landes, welchem 
er angehört, zugewiesen werden kann. Ks sind dabei unter der eben ge- 
dachten Besdninkung die eigenen Wunsche des Accessisten nach Mdg- 
Uchkeit zu berücksichtigen. Gegen eine derartige Verfügung des Kreis- 
gerichtf f und w^pgen etwaiger Verwilligung einer Remuneration findrl ruir 
eine Vorstellung an das Ministerium Statt, welche jedoch regelmässig keiuc 
aufschiebende Wirkung hat. 

§. 17. 

Sobald ein Accessist eine Behörde, bei welcher er beschäftigt war, 
varlasst, md er, wenn dieses nicht das Kreisgcaricht selbst ist, von der- 

selben mit einem Zeugnisse über seine FüTirung im Allgemeinen, seine Be- 
fähigung und seinen Fleiss an das Kreisgericht, welchem er ursprünglich 
zugewiesen worden ist, entlassen. 

IIL Die zweite Prüfung betreffend. 

§. 18. 

Nach Ahlauf der in dem vorstehenden Abschnitte gedachten ein und 
ein halbjährigen Vorbildungszeit kann sich der Accessist zu der zweiten 
Prfiftmg melden. 

Von den nicht bereits zur Zeit des Eintritts die < r Bestimmung An- 
gestellten wird in Zukunft in der Begel Niemand zum Mitglied eines Justiz- 
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coUegiums, zum Staatsanwalt, zum Dirigenten eines Einzelgerichts oder 
snm Rechtsanwalt oder sa höheren Yerwaltnngsstellen, welche jnriatiache 
Vorbildung voraussetsen, ernannt werden, der nicht diese sweite "MSang 
bestanden hat. 

§. 19. 

"Wer zu der zweiten Prüfung zugelassen werden will, musa in der ersten 
Prüfung die zweite Ceusur weuigsteuB theilweise erhalten haben. Diejenigen 
Acceasisten daher, welche nnr die dritte Centur erhalten haben, müMen, 
ehe ine sn der zweiten Prüfung zugelassen werden können, die erste wieder- 
holen, um in derselben jenen Censurgrad zu erlano-en. Dem Grossherzog- 
lichen Ministerium, Abtheilung für Justiz, bleibt jedoch vorbehalten, in 
Fillen, wo em Acceesist, obgleich er nur die dritte Censnr m dem ersten 
Examen erhalten, doch nachher sich za den Geschäften ganz vor/ü glich 
qualificirt hat, von dieser Vorschrift Dispensation zu ertheilen. Nachstdem 
musB der betrefi'ende Accessist, welcher sich zu dem zweiten Examen 
meldet, durch die Zeugnisse der Justizbehörden, bei welchen er behufs 
seiner erstenTorbüdimfir beschAftigt gewesen, daithnn, dass seme Filhnmg, 
sein Fleiss und seine zu den Geschäften bewiesene Befähigung eine be- 
friedigende gewesen, indem er andern Falls durch das Appellationf?gericht 
noch auf ein halbes Jahr oder auf ein ganzes Jahr zur Fortsetzung dieser 
ersten Vorbildungr an das betreffende Kreisgericht nnd bezüglich durch 
dieses an eine ünterbehörde Bur&oksaweiseii ist. 

§.20. 

Die Meldmig erfolgt bei dem betreffendoi Kreisgeriohte, weldies die 

Meldungsgesuche mit den Zeugnissen an das Appellationsgericht einsendet 
Das Appellationsgericht hat dieselben zu prüfen und noch vor der Vor- 
ladung zu dem £xamen ebenso wie bei dem ersten Examen (§. 2| Anzeige 
davon an das betreffende Mmisterium zu machen. Der Präsident des 
Appellationsgerichts ernennt die aus drei und nach Umständen aus mehr 
Mitgliedern bestehende Prüfutigscommission, hinsichtiich deren Zusammen- 
setzung die im §. 3 ertheüten Vorschriften gelten. 

§. 21. 

Die Prüfung selbst findet, sobald sich nach dem Rrmessen des Appella- 
tionsgerichts eine angemessene Zahl von Accessisten gemeldet hat, und 
swar in folgender Weise Statt. 

Es worden zunächst dem betreffende Accessisten mindestes vier 
Wochen vor dem Tage der Prüfung currentc Acten in einer an das 
Appellationsgericht zur Fällung dos l'>kenntm8ses gediehenen Civilprocess- 
sache zweiter Instanz vorgelegt, aus welcher der Candidat in der Sitzung 
des Collegiums mUndlich zu reBsriren, ein gutachtliches Votum abzugeben, 
dasselbe zu begründen und bezfiglidb zu vertheidigen hat. 

Dabei ist dem Candidatcn gestattet, die Relation vorher schriftlich 
auszuarbeiten und dieselbe bei dem mündlichen Vortrage zu benutzen. 

Nach erfolgtem Beschlüsse des Collegiums hat der Candidat das Er- 
keuntniss mit den Erkenntnissgrüudeu auszuarbeiten und dasselbe mit der 
bei dem Yoitrage etwa benutzten schriftlichen Belation hmorhalb acht 
Tagen nach der betreffenden ISitnuig dem Beferenten des Collegiums au 
ttborgeben. 



I) Hach «in«r Baluwnlnacbuag d«a Appcllationsgerlahti vom 13. April 1B5S iiiid di« 
Meldnngen in Frilljthr bii warn lallten Min, i» Jiartol bfa in letzten Scptoaibar efn- 

zugeben. 
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Die an dem Besohlnsse Theil nehmenden Bütg^Heder des AppellaÜone- 
gwichts, unter denen sich regelmässig die zur Prüfungscommission be- 

Ktimmten Mitglieder dos Collegiuras bofiiiflen sollen, hahen sich üher die 
von dem Accessisten bei dem Vortrage und bei An«arbeitung den Erkennt- 
nisses gezeigte Befähigung zu verständigen, worauf der Referent eine, von 
dem Yonitsenden mit sa anteneichnende Niedmchrelbmiff m den Pr&> 
fiuDgvaoten m bringen hat. Hat der Candidat nach dem Ermessen dea 
Appellationsgerichts bei bem Vortrage und boi AuBarbpitring des Erkennt- 
uiBseH eine genugende Befähigung zur Zulassung zum Auditoriat nicht dar- 
gethan, so ist nach §. 5 za TerfohraL Ueber die erfolgte Zurüokweisung 
iit zugleich dem betreffenden Ministerium AhzcIl:« zu machen. Aneaerdem 
wird mit dnn Accessisten fino mündlicyi - iiffViitliche Prüfung vorgenommen, 
welche Vormittags nach der Zahl der jKxaii.iiiruidf>n etwa zwei bis fünf 
Stunden währt und neben einer Erforschung darüber, ob der betreffende 
Aooessitt sieh in den jaristiBchen Diidplinen fiberhanpt grundUdi fort- 
gebildet habe, und das neuere Particnlarrecht zu ihrem Gegenstande 
haben soll. Am Nachmittage dieses Tages und dem darauf folgenden Vor- 
mittage hat der Candidat sechzehn ihm schriftlich vorgelegte Fragen unter 
ClaneqT eobriftUoh m beantworten. 

§. 22. 

Die Prüfungscommission ertheüt die Censuren nach dem Ausfalle der 
Prüfung selbstständig und lässt sie in ihrem Namen ausfertigen. Von dem 
AppeUationsgeriehte, an welches die Acten mit den Originalausfertigungen 
zurückgelangen, wird eine Benachrichtigung über das Ergebniss der Prü- 
fung an das Ministerium und an die sämmtUchen Kreisgeriobte des be- 
treffenden Landes gegeben. 

§. 23. 

Es giebi zwei Grade der Censur: 

1. ausgeseicbnet, 

2. gut, 

welche mit einander auch combinirt werden können. 

Wer nicht bestanden hat, kann vor Ablauf eines Jahrs nicht wieder 
zu der Prüfung zugelassen werden. Besteht er aueh dann niebt, so ist 
seine weitere Zulassung einer noohmaUgen Prüfung ohne Genehmjgnng 
des LandeslQrsten unstatthaft. 

§. 24. 

Die Gebühren für die zweite Prüfung sind den Gebühren fnr die erste 
Profongt wie sie §. 16 bestimmt, gleich. 

rv. Die practische Ausbildung der Auditoren betreffend* 

§. 25. 

Alsbald nach bestandener zweiter Prüfung wird jeder Accessist, welcher 
von da an die Bezeichnung ,^udit(»^ fährt und als solcher die Qualüica- 
tion erlangt, nach vorgängiger Verpflichtung anf den Richtcreid, richter- 
liche Functionen auszuüben, vier Monate lang bei dem App^'HatioTise^erichte 
beschäftigt I soweit nicht etwa mit Genehmigung oder auf Auurdnuug des 
betr^enden Ministeriums die Zuweisung an ein Kreisgericht an der Stelle 
des Appcllationsgerichts im ein/einen Falle antritt. Derselbe wird zu dem 
Ende einem bestimmten Mitgliede desselben zuirewiesen, um sich unter Auf- 
sicht desselben mit den in dessen lielcrat gehörigen Sachen zu beschäf- 
tigen; insbesondere muss derselbe hierbei vor und in den mündlichen 
Audieniterminen nnd Hauptverhandlungen sowohl in CSvil- als in Unter- 
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•uolrangstsclien in der §. ^1 für den zu prüfenden angegebenen Weise 
thfttigp Bein. 

Ebento ist jeder Auditor wenigstens zu einigen Vorträgen in der An- 
klagekammer zu verwenden. Der Auditor >mt dji«? Recht und die Pflicht, 
möglichst vielen Sitzungen des CoUegiums beizuwohnen, auch denen der- 
jenigen Abtheflungen, zu welchen der Bath, dem er speeieO raff ewiesoi ist, 
nioht gebort, es sei denn, dass das Oollegium oder die besondere Abthei* 
Iting desselben in einzelnen Fällen mit Ausschluss der Auditoren Sitzuno- 
halten wollte. Die so^. Publica und Generalia (Registrande A des Appel- 
lationsgerichts) sind, in so weit sie nicht die Begutachtung eines Gesetzes 
oder fthnUcher Entwfirfe beteeffen, niemsle in Anwesenheit der Auditoren 
in Vortrag zu bringen. 

Ausser den oben bezeichneten Arbeiten haben dieselben, nach Anord- 
nung des Präsidenten, auch bei Secretariats- und Bureaugeschäften Aus- 
hfilüB SU leisten. 

§. 26. 

Die Zahl der gleichzeitig bei dem Appellationsgerichte beschäftigten 
Auditoren darf acht nicht übcrstcif?en. So lang-e diese Zahl jedoch nicht 
erreicht ist. kann keinem Auditor eine spätere Zeit für den Eintritt he- 
stirnuiL werden, sondern dieser Eintritt muss sofort nach abgelegtem zwei- 
tem Examen orfolffen. 

§.27. 

Naob Ablauf dieser vier Monate muss der betrefifende Auditor, welobem 

über die von ihm während des Auditorencursus bewiesene Application zu 
den Geschäften und sein sonstipres Verhalten ein Zeugniss des Appellations- 
gerichts 2u seinen Personalacten auszufertigen ist, auf die Dauer von wei- 
teren Tier Monaten sur Besobiftigung bei einer höheren Verwaltungsstelle 
(Bezirksdirection, Landrathsamte, AbtheUung eines Ministeriums) eintreten, 
lieber die von demselben in diesen GeschäftszweigeTi hewif «ene Qualifica- 
tion macht die gedachte Verwaltungsbehörde bei dem Abgange des Audi- 
tors von ihr dem Appellationsgerichte Mittheüung. Nach Verlauf dieser 
vier Monate oder, wenn dem Auditor eine l&ngere Beschäftigung bei der 
Yerwaltungfsbehörde von dieser gestattet wird, nach deren Beendigung tritt 
jeder Auditor bei dem Kreisgerichte wieder ein , welchem er ursprünglich 
zugewiesen worden ist. Diejenigen unter ihnen, welche sich dem munittel- 
baren Staatsdienste widmen woUen, sind hiemäehst *'noob mindestens vier 
Monate in derselben Weise, wie bei dem Appellationsgerichte, bei dem be- 
treffenden Kreisgerichtc zu beschäftigen oder nach Bedürfniss und auf ihren 
Wunsch auf diese oder eine kürzere Zeit mit Zustimmung der ätaatsanwalt- 
schait des betreffenden Kreisgerichts der letzteren zuzuweisen, um sich 
daselbst ra den vorkommenden Bureaugeschäften verwenden zu lassen, aueh 
nach Ermessen des Staatsanwalts die Bearbeitung eln/clner Untersuchungen 
behufs der Stellung der nöthigen Anträge, Anfertigung von Anklagesclurif- 
teu, Appellationen, sowie ausnahmsweise auch die Vertretuug der Staats- 
anwaltsohidt in den Hauptverhandlungen — die letstere jedoch stets nur 
unter persönlicher Ckgenwart des Staatsanwalts selbst — zu übernehmen. 
Nach B^-'timmung des Kreisgerichts - Directoriums kann auch die Beschäf- 
tigung bei dem Gerichte mit der in dem Bureau der Staatsanwaltschaft 
während dieser vier Monate oder während einer kürzem Zeit verbunden 
werden. Ueber ihre Beschäftigung in der einen oder der andern Weise ist 
ein Zeugniss des betreffenden Kreisgerichts und bezüglich Staatsanwalts 
zu den Personalacten bei dem Appellationsgerichte ah;^up^eben. 

Wer eine Anstellung als Anwalt erlangen will, hat sich nach seiner 
Entlassung von dar VennJtungsbehörde mindestens ein halbet Jahr lang 
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auf der Expedition eines Anwaltes zu beschäftigen und Yon demselben ein 
Zeagniss beusubringeiL. 

Endlich, hat jeder Auditor, er möge sich für den unmitte]l)aren oder 
für den Tnittelbaron Staatsdienst ausbilden, wenigstens dreimal als Yerthei- 
diger in einer öffentlichen Hauptverhandlung vor dem Appellatiousgerichte, 
einem Schwurgerichte oder einem Ereisgerichte zu fungiren und zu dem Ende, 
insofern ihm nicht ein Anwalt gestatten sollte, für ihn, bezüglich unter 
seiner persönlichen Assistenz aufzutreten, bei den betreffenden Gerichten 
darum nachzusuchen, dass «^r in der einen oder der andern Weise als 
Officialyertheidiger bezüglich Ofticialanwalt bestellt werde. Wenn ein Auditor 
ohne Assistens eines Anwaltes in einer Untersuchung als gewählte Yerthei* 
diger auftreten w^ill, so hat derselbe hierzu die Gen^migung des Gerichts, 
vor welchem die Verhandlung? Statt findet, einzuholen. 

Das Gericht, vor welchem ein Auditor in dieser Weise aufgetreten ist, 
hat demsdben darüber, wie er sich dabei gezeigt hat, in jedem einzelnen 
Falle ein Zeugniss zu den Personalacten des AppeÜationsgerichts aus- 
sttstellen. 

y. Die Beschäftigung der Auditoren und Accessisten nach 
▼ollendetem Ansbildungscursus betreffend. 

§. 28. 

Diejenigen Auditoren, welche den oben vorgeschriebenen Cursua vollen- 
det haben, stehen zur Disposition des betreffenden Ereisgerichtes, wel- 
ches sie, bis ihre Anstellung im Staatsdienste oder als .^walt erfolgen 

kann, soweit nicht etwa unniittrll)ar aus dem Ministerium selbst eine Be- 
stimmung über die Verwendung erfolgt, nach üedürfniss bei sich selbst oder 
bei einem seiner Einzelgerichte — bei gemeinschaftlichen Kreisgerichtra 
jedoch unter der Beschränkung auf die länselgferichie des Landes, welchem 
der betreffende Auditor angehört — verwendet. Ebenso können dieselben 
auf Antrag der Oberstaats- bczüf^lich Staatsanwaltschaft bei der Staats- 
anwaltochaft beschäftigt, bezüglich als Vertreter der Staatsanwaltschaft bei 
den Ehuelgeriebten b^tellt werden. 

Auch kann durch das Kreisgericht eine zeitweise oder dauernde Beur- 
laubung* der Auditoren aus dem Sprenp!:el des einen Kreisgferichts in den 
eines andern deaselben Landes, oder zu dem Secretariate des Appellations- 
gerichts oder in das Bureau einer Bezirksdirection bezüglich eines Land- 
raths oder sonstiger Verwaltungsbehörden oder endlich in die Expedition 
eines Anwaltes Statt finden, wobei sich von selbst versteht, dass der be- 
treffende Auditor von jeder von ihrn Vc^übsichtigten Veränderung- seiner 
Station dem Kreisgerichte, welchem er zugewiesen ist, zeitig vorher Anzeige 
SU machen, besügfich dessen Genehmigfung einzuholen hat. 

Es soll hierbei zwar überall auf die eigenen Wünsche der betreffenden 
Auditoren hinsichtlich der Wahl der TV-hordc, bei welcher sie beschäftigt 
zu werden wünschen, die möglichste Uucksicht genommen werden, derge» 
stalt, dass denselben auch ^e längere Beurlaubung von allen Geschäften 
nicht versagt werden wird, jedoch nur in soweit, ids das ▼orhandene Be- 
dtö'fniss dieses gestattet. 

Die vorstehenden Bestimmungen gelten auch von denjenigen Accessisten, 
welche ihren ersten ein und ein halbjährigen Autsljiidungscursus (§. 14) vollen- 
det, sich indessen zu der zweiten Präfnng nicht gemeldet haben, so lange 
dieses nicht geschieht. 

Oeffentliche Vertheidigungen sind den Accessisten nur ausnahmsweise 
und unter besonderer Erlaubniss gestattet und ist diese Erlaubniss, soweit 
in aweiter Instanz an das App^ationsgoricht gelangende oder tot den 
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Gescbwomengerichten zu verhandelnde Untersuchungen in Frage stehen, 
Ton dem Präsidenten des AppellationsgericlitB und, soweit es sich van. tTn- 
tersuchungen handelt, "welche vor den Kreisgerichten , l)o/ü«-lich vor deh 
Einzelrichtern, gefuhrt ■werden, bezüj^lich an erstern in der A}tpt.'llatinns- 
instan?; gelangen, von dem Directorium des betreffenden Kreisgerichts zu 
ertheilen. 

§. 29. 

Diejenigen Acoessisten und Anditorai, welche eine bestimmte Bemnne- 
ration beziehen, haben sich, so lange sie auf dittelhe Anspruch malten, 

bei denjenic-fTi Behörden beschäftigen zu lassen, wo es nach dem Ennessen 
des betretenden Kreisgerichts am zweckmässigsten geschehen kaim. Bei 
Besetzung von Stellen soll namentlich bei sonst gleichen Toraussetzungen 
vorzugsweise auf diejenigen Aecessisten und Auditoren Röcksicht genom- 
men werden, welche sich längere Zeit als andere bei Staatsbehörden be- 
schäftigt haben. 

VI. Von dem Accessistenfonds. 

§. 30. 

Der mit 1200 Thalein dem ICreisgcrichte Weimar zugleich auch für 
die Justizämter Allstedt und Ilmenau, mit SOO Thalem dem Kreisgerichte 
Eisoiach und mit 400 Thalem dem Ereisgerichte Wdida zur Disposition 
gestellte Accessistenfonds ist ausschliesslich dazu bestimmt, für wirklich 
geleistete Dienste bei Justizbehörden und zwar vorzuj^-sweise bei Justi/,- 
unterbehörden des Grosshei^ogthumB eine gewisse Entschädigung zu ge- 
währen. 

Es können daher aus demselben an diejenigen Aecessisten und Audi- 
toren, welche sich noch in dem Stadium der Ausbildung (Abschnitt II. 
und rV. dieses Regulativs) befinden, ständige Remunerationen niemals und 
vorübergehende Unterstützungen nur in besonderen Fällen verwilligt werden. 

§. ai. 

Bei Vcrwillififuncr der hiemäcbst aus dem Accesf?iRtenfonds, soweit der- 
selbe dazu hiureiclit, anzuweisenden ständigen Kemunerationen ist auf die 
Zeit der Prüfung, auf die Dauer der Thätigkeit bei Behörden, die Befähi- 
gung und auf die Bedürftigkeit der betreffenden Auditoren und Aecessi- 
sten gleichmässige billige Hücksicht zu nehmen. 

§. 82. 

Jede dergleichen ständige Remuneration ist jeder Zeit nur bis auf 
Widerruf verwilligt anzusehen. Insbesondere cessirt dieselbe sofort, wenn 
der betreffende Auditor oder Accessist sich weigern sollte, sich bei einem 
bestimmten Gerichte, an welches er zur Aushülfe gewiesen worden, beschäf- 
tigen zu Uesen. Will der betreifende Auditor oder Accessttt zu einem Ge* 
richte ausserhalb des Sprengeis des Kreipgerichtes, welchem er ursprüng- 
lich überwiesen worden ist, übergehen, so kann ihm dieses zwar in der 
Regel nicht versagt werden, es ßUt jedoch in diesem Falle sein bisheriger 
Bevug aus dem Aocessistenfonds des letztem ab und er hat lediglich zu 
e^^warten, ob ihm aus dem Accessistenfonds des Kreisgerichts, zu welchem 
er übergeht, eine Bemoneratlon wieder verwiUigt werden kann und bezüglich 
verwilhgt wird. 

Wenn dagegen dn Krefegericht neben den ihm übowiesenw Auditoren 

oder AcceBfiisten noch eines oder mehrer Auditoren oder Aecessisten aus 

der Zahl der den übrigen Kreisgerichten überwiesenen zu seiner Aushülfe 
bedarf und solche ihm von dem Appeüationßgerichte oder dem Staatsmini- 
sterium, Abtheilung für Justiz, überwiesoi werden: so hat es die von dem- 

H. Cr tu ff, MfllkMl«IO|is 4 Becfcts- a. SlaatiwisfeMdiaft. 17 
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selben etwa früher bereits bezogene Eemuneration aui seinen eigenen 
AeoeMiflteDfonds sa übernehmen, Bofem ei lieh nidit mit Aem betreffoidai 
Ezeisgerichte, von welchem der betreffende Auditor oder Accessist abgeht, 
darüber einigt, dass demselben seine ReTnuneration auf längere oder kürzere 
Zeit aas dem Fonds des letztern fortgewährt werde und es ist daher für 
solche Fälle darauf Bedaoht zu nehmen, dass der Acoessistenfonds durch 
•tändige Einweisnngen niemals TollBtändig ereohöpft werde. 
Weimar, am 11. Felmiar 1863. 

Zweites Departement des Grossherzoglich Sächsischen 

Staats -IGnisteriunis. 

V. Wydenbnigk. 



B 

Im Clrossherzogthum Sachsen-Weimar besteht rücksichtlich 
des Staats Wissenschaft liehen Examens ein Regulativ oder eine Ver- 
ordnung nicht; es ist bisher von einer solchen abgesehen worden, wdl zur 
Zeit den etwa Geprüften eine besondere Laufbahn im Grossherzogthum 
nicht j^feboten ist. "Wenn jedoch ein Candidat eine staat5?wi8senBchaftIicho 
Prüfung bestehen will, so ertheilt das Ministerium den beiden Directoren 
des staatflwissenschaftlidliea Seminars zu Jena, ohne jedoch irgend eine An- 
\v< I U7i-r über die Art und Weise der Pruifung zu geben, Auftrag zu dieser. 
Die bisherige Praxis war folgende: 

1. Dem Examinanden werden 12 bis 14 schriftliche PVagen zur 
schriftlichen Beantwortung unter Clausur, jedoch eine nach der anderen 
vorgelegt und demselben dazu soviel Zeit vergönnt als er wfinsdit. Die 
Zeit des Empfano-es der Frage und die der Abgabe der Beantwortung wird 
von einem der Directoren notirt, doch darf die Zwischenzeit nicht unter- 
brochen werden. Es steht aber in dem Belieben des £xaminanden, ob er 
continao mehrere Fragen hintereinander beantworten will oder immer nur 
je eine. 

2. Ein mündliches Examen foljcrt hierauf bei den Directoren in 
mehreren, je nach der Zahl der Examinanden zu bestimmenden Stunden. 

Examengebühren hatten bisher die Examinanden nicht zu entrichten. 



L fiexzogthiim ioüialt-Dessau und Söthen. 



Aus der Gesetzsammlung für das Herzogtham Anhalt- 
Dessau. Bd. VII. Nr. 343. S. 2ü05 ff. 

Verordnung, die Vorbereitung zum Staatsdienste im Justiz- und 
Yerwaltungsfache betreffend, vom 22. Juli 1851. 

Wir Leopold Friedrich, von Gottes Gnaden ältestregierender Herzog 
sn Anhalt u. s. w. verordnen hinsichtlich der Vorbereitung zum Staats- 
dienste im Justizrerwaltungsfache hierdurch, was folgt: 

§1. 

Jeder, welcher zn Anstellungen im Staatsdienste, die rechtawissenpcliaff- 
liohe Bildung erfordern, oder zur Advocatur oder zum Notariate gelangen 
wüli musB 
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1) während eine« Zeitraams von drei Jahrra die Rechttwiisenschaft 

auf einer Universität, unter Beobachtung' eines sittlichen Verhaltens, studirt, 

2) ausserdem, wenn er Bich für das höhere Yerwaltojagsfach bestimmt 
hat, staatswissenschaftliche Studien gemacht, 

3) über den genügenden Erfolg seinee Stadiums aieli in einer ersten 
Profong ausgewiesen, 

4) durch Beaehäftigiing bei den botrefiEenden Behörden im Practischen 
sich gehörig vorbereitet, und 

5) hiemach eine zweite Prüfung bestanden haben. 

§. 

Dir CommiBsIün zur Prüfnnp- der Rechtscandidaten besteht aus drei 
Mitgliedern des Oberlandesgerichts, die Commission zur Abhaltung der 
cameralistischen Prüfung aus drei MtgUedern der Kegierungen. 

Die Mitglieder werden auf den Zei&nm von swei Jahren vom Gesammt- 
Staatsmimaterimn ernannt. 

§8. 

Von der Gommission »inä die Prüfungen zweimal — in der Zeit vom 
1. Juni bis zum 31. August und vom 1. November bis zum 31. Januar des 
fol^-cndes Jahres — zu veranstalten und müssen die Anmeldungen dazu 
spätestens bis zum 15. Mai oder 15. October erfolgen. 

Zu den mündlichen Prüfimgen ist studirten Staatsbeamten und den- 
jenigen Candidaten der Rechts- und CameralwissenschaHben, welche ihre 
Universitätsstudien beendigt haben, der Zutritt von der Ptü&mgscommigsion 
zu gestatten. 

§. 4. 

Die Anmeldungen zur ersten Prüfung und der zweiten Prüfung im 
Justizfache sind, unter. Beifügung der erforderlichen Bescheinigungen an 

das Oberlandes^ericht zu richten. 

Beabsichtift-t der Candidat im höhereu Verwaltung sfache eine Anstel- 
lung, zu welcher nicht besondere technische Kenntnisse erforderlich sind, 
zu erhalten, so hat er seine Anmeldung zu der vorgeschriebenen zweiten 
Prüfung, unter Beifügung der Nachweise über sein Studium der Staatswirth- 
schaft, über die bereits bestandene juristische Prüfung und über seine Lei- 
stungen als Auscultator bei der Regierung zu Dessau oder zu Kothen 
einzureichen. 

§. a. 

Sind gegen die Zulassung eines Gandidatoi zur Prüfung Bedenken nicht 
voriianden, so erfolgt die erste Prüfung, welche zum Zweck hat, die Ueber- 
zeugung zu verschaffen, das» der Candidat die für jeden Rechtsgelehrten 
unentbehrlichen theoretischen Kenntnisse besitzt, bie geschieht durch die 
Stellung und Beantwortung mündlicher und tdhriltlicher Fragen — letzere 
unter Glausur — und erstieckt sich auf alle Theile der Rechtswissenschaft, 
namentlich auf das Römische, Ganonische und Deutsche, auf das Straf-, 
Process-, Staats- und Tjchnrecht, auf Rehtsgeschichte und auf die Hülfs- 
wissenschaften der Hechtswissenschait nach der Wahl der Pruiüngsbehörde j 
auch sind dem Candidaten bei der mündlichen Prfifong einige Stellen aus 
den römisohen BeohtsqueUen nur Uebersetzung vonnlegen. 

§. 6. 

Nach dem befriedigt ausgefalleneu Ergebniss dieser Pruiuug hat der 
Geprüfte die Yerpflichtnag, sich durch Beschiftigung bei den betreffenden 
Behörden als Auscultator ferner anssabilden. 

17* 
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T)[o Auscultatoren worden, insofeni sie sieb dem Jiistizfache widjnen 
wollen, behufs ihrer ferneren Ausbildung zwei Jahre hindurch bei einem 
Kreisgerichte, oder zeitweise bei einer Kreisgorichtscommission, beschäftigt. 
Der Dirigent der Gertohtabehörde hat deren practieche Ausbildnngr beson- 
ders zu überwachen, resp. sie ein/einen Mitgliedern oder dem expedirenden 
Secretaire zu-zuthmlon, unter deren Anleitun»r sie sich in Arbeiten üben. 

Es ist darauf Bedacht zu nehmen, dass sich die Auscultatoren durch 
Beschäftigung in den verschiedenen Wirkungskreisen des Gerichts ausbilden 
können, weshalb sie auch nicht blos zu rein mechanischen Arbeiten län- 
gere Zeit hindurch anzuhalten sinrl Tnsliesnndere ist ein solcher Aiiscul- 
tator mindestens während eines Zeitraums von vier Monaten ])ei einem 
Untersuchungsrichter oder der Staattsanwaltschaft zu beschäftigen. 

Bas Oberlandesgeriokt weiset die Auscultatoren den einzelnen Geridits- 
behörden, heziehunt^^äweise den Staatsanwälten nach stattgehabtem Einver- 
nehmen mit dem Olierstaatsanwalte, zu, und ist auch berechtigt, solche zum 
Anscultiren bei bich zuzulassen, nachdem sie ein Jahr lang bereits ander- 
weitig beschäftigt gewesen sind. 

§. 8. 

Diejenigen, welche sich dem Verwaltungs fache zu widmen beabsich- 
tigen, sind «n Jahr bei einem Kreisgerichte, oder zeitweise Lei einer Kreis- 

gerichtscommission , und mindestens ein Jahr hindurch Iku einer Verwal- 
tungsbehörde zu beschäftigen; Letzteres auf Anordnung der betreffenden 
Regierung. 

§.9. 

Jeder, welcher diesen Cursus vollendet hat, wird, insofern solche« 
und sein Bittliches Verlialten die l)etreti\Miden Behörden, ei-forcha-lichen 
Falles durch Berichtserstattung, bescheinigen, zu der zweiten Prüi'ung zu- 
gelassen. 

Biese Prüfung, welche theils mündlich, theils schriftlich erfolgt, soll 

im Jnstizfache sowohl auf gediegene theoretische Kenntnisse in der Rechts- 
wissen«:chaft, als auch auf die practische Brauchbarkeit des Examinanden 
gerichtet werden. 

Die mündliche Prüfung kann sich auf alle Gegenstände des ersten 
ET aiwft"" erstrecken, sie muss aber vorzugsweise auf das Erforschen der 
Bekanntschaft mit dem gemeinen .Sächsischen TIeclite, und der speciellCQ 
Kenntniss der einheimiffhf-n Gesetzgebun rr sich richten. 

Bas schriftliche Ji,.\.u,mcn besteht iu der Ausarbeitung: 

1) einer Relation ans Civilaoten mit Erkenntniss und Entscheidungs- 
grunden; 

2) einer strafproccssrechtlichen practischcn Aufgabe, — Relation aus 
Untersuchuugsacten mit Erkenntniss und Entscheidungsgründen, oder An- 
klage- oder Vertheidigungssehiift oder dergleichen. 

Bas camcralistische mündliche Examen kann sich auf alle Tlieile der 
Staatswissenschaften nnd deren Hülfswissenschaften , namentlich Finanz- 
wissenschaft, Nationalöconoinie, Landwthschaft, Technologie u. s, w., sowie 
auf die Agrargesetzgebung erstrecken. 

Die schriftliche Prüfung besteht: 

1) in der Ausarbeitung einer Relation ans Givilprocessacten nebst Br- 

kenntniss und Entscheidungsgründen , zu welchem Behuf das Oberlandes- 
gericht den Regierungen auf Erlordem geeignete Actenstücke mitzu- 
theilen hat, 

2) in Anfertigung eines Aufsatzes über ein cameralistisches Thema. 
Bie schriftlichen Arbeiten sind binnen drei Monaten einzoreichen. 
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Demjenigen, urelcher diese Frist Hiebt innefa&lt und auch deshalb aus- 

reifende F^ntschuldiguugsgründe nioht au bescheinigen vermag, sind die 

eingehändigten Ar trTi f-^ 'ufordeni, und muss derselbe sich erst wiederum 
zur Prüfung anmelden, inzwischen aber das Auscultireu bei der ihm an« 
gewiesenen Behörde fortsetzen. 

§. 10. 

Nach beendigtem Examen hat die Prüfungscommission über den Grad 
der dadurch an den Tair frf'IejCrten Kenntnisse und Fähigkeiten nadi Mehr- 
heit der Stimmen zu entscheiden und sind V)ei der Censur vier Dassen 
anzunehmen, nämlich: 1) vorzüglich, 2) gut, 3) hinreichend, 4) ungenügend. 
Bei der Classification ist nieht nur das Ergebniss der Fjrüfungen in den 
( inzelnen Zweigen speciell, sondern audli über das- Ergebniss der Prnftmg 
im Ganzen eine der vier Censoren anzugeben. 

§ 11. 

Sodann hat die Prüfungscommission die sämmtliehen Verhandluneren 
über das abgehaltene Examen dem Oberlandesgerichte, resp. der Regierung 
zu überreioben. Von diesem wird, insofern der Gepr&fte nach §. 10 eine 
der drei ersten Censuren erhalten und daher dap Examen bestanden hat, 
ihm dnr i Vier ein Zonqidss ertheilt und dem Oesammt-Staatsministerinni An- 
zeige hiervon erstattet. 

Die bestandene zweite juristische Prüfung befähigt zur Erlangung der 
Adyocatnr, des Notariats und zum Riobteramte; das bestandene oamera- 
listisehe Examen befähigt zum Eintritt in den höheren Verwaltungsdienst, 
soweit dazu nicht besondere technische Kenntnisse (z. B. im Forst-, Me- 
dicinal- oder Baufache) erforderlich sind. 

§. 12. 

Hat ein Candidat in der mit ihm angestellten ersten oder zweiten Prü- 
fung die erforderlichen Kenntnisse nicht gezeigt, so stebt es in dem Er- 
messen des Oberlandesgerichts, resp. der Req'ierung, denselben auf ein bis 
zwei Jalire zurüclc/iuveisen. Wird solcher nach dem zweiten Examen zeit- 
weise zurückgewiesen, so ist anzuordnen, bei weh^her Behörde er wahrend 
des bestimmten Zeitraumes sich femer zu beschäftigen habe. 

Ein Candidat, welcber eine der PrQAingen zum zweiten Male niebt be- 
steht, ist gänzlich zurückzuweisen und darf nicht wieder zum Examen zu- 
gelassen werden. 

§. 13. 

An Prüfungsgebühren werden erhoben : für die erste Prüfung 5 Thaler, 
fnr die zweite Fk^fbng 10 Thaler. 

Diese Gebükren sind bei der Canzlei der betreffenden Examinations- 

behörilen einzuzahlen, und fliessen in die Bibliothekcassc derselben; ausser 
ihnen werden Kebcngebübren oder Anklagen irgend einer Art nicht berechnet. 

14. 

Jeder, welcher die zweite Prüfung bestanden hat, kann bis zu seiner 
defimtiven Anstellung Behufs seiner ferneren Ausbildung als Referendar be- 
schälkigt, oder als uTd>e8oldetes Mitglied einer Behörde überwiesen werden. 

Es soll hierltei jcdcich hinsichtlich der Behörde, welcher der Geprüfte 
/II überweisen ist, stets auf die Wünsche desselben möglichste Rücksicht 
geuümnuiu werden. 

Ueb ergangs -Bestimmungen. 

. §. 1^. 

Diejenigen, welche bereits die seitherige einzige Prüfung genügend 
bestanden haben, sind den die zweite Pt-fifiing betreffimden Bestinunungen 
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dieser Verordnung nielit untervrorfen; sie haben jedoch von den Behörden, 

bei welchen sie als Advocaten oder in irgend einer anderen Eigenschaft, 
amtlich heschäftigt waren, Zeugni<?BO i'iher ihre FühruTicr und ihre Qualifi- 
cation beizubringen, von deren Ausfall ihre dehnitive AnBteÜung im Ötaats* 
diOMte abhängig ist. 

In Ansehung derjenigen, für welche besondere Anordnungen getroffen 
sind, hat es rlcr Ijctztem f^rin Powi^n'len. 

Urkundlich unter Unserer eigenhiiudigen Unterschrift und beigedrucktem 
Herzoglichen Insiegel. 

Dessau, den 32. Juli 1851. 

Leopold Friedrieh, (L. S.) 

Herxog zu Anhalt. 

Oessler. Plötx. 



XIV. KerzogÜlum firaunschweig« 



Aus der Herzoglich Braunschweigischen Gesetz- und 
Verordnungs-Sammlung. Jahrg. 1850* Nr. 8. S. 25. ff. 

Gesetz, die Einrichtung einer Coniinission zur Prüfung der Candi- 
daten der Rechte, der Advocatur, des iSotariats und des 
Richteramtes und die von diesen zu bestehenden Prüfungen 
betreffend. 

d. d. Braanschweig, den 5. März 1850. 

Von Gottes Gnaden, Wir Wilhelm, Herzog zu Braunschweig und Lüne- 
burg etc. etc. 

Wir erlassen mit ZusUmLiiung der Abgeordneten des Landes die nach- 
folgenden gesetslichen Bestimmungen. 

§. 1. 

Die CommisBion zur Prüfung der Gandidaten der Beohte, der Advocatur, 
des Notariates und des Bachteramtes soll aus einem I^äHidenten und vier 

Mitgliedern besteben. 

Nur Mitglieder des Obergerichts, Staatsanwälte, welche zu den hüh( reu 
juristischen Aemtera beflhigt sind, und Obergerichtsadvocaten können Mit- 
glieds dieser Comnuflsion sein. 

Der Präsident und zwei Mitglieder sind aus den Mitgliedern des Ober- 
geriehts und inindeHteris ein Mitglied ist aus dc»r Zahl der Obergerichts- 
advocaten zu nelinieu. 

Die Mitglieder der Gommission werden durch die Landesregierung 
widerruBich ernannt; der Auftrag orlischt von sdhst mit Ablauf yon drei 
Jahren. 

Der Präsident bezieht eine Remuneration von 200 Thlr. und jedes der 
Mitglieder eine solche von 150 Thlr., und der Seoretah* 100 Thlr. 

Die Secretariats-, Canslei- und Botengeschäfte sollen von dem Fmonal 
des Obergeiiohts versehen werden. 

§. 2. / 

Diese Commissioii wird sugleich mit dem Gesetze vom 21. August 1849, 
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die Gericht pvprfassimgf betreffend, in Wirksamkeit treten, und ihren Sitz in 
Wolfenbüttel hübe». Die Ins dahin noch nicht beendigten Prüfungen wer- 
den von der jetzt bestehenden Examinationscümmission au dieselbe ab- 
gegebea. 

§. 3. 

Sie wir l l-ri den anzustellenden Prüfungen nach einer ihr von der 
Laudesregieroag zu ertheüenden Instruction verfahren. 

Niemand kann zur juristischen Laufbahn zugelasBen werden, bevor er 
in die Zahl der Candidaten der Rechte aufgenommen ist. 

§. 5. 

Jeder männliche Landeseinwohner , welcher das einundzwauzigstc Jahr 
EurSckgelcgt, das fOnffmdzwansd^ste aber nocb nicht überschritten hat und 

sich über sein sittliches Verhalten gehörig ausweiset, wird zurPSrfiibli^ 
Reiihtscandidaten zugelassen. Heber diese Eigenschaften hat er sich vor 
der Examinationscommission auszuweisen, und diese stellt darauf mit ihm 
die erste Prüfang an, welche hauptsächlich darauf zu richten igt, ob der m 
Prüfende die erforderliche allgemeine wissenschaftliche Bildung und ins- 
besondere diejenigen theoretischen Rechtskenntnisse besitzt, welche noth- 
wendig sind, um in die juristische Laufbahn mit Nutzen einzutreten. 

Nach bestandener Prüfung wird der Geprüfte in die Zahl der Candi- 
daten der Beohte aufgenommen. 

Erfolgt die Meldung zur ersten Staatsprüfung nach zurückgelegtem 
ffmfundzwanzigsten Tjcbensjahre des Examinanden, so ist die Zulassung ZU 
derselben nur nach vorgängiger landesherrlicher Dispensation statthaft. 

§. 6. 

Die Candidaten der Rechte werden behuf ihrer fernem Ausbildung 
bei einem Amts- oder Stad^erichte ein Jahr, 
bei einem Staatsanwälte oder Untersuchungsrichter 6 Monate, 
bei einer Landesverwaltungs- oder geeigneten Gommunalbehörde ein 
Jahr 

und 

bei einem ihnen nöthigenfalls anzuweisenden Anwalte 6 Monate be- 
schäftigt. 

Sie können als Secretaire bei allen Gerichten des Landes angestellt 
werden. 

§. 7. 

Jeder Rechtscandidat, welcher diesen Gnrsus vollendet hat, wird, inso- 
fern er Zeugnisse über sein sittliches Verhalten beibringt, und insofern 
noch nicht über fünf Jahre seit seiner Zulassung als Gaudidat verstrichen 
sind, zu der zweiten Prüfung zugelassen. 

Der Zweck dieser Prüfung ist die Befähigung desselben zu dem Amte 
mnes Kreis-, Amts- oder Stadtrichters, eines Staatsanwaltes, eines Advocaten 
oder Notars zu ermitteln. 

Sic soll sowohl auf gediegene theorffi'^che Rechtskenntuiss, als auf die 
practische Brauchbarkeit des Candidaten gerichtet werden. 

^• 

Diejenigen, welche diese zweite Prüfung bestanden haben, werden unter 
die ZaU der Advocaten aufgenommen und sind befugt, alle diesen nach 
Massgabe der Advocatenordnung zustehenden Rechte auszuüben. Sie können 
-n Anwalt rn, Notaren, Richtern bei den Kreis-, Ami»' Und Stadtgerichten 
und zu ätaatsanwälten ernannt werden. 



Digiiizca by Liu^.' . 



264 



DeutBoltd Stadien- tuid Ezamenor^imgeii. 



§. 9. 

Eirte dritte Prüfun«? soll Rtattfinden, nm die Befähigung: dfrcr zu er- 
mittclu, welche in höhere juristische Aemter, nämlich als Mitglieder den 
Obergerichts, als Kreisgerichtsdirectoren, als Oberstaatsanwalt, dessen Sub- 
stitut oder als Obergerichtsadvocat eintreten wollen. 

Der Zweck dieser Priifunüf ist die BeHilntjung zu diesen Aemtern, na- 
mentlich die dazu erfoi-derliche wisarnscliaftliche juristische Bildung und 
practische Geschicklichkeit der zu Prüfenden zu ermittein. 

Erst nach Ablauf von drei Jahren nach der zweiten bestandenen Prü- 
fung können die zu Prüfenden zn diesem dritten Examen zugelassen werden. 

§. 10. 

Hat ein Candidat in der mit ihm angestellten Prüfung die erford«p- 
lichou Kenntnisse nicht gczei<,»^t, so stefif es in dem Ermessen derPrüfungs- 
uomniission, denselben entweder deEnitiv oder auf ein bis zwei Jahre surück- 
zuweisen. 

§. 11. 

An Prüfungsgebühren werden folg^de Pausclisätse erhoben und für 
die Staatscasse berechnet: 

für die erste Prüfung ... 8 Thlr. 
„ „ zweite „ ... 12 „ 
t, f, dritte „ ... 16 „ 
Diese Gebühren sind in dem Secretariate der Prüfungcommission ein* 
zuzahlen; ausser denselben werden Nebengebuhren oder Auslagen nicht 
berechnet. 

Transitorische Bestimmungen. 
§. 12. 

Alle Advocat^, welche zur Zeit des Eintritts der Wirksamkeit dieses 

Gesetzes zno'olassen sind, erhalten das Recht, zu Ohergeriehtsadvocaten 
ernannt zu werden, nachdem f=iie entweder seit fünf Jahren die advocato- 
risclie l'raxis ausgeübt und zugleich das Richterexamen bestanden, oder 
nachdem sie seit sehn Jahren die advocatorische Praxis ausgeübt haben. 

Sie sind berechtigt, mit Uebe^gehung der zweiten juristischen Prüfung, 
nach dreijähriger advocatorischer I^axis sich zur dritten Prüfung zu melden. 

Sie erhalten, auch bevoi* sie zu Obcrgcrichtsadvocaten ernannt sind, 
das Recht, vor dem Obergerichte, nicht aber vor dem Gassationshofe , in 
denjenigen Sachen, welche sie in erster Instanz gefuhrt haben, aufzutreten. 

Um als Richter oder Staatsanwälte angestellt zu werden, haben sie die 
durch dieses Gesetz vorgeschriebene Prüfung zu machen. 

§. 13. 

Diejenigen, welche zur Zeit des Eintritts der Wirksamkeit dieses Gesetzes 
die Richterprüfung bestanden haben, können zii jedem Richteramte, zu 
Staatsanwälten und zu Advocaten ernannt werden; höhere juristische Aemter 
können sie erst dann bekleiden, wenn seit der bestandenen Richterprüfbng 
zehn Jahre yerflossen sind. 

Es ist ihnen unbenommen, sieh sofort 2a der dritten juristischen Prü- 
fung zu melden. 

Sie sollen bei Besetzung öffentlicher Aemter vorzugsweise berücksichtigt 
werden. 

§, 14. 

Das bisherige Notariatsezamen befähigt ohne weitere Prüfimg zum 
Notariate. 
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§. 16. 

Du bisherige Advooatenezamen befiUtigt ebenfallt ohne weitere Frttfting 
rar Adyocatur. 

§. 16. 

Das bestandene bishoriffo Antütorenexamen steht der in diesem Gesetze 
vorgeschriebenen ersten Prüfung gleich, und die Zeit^ welche die Auditoren 
berdtfl im YorbereitungsdieiiBte zugebracht httben» wird ihnen angerechnet. 

Sie sollen aber von dem Zeitpuncte an, wo die neue Gerichtsverfassung 
ins Leben tritt, auf die in dieaeni Geeetse Torgeschriebene Weise beaohäftigt 
werden. 

§.17. 

Die Verordnung yom t. Hai 1886, imgleichen das Gesets vom 21. De- 
cember 18S7 nnd die Verordnung yom 24. Januar 183H, lic Errichtung 

einer ExaTninationscominission zur Prüfung der Candidaten des Rechts be- 
treffe nd, wird zu dem Zeitpuncte, wo dieses Gesetz in Wirksamkeit tritt, 
aufgehoben. 

Alle, die es angeht, haben sich hienach zu achten. 
Urkundlich Unserer Unterachiiit und beigedmckten HersogUoben Ge- 
heime Canzleisiegels. 

Braune eh weig, am 6. März 1850. 

(L. S.) 

Auf Höchsten Specialbefeh]. 

f tB Mlelalti. f OB fieyao« Iingerfelit 



Aus der Herzoglich Braunschweigischen Gesetz- und 
Yerordnungs-Sammlnng. Jahrg. 1850. Nr. 47. S. 629 ff. 

Verordnung;, die Instruction für die Commissioii zur Pruluni^ rfer 
CamlidaLen der Rechtü, der Advocatur, des Notariats unid des 
Richteraintes betreffend. 

d. d. Braunscliwoig, den 27. November 1850. 

Von Gottes Gnadon Wir Wilhelm, Hersog zu Braun^chw^ und Lüne- 

burp: etc. etc. 

Zur Ausführung der Vorschrift des §. 3 des Gesetzes vom 5. März 
d. J., die Erriohtu^ einer Gommiasion zur Frfifung der Gandidaten der 
Rechte, der Advocatur, des Notariats und des Bichteramtes betreffend, ver- 
ordnen Wir Folgendes: 

Die Herzogliche Commission zur Prüfung der Gandidaten der Rechte, 
der Advocatur, des Notariats und des Richteramtes wird bei den ihr über- 
wiesenen Pramngen nach der dieser Yerordnung beigefSgten Instruction 
verfahren. 

2. 

Alle Gerichte werden hierdurch angewiesen, der gedachten Commission 
die von derselben zum Zwecke der Prüfungen verlaugten Acten, iusofeni 
»olche entbehrt werden können, einzusenden und auch sonst deren auf die 
Prüfongen sich b^ehenden Requisitionen Genüge an leisten. 
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Dieselbe ist befugt» ebenso wie dfts Herzogl. Obergeriehti Pönahnaii- 
date innerhalb ihres GeschaftakreiBes an die Herzogl. Kreis-, Amts- nnd 

Stadtgerichte zu erlassen. 

Alle, die es angeht, haben sich hienacii zu achten- 

Urkundlich Unserer Unterschrift und beigedmckten Hersogl Geheime- 
Canslei'jSiegels« 

Brannschweig, den 27. November 1850. 

(L. S.) 

Auf Höchsten Special-Befehl. 
V. SehleiniU. f. Oeyse. Langerreldi 



Instnirtion für dio Tlorzo?^!. Commission znr Prüfung; der Candi- 
(latcn ihn- Hechte» der Advocatur, des Notariats und des 
Richterauits. 

Allgeoieinp Beslimiiituigeo. 

§.1. 

Die Commiseion hat alle tliojonigpii zu prüfen, welche Landeseinwohner 
sind und zur juristischen Laufbahn zug-elassen werden wollen. 

§. 2. 

Sie betreibt ihre Geschäfte collegialisch. Zu einer jeden Prüfung sind 
wenigstens drei Mitglieder erforderlich. Bei Gleicbheit der Stimmen ent- 
scheidet die des Präsidenten. 

§. 3. 

Nach dem Zwecke der Candidateu soll ihre Prüfung verschieden sein. 

L Prüfung derjenigen, welche in die Zahl der Candidaten 
der Hechte aufgenommen werden wollen. 

Die Prfifbng deijenigen, welche in die Zahl der Candidaten der Rechte 
aufgenommen werden wollen, soll nnr zwoimal in jedem Jahre, «?loich nach 
Ostern und gleich nach Michaelis, zu der von der Üonunissiou «u bestim- 
menden Zeit geschehen. 

§. 

Der Candidat Uli sich dasn, wenn er das einnndswanzigste Jahr rarSck- 

gclegt, ä-ciH fQni^ndcwamdgste aber noch nicht fiberschritten hat| spätestens 
vier Wochen vor Ostern oder vier Wochen vor Michaelis zu melden. Eine 
Anmeldung nach zurückgelegtem fünfundzwanzigsten Lebensjahre ist nur 
nach vorgängiger landesherrlicher Dispensation zuzulassen ; eine Anmeldung 
nach jenem Termine aber ist bis zur nächstfolgenden Prüfimg zurück- 
zulegen. 

§.5. 

Die AnmehliuifT ^^(^»11 crefschehen durch ein schriftliches, von dem Candi- 
daten selbst ohne Beiliülfe verfasstcs und eigenhändig geschriebenes Gesuch, 
welches enthaltai muss: 

1) Ort, Jahr und Tag seiner Geburt; 

2) Wohnort und Stand des Vaters, auch ob derselbe noch lebt oder ob 
und wann derselbe verstorben ist; 

8) die Angabe darflber, wie er seine SohuIbUdmig erlangt nnd seine juri- 
stischen Studien beigeben hat; 
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4) die bestimmte ESrUSnmg, dase er ftls Gandidat der Reclite sogehtsBen 

werden wolle; 
6) des Candidaten Wohnort und das Datiim. 

Daneben hat der Candidat nachzuweisen, dass er Landeseinwohner ist, 
das einundzwanzigste Lebeni^ahr zurückgelegt, das fimfundzwanzigste aber 
oicht überschritten hat und sogleich ein Zeugniss «her Min sitüiäes Ter* 
lialten beizuhrinff en. 

§■ 6. 

Findet nach dieser Angabe die Commission den Candidaten nicht zu- 
lässig zur Prüfung, so ist derselbe mit Angabe der Gründe zurückzuweisen. 

Findet die Commisnon Anmeldttiig oder Anlagen mangelhaft» bo iBt der 
Candidat anzuweisen, den ihm zu bemerkenden Mängeln abzuhelfen. Dies 
muss binnen der ihm dazu gesetzten Fri^t geschehen, widrigenfallB die An- 
meldung als verspätet zurückzulegen ist (§. 4). 

§• 7. 

Findet die Commission Anmeldung und Anlagen genügend oder ist 
den Mängeln abgeholfen, so ist dem Candidaten die Zeit, wann die PHifung 

begfinnen soll, bekannt zu machon. Spätestens am Ta^o zuvor hat derselbe 
sich bei dorn Präsidenten und d^ n Mitgliedern der CommisBion persönlich 
einzufinden und weitere Anweisung zu erwarten. 

§. 8. 

Die nicht vorachrifts massig Erschienenen sind von der bevorstehenden 
Prüfung anssnechlieBsen. Dieselben können zwar, wenn sie erhebliche Be- 
hinderungsgründe bescheinigen, zw der nächsten Prüfung sich wieder melden ; 
geschieht solches aber nicht, oder bleiben sie abermals unentschuldigt 
zurück, so hat die Commission sie zu einer Prüfung überall nicht weiter 
zuzulassen. 

§. 9. 

Den Erschienenen wird der Präsident das Local der Fröfbng nnd die 
Stunde, zu welcher sie sich daselbst einzufinden haben, anzeigen. 

Zu einer und derselben Prüfung sind so viele Candidaten sugleioh zu» 
zulassen, als die Commission für angemessen hält. 

§. 10. 

Sogleich Jiach dem Erecheinen in dem bestimmten Locale und zu der 
festgeseteten Zeit sind von der CommisBion vorher entworfene, aber bis 

dahin geheim zu haltende, Fragen aus allen Theilen des gemeinen Rechts, 
aus dem ??eTneinen Procegse, aus der Recht«!p^eschTehte, aus der Eechts- 
philosüphiü, imgleichen leichte Kechtsfölle, theils in lateinischer, theils in 
deutscher Sprache, mr Beantwortung und zur Entscheidung, auch Stellen 
aus dem corpus juris civilis und canonici zur Erklärung, numerirt, von 
einem Mitglied« der Commission einem jeden Candidaten niitzutheilen, mit 
Anweisung des Zimmers zu der Arbeit, auch mit Bestimmung der Zeit, zu 
welcher sie abgegeben werden muss. Diese Aufgaben sollen für alle zu- 
gleich zu prüfenden Candidaten dieselben Bein. 

Von einem jeden Candidaten sind die Antworten, Entscheidungen und 
Erklärungen, unter Angabe der Gründe, in derselben Sprache, in welcher 
die Aufgaben abgefasst sind, und mit deren Nummern versehen, auf die 
rechte Hälfte gebrochenen Papiers in FoUoformat, dessen Imke Hälfte leer 
zu lassen, ohne alle Beihfilfe eines der Anwesenden oder Besprechung 
darüber mit einem derselben und ohne alle literarische Hülfsmitf'd, auch 
ohne aus dem Locale sich zu entfernen, binnen der bestimTuten Frist 
niederzuschreiben. Dieses soll unter Aufsicht eines Mitgliedes der Com- 
miasion nnd des SecretairB derselben geaohehen. 
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Ist die Frist abj^laufen, so hat jeder Oandidat seine Arbeit, auch 

wenn di« nelbe unvollendet wäre, am Schlüsse mit dem Datum nnd seinem 
vollen Namen versehen, sammt doTi ihm mitj^etheilten Fra«:en, dem mit 
der Empfangfnahme beauftragten CoinniiRsionsmitgliede einzuhändigen und 
dieses liat hierauf alle Candidaten mit der Anweisung zu entlassen, ihre 
Torladung in dner möndliehen Pröfong an einem der naobstfolgenden 
Tage zu erwarten. 

Ueber den ganzen Vorgang hat der Secretair der Commission ein 
ProtocoU aufzunehmen. 

§. 11. 

Die von jenem Commissionsmitgliede dem Präsidenten sogleich zuzu- 
stellenden Arbeiten läset dieser, nachdem er selbst sie sofort geprüft nnd 
mit einander verglichen liat, unter den Commissionsinitgliedem zu gleichem 
Ende und damit ein jedes Mitglied darüber hiomächst sein Gutachten ab- 
geben kann, circuÜren. 

§. 12. 

Nach beendigter Gfrenlation, an einem der nftehstfolgendeo Tage, stellt 

die Commission nach einer verabredeten Ordnung und über gemeinschaft- 
lich besiimmte gleiclimässige, als die vorhin gedachten Gegenstände mit 
allen Candidaten zugleich eine miindlicbe Prüfung in deutscher Sprache 
an, wobei sie besonders zu erforschen hat, ob dieselben gute natürliche 
Ffthigkeitoi nnd eine gesunde BeurtheUnngskralt besit«^, auch deutliche 
und zusammenhängende Kenntnisse in der Theorie der Bechtsgelehrsamkeit 
sich erworben haben. 

Der Secretair .der Commission hat auch über diese Prüfung ein Proto- 
coU au&nnehmen, welches ausser dem Allgemeinen, das von der Commission 
sofort nach Entlassung der Candidaten abzugebende Gutacliten übw das 
Ergebniss der Prüfung in Beziehung auf jeden Candidaten enthalten muss. 

§.13. ^ 

Nach dem Ausfalle l)eider Prüfungen besehllesst die Commission, nach- 
dem ein jedes Mitglied sein motivirtes Gutaclitcu aliyegeben hat, über das 
einem jeden Candidaten zu ertheilende Zeugniss. in diesem Zeugnisse ist 
anszndrüoicen: ob der Candidat vorzüglich oder gut oder hinlänglich 
bestanden, wobei es dem Ermossnji der Commission überlassen bleibt, die 
einzelnen Censurgrade noch durch UnteraLtheilungen (mit A. und B.) g-e- 
nauer zu bezeichnen. Dieses Zeugmss ist demselben unter der Unterschrift 
und dem Si^el der Ccmimission verschlossen zuzustellen« 

§. 14. 

Von den Candidaten, welchen auch nicht einmal das Zcngniss des 
letzten Censurgrades hat ertheUt werden können, sind diejenigen, welche 
völlig unfähig befunden werden, ganz lieh abzuweisen, denjenigen aber, 
weiche noch Hoffnung zu ihrer Qualification für einen öffentlichen Dienst im 
ßechtsfache gelassen haben, ist in einer Kesolution zu gestatten, binnen 
einer sogleicb zu bestimmenden Frist von einem oder zwei Jafaran noch 
einmal zu einer Prüfung sich zu melden. Nach dem gleiclien Ausfalle der 
zweiten Prüfung sind jedoch dieselben zu einer weiteren Prüfung nicht 
zuzulassen. 

Wenn Candidaten, welche sich zu dieser Prüfung gemeldet hatten^ ihre 
ll^dung wieder zurückgenommen haben, oder wenn sie, unter GeBtaitung 

einer nochmaligen Prüfung abge%viesen, binnen der ihnen bestimmten Frist 
sich nicht wieder gemeldet, resp. ihre Meldung wieder zurückgenommen 
haben, oder endlich, wenn sie gänzhch abgewiesen sind, so hat die Com-' 
mission hiervon, behnf Heranziehung dmelben zum Militairdienste» den 
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betreffenden Ereisdirectioneii resp. Stadtmagistraten sofort Anzeige zu 
maelieii. 

H. Prüfung der Candidaten der Advocatur, des ib^otariats, 
der Staatsanwaltsoliftft nnd des Rieht er amtea. 

§.15. 

Diejenigen I welclie laxih dieser zweiten Frv^ang unterwerfm woUen, 

können sich zu derselben nur melden, 
1) wenn noch nicht über fünf Jahre seit ihrer Zulasauiig als Aeohtscan- 

didaten verstrichen sind, 
3) wenn sie nachweisen, dass sie den im §. 6 des Gesetzes, die Einrich« 

tung einer Commission zur Prüfung der Candidaten der Rechte eto* 
betreflfond, vorg"oschriebenen dreijährigen Cursus vollendet haben, und 
3) zuü^leich Zeug^nisse sowohl über ihren Fleiss, als über ihr sittliches Vor- 
halten von denjenigen Behörden und Personen, bei welchen sie sich 
während ihres dreijihiigen Gursus ausgebildet haben, beibringen. 

§. 16. 

Ist die Anmeldung von der Commission zulassig befunden» so hat die- 

Kclbo dem Candidaten 

1) Acten über eine Civil- oder Criminalsache entweder zur Ausarbeitung 
einer processualischen l'arteischrift oder einer Vertheidigungsschrift, 
oder SU schriftlioher Abfassung eines freien Vortrages emer Ftooess- 
Verhandlung'- oder einer VertheidÖgung^, 

2) Acten über eine Civil- oder Criininalsacho zur AusarbeituTiJr einer förm- 
lichen Relation aus der.sen)e)i imt Votum, auch mit dem Entwürfe des 
ErkenntuieiBeä, samint Zweifels- und Entschcidungsgründeu, endlich 

S) die Aufgabe su einem rechtlichen Gutaohtoi oder zur Anftiahme eines 
Contracts, einer Ehestiftung oder eines Testaments 
an seinen Wohnort zuzufertifi^eti und ihm zur Vollendung dieser Arbeiten 
eine ihrer Beschaifeuheit nach angemessene und unter dem Pr^judize, dass 
mit Zurücknahme der Acten die Anmeldung zurückgewiesen wird, su 
beobacliteiide Frist zu setzen, welche jedoch drei Monate nicht überschrei- 
ten darf. Der Candidat hat eine Empfangsbescheinigung au die Commission 
einzusenden. 

§. 17. 

Die Candidaten haben diese Schriften zwar vollständig, aber mit Ver- 
meidung aller zweckwidrigen Weitläufigkeit, Digressionen und Wieder- 
bolung-en auszuarbeiten. Sie k('5nncn dabei aller literarischen Hulfsmittel 
sich bedienen, haben jedoch die benutzten zu alleg"iren. 

Die vollendeten Arbeiten und zwar die Relation unter Beifügung exuer 
tabellarischen Inhidtsübrarsioht, sind, jede besonders, rein und deu&eh in 
FoUoformat geschrieben, geheftet und paginirt, auch am Schlüsse mit der 
schriftlichen eigenbändigen Versicherung au Eides Statt: 

„dass sie bei der Ausarbeitung fremder Hülfe sich nicht bedient, 
auch weder die zu den Act^ eingereicht gewesenen gldchmässigcn 
Schriften, noch die ergangenen Erkenntnisse eingesehen oder sonst 
deren Inhalt erfahren haben," 
imgleichen mit der vollen Namensuntcrschiift und dem Datum versehen, 
mit Rückgabe der ihnen mitgethcilteu Acten, an den Secretair der Com- 
mission, unter Beüügung der im §. 11 des Prüfungsgesetzes festgesetzten 
Gebühren, einzusenden. 

Waren ihnen jene Schriften oder Erkenntnisse schon bekannt, so haben 
sie davon bei der Commission sofort Anzeige zu machen, worauf ihnen den 
Umständen nach andere Acten zuzufertigen sind. 



Digitized by Google 



§. 18. 

Der Präsident lässt die eingogaiiß-cn Arbeiten, naclidem er selbst sie 
eingesehen, bei den Commissionsmitgliedern mit den Acten circuliren und 
ernennt zur Begutachtung derselben einen Keferenten und einen Oor- 
referenten. 

§. 19. 

Fiele der auf dieses, in einer Commissionssitzung zu eistaitonde Oat- 
acKten, von der Commission gefasste ßeschluss dahin aus: 

„daas die Arbeit, auch wegen unrweckmässiger, im Geschäftsgänge 
imftiuf&lirbarer Weitläufigkeit^ untauglich und danaeli'der Ctendidat 
zu einem der in dem §. 15 beseiehneten Aemter nicht befähigt sei,'^ 
so ist derselbe ohne weiteres zurückzuweisen; jedoch kann ihm i^nlini nach 
dem Ermessen der Commission freigelassen werden, zu dieser Truiung noch 
einmal binnen einer bestimmten Frist sich zu melden (§. 14). 

§.20. 

Ist die Arbeit mcht untauglich befunden, so ist der Candidat zur wei- 
teren Prfifung auf eine bestimmte Zeit vorsuladen. Diese Prüfung soll 

jährlich zwei Mal, zu Ostern und Michaelis Statt finden, es können jedoch 
nur diejenigen rfindidaten zu derselben zugelassen werden, welche wenigstens 
drei Monate vor diesem Termine ihre schriftlichen Probearbeiten einge- 
reicht haben. Die AdzM der zu einer solchen Prfifung voisuladenden 
CSandidatcn hat die Commission nach den Umständen zu bestimmen. 

Orr vorgeladene Candidat darf hierauf ohne Bescheinigung erhrLhChnr 
Bebindernngsgiünde, bei Verlust seines Anspruchs auf Fortsetzung dieser 
Prüfung, nicht zurückbleiben. Derselbe hat sich spätestens am Tage vor 
dem Termine, zu welcdiem er vorgeladen ist» bei dem Prieidenten und den 
Mitgliedern der Commission persönlich zu melden. 

Einem jeden der erschienenen oder am Sitze der Commission wohnhaften 
Candidaten ist eine zweite Acte, und zwar, nach dem Ermessen der Com- 
mission, Aber eine Civil- oder C^iminalsache, in seine Wohnung zu verab- 
folgen, mit der Anweisung, aus derselben entweder zu einer mundlichen 
Relation mit Votum, n d r r zu einem freien mündlichen Vortrage einer pro- 
cessualischen Verhandluut»: oder einer Vertheidiguüg vor der Commission 
an einem bestimmten läge sich vorzubereiten. 

§ 2^ 

Zu der bestimmten Zeit ist von ihm dieser Vortrag frei und, ohne 
einen schriftlichen Aufsatz abzulesen, zu halten, und er darf dabei nur 
zur Unterstützung des Gedächtnisses schrifUicher Bemerkungen eich be- 
dienen. 

Die Mitglieder der Commission können über den Gegenstand des Vor- 
trages Fragen an ihn richten, und Erläuterungen verlangen. 

§. 22. 

An demselben oder einem der nächstfolgenden Tage ist mit dem Can- 
didaten eine mündliche, besonders auf die Ermittelung seiner practischen 

Befähigung gerichtete Prüfung anzustellen. Dieselbe bezieht sich zunächst 
auf sHno scliriftlichen Ausarbeitungen, umfasst jedoch auch andere Gegen- 
stände aus allen Theilen der Rechtsgelelirsamkeit, insbesondere aus der 
einheimischen Verfassung und Gesetzgebung. 

Auch sind ihm emige BechtsfiUle zur Entechddung TonnlegeD. 

§. 28. 

Ueber alle diese Prüfungen, deren Ergebniss und das Gutachten der 
Commission darüber, ist eben&Us, naoh §^ 12 dieser Instroetion, ein Pro- 
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tocoD Au&unelimeo. Anob iti ftlnig«!» el»eiiw>, ab in den §§. 18 und 14 

vorg-csclirieben ist, zu verfahren und sind in dem auszustellendeii Z&ag' 
nisse die Grade der Qualification des Candidaten mit den S, 13 vorge- 
schriebenen Censuren za bezeichnen. Ausserdem hat die Commifision über 
den Ansfall Jeder swelien Prüfung dem Henogl. Staataminutarium eine 
tabellariiche Liite emsoreiohen. 

in. Prüfung Derjenigen, weiche in höhere juristische Aemtor, 
n&mlioh als Mitglieder des Obergerichts, als Kreisgerich ts- 
direetoren, als Oberstaatsanwalt, deaian Substitnt oder 
ala Obergerichtaadvoeat eintreten wollen. 

§.24. 

Diejenigen, welche sich dieser dritten Prüfung unterwerfen wollen, 
können zu derselben erst nach Ablauf von drei Jahren, nach der zweiten 
bestandenen Prüfung, zugelassen werden. 

§. 25. 

Wird die Anmeldung von der Commission zulässig befunden, so hat 
dieselbe dem Ganctidaten die Acten über eine Civibaohe und nber eine 
Cnminalsache zur Anfertigung einer von der Gommiaaaon zd bestimmenden 
schriftlichen Arbeit zuKiistellcn. 

Zur Vollendung dieser Arbeiten, während welcher er sich in Wolfen- 
büttel aufhalten muss, ist demselben eine den Umständen angemessene 
Frist zu gestatten, welche jedoch zwei Monate nicht überschreiten darf. 

T3ei der Aufarbeitung- und UolieiTeichnng dieser Arbeiten sind die Be- 
Stimmungen des §* 17 zu beobachten. 

■ §■ 26. 

Im Uebrigen ist, wan die Entscheidung ül)cr die Kchriftlichen Arbeiten 
des Candidaten anbetrifit, nach den Vorschriften der §§. lö und 19 zu ver- 
fehren und. wenn die Arbeiten nicht untauglich befanden sind, die Prüfung 
nach den Bestimmungen der §§. 20 bis 23, jedoch mit der Modification 
fürtzn^etzcn, dass die weitere Prüfung mit jedem f^inzelnen Candidaten be- 
sonders vorgenommen wird und dass die Commiöbiuu in dem auszustellen- 
den Zeugnisse sich lediglich darüber ausmsprechen hat, ob der Gandidat 
die zu den höheren jnristisoken Aemteni enorderliche Befähigung beutst 

Durch die Prüfun«:*' soll ermittelt werden, oh der Candidat in theore- 
ti!?cher Hinsicht die zu einer selbstständigen Beherrschung der l'pchts- 
materien eri'orderliche Bekanntschaft mit den RechtsqucUen und der junsti- 
schen literator besitzt und ob derselbe in practischer Hinsicht gewöhn- 
liche Fälle mit Leichtigkeit und Sicherheit zu behandeln , Rchwierigwe 
aber pr^ündlich, erschöpfend und lichtvoll zu beurtheilen, darzustellen und 
vorzutragen vermag. 

Bei der Auswmü der Acten, sowohl för die schriftlichen Arbeiten als 
für den mündlichen Vortrag und bei der mündlichen Prüfung ist hierauf 
die gehörige Rücksicht zu nehmen und dem Candidntm Hrli »rcnheit zu 
geben, sich über Beine theoretische und practische Befähigung zu den hohem 
juristischen Aemtern auszuweisen. 

§. 27. 

Transitorlschp Rrstimmun^pn. 

1) Die Vorf^phriften dieser Instruction sollen auch in Ansehung d€r von 
den Candidaten schon nachgesuchten aber noch nicht vollendeten 
PHtf^cn, soweit ais solchea ohne Besohwerde der Candidaten ge- 
schehen kami, naoh demEoMssen der Conmdssion, Anwendung finden. 
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2) Diejenigen Gandidaten, welche sich, nachdem sie die erste Pr6fiiii||r 

nach der Ijisfruction vom 24. Januar 1838 bereits bestanden, grej^en- 
wärtig zu der Advocaten- und Notariatsprüfung «^omeldet haben, wer- 
den so angesehen, als ob sie sich zu der zweiten Prüfnng in Gemäss- 
heit der gegenw&rtigen Instmctioii gemeldet hätten und es sind anf 
diese letzte Prüfung die Yorscbriften dieier Instruction anzuwenden. 

3) Denjenigen Advocaten, welche seit länger als fiinf .Taliren das Afh o- 
catenexamen bestanden haben und sich zu der zweiten Prüfung melden 
wollen, ist zu diesem Zwecke annoch eine Frist von zwei Jahren ge- 
stattet. 

4) Denjenigen Advocaten, welche, wenn sie bereits drei Jalire advoca- 
• torische Praxis betrieben, f^ich bis zum 1. Juli d. J. zur Kichteramts- 
prüfung gemeldet, dicHC i rulung aber noch nicht vollendet haben, soll 
gestattet eein, mit Uebergehnng der «weiten Profung, nachträglich noch 
zu der dritten Prüfung sich zu melden. Sie haben, wenn sie von 
dieser Befufynifs Gebrauch marben wrdlen, die Meldung innerhalb 
vier Wochen , von Zeit der Bekanntmachung dieser Instruction , bei 
der Cummission schriftlich einsoreiohen und diese hat mit denselben, 
anter Znrficknahme der ihnen etwa schon zogestellten Examenacten, 
resp. unter Zurückgabe der von ihnen schon eingereichten Probe- 
arbeiten, die Prüfung nach den Vorschriften dieser Instruction vor- 
zunehmen. 



XV. Henogthuni V asflau» 



Aus dem Verordnungsblatt des Herzogthums Nassau. 

Jahrg. 1845. Nr. 2. S. 3 flf. 

Verordnung, die Prüfung der Candidaten für den öffentlichen 
Dienst betreffend. 

Höchster Kntschliessung zufolge wird rücksichtlich der Prüfung der 
Candidaten für den öffentlichen' Dienst, mit Ausnahme der Candidaten der 
Theologie, in Beziehung auf deren Prfifnng besondere Bestimmung vorbe* 
halten bleiM^ unter Auhehniig der bisherigen Yomchriften KaohstehendeB 
▼erordnet. 

§. 1. 

]. Biidimir «tän- ^^i^' allg^emeine Prüfnngscommission besteht ans swei 
digcr rvllAmiik Abtheilungeu. 

Gonmt«ieB«i. Die erste Abtheil uug derselben hat Diejenigen zu prüfen» 

welche sich dem höheren Staatsdienst im Allgemeinen -wid- 
men wollen und deshalb der Prüfung in den Beohts- und m>rigen Staats- 
wissenschaften sich zu unter/ziehen bal^on. 

Der zvFeiten Abtheilung derselben liegt die Prüfung Derjenigen ob, 
welche sich einem speciellen, ganz oder theUweise in dem Bessort Herzog- 
licher Landesregierong begriffenen wissenschaftUohen oder teehnischen Fache 
widmen. 

Die erste Abtheilung der Prüfungscommission besteht aus der erfor- 
derlichen Anzahl von Mitgliedern, welche besonders ernannt und von 
denen Einem die Functionen des Directors flbertragen werden. IMeselbe 
ist dem Henogfiohen StaataminiBterium unmittelbar nntergoordnet 
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Für jedes der Bacbgaiaiinteni der zweiten Abthciluni? der Prüflings- 

commission zugewiesenen Fächer, nämlich: Philologie, Heilkunde, Phnr- 
macie, Forstwissenschaft, Berg- und Hüttenkunde und Baukunde wird eine 
zunächBt unter der Leitung der Herzoglichen Landesregierung »lebende 
besondere ständige PrOfungsoominission constituirt. Diese besonderen Com* 
missionen werden in der Regel aus den betreffenden technischen Regie- 
rungsreferenten (als Dirigenten) und aus mindestens zwei weiteren für die 
Dauer von drei Jahren zu ernennenden Mitgliedern gebildet. 

§• 2. 

Die Oescbaftsbehandliing in beiden Abtheilnngen der Profungscommis' 
sion ist collegialisoh. 

Die Be8chlü'''^f^ werden nach Stimmenmehrheit gefns^t ; bei Stimmen- 
gleichheit entscheidet die Stimme des den Vorsitz führenden Mitgliedes. 

Die Sitzungen der verschiedenen Prüfungscommissionen werden zu Wies- 
baden gehalten. 

§.3. 

II. Anordnung Piß Prüfungen , sowohl in den Fecht« und übrigen 

TOD CoDcunprä- Staatswissenschaften, als auch in den übrigen mi §. 1 ^e- 
•"■fss. nannten Fächern sollen als Concursprüfungen in der unten 
naher bezeichneten Weise vorgenommen werden. 

§.4. 

In den Rechts- und übrigen Staatswissenschaften, sodann in dem Fache 
der Philologie, Ileilkimde, Forstwissenschaf) , Rrrg-- und Hüttenkunde und 
Baukunde sollen künftig zwei Arten von ( oncursprüfung'en, eine der Haupt- 
sache nach theoretische und eme mehr prautiBuhe, stattfinden. 

§. 5. 

Zur theoretischen Coucur sprüfuug, welche die Nachweise lie- 
fern soll, dass die Candidaten in Beziehung auf das von ihnen erwfthlte 
Fach die zum Eintritt in den öffentlichen Dienst erforderlichen Fähigkeit^ 
und Kenntnisse vollständig besitzen, werden nur Diejenigen zugelassen, 
welche sich durch Zeugnisse über die erforderliche Schulbildung und über 
das Stodiiim der von ihnen enrihlten Wiss^isohaft auf einer Universität 
oder Fachschule wihrend einer bestimmten Zeit, sowie über Fleiss und 
gutes Betragen ausgewiesen haben, wobei darauf aufmerksam gemacht wird, 
dass die Universitätszeugnisse nach Vorschrift der Verordnung vom 1. Oc- 
tober 1819 mit der Beglaubigung des bei der betreffenden Universität 
angestellten ausserordentlichen BegienmgsbevoUmftchtlgten versehen sein 
müssen* 

§. 6. 

Die Candidaten der Rechts- und übrigen Staats Wissenschaf- 
ten haben sich darüber auszuweisen , dass sie einen vollständigen Gymna- 
sialcursus absolvirt und hiemach die Ifoturitätsprüfunn: auf einem inlän- 
dischen Gjnnnn^inrn ft-onf. Verordnung vom ö. Januar 1830) erstanden und 
dass sie das Studium der Rechtswissenschaft, sowie der übrigen Staats- 
Wissenschaften wahrend wenigstens sechs Semestern auf einer Universität 
mit Fleiss betrieben haben. 

Die Gegenstände, über welche die Prüfung theils schriftUch theils münd- 
lich stattfindet, umfassen, neben den historischen und philosophischen Hülfs- 
wissenschaften, die verschiedenen Zweige der Rechtswissenschaft, insbeson- 
dere: Romisohes und Deutsches Privatrecht; Sömisi^e und Deutsche Re<^ts- 
gesehichte; Giiminabrecht ; CivUprocess; Griminalprooess ; Lehnrecht; Eir- 
chenrecht; Staatsrecht; Völkerrecht; — sodann dif> übrigen Staatswissen- 
schaften, insbesondere: Politik, Nationaloconomie, Finauzwissenschaft und 

JL Ordorf, HetlMdotogie d. Reehli- ■. SiMtnrisMWckalt, 18 
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Statistik; Eeuntniss der GeBeisgebung und Yerwaltmigaenirielktaiigen des 

Herzogthums Nassau. 

Von den gegebenen Fragen werden zwei in lateinischer Sprache beant- 
wortet. 

Zugleich wird die Prüfung dazu benutzt, um die Fähigkeit und Ge- 
wandtheit der Gandidaten in Aaweoäxmg des Erlernt^ auf gegfebene Fälle 

2U erforschen. 

(Die §§. 7—11 beireffen die Candidaten der Pbilologie» Medicio, Fbarmacie, Thier- 
heaiHude «. f. w.) 

§. 12. 

Die Candidaten der Fürst Wissenschaft haben sich darüber auszu- 
weisen, dass sie das Healgymnasium absolvirt oder die zur Aufnahme in 
die oberste Classe eines Gymnasiums erfcHrderlichen Kenntnisse (mit Aus- 
schluss der griechischen Sprache) erworben und dass sie das Studium der 
Forstwissenschaft während wenigstens sechs Semestern auf f'iner Uni?endtftt 
oder technischen höheren Lehranstalt mit Flciss l)etriehen haben. 

Die Gegenstände, in welchen die Prüfung theils schriftlich, theils müiid- 
licli stattfindet, sind: Aritlimetik und Algebra; Geometrie, Stereometrie und 
ebene Trigonometrie; practis che Geometrie mit Planzeichnen; Physik, Clima- 
tolo^ie, allg-cmeinc Che-mie ; Zoologie, Mineralogie, Botanik; Forstbotanik; 
Bodenkunde; Waldbau; Ijorstbenutzung und Forsttechnologie; Forsttaxa- 
tion, Forsteinriebtung' und Waldwertbberecbnung ; Waldwegbau; Jagdvis- 
senschaft; Forst- und Jagdrecht; Forst- und Jagdschutz; Forst- und Jagd- 
polizei; Grundsätze der politischen Oeconomie; Kcnntnisp der im Herzog- 
thum in Beziehung auf das Forst- und Jagdwesen bestehenden Gesetze und 
Verordnungen. 

Die Prüfung erstreckt sich zugleich darauf, die practischen Fähigkeiten 
und Fcrtig^keiten der Candidaten in Beurtbeilung einer Waldbeivir&sdiaf- 
tung zu erforschen. 

§. 18. 

Die Candidaten der Berg- und Hüttenkunde haben sich darüber 
auszuweisen, dass sie das Realgymnasium absolvirt, oder die zur Aufnahme 
in die oberste Classe eines Oymnasiunis erforderlichen Kenntnisse (mit Aus- 
schluss der griechischen Sprache) erworben und dass sie das Studium der 
Berg- und Hüttenkunde auf einer Universität oder technischen höheren 
Lehranstalt wgbrend wenigstens fünf Semestern mit Fleiss betrieben und 
während eines weiteren Semesters einen Bergwerksbezirk unter B^utsung 
der darin bestehenden Berglehranstalten bereist haben. 

Die Gegenstände, in welchen die Prüfung theils schriftlich, theils münd- 
lich stattfindet, sind: Arithmetik, Algebra, Analysis, einsohliesslioh der Jxl- 
tegral- und Differentialrechnung; Geometrie, Stereometrie, ebene und sphä- 
rische Trigonometrie; practische Geometrie (Feldmesskunst); Markscheide- 
kunst; Physik; Statik, Hydrostatik, Aerostatik, Dynamik; Mechanik, Hydrau- 
lik und Aerodynamik ; Maschinenbau und Maschinenkunde ; allgemeine tech- 
nisehe und analytische Chemie; Probirkunst; Minmdogie (Ozyktognosie, 
Geognosie, Geologie, Petrefactenkunde) ; BerjD:I)aukunde, Aufbereitungskunst; 
Hüttenkunde; Bergrecht; Kenntniss der im Herzogthum in Beziehung auf 
das Berg- und Hüttenwesen bestehenden Gesetze und Verordnungen. 

Die Prufting erstreckt «sich zugleich darauf, die praotisohen Fäi^keit^ 
und Fertigkeiten der Candidaten in Beurtheflung des Gruben- und fiütten- 
betriebs, im Probiren und Markscheiden su erforsche 

§. 14. 

Die Candidaten der Baukunde haben sich darüber ausznweiflen, dass 
sie das Kealgymnasium absolYirt, oder die zur Aufnahme in die oberste 



Digitized by Google 



XV. Herzogthum Nassau. 



275 



Olaroe eiiiM Oynmaaiiims erforderilclien EenntniBse (mit Anssohlnes der 

griecliischen Sprache) erworben und dass sie das Studium der Baukunde 
während Tiiindef<tens sioben Semostem auf einer TJmyenität oder teohmscheil 
höheren Lehranstalt mit Fieiss betrieben haben. 

Die Gegenstände , in welchen die Prüfung für den Hochbau statt- 
findet, sind: Aritlimetik und Algebra; Geometrie, Stereometrie, ebene und 
spliärische Trig-onomctrif> ; pra. tisc-he Cxeometrie, tlescriptive Geometrie mit 
Anwendung auf 8chattencoiistruction und Perspective, analytische Geometrie; 
Physik; Statik und Hydrostatik; Elementarmechanik und Hydraulik, Ma- 
BclijnenbaTi nnd Maechinenkunde ; allgremeiiie tedmiBche Chemie; Mineralogie ; 
Lehre von den Baumaterialien; Constructionslehre; Theorie der Baustyle, 
in-^l^oHondere der Säulen und de<i griechischen Tempels; L»^hre von der Knt- 
weriung der verschiedene Gebäude; Kunstgeschichte; allgememe Grund- 
sätze des Strassen-, Bracken* und Wasserbaues; Kemitniss der im Herzog- 
thum in Bedehnngr auf das Bauwesen bestehenden Gesetze und Yeroid* 
nungpn. 

Bei der Anmeldung zur Prüfung haben die Candidatea die auf der 
Hochschule entworfenen Pläne zu bürgerlichen und Prachtgebäuden etc., 
ftber deren eigene Anfertigung sie sieh durch Zeugnisse der betreffenden 

Professoren auszuweisen haben, vorzulegen. Die Prüfung erstreckt sich zu- 
gleich darauf, die practischen Fähigkeiten und Fertigkeiten der Candidaten 
in Beurtheilung eines im Bau begriffenen oder vollendeten Gebäudes zu 
erforschen* 

§. 15. 

Die Gegenstände, in welchen die Prüfung der Candidaten für den 
Strassen-, Brücken und Wasserbau Statt findet, sind; ArifTimetik, 
Algebra, Analysis, einschliesslich der Differential- und Integralrechnung; 
Geometrie, Stereometrie, ebene und sphärische Trigonometrie; practische 
Geometrie, desoriptive und analytische Geometrie ; Physik, Statik und Hydro« 
statik; Elementarmechanik und Hj'draulik, Maschinenbau und Maschinen» 
knndc; allgemeine technische Chemie; Mineralogie; Lehre von den Bau- 
materialienj Strassen-, Brücken- und "Wasserbaukunde nebst Kenntniss vom 
Bau der Eisenbahnen ; Lehre von Entwerfiang der bei dem Strassen«, Eicken- 
und Wasserbau vorkommenden Hochbauten; Kenntniss der im Herzogthum 
in Beziehung auf das Bauwesen bestehenden Gesetze und Verordnungen. 
Bei der Anmeldung zur Prüfung haben die Candidaten die auf der Hoch- 
schule entworfenen Zeichnungen und Pläne über Gegenstände des Strassen-, 
Brücken- und Waeserbaues, über deren eigene Anfertigung sie sich durch 
Zf U2'nisse der betreflenden Professoren auszuweisen haben, vorzulegen. Die 
Prül'uug erstreckt si<'1) zugleich darauf, die practischen Fähigkeiten und 
Fertigkeiten der Candidaten in Beurtheilung von im Bau begnffenen oder 
vollendeten Stiass«a-, Brücken- und Wasserbauten zu erforschen. 

Ein Candidat des Strassen-, Brücken- und Wasserbaues kann auch zu 
gleicher Zeit zur Prüfung in den Gegenständen des Hochbaues augelassen 
werden, und umgekehrt. 

§. 16. 

Die Vorschriften wegen der von den Candidaten der Forst-, Berg- und 
Bavwissensohalt naohniweisenden Vorbildung finden auf Diejenigen Anwen- 
dung, welche zur Zeit der Publication gegenwärtiger Verotdnung sich nicht 
bereits anf einer Fm'versität oder technif?chen höheren Lehranstalt befinden, 
die Vorschrift wegen Vorbildung der Candidaten der Pharmacie auf Die- 
jenigen, welche nicht bereits in der Lehre stehen. 

Die rucksiohtlich der Dauer des Studiums auf Universität oder Fach' 
schulen festgesetzten Bestunmunifen finden auf Di^enigen Anwendung, welche 

18* 
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cur Zeit der PobUcation dieser Yerordnong ihr Stadium auf der Hoohschiile 
uocb nicht vollendet haben. 

17. 

Die in der theoretischen Prüfung bestandenen Candidaten (§. 4 oben) 
werden als Accessistai, die Candidaten des höheren Sdhulfiiolu als CoUa- 
boratoren, angestellt und im practisohen Dienste auf angemessene Weise 

beschäftigt. 

Nur diejenigen derselben kommen bei Besetzung der höheren Stellen 
ihres Faches — also der Stellen von Secretairen und ihnen gleichstehender 
Gategorien, der Stellen von Medicinalassistenten, Bezirksthierärstcn, Ober> 

fört^teni, Borofefpsehwomen und Markscheidern, Baumeistern, Conrectoren — 
demnüclist in ßerücksichtigung', welche, nachdem sie wenigstens zwei Jahre 
lang im practischen Dienste beschäftigt waren, eine zweite- Prüfung, die 
praotische Goncnrsprnfung, bestehen. 

§. 18. 

Die practische Concursprüf ung, zu welcher nur Diejenigen zuge- 
lassen werden, welche in dem theoretischen Examen bestanden und darauf 
wenigstens zwei Jahre' lang im ]praoti8oh«i Dienste gearbeitet , auch w&h> 
rend dieser Zeit nach darüber erazusiehenden officiellen Nachrichten sich 
durch Fleiss und einen tadelfreien Lebenswandel au^irezeichnet haben, hat 
den Zweck, ins Klare zu stellen, dass die bisherige practische Laufbahn 
zu einer festeren Begründung der theoretischen Kenntnisse, zu einer specielle- 
ren Bekanntschaft mit den Gesetsen und Einrichtungen des Henogtiiums 
und zur Erlangung* einer grösseren Gewandtheit in Beziehung auf die 
Lösung practiscber Aufgraben, namentlich in den vorkommenden Arbeiten 
des Berufes, benutzt worden ist. 

Nach diesem Gesichtspuncte sind die Gegenstände, in welchen die «weite 
Prüfung theils schriftlich, theils mündlich voigenommen wird, zu wählen. 

Will ein Caudidat der Heilkunde oder eines andern technischen Faches, 
einen Theil der zweijäJirigen Periode zum Besuche auswärtiger bewährter 
Anstalten benutzen, so hat derselbe unter specieller Bezeichnung der be- 
treffenden Anstalt l)ei Herzoglicher Landesregierung um Erlaubniss hierzu 
nachzusuchen. Wird diese ertheilt, so soll dem Candidaten der Aufenthalt 
auf einer solchen Anstalt, wenn er sich über dessen zweckmässige Benutzung 
ausweiset, in Anrechnung gebracht werden. 

§. 19. 

Die Bestimmung wegen Erstehung der practischen Prüfung findet auch 
auf die bereits Geprüften und als Accessisten (Collaboratoren) in den be- 
treffenden Yerwaltungszweigen Angestellten, welche im Laufe des Jahres 18i4 
unter die Zahl da* geprüften Candidatra aufgenommen worden sind, An- 
wendung. 

III. Zeit und Ort Die theoretischen sowohl, als die practischen Concurs- 

Jep Toriithme der prüfungen werden in Wiesbaden zu bestimmten Zeiten und 
Piüftiiige«. zwar in den Rechts- und übrigen Staatswissenschaften vor- 
läufig jährlich zweimal, in den übrigen Fäehon in der 
Regel jährli(;h einmal abg^ehalten. 
Die Prüfung in den Rechts- und übrigen Staatswissenschaften wird in 
den Monaten Mai und October, die Prflf^g in der Berg- und Bauwissen- 
schaft im Monat Februar, die Prüfung in der Philologie, in der Heil- 
kunde und in der Forstwissenschaft im Monat Ootober eines jeden Jahres 
statthnden. 

Sollte in einzelnen Fällen ein anderer Zeitpunot fär passend erachtet 
werden, so wird dieses Mhaeitig im allgemeineii liatelligensblait bekannt 
gemacht. 
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§. 21. 

Diejenigen, welche zu einer dieser Prnftirjp'f'n zugelassen werden wollen, 
haben sich dazu, bei Vermeidung" der Zurückweisung- zu einem späteren 
Prüfungsconcurse, vier Wochen vor dem Beginnen des Monats, in welchem 
die "Mtoüg DAch §. 20 dieter Yerordmuag itattfiadet» in emer mit den et- 
forderlichen Zeugnissen Tenehenen VorBteUung bei dem Heraoglich«! Staats- 
nunisterinm m melden. 

§. 22. 

lY. Yetrahrea Anmeldungen werden von Herzoglichem Staftts- 

bd Yornahme dt» Ministerium, und zwar diejenigen zur Prüfung in den Rechts- 
PrifiiBgea. xLnd übrig^en Staats Wissenschaften an dm Dir^ctor der Prü- 
fungscommission erster Abtheiluug, die Anmeldungen zur 
Prüfung in den übrigen im §. 20 genannten Fächern aber an das Präsidium 
Herzoglicher Landesregierung znr Mittheilung an die Dirigenten der be- 
treflfenden Commissionen der zweitf n Vbtheilung, abgegeben. 

Der Director der betreffenden i^rüfungscommission hat hierauf di(> Mit- 
glieder derselben zu einer Sitzung zu versammeln, in welcher die rruiungs- 
so^baat nach eoUegializcher Berathnng darüber festgezetet werden. 

Es ist hierbei die Wahl der Aufgaben, der Zahl and dem Inhalte nach, 
80 zu treffen, dass auf die HchriftH(^hp Prüfung im Ganzen der Regel nach 
bei den ersten (theoretischen) Prüf ungen vierzehn Tage bis drei Wochen, 
bei den zweiten ^actizcben) Prüfungen zehn bis vierzehn Tage verwendet 
werden. 

Die Aufgaben sind im AI k'-em einen so zu stellen y dasa an jedem Vor> 
mit tage resp. Nachmittage iiiiue zu beantworten ist. 

Sodann werden die Candidaten, welche sich gemeldet haben, von dem 
Director der Commission znr Prüfling auf den Tag, an welchem dieselbe 
beginnen soll, einberufen. 

Sollte ein Candidnt. welclier sich zur Prüfung gemeldet hat, ohne sein 
Verschulden durch Krankheit oder ein sonstiges Hindemiss von der Theil- 
nabme an der Coneursprüfung abgehalten weiden, so kann ausnahmsweise 
eine besondere Prüfung desselben stattfinden. Es ist jedoch dazu jedesmal 
die Ermächtigung Herzoglichen Staatsministeriums! erforderlich, welche nur 
dann ertheilt werden wird, wenn vollständig nachgewiesen ist, dass durch- 
aus triftige ffindemisse der TheOnahme des Candidaten an der betrefFendra 
Coneursprüfung entgegen gestanden hab^ und dass die Verweisung des- 
selben zu dem nächstfolgenden PrüfungsconcuTSC mit überwiegenden Nach« 
tbeilen für ihn verbunden, sein würde. 

§. 23. 

Die schriftlichen Prüfungsaufgaben sollen für alle zu gleicher Zeit zum 

£xamen Einberufenen in der "Regel dieselben sein. 

Die Candidaten werden zum Zweck der schriftlichen Pnifung in Einem 
Locale versammelt, sie haben daselbst unter ständiger Aufsicht zu arbeiten 
und jede Aufgabe innerhalb der bestimmten, ihnen bei doren Mittheilung 
bezeichneten Frist zu fertigen, so dass ihnen erst nach eingesammelten Aus- 
arbeitungen über die frühere Aufgabe eine weitere mitgetheilt wird. 

§. 24 

Die mfmdlichen Prfifimgen werden Yon der Commission, welche zu dem 

Ende von dem Director derselben wieder zu versammeln ist, in der Weise 
abgehalten, dass jedesmal einige Candidaten, jedoch in der Regel nicht mehr 
als vier, zusammen geprüft werden. 

Nach dem Abtreten der zugleich vorgerufenen Candidaten ist das 
Ergebniss der mfkndlichen Prüfung eines Jeden derselben von der Commission 
zu becnit achten und in für jeden G^wüfteii besonders an&ustellende Pro* 
tocoUe kurz niedersulegen. 
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§. 26. 

T, Classification Ttw ficlmftlirhcn Arbeiten werden ani Schlüsse eines jeden 
der TagTs von dorn die Aufsicht Führenden an den Director 

GandidttM. (j^r Commission befördert, welcher solche demnächst unter 
die GoinmiBflioiUdnitgliedtr gar Gensnr Tertiieilt. 
Dieie Distribution wird nach den venehiedenen Disoiplinen, worin exa- 
minirt worden, nicht aber nach der Person der Candidaten, vorg-enommen, 
80 dass also jedenfalls sämmtliche Ausarbeitungen über £iue Aufgabe 
auch einem nnd demselben IGtgliede der CommisBion rar Benft1i«Uung 
xngehen. 

Jedes CoTnmiRsionsmitglied hat alsdann in einem schriftlichen Vortrage 
rücksichtlich jeder Aufgabe, deren Bearbeitungen ihm zugetheilt worden 
sind, die letzteren zu begutachten, insbesondere sein Urtheü darüber aus- 
msprechen, welolie denelben als voreiiglicliy welolie als gnt, oder nur 
als genüf^'^cnd, und welche als misslungen zu bezeichnen und in welcher 
Reihenfolge die einzelnen Ansarbeituugen nach dem Grade ihres inneren 
Gehaltes zu lociren seien. 

§. 26. 

fTadb beendigter schriftlicher nnd mOndUcher !Früfung ist ans sSrnmi« 
liehen einzelnen Vorträgen über die Bearbeitungen der schriftlichen Auf- 
gaben, unter gleichzeitiger Beriicksichtijcrung der über das Resultat der 
mündlichen Prüfung aufgenommenen Protocolle, von dem Director der 
Gomnusrion, oder einem anderen dmreh ihn damit beauftragten Hitgliede 
derselben, ein General Vortrag über das Besnltat der ganzen Concursprfifung 
auszuarbeiten und in einer zu diesem Zweck anzuordnenden Sitzung der 
Commission zu erstatten, worauf nach stattgehabter Discusaiou von der 
versammelten Prüfungscommission über die zu begutachtende Aufnahme 
oder Zuräohweisnng der einzelnen Ezaminirten nnd über die ihnen nach 
Ansicht der Commission zu ertheüende Receptionsnote nach Stimmenmehrheit 
der Beschluss zu fassen ist. 

Nach Massgabe dieses Beschlusses ist hiemächst gutachtlicher Bericht, 
nnd zwar von der Prüfungs commission erster Abtheilung an Herzogliches 
Staatsministerium, von den verschiedenen Prüfbngsconimissioneii der zweiten 
Abtheihmg aber an Heryiosfliche LandesrefriernTig und von dieser weitere 
Vorlage an Herzogliches Staatsministerium zu erstatten, welches sodann 
die Decrete über die Reception oder Zurückweisung der Geprüften «rtheOt 
und die Bekanntmachung Derjenigen, welche in d^ Prüfung' bestanden 
haben, im Verordnungsblatt vcafügt. 

§. 27. 

Dr-v Gc-brauch von Büchern und anderen Hülf^^miffpln. in-owrit nicht im 
Einzelnen eine ausdrückliche Ausnahme von der Prülüngscommission ge- 
macht wird, ist den Prüfungscandidaten strenge untersagt. 

Ein Candidat, welcher sich dar Uebertretnng dieses Verbots schnldig 
macht, wird, wenn dieselbe im Laufe der Prüfung zur Anzeige kommt, 
von der ferneren Theilnahme an der im Gan^^e befindlichen Concursprtifung 
ausgeschlossen. Wird dessen Gontravention erst später entdeckt, so ist der 
etwa über die An&ahme desselben nnter die Zahl der Redpirten erfolgte 
Beschluss wieder surückzanehmen. 

Wiesbaden, den 20. Januar 1845. 

Herzogliches Staatsministerium. 
Flrellierr nom Dnngeni. 

vdt. Stein. 
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A. Aus der Gesetzsammlung fär das Herzogthum 
Altenburg. Jahrgang 1831. Nr. 19. S. 219 ff. 

Höchste Verordnung, dass dicjonigon, welche sirh als Thoolo^^en, 
Juristen und Mediciner zum Candidatcnexamen melden , zu 
diesem Examen nur dann zugelassen werden dürfen , wenn 
sie durch hinreichende Zeugnisse darzutiuin vermögen, dass 
sie ausser den GoUegien in dem Unterrichtsgebiete der be- 
treffenden Pacultfit, audi die Yomehmsten, allgemein wissen- 
schaftlichen Lehrvorträge mit Nutzen besucht haben, vom 
24. Junius 1831. 

Friedrich, von Gottea Gnaden Herzog zu Sachsen u. b. w. 

Von mehreren Seiten ist auch Uns die Klage wiederholt worden, dass 
solche junge Mäauer, welche sich auf der Universität zu einer künftigen 
luuBittelbneii oder mittelbaren Anstellung im Staats» oder ^nhendienste 
tüchtig machen wollen, zuweilen nur die aog^annten Brodcollegien — 
d. h. die wichtigsten Vorlesungen ihres speciellen Faches — besuchen, und 
andere liaupttheile der allgeineincn Wissenschaften gänzlich hintansetzen, 
obgleich deren Vernachlässigung Einseitigkeit der Geistesbildung und Un- 
Vollkommenheit in jedem dnselnen irissenschafÜiciien Faehe war unausbleib- 
lichen Folge hat. 

Nach dem Vorgänge '^r. Konigl. Ilolieit und Liebden, des Groeislierzogs 
zu Sachsen- Weimar-Eisenach, als Mitcrhalters der GeBammtuniversität Jena, 
finden Wir Uns bierdoroh bewogen, su verordnen, wie folgt: 

§. 1. 

Ein Jeder, welcher sich als Theolog bei Unserm Consistorium , als 
Jurist bei ünserm Jnstascollegium , ah H^oiner bei Unserer Landesregie- 
rung zum Candidatenexamen meldet, darf zu diesem Examen nur dann su- 

gelassen woräfn. wenn er durch hinreichende Zeugnisse darzuthun vermag, 
dass er ausser den CoUegien in dem ünterrichisgebiet seiner Facultät — 
wobei den Tbeologie Studirenden die Besuchung der theologischen Semi- 
narien, sowie der Vorlesung über Pastoratheologie dringend empfohlen 
wird — auch die vorTirlimsten, allgemein wissenscbaftlichen Lebnrortrage 
mit Nutzen besucht habe. 

§.2. 

Unter rh>sen durch Zeugnisse zu belegenden Collcgien sollen noth- 
wcndig begriffen sein: Logik und Metaphysik, Psychologie, Geschichte der 
Philosophie. Ausserdem soll jeder Theolog über altclassische Literatur ge- 
bört, oder das philologisebe Seminar besuoht, und jeder Jurist den Lebr^ 
vertilgen über Encyclopädic der Staats- und Cameralwissenschaften bei- 
gewohnt haben. Dass Jeder auch niafhematische imd geschichtliobe 
Collegien höre, soll nicht bestimmt gefordert, nur empfohlen sein. 

§. 3. 

Den Studirenden ist es iwar überlassen, auf welobe Weise sie diese 
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allgemeiii wissouoliaftlichen Vortrige mit jenen ihres besonderen Faches 

vereinifi-en wollen, und os besteht zu dessen Erleichterung flie Einrichtung", 
dass beiderlei Arten von Collegien auf der Landesuniversität Jena nicht zu 
einerlei Stunden gehalten werden; da aber gerade gegen das Ende der 
Studienzeit die HsnptcoUegien der ehuelnen Facultäten die ganze Thätigkeit 
in Anspruch zu nehmen pflegten : so werden die Studirenden darauf hinge- 
wiesen, sog-lcich beim Beg-inne ihrer Studienzeit darauf Bedacht zu nehmen, 
und wo möglich, jedes Halbjahr des academischen Trienniums wenigstens 
Einer allgemein wiBsoMohaftUclien Yorleeiing beunwohnen. 

§. 4. 

Den Bestimmungen der §§. 1 und 2 sind alle Landeskinder nnterworfen, 
die ihr academisches Triennium seit Ostern d. J. begonnen haben oder 
künflag beginnen werden. 

Diejenigen, welche schon länger als seit Ostern 1831 auf der Universität 
verweilen, haben darzuthun, dass sie wenigstens von Michaelis d. J. an 
obigen Vorschriften nach Kräften entsprochen haben. Die Zeugnisse hier- 
über sind kinitig jedesmal den Ansuenerssobreiben om Znlaaenng an den 
Staatsprüfungen beizulegen, and die LandescoUegien werden auf die ESrfol- 
lung der gegebenen Yorsohriftoi mit Emst wachen. 

§. R 

Ein ünivandt&teetadinm von drei Jahren (von denen in der Begel swei 
Jahre auf der Landeauniversxtät Jena zuzubringen sind), soll anoh femer 
als genüg' Tid angesehen und ^e längere Studienzeit aif Bedingung beim 
Candidatenexamen nicht betrachtet werden. Aber bei dem erweiterten Um- 
fange von gründlichen Kenntnissen, welche die Zeit gebietet und deren 
Anforderung in anderen Staaten, deshalb auch in Unsem Landen, nothwendig 
geworden ist, wird jedem Studirenden angerathen, dass er, — wo nur 
möglich, — seine academischen Studien auf vier Jahre ausdehne, und wenn 
er solches zu thun nicht vermag, so wird ihm als Pflicht nachdrücklichst 
eingeschärft, dass et den Blangel dureh verdoppelte Anstrengung seiner 
Ktitte und durch eine recht zv r krnässige Einth^ung der ihm gegebmen 
Jahre zu ersetzen, und dadurch «rleichzeitig den jp^oreehten Erwartungen 
seiner Eljtern und Angehongcn , sowie des Staates bestens zu entsprechen 
suche. Ein minder als dre^ähriger Anfenthalt auf der Akademie darf bei 
später befundene Untüohtigkdt nie als Entsdiuldigangsgmnd angenommen 
werden. 

Urkundlich hal>"Ti Wir diese gesetzliche Verordnung — nach welcher 
die LandescoUegien noch besonders angewiesen worden sind — eigenhändig 
vollzogen und zu publichw befohlen. 

Altenburg, den 24. Junius 1831. 

(L. S.) Friedrich, 

Hersog su Sachsen. 

E. V. Bnmi. 
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B. Aus der Gesetzsammlung für das Herzogthum Alten- 
barg. Jahrgang 1846. St. lY. Nr. 17. S. 03 ff. 

Regulativ über die Bedingungen der Beföhigung zum Staatsdienst 
im Justizfache vom 9. Juni 1846. 

Wir Joseph, von Gottes Gnaden IJtr/ rg- zu Sachsen u. s. w. 

Wir finden uns licwop'en, üLer die Bedingungen der PpfähigTing zum 
unmittelbaren oder mittelbaren öffentlichen Dienst im Fache der Justiz 
Nachstehendes zu verordnen: 

§. 1. 

Diejenigen Reell täcandidaten , welche in Unsemi Herzogthume derein- 
ttige Anstelliuig als uxunittelbare dffentli<^e Dienor ün JuBtizfaebe erstreben, 

oder einst zur Ansübimg juristischer Praxis im unmittelbaren öffentlichen 
Dienste als Commnnal- oder Patrimonial-Gericht«l»efimteto '). als Advocaten 
oder Notare autorisirt zu werden wünschen, haben sich bei ünserra Justiz- 
coUegium ^) eiiier Prüfung ihrer juristizcheii Keimtmsse und Fähigkeit^ sn 
unterwerfen* 

§. 2. 

Diese Prüfung wird in zwei Al)Pchmtten, zunächst durch geforderte 
Beantwortung gewisser, den gedachten Rechtsoandidaten schriftlich und 
miindlicb gestellter Fragen (das Examen) imd hierauf, nach mindeztens ein- 
jährigem Zeitverlauf, durch BeurtheUnng einiger von ihnen zu fertigender 
Probesehriften (Specimina) TOigenommen , sodann aber das Hauptergebnisz 
der Prüfung festgestellt. 

§. 3. 

Das nurgedachte Examen wird im Juni und December jeden Jahres» 
und zwar mit allen Rechtacandidaten, welche zieh zeitig (§. 4) daza gemeldet 

haben, zugleich gehalten. Sollte jedoch deren Anzahl so gross sem, dass 
deren Theilung rathsam erschiene , so diese und die baldige Veranstal- 
tung eines besonderen Examen mit devi bei dem ersten Prüfungsacte nicht 
zagelazzenen Aspiranten gestattet 

Jeder Reohtzcandidat, welcher zu dem vorerwähnten Frühjahrs- oder 

Herbstexamen zugelassen zu werden wünscht, hat da? diesfallsige, mit den 
nöthigen Bescheinigungen (§. 5) versehene Anmeldungsschreiben für ersteres 
spätestens am 15. Mai, für letzteres spätestens am 15. November bei ünsenn 
Landes -JustizcoUegiiim einzureichen. 

Eine hiemach verspätete Anmeldung hat die Verweisung des Ansuchen- 
den zu dem im nikbsten Halbjahr anzuberaumenden Examen zur Folge. 

§. 5. 

In dem Anmeldungssclireiben der nurgedachten Art sind glanbhaite 
Zeugnisse darüber beizufügen, dasa der Ansuchende 

a. mit Erlaubniss Unseres Consistoriums die Universität — — — — 
besueht und mindestens drei Jahre studirt, 

b. daselbst sowohl die zu einem vollständigen Cursus der Jurisprudenz 
gehdrigen, als auch die zur wissenschaftlichen Ausbildung eines Juristen 



') Die FatriBO«Mgerielite sind seil Jen«oi Hegzlaliv im 8. Altenbsrf asfgefeolten. 
Dw JsiUscoltagiiM ist J«iii is das Appdlatfonif sricM ▼«nrandslt 
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besonders dienlichen plulosophischen Collegien ifehört^ mindestens also die 
akademischen Yorlesongen ftber ') 

1) Logik, 

2) Psycholognie, 

8> Katarrecht (philot ophische Ree&tslelire), 

4) Institutionen des rdmiaohen Beehts, 

5) Paudöcton, 

6) Geschichte des römischen Bechts, 

7) Kirchenrecht^ 

8) deutsches Privatreoht, 

9) sachsisches Rechty 

10) Lehnrecht, 

11) Crimiiialreclit, 

12) Staatsrecht, 

13) Yölkerreclit, 

14) Civilprocess, gemeinen und sächsischen, 

15) Criminalprocess, 

16) Referir- und Beeretirkiinst^ 

17) gerichtliche Medicin und 

18) Encyclopädie der Staats- und Cameralwisseusohaften oder Kational- 
oder Staatswirthschaft 

besuelit und 

0. bierböi hinlänglichen Fleiss bewiesen, auch sonst sn erheblichem 
Tadel seines Betragens keinen Anlass gegeben habe. 

Mangelt etwas an diesen Erfordeniissen , so ist der Ansuchende zum 
Examen nicht zuzulassen, wofern nicht von Uub dieserhalb ausdrücklich 
Dispensation ertheüt worden ist. 

§. 6. 

Ist der Inhalt der üLorreichten Anmeldungsschreiben und Zeugnisse 
genügend erschienen, so werden die Ansuchenden insgesammt von ünserm 
Landes-JustizcoUegium auf einen bestimmten Tag im Mai oder November 
za schriftlicher Beantwortung Torzulegender Fragen, und auf andere Tage 
zur mfindliohen Prüfung vorgeladen. 

§.7. 

Die den Rechtscandidaten theils in lateinischer, theils in deutscher 
Sprache vorzulegenden schriftlichen und mündlichen Fragen sind zunächst 
und nothwendig aus dem Gebiete des römischen und deutschen Privatrechts, 
des Crimxnalrechts , Lehnrechts und des Ci'vil- und Oriminalprocesses , ans- 
hülflich und abwechselnd auch aus dem Bereiche der Rechtsgeschichte, des 
Staat«;- und Kirchenrechts nach der Wahl der Früiungscommissarien (§. 10) 
zu entlehnen* 

Bei den schriftlichen Fragen ist auch auf die Auslegung einzelner 
Stellen der römischen Ctosetzbücher Bficksicht zu nehmen. 

§. 8. 

Die Beantwortung der schriftlichen suecessir vonulegenden Fragen, 
deren Zahl mindestens auf 15 bestimmt wird, ist von dem Examinanden 

in einem geeigneten Local der Justizcanzlei in 4 Vormittags- und 2 Nach- 
mittagsstunden unter fortwährender Aufsicht eines Canzleibcamten in der- 
selben Spraclf , worin die Frage gestellt ist, zu bewirken. Als Hulfsmittel 



>) I»«miuich brauche« die in f. 2 der Tcmdmuif v«hii 34. Juni 1831 geforderteo Vor- 
lesmgen ttber Metaphysik and GesekMite ier nttoMpMe Mi mehr alt fdlStle mchfewieseR 
se wsrdea. Y*f«i, §. 91 disM Aafulito. 
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wenden liiebei nur das Corpus juris civilis und ein lateinisch -deutsches, 
Bow-ic ein deutsch-lateinisches Wörterbuch gestattet, wovon einij?e Exemplare 
zur Benutzung bereit gehalten werden. Besprechung und Hüifleistung der 
Examinanden nntereinoiLd^i üngleichen etwaige Benutzimg xnitgebraohioir 
8ofarii%licher Aufzeichnungen darf nicht Statt finden. Die schriftlichen Ant- 
worten der Examinanden werden sofort zur Einsichtnahme unter den s&tnmt' 
lieben Mitgliedern Unseres Justizcollegiums in Umlauf gesetzt. 

§• 

Die mundliche Prüfung- \vird an den nächsten oder kurz darauf fol- 
genden zwei Tagen m je zwei Vormittagsstunden in einem geeigneten Local 
dieses CoUeginms Ton den Pröfiu^oominissarien (§. 10) vorgenommen. 
Sind der Examinanden nur zwei, po gfenü,£?"en vier Vormittaj^sstunden Eines 
Tages. Alle Mitglieder des nur gedachten Colleg^iums können, soweit sie 
nicht legal entschuldigt, dieser Prüfung beiwohnen. 

Die mündliclien ibutworien der Examinanden werden von einem Pro- 
tocollfnhrer sofort au^xeiclmei. 

§. 10. 

Zur Yorbereitiiaif und besondem Leitung des Examen werden jedes- 
mal zwei Mitglieder Unseres Landes-Jusfizcolleg'iumM als Commissarien er- 
nannt, welche die schriftlichen Fragen zu entwerfen und die mündlichen 
zu stellen, auch den Werth der Antworten zunächst zu begutachten haben. 
Die OottffiiBsaTien haben sich über den Wechsel ihrer EVagstellnngen an 
vereinigen, doch wird Beider ununterbrochme Gf^nwart den ganaen mflnd« 
liehen Examen hindurch erfordert. 

§. U. 

Das Er;2febniss dps Examen wird nicht rhirch Ertheikmg specieller Cen- 
suren, sondern durch den Ausspruch, das» der geprüfte Bechtscandidat 
zum Anditoriat beföhigt und ansulassen, oder dass er aur&cfcraweisen sd, 
festgestellt. 

§. 12. 

Dieser Ausspruch erfolgt nach genommener Einsicht der schriftHch^ 
Antworten (§. 8) durch Plenarbeschluss Unseres Justizcollegiums , wenn es 
irgend thunlich, innerhalb der nächsten, auf die mündliche Prüfung folgen- 
den acht, spätestens vierzehn Tage, und wird den Examinanden durch 
sohxiftiiche Zufertigung bekannt gemacht. 

§. 13. 

Dajenige Examinand, welcher anrnckgrewiesen worden ist, kann sich, 

narh prwci^slich erstrebter Vermehrung und Befestigung seiner Rechts- 
keuutnisse, zum nächsten hall^ährigen oder einem späteren Examen wieder 
anmelden. 

§. 14. 

Wer dagegen das Zcugniss der Befähigung (§. 11) erhalten hat, wird 
dadurch berechtigt, venrachsweise im praktischen Geschäftsleben thätig mit- 
zuwirken und zu diesem Behuf seine alsbaldige Zuweisung an eine mit der 
Justizverwaltung ausschliesslich oder theilweise beschäftigte Unterbehörde 
als Hülfsarbeiter (Auditor) auszuwirken. 

§. 15. 

Ein solcher mit günstigem Erfolg examinirter Rechtscandidat kann 
daher hei Unserm JnstiaDoUegium auf eine derartige Zuweisung antragen, 
und bei der hieranf von diesem im EinverständnitoB mit Unserer Landes- 
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regierung bezeichneten ünterbehörde zu den Acten derselben verpflichtet, 
auch zum Protocolliren in Civil- und Criminalsaohen (besiehiuigBwdiBe nach 
der Vorschrift im §. 8 des Nebene^esotzes B zum Oriminalgesetzbache), wie- 
wohl stets unter Aufsicht und Mitwirkung eines Beamteten, verwendet, so- 
wie mit Concipir- und andern Arbeiten unter amtlicher Controle beschäf- 
tigt werden. 

Anf die AnsAbnng yon Notariatsbefognissen bat er dagegen noch niohi 

Anspruch zu machen. 

Ueber die etwaige Versetzung eines solchen Auditors an eine andere 
Behörde wird von den beiden nnrgenannten Landescollegien gemeinschaft- 
lich Beiohlnss ge&SBt. 

§. 16. 

Bei der amtlichen Verwendung der Auditoren ist während des ersten 

Jahrrf hilUge Rücksicht darn.nf -n nehmen, dass ihr Privatfleiss , welchen 
Hie vorzuß'SNveif^^* der Repetiruug ihrer practischen Hechtsstudien unr! dem 
Studium der Laudesgesetze zu widmen haben, nicht zu sehr beschrankt, 
woU aber durch gestattete Einsicht interessanter Prooessacten unt^tfitat 
verde« 

§. 17. 

Wenn ein Auditor als solcher mindestens Ein Jahr lang ohne erheb- 
liche Unterbrechungen fungirt hat, so kann er bei TJnserm Justizcollegium 
um Zulassung zur Fertigung der schriftlichen Probearbeiten (Specinuna) 
mit Erfolg nachsuchen. 

§. 18. 

Diese Probearbeiten bestehen in der Fertigung 

1) einer Relation nebst UrtheÜ tlber eine im Ordinarproeess verhandelto, 
durch förmliche Beweisführung cur Entscheidung Torbereitete GiTil- 

rechtssache; 

2) einer Kelation nebst Urtheil über eine nach geführter Vertheidigung 
zum Spruch reif Torliegende Crhninalsache, und 

3) einer Klage — oder andern wesentlichen pE<>cess«chrift nach gegebenen 

Materialien, nTj'^ r mich in der Lösung einer Aufgabe der Decretirkunst, 
wie solche in den academischen unter dem Namen ,,rroce88practicam" 
bekannten Uebungscollegien gestellt zu werden pflegen. 

§. 19. 

Binnen vier Monaten von dem Tage an, wo von Unserm Justizcolle- 
gium einem Auditor auf sein vorgedachtes Ansuchen (§. 17) die erforder- 
Hchen Acten und Materialien cur Fertigung sehier Probeeohriften lugestellt 
worden sind, hat er letztere zu vollenden, wenigstens eine davon sdbst zu 
mundiren, und sämmtliohe jedenfalls eigenhändig unterzeichneten Reinschrif- 
ten bei Unserm Landes-Justizcollegium zu überreichen. 

Wahrend dieser viermonatlichen Frist ist er auf Ansuchen von den Ob- 
Uegenheitm des Auditoriats zu dispensiren. Eine Verlängwong derselben 
kann von dem gedachten Collegium nur aus triftigen Gründen auf diesfall- 
siges zeitiges Ansuchen bewilligt werden. 

§. 20. 

Nach Einreichung der Probeschriften hat deren Unterzeichner in der 
Canzlei Unseres Landes-Justizcollegiums, wohin er kürzlich vorzubescheiden 
ist, an Eidesstatt feierlich zu versichern, dass er diese Probeschriften allein, 
ohne diesfallsige Rathdnholung bei Andern und ohne andwe, als die in 
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den Geeetaen und in der juristiBclien literatar TorJiegenden Hnlfsmittel, ge« 
fertigt liAbe. 

Siodann werden ihm moliroro aus dem Inhalte der wichtigsten sclbst- 
gtändigen Landesgesetze entlehnte schriftliche Fragen vorgelegt, welche er 
im Laufe von vier YonnittagBstunden nach Massgabe des §. 8 schriftlich 
sn beantworten hat. 

§. 21. 

Wenn dies geschehen ist, so werden die beeidigten ProbeBohriften und 

die schriftlichen Antworten auf vorerwähnte Fragen «wei ICtgliedem Un- 
seres Justizcollegiums , als Referent und Correferent zur Prüfung überwie- 
sen, und es haben dieselben nach deren Erfolg ein motivirtes Urtheil über 
den Werth jener Probearbciteu und Beantwortungen gemeinschaftlich abzu- 
geben, dabei auch die zulässigen vier Censuren 

1) ausgezeichnet, 2) gut, 8) ziemlich gut, 4) genügend 
in's Äuge zu fassen. 

Erachten sie jede Arbeit und die Gesammtheit der schriftlichen Ant- 
worten fttr wardig, mit einer dieser Censuren beseichuet zu werden, so 
haben sie nicht nur die ihnen angemessen erscheinende Censur fwr jede 
Probeschrift und Beantwortung in Vorschlag zn bringen, sondern auch zu- 
gleich das Ergebniss der vorausgegangenen mündlichen Prüfung (§. 11) in 
Erwägung zu ziehen und hiemacb gutechtlich zu bemessen, welche Haupt- 
censur für beide Prüfungsacte nach den vorgedachten vier Abstufüngen» 
welche für einzelne Tlieile der Prüfuugsleistungen verschieden bemessen 
werden können, — zu ertheilen sein möchte* 

§. 22. 

lieber diese gutachtlichen Vorschläge wird von den übiigen Mitgliedern 
Unseres Justizcollegiums schriftlich abgestimmt und hiernarh ein Plenar- 
beschluss über die dem Examinirten innerhalb der vorgedachten vier Ab- 
ztoftingen au erthdlende Hauptcensur gefasst, welche demselben sodann 
durch schriftliohe Zufertigung bekannt gemacht wird. 

§. 23. 

Finden aber die beiden nach §, 21 mit der Prüfung der Probeschriften 
und schrifkUchen Beantwortungen zunichst beauftragten GoUegienglieder 
eine oder die andere derselben so wenig gelungen, dass ihr nicht einmal 
die vierte Censur beizulegen wäre, so wird das diesfallsige ungünstige Gut- 
achten ebenfalls zur schnftlichen Abstimmung der übrigen GoUegienglieder 
befördert und hierauf durch Plauvbeschluss bestimmt, ob eine oder die 
andere und welche Probeschrift od«r Beantwortung als gänzlich misslungen 
und unzulässig zu bezeichnen sei Bei der Bekanntmachung des eine solche 
Zurückweisung aussprechenden Beschlusses wird dem Examinirten nachge- 
lassen, um die Gestattung der Füglichkeit zur Fertigung anderer Probeschrif- 
ten oder Beantwortungen anstatt der zurftckgewiesenen, anzusuchen. 

Geschieht dies, so wird demselben von ünscrm Landes-Justizcollegiura 
bei AnRliändigung der nöthigen Acten oder Materialien eine besondere 
Frist zur iunreichuug der neuen Probeschriften oder ein Tag zur schrift- 
lichen Beantwortung anderweit vorzulebender Fragen beattant» und sonst» 
wie rücksichtlich der erstmaligen Fertigung jener oder der Beantwortung 
schriftlicher Fragen in §§. 18—20 vorgeschrieben worden, verfahren. 

Jedenfalls wird aber nicht eher, als bis sämmtliche Probeschriften, be- 
ziehungsweise die Beantwortung für zulässig erachtet worden sind, zur Er- 
theflung einer Hauptcensur vecschritten. 



Digitized by Google 



286 



Deutsche Studien- und Examenordnungen. 



Wer eine der obgedaehtcn vier Hauptcensuren zuerkannt erhalten, hAt 
▼im dieser Zeit an noch Ein Jahr lang als Auditor bei einer mit Verwal- 
tung" der Justiz aassclilicsslich oder theilweise beschäftig-ten Unter- oder 
Oberbehorde (oder auch in der letzten Hälfte dieses Jahres hei einer 
ausschliesslich mit PoiizeivcrwaHung und Administrativjustiz beschäftigten 
Unterbehörde oder bei der Gaazlei eines LandescollegiumB) zu fongiren, be- 
vor über seine Befähigung «im Eintritt in den tmmittelbwen oder mittel- 
baren Staatsdienst Entschliessung gefasst wird. 

Während dieses Jahres kann er zu den in §. 15 erwähnten Arbeiten 
eben&lls yerwendet, imd nach dem Ermessen des Dirigenten d«r Behörde, 
ba welcher er fungirt, von der dort angeordneten Aufsicht imd HitwirkungT 
einep T?famteten mehr oder %veniger entbunden werden. 

Daneben ist ihm thunlichst zu g-estatten, dass er hei sich darbietender 
Gelegenheit, unter der Leitung und Veitretung eines bereits geübten Sach- 
waltern adTOcatorisohe Arbeiten zu seiner TJebung anfertige.. 

§. 25. 

Beim Ablauf des vorgedachten Jahres kaun ein solcher Auditor bei Un- 
seim JustizcoUegium um Schlussfassung über seine QuaUhcation fär den 
öffentlichen Jastizdienst nachsuchen und dabei zugleich Proben der Ton ihm 
etwa gefertigten sachwalterischcn Arbeiten vorlegen. 

Von gedachtem Collegium wird hierauf durch Erkundigung hei den 
Behörden, wo der Ansuchende als Auditor fungirt hat, uud durch l'rüfung 
eingesendeter Auditorenarbeiten ermittelt, ob ersterer sich himreichtode 
practische Befähigung angeeignet, und ausserdem zu erheblichem Tadel sei- 
nes Betragens keinen Anlass gegeben habe. 

§. 26. 

IStgiebt sicli hierbei ein befriedigendes Besultai, so wird dem Ansuchen- 
den, falls derselbe die ernte, zweite oder dritte Hauptcensnr erhalten hat, 

ein Zengniss darüber aui^gefertigt, dass er 

a) zum Bichteramte, b) zur Anwaltschaft, c) zum Notariat und 
d) zur Function als Actnar oder Ganzleibeamter 

im öffentlichen Justizdienst qualificirt sei. 

Ist aber dem Ansuchenden blüs die vierte Hauptcensnr ertheilt worden, 
so erhält er in dem auszufertigenden Zeugniss bloss die Qualihcation sub 
c) und d) und kann auf die Zulassung zum Kichteramte und zur Anwalt- 
sohafb so lange nicht Anspruch machen, bis er unter Nachweisung einer 
sich angeeigneten völlig befriedigenden practischen Ausbildung, hierunter 
ausdrückliche Dispensation bei Uns ausgewirkt oder sich einer neuen von 
der Fertigung anderweiter Pro beschriften (§. 19 ff.) anhebenden i'riUung mit 
besaerm Erfolg unterworfen hat. 

§.27. 

Wenn das Ergebniss der in §. 25 erwähnten Ermittelung dem An- 
snohenden nicht gfinst^g ist, so kann demsdboi das voi^pedachte Qualifica- 
tionsattestat verweigert und derselbe zur Fortsetzung des Auditoriats, so- 
wie zur Erneuerung seines Gesuches nach Ablauf einer bestimmten Zdt 
angewiesen werden. 

§. 28. 

Wer ein Qualificationszeugniss (§. 26) erhalten hst, kaiDi bei Unsenn 
JustizcoUegium um sofortige Verpflichtung und Immati-iuuln-ung als Notar 
mit Erfolg nachsuchen. 
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Die nachmtuoheade TerpAiclitiiiig ak Saohwalter kaon ebenfalls so* 
fort erfolgen, inaofem nicht die gesehloBsene Zahl der Sachwalter er- 

faiit i t 

Die V^erpflichtung als Richter, Actuar oder Canzleibeamteter ist dagegen 
natBiciich von der Berafiing eines diesfalls qnalifioirten Juristen an einer der- 
artigen Ftenotion abhfogig. 

§. 39. 

Wird eine solche Terpflichtung för den öffentUohen Dienst im Justiz* 
fache erat nach Ahlauf eines Jahres oder eines noch längeren Zeitraumes 
nach Ausstellung' dfis Qualificationszeupfnisses nachgesucht, so hat der An- 
suchende nachzuweisen, dass er sich in dieser Zwischenzeit fortwährend mit 
juristischen Arbeiten beschäftigt habe. 

§. 30. 

Bei gleichzeitiger Bewerbung Mehrerer um die Immatriculirung als 
Sachwalter ist, wenn eine Auswahl unter den Bewerbern nöthig wird, nicht 
auf das frühere Datum des QualificationssOTgniBses , sondern nur auf die 
grössere Auszeichnung in Fähigkeit practischer Branchbarkeit und gutem 
YerhiJten entscheidendes Gewicht au legen. 

§.81. 

Alle bisher in Kraft gewesenen Anordnungen und Vorscfariiten, welche 

von den in gt»gfenwärtigem Rogiilative enflialtenen abweichen und mit letz- 
terem nicht iu Einklang gebracht werden können, sind fär aufgehoben zu 
achten. 

§. 32. 

Gegenwärtiges Regulativ tritt mit dem Tage seiner Bekanntmachung 
durch die Geaetasammiung in Kraft. 

bdeasen leidet dasselbe auf diejenigen Kecht^^candidatem, wdche 
an diesem Tage >irreit8 ihrf Probeschriften abgeliefert haben ndor noch 
im Besitze der ihnen zum Behuf deren Ausarbeitung vorgelegten Acten 
sich befinden und die Probeschriften vor Ablauf von vier Monaten, von 
gedachtem Tage an gerechnet, einreichen, — keine Anwendung, voraus* 
gesetzt , dasB die eingereichten Probeschriften wenigtens zum grössten 
Theil für zulässig erachtet werden, und es bewendet hinsichtlich der 
Prüfung solcher Rechtscandidaten und ihrer Zulassung zum öffentlichen 
Dienst im Justizfache allenthalben Im der bisherigen Einrichtung. 

Natürlich steht es ihnmi ab«r frei, anf diese zu ihren Gunsten getrof- 
fene Ausnahmebestimmung sn Tenichten und sich obigen Vorschriften au 
unterwerfen. 

Urkundlich haben Wir gegenwärtiges Regulativ Höchsteigenhändig voll- 
zogen und gegeben zu 

Hummeishain, den 9. Juni 1846. 

Joseph, H. z. S. 

(L. 3.) Y. WAstemann. Hermann. 
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Aus der gemeitischafti ichen Gesetzsammlung filr die 
Herzogthümer Coburg und Gotha. Nr* 83. & 803 fg. 

Gesetz, die Befähigung zum Staatsdienst betreffend. Vom 24. April 
1860. Pubficirt und ausgegeben mit dem 106. Stuck des 
Regierungsblattes, den 5. Mai 1860. 

Wir Ernst, Herzojr zu Sachs* n Coburg und Gotha, Jülich. Cleve und BergT, 
auch Eugern und Westplialeii, Landgraf in Thüringen, Mark^j-raf 7u 
Meissen, gefürsteter (xraf zu Hennebprg, Graf zu der Mark uad 
Bavensberg, Herr zu Ravenstein und Touua etc. 

haboi bradiloueii imd verordnen mit Znetimmung des gememscliaftlidi^ 
Landtaifi Unserer Hensogthämer Gobnrgf und Gotha, was folgt: 

Zur Erlangung eines Amtes, bei welchem die Anstellung durch Beeret 
zu erfolgen hat (vgl. 6 des Gesetzes über den Civilstaatsdienst — Nr. 3 
der gemeinschaftlichen Gesetzsammlung — ), ist erforderlich: 

1. die Eigenschaft als Staatsbürger, vorbehaltlich jedoch der nach §. 4 
alinea 1 des Gesetees äber den Civilstaatsdienst sagelassenen Aus- 
nähme; 

2. Volljährigkeit; 

3. Unbescholtenheit; 

4. Zengniss der vollen Befähigung auf Grund bestandener Staatsprüfung. 

§.2. 

Zu der Staatsprüfung für Beamte, welche riehterHehe Funotionen aus- 
zuüben haben, sowie für höhere Beamte der Verwaltung mit Ausschluss 

der Dienststellen, welche eine besondere Fachkenntniss erfordern, ist nur 
zuzulassen, wer das Zeugniss der Keüe zur Universität beigebracht und 
drei Jahre lang auf einer deutschen Universit&t Rechtswissensohaft studirt 
hat. Die Zulassung zu den Präfnngen für alle sonstigen Dienststellen ist 

nach näherer, im Verordnungswege zu treffender Bestimmung davon a"h- 
hängig, dass der sich Meldende mindestens ein Zeugniss der Reife zum 
Eintritt in die oberste Classe eines vollständigen (gelehrten oder Real-) 
Gymnasiums beibringt. 

§.3. 

Für die Beamten, welche richterliche Funetioncn auszuüben haben, 
erfolgt die Staatsprüfung durch das Appellationsgericht und findet in zwei 
Abtheilungen — einer theoretischen und einer practischen — Statt. Der 
Yomahme der zweiten practischen) Abtheilux^ der Prüfung hat eine prac- 
tisehe Beschäftigung bei einem Gerichte oder bei einem Anwalte voraus- 
zugehen. Die Staatsprüfung für die richterlichen Beamten befähigt zugleich 
zur Bekleidung einer hohem Stelle der Verwaltung, jedoch mit Ausschluss 
solcher Fächer der Yerwaltung, welche eine besondere Fachkemitniss 
erfordern. 

Die Befähigung zur Bekleidunpr einer höhern Stelle der Verwaltung 
wird aber auch erlangt durch das Bestehen der ersten (theoretischen) 
Abtheilung der juristischea Prüfung und einer staatswissenschaftli- 
chen Pr&fung vor einw vom Staatsministerium zu ernennenden Commission. 
Der Vornahme dieser letzteren Prüfung muss ebenfalls eine practische B«^ 
Bohäftigung, insbesondere bei einer Verwaltungsbehörde vorausgehen. 
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Die Praiuugen für alle sonstigen Dienstötellen erfolgen vor Commig- 
notuni, welche das jlifiiusteriam ernennt. 

§• 4. 

Anf Offieierei Geistliohe, Kirchendiener und Yolkeschallehrer findet 
dieeefl Geaets keine Anwendung. 

§. 5. 

Keine Anwendung finden die Bestunmungen dieses Gesetzes femer auf 
die Recht scatididaten, welchp bei dessen Publication die juristische Staats- 
prüfung in der bisher geordneten Weise und einen zweijährigen V orberei- 
tungg^enst bestanden liaben. 

Diigenig^ Bechtscandidaten , welche zur Zeit der Publication dieses 
Gesetzes zwar die juristifjohc Staatsprüfutifr in der bisher geordneten Weise, 
dag-egen noch nicht einen vollen zweijährigen Vorbereituno^sdienst bestan- 
den haben, erlangen die Befähigung zu einem Richteramte oder zu einer 
hohem Dienststelle der Verwaltung erst durch das Bestehen der zweiten 
Abtheilung der im ersten Satz des §. 3 vorgeschriebenen Staatsprüfung, 
bezüglich durch das Bestehen der staatswissenschaftlichen Prüfung. 

§.6. 

Bei Besetzung von Richttjrs teilen findet eine Dispensation von den Be- 
stimmungen dieses Gesetzes nicht ä.tatt. Auch soll bei Besetzung von 
Richterstellen von dem Rechte, Ausl&nder in den Staatsdienst zu ziehen 
(§, 4 des Gesetzes über den Civilstaatsdienst), nur in Bezug auf solche Per- 
sonen GeLrauch gemacht werden, weleho in einem deutschen Bundesstaate die 
Befähigung zu einer Richterstelh^ bereits erlaugt haben. Bei Besetzung 
von Dienststellen in der Verwaltung })leibt zwar die Dispensation von den 
Vorschriften dieses Gesetzes vorbehalten, jedoch soll von dieser Befugniss 
nur nach Anhörung des Gesammt-Ministeriums Gebrauch gemacht werden'). 

Urkundhcli ter Unserer eigenhändigen Unterschrift und ▼oigedrucktem 
Herzoglichen Siegel. 

Gotha, den 24. April 18G0. 

(L. S.) , Erost, H. z. S. C. u. G. 

V, Seebach. 



I) Bingesogeaea Erkondigangea aai begt«rQu«l(e mrolge beitebeo weitere gesetzliche odpr 
inStnwtlOBniiiiMigp Beelimmmigen iber die ErDmiernlsse Kum Bintritt in den Staatsdienst des 
ReraOftham^ Sachsen Coburg-Gotha nicht; ebensowenig Vorsi liririrn ül rt iH^ von dm Laiides- 
liindem auf Universitäten za besuchenden Collegien und über das bei den ätaatsprüfuogen m 
beobtelileade Terfahren. Das Appellationsgcricht zu Goibs forderte bitber v«b den Ca prttfea« 
den Rechtscandidatcn : 1. eine Abhandlung über eine meist von dem Examinanden fr^iiirw ihKon 
Rechtsfrage , 2. die schriftliche Beantwortung einer Anzahl gestellter Fragen unt«>r metirtagiger, 
die Benatzung juristisdier Worki' auss( hliosscndiT Clauüur; 3. eine mUndtiche Prüfang. — Die 
• laat» wis^tenscbaftliche Früfuag bestand bisher in der Vertigmig von 4 bis 6 Abband« 
imgea Aber gcgcbeae TbenMla und ia «isar niladliehan PriAuf. 



H. Cr II« ff, MeUmdalogia d. RacbU- SlaattwiMeascbaft. 19 
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XVUX HerzogtLum Saciisen-Meiningen. 



A. Aus der Sammlung der landesherrlichen Verord- 
nungen im flerzoethum Sachsen Meininsen. Jahrs. 1829. 

Nr. 5. S. 43 ff- 

Allgemeines Statut vom 21. Januar 1829 für die Befähigung zum 
Staatsdienst im Fache der Justiz. 

Wir Bernhard, von Gottes Gnaden Herzog za SacHaen^Memingen u. b.w. 

fügen hiermit zu wissen: 
Um in dem Staatsdienste und insbesondere iu dem Dienste der Justiz 
nicht nur dm bisher von den Sfeifiten zu ünserm Wohlgefallen berdt« an 
den Tag gelegten Pafer und Emst auch ferner zu unterhalten, sondern auch 
dafür zu Porofen, dass der überhandiichnuMidc ZiulrauLT jun^^-cr Lciitn zn den 
Staats ämtcrii auf das rechte Maass zurückgeführt und der Zutritt nur den 
Fähigsten eröJfnet, auch das Vorrücken von der Würdigkeit soviel als 
möglich abhängig gemacht werde n. s. w., haben Wir besehloaeen und y6r> 
ordnen himnit: 

Art. 1. 

Der Staatsdienst im J-aclie der Justiz uinf'asst: 

1. das eigentliche ilichteranit in allen seinen Zweigen vom gruud- 
hecrKchen Unterrichter an bis zum INrector den Oberlandsgerichts*); 

2. die vormundschaftliche Obrigkeit; 

3. die freiwilHjTfc (rerich tsbarkeitj 

4. das Hypotheken Wesen; 

5. die Tertretung nnd Fürsprache vor Gericht, Procuratnr und 
Advocatur. 

Art. 2. 

Zu den Justizbeamten ß-ehörcn also alle, welche als eio-entliche 
Richter in den Aemtern und grundherrlichen Gerichten, als Dirigenten, 
Käthe und Assessoren in den höheren Gerichten, als Advocaten nnd Nota> 
rien, Secretairs und Actuarien angestellt sind. Hingegen sind dazu die 
Gopisten und ran;>:Iisten, Registratoren, Sporteleinnefamer tt. s. w. nebst den 
Dienern der Gerichte nicht su rechnen. 

Art. 3. 

Wer sich zum Justizdienst meldet, muss nachweisen : 
1. dass er von der liehcirde in Hinsicht seiner classischcn Vorbereitung 
reif gefiinden worden und mit ihrer Zufriedenheit die Universitöt 
besogm hat; 

2* dass er einen vrdl ständigen Cursus der Jurisprudonz auf der Acade- 
mie gemacht, daneben aber auch Vorlesungen über Logik und Meta- 
physik, Naturrecht, Moral, Psychologie, gerichtliche Armeilainde 
und womöglich, medicinische Anthropologie gehört hat 

3. dass er eines unbescholtenen Leben? i-'f. 
Nur Vergehen entehrender Art sollen nach JBehudeu des Oberlandsgerichts 
vom Justizdienst gänzlich ausschUessen. 



>) Die grandherrlidie GcrichUbarkeil ist darcb Gesetz v. 20. März 1819 ia Sachsea-Meinin- 
gen aurgehoben. Das Ob«f1andig«richt Isl Jelxl In das Appellationsgericbt, an denen Spitxe etn 
Fräsidont sieht, ver^-indfll. 

1) Der Besuch bestimmter CoUegien braucht nicht nachgewiesen zu werden; Yerordoung 
13. JMSttf IM9 Art. 1. 



Digitized by Google 



XVUL Herzogthum äacbtsen-Memingen. 



291 



Art. 4. 

Der wirkfiehe Eintritt in den JuBtasdieiwt erfolgft nach 

Prüfung beim Oberlandsgericht. 

Die Prüfungen geschehen mündlich durch zwei von dem Director 
dazu deputirte Bäthe, in tiegenwart eines öecretärs, welcher darüber ein 
Protocoll KU föliren liat. 

Der Director und sämmtlichc TJüthe können, wenn sie wollen der Prü- 
fung beiwohnen, vnd daran, anter Bückspraohe mit den eigentlichen Exami- 
natoren, Theil nehmen. 

Die Prüfungen geschehen bei offenen Thüren und es ist Jedermann 
der Zutritt gestattet. 

Die Gegen s t an (1 0 dor Prüfunfr sind: 

Römisches Recht, Criminalrecht , deutsches Privatrecht, Lehnrecht, 
Kirchenrecht, Staatsrecht, Process und deren tieschichte. Probe- 
arbeiten werden bei dieser Pruftmg niekt gefordert, als dau die 
sehriftlicbe Uebersetznng einiger Stöcke ans dem corpus juris d^ilii 
et canonici aufgegeben wird. 
Die Sprache ist nach der Wahl der Examinatoren lateinisch oder 
deutsch. 

Art. 5. 

£s sollen drei Grade des Bestehens in dieser Prüfung gegeben werden: 
I. vorzüglich; II. gut; III. ziemlich gut; 
von welchen das weitere Vorrücken im Justizdienst abhängig ist. 

Das Oberlandsgericht soll auch den niedrigsten Qrad nicht ohne Iun<- 
reichende Ursache ertbeilm, und sich durch kein unaeitiges Mitleiden ab- 
halteTi lasf^en, unwissende und unfähige junge Leute 'Von don Eintritt in 
den Juatizdienst abzuweisen. 

Ein ganz abgewiesener kann sich nach Jahresfrist zur nochmaligen 
Prüfung melden; eine wiederholte Abweisung ist aber scheehthin unwider^ 
mfiich. 

Art. 6. 

"Wer die Prüfung bestanden hat, wird als Auditor im Justizdienst an- 
genommen und mit einem Eide belegt, welcher a) den Iluldiguiigüuid; 
b) die Verpflichtung zu getreuer Führung der Protocolle; c) den Bichtereid; 
d) das Angelöbniss des verfassungsmässigen Gehorsams [i^'i^cn die Vorge- 
Fftzten, und Verschwiegenheit in sich onthült, und hei dem Vorrücken im 
Dieiist nicht wiederholt zu werden braucht, indem der Beamte nur auf den 
bereits abgelegten Diensteid verwiesen wird. 

Art. 7. 

Der Auditor tritt in die Probejahre des Jostisdienitea euL wird 
unter Aufsicht des Oberland i^gerichts theUs bei diesem selbst, theils bei 

den üntergerichtf II beschäftigt und zwar 

1. in den ersten drei Monaten vor/ ighch in Secretairgeschältcn, zum 

Concipiren, Protocolliren, ui der Hepositur des Gerichts; 
8. in der Folgezeit können den Auditoren auch mündliche und sehrift* 
liehe Vortrage im Gericht übertragen, sie auch 

3. zum Vicariren in den Stellen der Secretaira und Actuarien nad OL 
den minderwichtigen Localcommissionen gebraucht, sowie 

4. an Anwälten und D^ensoren ex officio bestellt werden. 

Die Geschäfte snb 3 und 4 sind jedoch nur denen, wddie die ronüg* 
liohste Prüfungscensur erhalten haben, zu übertragen 

Uebrigcns müssen sich die Auditoren des überlainl^irprirlits oder der 
Untergerichte, welche sie zugetheüt sind, in allen Sitzungen einfinden, auf- 
merksam anhören und der etwaigen Aufträge des Gerichts gtmirUg manu 
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In Sachen und Ffillen» wo dem Director des Crericlits es anständig oder 
nöthig fleheint, heisst er sie abtreten. 

Art. 8. 

Der Auditor, welcher durch Fleins, Pünktlichkeit und Reehtschaifen« 
heit sich auszeichnet, ist nach einjähriger Probezeit ohne wcitoro Prüfung 
quaUficirt, im wirklirhon Dienst als Subalterne eines oberen oder unteren 
Gerichts oder einer anderen Behörde angestellt zu werden. Soll er aber in 
der Folge zum Riofateramt befördert werden, so kann dies nicht ohne die 
weiteren Präfimgen geschehen. 

Art. 0. 

Diejenigen, welche die I. nnä Tl. Censur (Art. 5) erhalten und sich in 
ihrem ersten Probejahre zur Zufriedenheit des Gerichts benommen haben, 
können sich nach Ablauf eines Jahres, die andern erst nach stwei Jahren 
von ihrer Verpfüchtung- zum Auditor zur weitem Prüfung melden. 

Diese erfolgt gleichfalls bf i I m Oberlandsgericht durch zwei deputirte 
BätLe in der oben ange^eb* ncn lorm. 

Es müssen aber vorher Probearbeiten geliefert werden: 

1. eine Relation in einem Civil process, wobei 

a) nicht bloss die Entscheidung durch sorgfältige Entwickeliing 
der Recbtssätzo begrüiulet, s-nndem auch 

b) das procesbualische Verfahren geprüft und dessen etwaige 
Hüngel nachgewiesen werden müssen; 

2. eine Crimin al- Relation oder Defension '); 

3. Entwürfe zu einigen von Arm (' Tr .num aufgegebenen wichtigen 
Handlunjren der freiwilligen (1 erichtsbarkeit. 

Die Prüfung selbst ist auf folgende Gegenstände zu richten : 

1. specielle Landesverfassung und Geschichte; 

2. particuläres Landrecht und Localatatuten ; 

3. Grundsätze über die Handlungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit. 
Diese Gegenstände müssen in der zweiten Prüfung, andere können 

nach Gutbefinden der Examinatoren vorgenommen werden. Es werden anch 
hier die drei Ct nsuren 

T. vorzüglich; 
U. gut; 

m. demlich gut 
gegeben. 

Art. 10. 

Wer diese Priifung bestanden liat, wird auf erstatteten Bericht und 
erfolgte höchste Genehmigung als Referendar angenommen und mit 
Verweisung auf den bereits abgelegten Eid eingewiesen. 

Die Heferendari^ können unter specieller Aufsicht des Directoriame 
zu allen Gescliäften des Collegiums gebraucht werden, haben jedoch im 
Oberlandesgericht keine mitzählende, sondern ein bloss consultative Stimme. 

Sie können auch zu interimistischer Verwaltung aller Stellen in den 
Untergeriohten gebraucht werden, und zwar haben sie, wenn sie dahin 
deputirt werden, die mit dieser Stelle an sich vwbundoie entschddende 
Stimine» 



)) Kacb der Verordnung v. 22. Februar 1856, die zweite juristische Prüfung betrpffond, 
SAD eine Belation aus Acten des neaeren CriminilTerMirens insoweit nicht eine öffentliche 
Terhandlung TOraasgesetzt wird^ s. B. etne Relation zum Behuf einei Erkeantnisses v. i . 
Setzung in den AnUagesland, oder eine Yertlieidigung gegen Versetzung in den AnMri^i s) u-.d, 
oder die Ausführung cinoi- Ni(iiti;;ivrit>l!rM::hwcr(lo oder GejfcnschriCt ^'i'^'i'n rin-- sijlclip, oder 
aucb eine Anklageschrifl nebst genauerer Begründung der Anklage in einem besonderen Anhange, 
snr Amlplte gasMDl werden. 
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Sie können sich aber auch nicht weigern, sich, wenn es nöthif gefunden 
fvirdf 8OW0I1I MXL SeoretMien, Aotuarien, Registratonn braiidieii» w aucli sa 
jknwftlien und Defensoren ex officio bestellen zu lasflen. 

Art. 11. 

Der Referendar ist ohne weitere Prüfung fähig zu folgondeu Stelleu 
und Aemtem: 

1. sa allen »ubaltemen Stellen in den Gerichten und anderen Behörden, 
und hat in Sachen soiiics Amtes die Rechte d»'^ Notars (fidem pnbli- 
cam), muss aber audi seine Qualifioation sciucr Unterschrift aus- 
dracklich hinnifogeu; 

2. xn den Stellen einee Patrimonialriehtert nnd Land geri cht» - 

as s P s s or s ; 

3. zu dem Amte eines Advocaten bei den Landgerichten und guts- 
herrlichen Untergerichteii '). 

Das Aufsteigen m. höheren Stellen eetst aber nothwendigerweiee eine 
dritte Prüfung voraus. 

Art. 12. 

Zu dieser dritten Prüfung kann sich nur melden, wer zwei Jahre nach 
der Anstellung als Referendar im wirklichen .Justizdienst fun<,art hat. 
Die Prüfimg selbst «rfolgt, nachdem als Probearbeiten 

1. eine Civil- und eine Cr imi n alrelation 

2. ein umfafsender Bericht über einen vom Oberlnndcsofericht be- 
stimmten, für die Landesverfassung und Particulargesetzgcbung 
wichtigen Gegenstand 

ausgearbeitet, vom Oberiandesgericht geprüft und begutachtet, auch nebst 

3. einem Zeugniss über das bisherige WohWerhalten des Candidaten 
von dem Gericht ausgestellt 

an das Landesministeriura eingesandt worden sind. 

Art, 13. 

Diese Prüfung geschieht in der vorherigen Form bei dem Oberappella- 
tionsgericht m Jena. Ihne Gegenst&nde rind die Kechtrsrissensehiit in 
ihrem ganzen Umfange, Landesverfassung und Qesetzgebimg. 

Es wird nur Q'pnrtheilt 

der Candidat könne mit Nutzen in einem hühern Hichteramt angestellt 
werden 

oder 

es sei von seiner Anstellung im höheni JustizdiMiste kein besonderer 
Nutsen zu erwarten. 

Art. 14. 

Das Bestehen in dieser dritten Prüfung ist erforderhch • 

1. zur Anstellung als AsMssor und Rath bei don Oberlandesgericht; 
ingleichen als rechtsgelehrter Assessor und Rath bei den übrigen 

obem Landcsstellen ; 

2. als Oberbeamter in den Land- und Stadtgerichten und Kreis- 
gerichten; 

3. als Advocat bd dem Oberiandesgerichte und den Ereisgeriohten. 



• ) Diese Advocatur ist jetzt beseitigt. 

2) Beseitigt durch Art. 2 der Verordnang vom 13. Januar 1849, betreffend mebrere Ab- 
änderungen in den VoMchriflen Tür das Sludicnwesen (Yerordnungs-Sammlong, 1849, 8. 199), 
Der PrüfiingscoBiniMiaB mU es iUMrlasMa bleiben, sich einea nQmttichen Tortraf «ss Givfl- 
od« GriaiBalaem tislstlM ss Issnb. 
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Art 15. 

Wer das dritte Examen mit Ehren bestanden hat, arbeitet bis zu 
Beiner Anstellung in einem mit Besoldung verknüpften Amte bei dem 
Oberlandc sgerichte alsAsseteor, und ist yonnglich su wiohtigeni L o c a 1 • 

c 0 m in i s s i o n e II und andern ausserordentlichen Arbeiten zu benutzen, 
zieht auch dafür die g-cfctzmässigen Gebühren und Diäten. 

In dem Collegium hat er eine entscheidende (mitzuzählende) Stimme'}. 

Art. 16. 

Die Auditoren bekommen, wenn sie nicht zu ihrem Unterricht, sondern 
zur Aushülfe in ein Amt geschickt werden, einen monatlichen Zuschuss von 
SO fl. rhein^ die Referendarien im gleichen Falle monatlieh 80 fl. Die Diäten 
der Assessoren richten sich nach den vorhandenen Bestimmungen. Be- 
sonders ausgezeichneten aber unvermög-enden jnnsren Männern werden Wir 
einen Sustentationszuschuss zu verwilligen Uns vorbehalten. 

Art. 17. 

Der UanßT eines Assessors l)eira Oberlandes/:,'ericht g'eht durch An- 
stellung als Beamter oder Anwalt nicht verloren, und ein solcher bleibt 
nicht nur in der bisherigen Anciennitäti sondern auch insoton Iffiitglied des 
Collcgiums, dass er zur Theilnahme an dessen Deliberationcn einberufen 
werden kann. Er hat dann nach seiner Anciomität unter den Assessoren 
Sitz und Stimme. 

In gleicher Art stehen die Oberlandesgeriohtsrathe mit den Hof- und 
Justizräthen, wozu die ausgezeichneten Beamten und Advocaten liefördert 
werden sollen, einander gleich und rangiren unter sich nach dem Datum 
ihrer Pateute. 

Art. 18. 

Bei der jetzigen neuen Formation des Oberlandesgerichts und der Justiz- 
amter behalten Wir Uns vor, den sämmtlichen Justizdienem die Stellung 
anzuweisen, nach welcher sie in ihrer künfti^rcn Bcförderunfr behandelt 
werden sollen; sodann aber müssen die gegenwäT-tiffen Bestiinmuu^^en auf 
das pünctlichste beobachtet werden, wogegen die Verordnungen und Bekannt- 
machungen vom 1. Mai 1811 und 17. November 1823 für HildburghausetL 
und vom 24. Februar 1824 fSr Meiningen hiermit aufgehoben werden. 

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und dem vo]> 
gedruckten Herzoglichen Siegel. 

Gegeben Meiuingen zur EUsabetbenburg, den 21. Januar 1829. 

(L. s.) Bernhard Erich Fk^uniL 

Chr. F. Mr. f. Ktfnifa. f. Banmback. D. f. Stein, v. nsehera. 



*) Die Verordnung vom 1^ September IS34 in Bezug auf die Befähigung zum Staats- 
dienst im Fach« d«r Jnitis- vmi VerwaltQDg (Bd. II. der Verordnungs-Sammlung, 1834, 8. 433) 
Hißt die Bedingung bei : wenn dem Assessor wirklidi ein Staatsannl» das zu «iiwr miUableaden 
i»timme berechtigt, übertragen worden isl. 



XVUL Eerzogihum Sachsen -MeiningeiL ^'dö 

B. Aas der Sammlung der laDdesherrlichen Verord- 
nungen im Herzogthum Sachs on-Meiningen. 

Jahrgang 1829. Nr 8. S. 77 ff. 

Edict vem 27. April 1829 über die Befähigung zum Staatediensl 
im Fache der Verwaltung. 

Wir Beriiliui d, von Gottes Gnaden Herzog zu Saclisen-Meiningen u, s. w. 
fügen hieiiuit zu Avissen: 

Nachdem Wii- durch eine Verordnung vom 21. Januar dieses Jahres 
dafür Yorsorge getarofiiBii haben, dasa der Eintritt in den Staatsdienst in 
dem Fache der Justiz und das Fortrücken in demselben durch wicderliolte 
Prüfungen geregj-elt werde; so finden Wir nunmehr aucli nothwcndiu^, ähn- 
liche Bestimmungen für den Geschäftskreis Unserer Landesregierung und 
CSanuner^), insoweit dies nicht schon dnroh Unser Edict vom 9. Februar 
in Ansehung der Rechnungsverständigen geschehen ist , zu erlassen. Wir 
verordnen ilalier für den allgcmrinon Dienst im Verwaltungsfache, naim'nt- 
hch für die Stellen der Käthe und Beisitzer in Unserer Landegregiorunf^ und 
Cammer, der Verwaltungsbeamten, der Secretairs und ßegistratoren bei den 
Landescollegiw und Verwaltungsämtem himoit Folgendes: 

Art. 1. 

Wer sich zum Staatsdienst im Verwaltungsfache meldet und ohne 

strenges junstiRclies Studium bei Unserer Landesre^icrunn;- und Cammer als 
Auditor angestellt werden will, muss durch glaubhafte Zeugnisse nach- 
weisen : 

1. dass er die gehörige olassisehe Yorbereitnng in der lateinischen 

Spraolifi (indem für diesen Zweck die griechische nicht nothwendig 
ist) und andern allgemeinen Hülfswissenschaften auf einer öffentlichen 
Anstalt oder durch Privatunterricht empfangen hat, von der compe- 
tenten Behörde geprüft und zum Abgang auf eine Akademie reif 
befunden worden ist; 

2. dass er auf einer Universität oder einer spociellen liöhern TiChranstalt 
einen philosophischen ijohreursus (Psyeholo^äe , Lo^'^ik, Metaphysik, 
Moral, N^aturrecliü gehört, auch die Staats- und Finauzwissenschaft 
in ihrem ganzen Umfange studnrt hat; 

3. dass er eines unbescholtenen Lebens ist. 

Statt der griechischen Sprache wird der Candidat sich durch gründ- 
liche Kenntniss lebender Sprachen besonders empfehh ii. 

Aus dem Umfange der Staatswissenschaft mit ihren Hülfswissenschaften 
und ausser den allgemeinen Studium derselben mfissen die Gandidaten 
kunfÜg Nvenigstcns in einem oder dem andern der folgenden Fächer gründ- 
liche und unifassende Kenntnisse nachweisen: 

a. Landwirthschaft, 

b. Mineralogie nebst Bergbau, 

c. Mathematik und Mechanik, Baukunst, 

d. Chemie und Teehnolof^ie. 

Die Wahl steht dem Candidatcn frei, allein es hänort, von dem Ermessen 
der Regierierung ab, ob in einem solchen speciellen Fache HoÖhung zur 
Beförderung gegeben werden kann. 



<) Diese beidfn Behürden sind durch die Verordnno^ vom 14. September 1849 in dem 
IHaaisninitteriai msinigt wordsn. 
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Art. 2. 

Die erste Prüfung zum Auditor wird unter der vereinten Leitung des 
RegienmgB- und Garamerdirectoriama von depatirten Käthen beider Collegien 
mit Zuziehung? dpr Sacliverständigen der vorkommenden speciellen Fächer 
vorgenommen. Es wird dubei eine schriftliche Ausarheitung erfordert, 
deren Aufgabe von den beiden CoUegien gewählt wird und daran wird eine 
mfindliche Prüfung angereiht. 

Die Gegenstände der Prüfung sind die Staats- und Finanzwissenscliaft 
im Allgemeine und die vom Candidaten erwählten besondem Fächer. 

Art. 3. 

Das PrüfungsprotocoU wird mit einem gutachtlichen Berichte bei- 
den Gollegien sowohl in Ansehung der Anstellung des Caiulidaf en üborhanpt, 

als auch über die Zutheilung desselben zu Unserer Landesregierung oder 
Cammer an Uns eingesendet. Der angenommene Auditor wird mit einem 
allgemeinen Diensteide verpflichtet, welcher das ganze Dienstleben umfasst, 
und auf welchen bei dem Fortröcken nur yerwiesen wird. 

Der Auditor wird von dem Collegium, welchem er zugetheilt wird, zu 
allen Arbeiten gebraucht, welche nach dem Ermessen des Directoriums 
seinen Keuntnissen und Fähigkeiten entsprechend sind. Es können ihm 
auch Yorträge (doch ohne mitzählende Stimme) zugeschrieben, er kann zu 
minder wichtigen Commissionen gebraucht, und ii 1 r ondere den einzelnen 
Rathen zur Beihülfe in ihren Geschälten unter ihrer besondem Anweisung 
zugetheilt werden. 

Die Auditoren bleiben der Regierung und Cammer gemeinschaftlich 
und können von einem Collegium an das andere venetst werden. 

Art. 4. 

Wer eine Zeit lang als Auditor gearbeitet und sich zur Zufriedenheit 
der CoUegien benommen, auch in dem mechanischen Geschäftübetrieb hiu- j 
reichende Fertigkeit erworben hat, kann sich zur Anstellung als Ref«rendar ! 
und der dazu erforderlichen zweiten Prüfung melden. Diese wird wie die 
vorifTf schriftlich und mündlich vorgennrnmen- ihre Gegenstände sind aber ' 
die besondern Verhältnisse des Landes in Beziehung auf Yerwaltungs- 
gcgenstände, namentlich 

1. die Htatistisch politischen Verhältnisse und Geschichte desselben, 

2. die Landcsgesetzgebung im administrativen Fache, Steuerwesen, land> 
wirths chaftii ch e Verordnungen, 

3. die natürliche Beschaffenheit des Landes und die Benutzungsweise 
der natürlichen Hülfsquellen, beide mit besonderer BmioksiGhtigung 
des vom Candidaten gewählten speciellen Faches (Art 2). 

Art. 5. I 

Die Anstellung als Referendar erfolgt auf den gutachtlichen Bericht 
Unserer Landesregierung und Cammer, welchem die Exammationsprotocolle 
und Probearbeiten beizulegen sind. 

Der Referendar wird ebenso wie der Auditor, jedoch nach Massgabe , 
seiner fortschreitenden Brauchbarkeit unter specieller Aufsicht des Dirigenten 
beschäftigt; es kann derselbe auch zu interimistischer Verwaltung der unter j 
dem Collegium stehenden Aonter und Stdlen und zu bedeutenderen Com- | 
missionen gebraucht werden. 

Ohne weitere Prüfung sind die Referendarien zu den iStellen der Secre- 
tarien und ^ untergeordneten Verwaltungsbeamten nach dem Urthal der 
CoIlegieiL quahu^irt; obwohl diesen nnbenommeii bleibt, dem Vorschlag zu 
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(Iti'L'ieichon Anstellungen roch eine auf die zu besetzende Stelle besonders 
bezügliche Probearbeit, zumal wenn mehrere dazu vorgeschlagen werden, 
Torangehen su lassen. 

Art. 6. 

Um aber stimnifübrendes Mitglied des CoUegiiuns odw Oberbeamter 

zu werden, muss eine dritte Prüfung vorangehen, ^^u welcher sich die Refe- 
rendarien melden können, wenn sie eine Zeit lang bei der Landesregierung 
oder Cammer zur Zufriedenheit des Collegiums gearbeitet haben. Ober- 
beamie sollen in der Regel auch eine juristiBcbe Büdung haben. Zu dieser 
dritten Prüfung wird eine Probearbeit erfordert, welche sowohl in einer 
schriftlichen Ausführung einer wichtigen aus dem Geschäftskreisp der Ver- 
waltung genommenen Materie, wobei sowohl auf allgemeine Theoneu als auf 
die besondem Verhältnisse des Landes Rücksicht zu nehmen ist, als auch 
in Behandlung eines bedeutenden Commissionsgesclnifts. bestellen kann. 

Die Prubearbeit wird mittelst gutachtlichen Rericlits an Uns eingesendet 
und darauf die mündliche Prüfung unter Leitung einer von Uns aus den 
Mitgliedern des MiüistcriuniH und des Geheimeraths-Collegiums ') ernannten 
Commission, mit Zusiehung der Dirigenten Unserer Regierung und Gammer, 
dnes von jedem dieser Goll^en deputirten Ratiies und der geeigneten 
Sachverständigen vorgenommen, und auf den ganzen Umfang der Staats« 
und Finanz Wissenschaft und der Kenntniss des Landes gerichtet. 

Art. 7. 

Wer diese dritte Prüfung mit Ehren bestanden hat, erlangt durch ein 

von Uns zu vollziehendes Decret die Qnnlification eines Regierung«- oder 
Cammerassessors und kann hierauf bei Besetzung solcher Stellen in Vor- 
schlag gebracht werden. Einstweilen fährt er nach Unserer Bestimmung fort, 
in einem YerwaltungRcollcgium zu arbeiten, und hat in den Sitaungen, 
welchen er beiwohnt, eine mitzulili Tile Stimme'''). Er behält, wenn er in 
einem andern Amte angestellt wird, seine einmal erlangte Qualiiication als 
CoUegialassessor. 

Art. 8. 

^ Bi^jenigen, welche das dritte Examen im Fache der Justiz ehrenroll 
bestanden haben, sind auch zu den Stellen der Räthe und Assessoren in 

Unserer Landesregierung und Cammer, sowie der Oberbeamton iji denVer- 
waltungsämtern ((im lificirt und können uns von den geeigneten (^oUegien, 
wenn sie sich von ilircr Austeilung in diesem Fache nützliche Dienste ver- 
sprechen, ohne dass es einer nochmaligen Prüfung bedarf, in Vorschlag 
gebracht werden. 

Art. 0. 

Desgh'ichen sind diejenigen, welche die zweite Prüfung bei dem Ober- 
laudcsgericht rühmlich bestanden haben und als Keferendarien angenommen 
worden, nicht nur zu den Stellen der Secretarien, Actuaricn und Registra- 
toren ha. den administrativen LandescoUegien und in den Aemtem qualificirt, 
sondern sie können auch, ohne dasf es in beiden Fällen einer Prüfung be- 
dürfte, als Keferendarien bei Unserer Landesregierung und Gammer ein- 
treten. 

Sie müssen sich deshalb bei diesen Collegi^ meldm, welche an Üns 
jedesmal gutachtlichen Bericht au erstatten haben. 



*) Das 6thei>MralllfMtt«fiam isl dsreh YcrordmniK iroai IS. Septeinb<; .S48 anfgeliobsn. 

^) Dil Hathe und Assf'üsorcn in den Abtheilungen des WitOttlWiUa^f^^^k nack JUt, i dcr 
Verordnung vom Ii September 1848 nur eine fieralhung. 

H. 0 r 1 1 0 r r, Methodologie d. KocUs- n. StsatlwisfeBMluJt 19 * 
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Art. 10. 

Endlich find auch die Auditoren des Oberlandesgericht'' imtor den 
Bedingungen des Edicts vom 21. Januar Art. 8 zu den Subalterustellen der 
administrfttiyeii Golle^ira und Aemter qualificirt, und können ebenso, wie 
im Toratehenden Artikel bestimint ist, als Auditoren su Unserer Landet- 

regierungf und Cammer ohne neue Prüfung- übertreten. Sie müssen aber, 
um zu Keg-iernnga- und Cammerrefereudaiien befördert zu werden, ihre 
zweite Prüfung bei diesen Behörden bestehen. 

Art. XI. 

Auf die Anstellung: dei;jenigen Mitglieder Unserer Landesregierung: und 
Cammer, welche in einzelnen Oeschäftszweigen als Sachverständige gebraucht 
werden, hat diese Verordnung keine Anwendung; sowie Wir Uns auch 
vorbehalten y wenn Wir sum Besten des Staatsdienstes berdts im Dienst 
gestandene Ausländer oder schon im auswärtigen Dienst gestandene Inifinder 
berufen, hierüber besondere Bestimmung zu treffen. 

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und dem Torge- 
druckten Herzoglichen Siegel. 

Gegeben Meiningen zur £lisabethenbnrg, den 27. April 
(L. s.) Bernhard firleh Frennd, 

Chr. F. Prhr. v. kftniU. iod Baombacli. D. v. Stein, »en Fiscbem. 
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